









































































durchgesehene und geänderte Fassung mit Stand März 2008 
 
 




Die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsführung des Freistaates Sachsen wird gem. 
Art. 100 Abs. 1 Sächsische Verfassung durch eine unabhängige Staatsbehörde, den 
Rechnungshof, geprüft. Die Rechtsverhältnisse dieser Staatsbehörde zu Landtag 
und Staatsregierung sowie deren Sitz, Gliederung und Organe ergeben sich aus dem 
Gesetz über den Rechnungshof des Freistaates Sachsen. Neben den in Art. 100 
Abs. 1 Sächsische Verfassung genannten sind dem Sächsischen Rechnungshof wei-
tere Aufgaben übertragen, zu denen insbesondere die überörtliche Prüfung kommu-
naler Körperschaften gehört. 
 
Seit Aufnahme seiner Tätigkeit vor nunmehr über einem Jahrzehnt hat der Sächsi-
sche Rechnungshof in den durchgeführten Prüfverfahren eine Vielzahl von Behörden 
in den unterschiedlichen Bereichen der Verwaltung des Landes geprüft. Die vorlie-
genden Jahresberichte enthalten die wesentlichen Ergebnisse der Rechnungsprü-
fung in zusammengefasster Form und bilden somit die Praxis der im Freistaat vom 
Sächsischen Rechnungshof ausgeübten unabhängigen Finanzkontrolle auf anschau-
liche Weise ab. 
 
Meistens hat sich im Verlauf der Prüfverfahren das Zusammenspiel mit der Verwal-
tung als reibungslos erwiesen. In einzelnen Fällen bekam jedoch der Sächsische 
Rechnungshof, wie auch schon andere Rechnungshöfe in Bund und Ländern, zu 
spüren, dass die Prüfer die erbetenen Informationen nur widerstrebend erhielten  
oder dass dem Rechnungshof der Zugriff auf diese sogar verwehrt wurde. 
 
Werden dem Rechnungshof bei der Erhebung des prüfungsrelevanten Sachverhalts 
Steine in den Weg gelegt, stellt sich die Frage, welche Möglichkeiten er zur Durch-
setzung seiner Kontrollkompetenzen hat. Kernproblem ist dabei, dass der Rechungs-
hof nur dann die ihm zugewiesenen Befugnisse und Kompetenzen selbst gerichtlich 
geltend machen kann, wenn ihm als Institution die Fähigkeit zukommt, Beteiligter in 
einem Verwaltungsprozess oder - falls Rechtsschutz zur Verteidigung der von 
Art. 100 Abs. 1 Sächsische Verfassung garantierten Unabhängigkeit nötig wird -  
Partei in Verfahren vor dem Verfassungsgericht sein zu können. 
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Mit besagten Rechtsproblemen, die für die Wirkungskraft der obersten Finanzkon-
trollorgane des Bund und der Länder von Bedeutung sind, ist untrennbar die weitere 
wichtige Frage verbunden, ob den geprüften Stellen gegen die Handlungen der Fi-
nanzkontrollbehörde gerichtlicher Rechtsschutz gewährt wird. Verfahrensgegenstand 
kann dabei z. B. die Weitergabe von Prüfergebnissen durch den Rechnungshof sein. 
 
Die Rechtsschutzmöglichkeiten zugunsten der geprüften Einrichtungen sind vor al-
lem von Bedeutung, wenn die Finanzkontrolle auf Räume trifft, die ihr möglicherweise 
verschlossen sind. Die Rechnungsprüfung begegnet unbeschadet des eingangs er-
wähnten, lückenlosen Kontrollauftrags einer Reihe von Schranken. Das Bestehen 
dieser Grenzen ist in der Praxis der Finanzkontrolle anerkannt, der genaue Verlauf 
der „Vorbehaltsbereiche“, die von der Rechnungsprüfung ausgenommen sein könn-
ten, lässt sich allerdings nur schwer bestimmen. 
 
So wird beispielsweise seit jeher kontrovers diskutiert, inwieweit den Rechnungshö-
fen eine Prüfungs- und Beanstandungskompetenz gegenüber „politischen“ Entschei-
dungen von Regierung und Parlament zukommt. Daneben treffen die Rechnungshö-
fe in Wahrnehmung ihres Kontrollauftrags auf weitere Rechtspositionen und Güter, 
die von der Rechtsordnung mit Freiheitsräumen und damit möglicherweise auch mit 
Abwehrrechten gegenüber der Finanzkontrolle ausgestattet sind.  
 
Rechtspositionen, die Freiheitsrechte natürlicher oder juristischer Personen des Pri-
vatrechts verbriefen, sind als Schranken für staatliche Finanzkontrolle von Bedeu-
tung, da sich die Rechnungsprüfung in bestimmten Fällen auch auf Privatrechtssub-
jekte erstreckt, wie etwa auf Unternehmen, die Empfänger staatlicher Förderung 
sind. Angesichts des sich in erster Linie auf den öffentlichen Bereich beziehenden 
Kontrollauftrags des Rechnungshofs stellen aber die entscheidenden Abwehrrechte 
vielmehr solche Rechtspositonen dar, die ausnahmsweise öffentlichen Aufgabenträ-
gern als wehrfähige Rechte zugewiesen sind. Prüfungsfreiräume werden z. B. für die 
Freiheit von Wissenschaft und Kunst, die Rundfunkfreiheit und die Selbstverwal-
tungsrechte, mit denen bestimmte autonome Körperschaften des öffentlichen Rechts 
wie die Gemeinden und Gemeindeverbände ausgestattet sind, diskutiert. Das Beste-
hen weiterer Prüfungsfreiräume ist angesichts der genannten Bereiche nicht ausge-
schlossen. So haben sich die Rechnungshöfe des Bundes und der Länder in jüngster 
Zeit mit der Frage befasst, ob etwa auch die Unabhängigkeit der Justiz eine durch 




Fraglich ist bei Prüfungen, die einen jener „Vorbehaltsbereiche“ berühren, in wel-
chem Umfang der Rechnungshof beispielsweise politisch, wissenschaftlich, oder 
künstlerisch geprägte Entscheidungen als nicht ordnungsgemäß oder nicht wirt-
schaftlich kritisieren darf. Bei Rechtsstreitigkeiten im Bereich der Finanzkontrolle 
stellt diese Frage nicht selten die entscheidende materiell-rechtliche Problematik dar. 
Soll obendrein gerichtlicher Rechtsschutz in Anspruch genommen werden, treten 
angesichts der Provenienz des Rechtsstreits in der Regel eine ganze Reihe prozess-
rechtlicher Fragen hinzu. Jene verfahrensrechtlichen Fragen sowie weitere bislang 
höchstens ansatzweise erörterte Rechtsschutzprobleme aus dem Bereich der Fi-
nanzkontrolle sind Gegenstand einer Dissertation, die nachstehend im nunmehr vier-
ten Band der Schriftenreihe des Sächsischen Rechnungshofs veröffentlicht ist. 
 
 
Dr. Hans-Günther Koehn 
Präsident des Rechnungshofs 
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A. Kontrolle staatlicher Finanzwirtschaft 
 
Den Rechnungshöfen des Bundes und der Länder obliegt die Kontrolle staatlicher 
Finanzwirtschaft.1 Obwohl sie als Einrichtungen, die in einem „konfliktfreien Raum“2 
angesiedelt sind, galten, sind schon seit geraumer Zeit im Schrifttum einige Beiträge 
zu Rechtsschutzproblemen im Bereich der Finanzkontrolle und vor allem Judikate zu 
verzeichnen, die auf die Austragung von Rechtsstreitigkeiten mit dem Rechnungs-
hof vor Gericht zurückgehen.3 Bei solchen Streitverfahren, die vor allem die Prü-
fungs- und Berichtsbefugnisse der Rechnungshöfe zum Gegenstand haben können, 
treten von materiell-rechtlichen Problemen abgesehen regelmäßig eine Fülle pro-
zessrechtlicher Fragen betreffend den Rechtsweg und die Klagebefugnis auf.4 
 
                                            
1 Soweit keine Hervorhebung erfolgt, sind nachstehend Bund und Länder ohne Unterscheidung ge-
meint. Übereinstimmende Rechtsvorschriften werden folgendermaßen zitiert: §/Art. 7 BHO/LHO. 
Zu Prüfbefugnissen des Rechnungshofs außerhalb des staatlichen Bereichs siehe Franz Knöpfle, 
Die Zuständigkeit der Rechnungshöfe für die Prüfung der Körperschaften des öffentlichen Rechts. 
2 Susanne Tiemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich der öffentlichen Finanzkontrolle, DÖV 1975, 
S. 411. Gegen diese Standortbestimmung spricht, dass Rechnungsprüfung abgesehen vom staat-
lichen Innenbereich mit zumindest latent angelegten Kompetenzkonflikten auf Abwehrpositionen 
insbesondere grundrechtlicher Provenienz trifft, wenn sie sich auf grundrechtsfähige Körperschaf-
ten erstreckt; Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentli-
chungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), S. 192 ff. (214). Aus dem 
Schrifttum ist weiterhin zu nennen: Albert von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kommentar 
zum Haushaltsrecht, Art. 114 GG, Rdnrn. 13 ff.; Gerd Dieter Belemann, Rechtsschutzprobleme im 
Bereich der Finanzkontrolle, DÖV 1990, S. 58; Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte 
der Rechnungshöfe, VerwArch 83 (1992), S. 165; Görg Haverkate, Der Schutz subjektiver Rechte 
in der Rechnungsprüfung, AöR 107 (1982), S. 553; Walter Krebs, Die Rechtliche Stellung der 
Rechnungshöfe und der Vorbehalt des § 40 Abs. 1 VwGO zugunsten der verfassungsrechtlichen 
Streitigkeit, VerwArch 71 (1980), S. 77; Hans Schäfer, Zum Schutz Dritter bei der Rechnungsprü-
fung und der Berichterstattung der Rechnungshöfe, in: Leibholz, Faller, Mikat, Reis (Hrsg.), Men-
schenwürde und freiheitliche Rechtsordnung, Festschrift für Willi Geiger zum 65. Geburtstag, 1974, 
S. 623; Ferdinand O. Kopp; Rechtsschutz der Bürger gegen die Verbreitung von Prüfungs-
berichten, JuS 1981, S. 419; Otto Häußer, Zur Antragsbefugnis der Rechnungshöfe im verfas-
sungsrechtlichen Organstreit, DÖV 1998, S. 544. 
3 OVG Lüneburg - OVG A 55/79 -, OVGE 37, 212; BVerwGE 74, 58 („erster VW-Stiftungsprozess“); 
OVG Lüneburg, DVBl. 1984, 837 (838), BVerwGE 82, 56, BVerfG NJW 1997, 1633 („Patientenak-
tenprozess“); VG München - M 16 K 90.3105 -; BayVGH, DVBl. 1992, 1633 („Handwerkskammer“); 
OVG Münster, DÖV 1979, 683; VG Düsseldorf, NJW 1981, 1396; Nds. OVG, NdsVBl. 1994, 14, 
BVerwG, DÖV 1997,684 („zweiter VW-Stiftungsprozess“); BVerfGE 92, 130 (133); VfG Bbg DÖV 
1998, 200 („Einsicht in Prüfungsakten“). 
4 Gunter Kisker in: Isensee, Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. IV; § 89, RdNr. 121. 
 18 
Ungeachtet dieser Schwierigkeiten können Konflikte im Bereich der Finanzkontrolle, 
insbesondere Weigerungen, den Prüfern Informationen offen zu legen, gerade in den 
letzten Jahren häufiger festgestellt werden.5 Manches weist sogar auf Verschärfun-
gen hin, da Rechnungshofberichte mit Rechtsbehelfen „attackiert“6 werden, noch be-
vor diese veröffentlicht sind. Auf größere „Reibungswiderstände“ deuten auch Pres-
seberichte hin, nach welchen es fast so scheint, als ob im Bereich öffentlicher Fi-
nanzkontrolle ein „Aufstand der Rechner“ wie gleichsam auch ein „Disziplinierungs-
versuch“ vonstatten gehen würden. Der Inhalt dieser Presseberichte ist in den nächs-
ten Abschnitten wiedergegeben, um an Beispielen die teils latenten und teils offen 
ausgetragenen Kompetenzstreitigkeiten zu veranschaulichen, die bei Rechnungsprü-
fung auftreten können. 
 
I. Der „Aufstand der Rechner“ 
 
In einem Pressebericht aus dem Jahr 1993 war Folgendes zu lesen: „Die Rech-
nungshöfe von Bund und Ländern wollen dem Staat eine neue Sparpolitik aufzwin-
gen. Statt den Schuldenmachern hinterher zu rechnen, verlangen sie nun Mitsprache 
bei der Etatplanung. Motto: Die größte Einnahmequelle ist ein Stopp der Geldver-
schwendung.“7  
 
Mit der Einforderung von Mitbestimmung bei der Haushaltsaufstellung haben sich 
Rechnungshöfe zum Ziel gesetzt, ausufernder Kreditfinanzierung öffentlicher Aufga-
ben „den Kampf anzusagen.“ Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte sei 
                                            
5 Ergebnisbericht des BRH 1998 - Folgerungen aus den Bemerkungen des BRH 1996 -, S. 1: Die 
Allgemeinen Ortskrankenkassen und der AOK Bundesverband haben sich geweigert, dem Bun-
desrechnungshof die Durchführung von Erhebungen zu ermöglichen. Damit wurde erforderlich, die 
Prüfungsrechte gerichtlich durchzusetzen. Der Bundesrechnungshof hat die Verwaltungsgerichte 
angerufen und nach dem Erlass mehrerer einstweiliger Anordnungen die beabsichtigten Prüfungen 
durchgeführt. Siehe zur Prüfung der AOK und anderer Sozialversicherungsträger durch den Bun-
desrechnungshof: Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 18.09.1995 - 7 B 205.65; OVG 
Mecklenburg-Vorpommern vom 29.09.1993 - 1 M 71/91; VG München vom 06.04.1998; VG Köln 
vom 05.07.1995 - 18 (8) L 380/95.  
6 Süddeutsche Zeitung, Nr. 279 vom 01.12.1998, „Bank attackiert Rechnungshof“. Im Jahresbericht 
des Bayerischen Obersten Rechnungshofs sollte das Ergebnis über die Prüfung der Bayerischen 
Landesanstalt für Aufbaufinanzierung (LfA) dargestellt werden, die eine private Bank zu teuer ein-
gekauft habe. Die Bank wollte Streichung bestimmter Passagen erreichen und wandte sich im Eil-
verfahren - ohne Erfolg - an das Verwaltungsgericht. Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat 
die Beschwerde der Bank gegen die Entscheidung des Verwaltungsgerichts abgewiesen; BayVGH, 
NVwZ-RR 1999, 549. 
7 Der Spiegel, Heft 30/1993, S. 42, „Aufstand der Rechner“. Zum Prüfungsrecht des Rechnungshof 
gegenüber dem politischen Bereich Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rech-
nungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 
S. 190 ff. (206). 
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notwendig, um die Vorbelastungen durch den Schuldendienst zu verringern, dem  
Etat die nötigen Finanzspielräume wieder zu verschaffen. „Das Tempo der Staatsver-
schuldung ist bedrohlich, weil es die Fähigkeit einschränkt, auf Anforderungen der 
Zukunft angemessen zu reagieren.“8 
 
Vor dem Hintergrund knapper Kassen wurde die Mitsprache der Rechnungshöfe bei 
der Haushaltsaufstellung als „Aufstand der Rechner“ verstanden. Folglich sei „der 
Ton zwischen Politikern und Prüfbeamten in Bund und Ländern schärfer geworden, 
seit die Rechnungshöfe sich mehr und mehr in die Politik einmischen“9. Immer häufi-
ger würden die kritischen Anmerkungen der Landesrechnungshöfe als unzulässige 
politische Einmischung oder mit dem Vorwurf fehlender Fachkompetenz kommentiert 
werden.10 
 
Die eingangs wiedergegebene Haltung der Rechnungshöfe zur Verschuldung der öf-
fentlichen Hände entspricht dem hergebrachten Bild vom Rechnungshof als einem 
vollkommen unpolitischen Organ kaum mehr. Mit dem Anspruch, zunehmend mitbe-
stimmen zu wollen, befreien sich Rechnungshöfe aus einem „Korsett überkommener 
Verpflichtung zu politischer Zurückhaltung“.11 
 
Die von den Rechnungshöfen eingeforderte Mitsprache ist geeignet, nicht nur öffent-
liche Kritik politischer Aufgabenträger an ihrer Tätigkeit hervorzurufen. Vielmehr kann 
bei Interessengegensätzen die Mitwirkung der Rechnungshöfe in politischen Prozes-
sen auch einen Auslöser für Rechtsstreitigkeiten darstellen. Damit gewinnt die Frage 
an Bedeutung, ob eine gerichtliche Austragung solcher Konflikte möglich ist.12 
 
Ungeachtet der Forderung nach bestimmten politischen Mitspracherechten kann je-
denfalls die Bereitschaft der Rechnungshöfe festgestellt werden, die Gewährleistung 
ihrer verfassungsrechtlichen Stellung nötigenfalls gerichtlich einzufordern. So war im 
Jahr 1998 vor einem Landesverfassungsgericht zu klären, ob wegen der Herabstu-
                                            
8 Heinz Günter Zavelberg in: Der Spiegel, a. a. O. (Fn. 7), S. 43. Zur haushaltswirtschaftlichen Prob-
lematik des öffentlichen Kredits siehe auch Helmut Schlesinger, Manfred Weber, Gerhard Ziebrath, 
Staatsverschuldung - ohne Ende?, S. 9 ff.  
9 Der Spiegel, a. a. O. (Fn. 7). 
10 Eberhard Munzert in: Der Spiegel, a. a. O. (Fn. 7). 
11 Der Spiegel, a. a. O. (Fn. 7). 
12  Zur Prüfbefugnis des Rechnungshofs gegenüber dem politischen Bereich siehe unten (Seite 242); 
Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (206). 
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fung der Besoldung von Bediensteten eines Landesrechnungshofs ein Eingriff in 
dessen unabhängige staatsorganisatorische Stellung vorlag. 
 
II. Der „Disziplinierungsversuch“ 
 
Im Zuge einer durch Landesgesetz getroffenen Herabstufung wurden die Bezüge der 
oberen Ämter bestimmter Landesdienststellen im Personalhaushalt gekürzt. Nach 
Auffassung des Rechungshofs sei bei dieser Kürzung die Eigenart der Personal-
struktur eines obersten Finanzkontrollorgans nicht berücksichtigt worden. Er sei von 
dem Einschnitt ungleich stärker betroffen als andere oberste Landesbehörden. 
 
Aus Sicht des Landesrechnungshofs handele es sich um einen „Disziplinierungs-
versuch“.13 Durch das Haushaltsbegleitgesetz werde das institutionelle Gleichge-
wicht zwischen Prüfer und Geprüftem gestört. Finanzkontrolle sei auf qualifiziertes 
Personal besonders angewiesen und die Vergütungsstruktur müsse dem Rechnung 
tragen. 
 
Da er sich Behinderungen in jüngster Zeit häufiger ausgesetzt sieht, hat der Landes-
rechnungshof vor dem Staatsgerichtshof gegen den Landtag wegen des Haushalts-
begleitgesetzes geklagt. Wäre diesem Rechnungshof nicht durch Landesgesetz die 
Möglichkeit eingeräumt, Beteiligter in einem verfassungsrechtlichen Organstreitver-
fahren zu sein, würde die Zulässigkeit der Klage in Frage stehen. Der Grund dafür 
ist, dass Klagebefugnis der Rechnungshöfe im verfassungsrechtlichen Organstreit 
bis heute nicht endgültig geklärt werden konnte. 14 
 
Ebenso wie die Wehrfähigkeit des Rechnungshofs vor den Verfassungsgerichten 
wirft auch dessen Stellung vor den Gerichten der allgemeinen Verwaltungsgerichts-
barkeit eine Vielzahl von Rechtsproblemen auf. Vor allem die Rechtsschutzmöglich-
keiten im Verhältnis zu anderen landes- oder bundesunmittelbaren Behörden sind 
bislang in verwaltungsprozessualer Hinsicht höchstens ansatzweise erörtert. 
                                            
13 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 25.06.1998; „Hessischer Rechnungshof klagt gegen Landtag 
wegen Haushaltsbegleitgesetz, Verletzung der Unabhängigkeit gerügt. Besoldung herabgestuft“. 
Zum Ausgang des Verfahrens siehe unten (Seite 238). 
14 Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, 27. Ergänzungslieferung, Art. 114 
GG, RdNr. 28; deutlicher für eine Beteiligtenstellung des Bundesrechnungshofs im Verfassungs-
streit sprechen sich Albert von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushalts-
recht, 28. Ergänzungslieferung, Art. 114 GG, RdNr. 23, aus. 
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Den bei Rechtsstreitigkeiten im Bereich der Finanzkontrolle auftretenden prozess-
rechtlichen Fragen nachzugehen, ist dem Hauptteil dieser Abhandlung vorbehalten. 
Einleitend soll zunächst auf die gegenwärtige Diskussion über die Aufgaben von 
„Rechnungshöfen der Zukunft“ eingegangen werden. In dieser Diskussion geht es 
um eine vor dem Hintergrund der Verwaltungsmodernisierung angeblich notwendig 
werdende Neubestimmung des Inhalts der Finanzkontrolle, die zum Entstehen kon-
fliktfreier Räume führen könnte. 
 
III. Beratung statt Kontrolle? 
 
Im Zuge der Reform der öffentlichen Verwaltung wurde die Frage aufgeworfen, ob 
nicht auch die Finanzkontrollorgane einen Wandelungsprozess durchlaufen müss-
ten.15 Der Rechnungshof solle sich im Rahmen des „Neuen Steuerungsmodells“ mehr 
auf gezielte Zuarbeit für Verwaltung und Regierung einstellen. Das „Neue Steue-
rungsmodell“ bedeute wesentlich größere Selbständigkeit für budgetierte Verwal-
tungseinheiten und Steuerung über Vereinbarungen und Ziele an Stelle über den Mit-
telverbrauch und werde ohne Kosten- und Leistungsrechnung sowie Controlling nicht 
funktionieren können. 
 
Finanzkontrolle müsse zukünftig in Form der Beratung stattfinden, damit möglichst 
viel Einfluss auf den Reformprozess genommen werden könne. Die Rechnungsprü-
fung sei deshalb neu auszurichten, insbesondere hinsichtlich ihrer Fähigkeit zu Pro-
jektmitarbeit und der Bereitschaft zur Übernahme von Mitverantwortung und intensi-
ver Zusammenarbeit mit den Verwaltungen.16 
 
Eine stärkere Einbindung des Rechnungshofs in Aufgaben der Verwaltung im Moder-
nisierungsprozess kann bedeuten, dass die bei Rechnungsprüfung häufig ohnehin 
nur latent auftretenden Kompetenzkonflikte nicht mehr entstehen würden. Einem Be-
rater würde die Verwaltung womöglich viel vorbehaltloser vorhandene Schwach-
stellen offenbaren als einem außenstehenden Kontrolleur. Erhielten die Rechnungs-
höfe im Zuge der Verwaltungsreform einen neuen, auf Beratung ausgerichteten Auf-
                                            
15 Siehe die Kontroverse von Hans Blasius und Martin Frank in: Die innovative Verwaltung, Heft 
4/1996, S. 24 ff., „pro & contra Rechnungshöfe der Zukunft“. Im Zusammenhang mit der Diskus-
sion um die Fortentwicklung der Finanzkontrolle sind auch Überlegungen zur Leitbildentwicklung 
durch den Rechnungshof und anschließende Umsetzung im Rahmen des Erneuerungsprozesses 
zu sehen, Martin Frank, Michael Bucher, Mit einem Leitbild zu neuen Wegen in der Finanzkontrol-
le, Ein Erfahrungsbericht aus dem Rechnungshof Baden-Württemberg, VM 2000, S. 7 ff. 
16 Martin Frank, a. a. O. (Fn. 15), S. 29; siehe auch Gernot Korthals, Beiträge der Rechnungshöfe zur 
Verwaltungsreform, DÖV 2000, S. 855 ff. 
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gabenzuschnitt, ist dies für die Frage nach Rechtsschutzmöglichkeiten im Innenbe-
reich des Staates von Bedeutung, da dann in der Tat konfliktfreie Räume entstehen 
könnten. 
 
Gegen die Forderung nach einer Neubestimmung der Aufgaben des Rechnungshofs 
werden gewichtige Gründe, am Kontrollauftrag festzuhalten, ins Feld geführt.17 Die 
Prüfung i. S. v. Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG müsse auch zukünftig die eigentliche Haupt-
funktion der Finanzkontrolle bleiben. Im Spannungsfeld zwischen gesetzlichem Prü-
fungsauftrag und wünschenswerter Beratung, die gem. §/Art. 88 Abs. 2 BHO/LHO in 
der Regel nur aufgrund von Prüfungsergebnissen stattfindet, haben Finanzver-
fassung und Haushaltsrecht der Kontrolle den Vorrang eingeräumt18. 
 
Die Forderung nach Veränderungen sei angesichts der allseitigen Reformbestrebung 
zwar berechtigt. Die Neuregelungen seien im Fall des Rechnungshofs jedoch auf die 
Weiterentwicklung der Prüfungsmethodik, die Einführung von Prozessen zur Quali-
tätsmessung und -verbesserung bei der Prüfungsdurchführung und auf Fortbildungs-
maßnahmen beschränkt. 
 
Der Einsatz der Prüfbeamten in den Rechnungshöfen für Beratungstätigkeit könne 
angesichts ohnehin begrenzter Prüfkapazitäten nur im Ausnahmefall in Betracht 
kommen. Würden die Prüfer an Stelle der Verwaltung sich in die Rolle von „Control-
lern“ begeben, wäre zu fragen, welche Institution dann das Controlling prüfen sollte. 
Dergestalt in die Entscheidungsfindung mit einbezogen, könnte der Rechnungshof 
seinen Prüfungsauftrag nicht mehr objektiv und unbefangen wahrnehmen. 
 
                                            
17 Hans Blasius, a. a. O. (Fn. 15), S. 24. 
18  Der Finanzkontrolle kommt bei Übertragung von dezentraler Finanzverantwortung auf Verwal-
tungseinheiten stärker die Aufgabe zu, die parlamentarischen  Budgetrechte zu wahren; Udo Mül-
ler, Perspektiven von Haushaltsreform und Finanzkontrolle, in: Udo Müller (Hrsg.), Haushaltsreform 
und Finanzkontrolle, S. 27; Eberhardt Munzert, Schwerpunkte der Haushaltsreform im Lichte mo-
derner Finanzkontrolle, in: Udo Müller (Hrsg.), Haushaltsreform und Finanzkontrolle, S. 40; Gernot 
Korthals, Beiträge der Rechnungshöfe zur Verwaltungsreform, DÖV 2000, S. 855; Klaus Lüder, 
Reform des öffentlichen Haushalts- und Rechnungswesens und Finanzkontrolle, DÖV 2000, 
S. 837.  
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Die Distanz zum Kontrollierten und zum Kontrollgegenstand ginge durch intensive 
Beratungstätigkeit verloren.19 Und mit dem geringeren Abstand würde die Unabhän-
gigkeit der Rechnungshöfe als ein bedeutendes Element20 der Finanzkontrolle in den 
Hintergrund gedrängt werden: „Es kommt geradezu einer Deformierung der Kontroll-
idee gleich, wenn von den Rechnungshöfen statt der Prüfung eine beratende Beglei-
tung des Verwaltungshandelns verlangt wird. Manchen scheint indes ein moderater 
Gutachter willkommener zu sein als ein kritischer Kontrolleur.“21 
 
Ausgehend vom Inbegriff und dem Wesen der Finanzkontrolle ist es somit nicht mög-
lich, den Prüfauftrag der Rechnungshöfe in eine reine Beratungsaufgabe umzumün-
zen. Die Rechnungsprüfer werden einer reformierten Verwaltung - wie bisher - in kri-
tikfähigem Abstand, der nicht durch weitergehende Beratungspflichten in Frage ge-
stellt wird, gegenüberstehen müssen. Da es bei der Rolle des Rechnungshofs als kri-
tischer Kontrolleur bleiben muss, ist das Entstehen von Konfliktlagen im Innenbereich 
des Staates auch künftig nicht ausgeschlossen.22 Die entsprechenden Rechts-
schutzmöglichkeiten im Innen- wie auch im Außenbereich des Staats werden im 
Rahmen dieser Arbeit zu erörtern sein, wobei im folgenden Abschnitt zunächst der 
Gang der Untersuchung beschrieben wird. 
 
                                            
19 Zur Entwicklung einer verfahrensbegleitenden-präventiven Kontrolle des Controlling durch die 
Rechnungshöfe Helmuth Schulze-Fielitz, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröf-
fentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), S. 231 ff. (245 ff.), 
siehe auch die in DVBl. 1995, S. 1282 ff., veröffentlichten Leitsätze der Tagung 1995 der Vereini-
gung der Deutschen Staatsrechtslehrer; Hanno Kube, Neue Steuerung im Haushaltsrecht - Ein 
Kompetenzgefüge außer Balance?, DÖV 2000, S. 810 ff. (818). Siehe dazu  auch Klaus Lüder, Re-
form des öffentlichen Haushalts- und Rechnungswesens und Finanzkontrolle, DÖV 2000, S. 837. 
20 Klaus Stern, Der verfassungsrechtliche Status der Rechnungshöfe des Bundes und der Länder, in: 
Böning, v. Mutius (Hrsg.), Finanzkontrolle im repräsentativ demokratischen System, Schriftenreihe 
des Lorenz-von-Stein-Instituts für Verwaltungswissenschaften Kiel, Bd. 13, S. 28; Hans-Herbert 
von Arnim, Finanzkontrolle in der Demokratie, in: von Arnim (Hrsg.), Finanzkontrolle im Wandel, 
Schriftenreihe der Hochschule Speyer, Bd. 105, S. 39 ff. (47 ff.). 
21 Hans Blasius, a. a. O. (Fn. 15), S. 25. 
22 Im Verhältnis zu finanzwirtschaftlich selbständigeren, mit mehr Eigenverantwortlichkeit ausgestat-
teten Verwaltungseinheiten (vgl. die Möglichkeit zur Übertragung dezentraler Finanzverantwortung 
gem. § 6 a HGrG) könnten Rechtsstreitigkeiten wegen höherer Konfliktbereitschaft möglicherweise 
sogar noch leichter entstehen. 
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B. Gang der Untersuchung 
 
Die nachfolgenden Darstellungen der Rechtsschutzmöglichkeiten in Bereich der Fi-
nanzkontrolle beginnen mit einer Bestimmung des staatsrechtlichen Status der 
Rechnungshöfe und deren Stellung im Aufbau von Bund und Ländern. Zu den Aus-
führungen zur staatsorganisationsrechtlichen Standortbestimmung der Finanzkontrol-
le gehört insbesondere eine Auseinandersetzung mit den unterschiedlichen Auf-
fassungen über die Zuordnung der obersten Finanzkontrollbehörden zu den drei in 
Art. 20 Abs. 2 GG verankerten Staatsgewalten. 
 
Im Anschluss werden die Rechtsprobleme eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens 
bei Beteiligung des Rechnungshofs am Rechtsstreit erörtert. Unter Berücksichtigung 
der staatsrechtlichen Bedeutung der Finanzkontrolle sind die verwaltungsgerichtli-
chen Rechtsschutzmöglichkeiten im Bereich der Finanzkontrolle aufzuzeigen. Die 
Ausführungen zu den verwaltungsprozessualen Fragen weisen zwei Hauptteile auf. 
Der erste davon erstreckt sich auf Rechtsstreiten im Innenraum des Staats, der zwei-
te auf Konflikte mit Rechtssubjekten außerhalb des Staats, dem der Rechnungshof 
angehört. 
 
Im ersten Teilbereich werden vor allem die subjektiven Voraussetzungen für das 
Entstehen eines Prozessrechtsverhältnisses mit dem Rechnungshof erörtert. Mit 
Rücksicht auf die Möglichkeit latent vorhandener Rechtsstreitigkeiten im Innenbe-
reich des Staats ist zudem der Frage nachzugehen, unter welchen Voraussetzungen 
so genannte In-Sich-Prozesse zulässig sind. Überlegungen zur Einführung eines ob-
jektiven verwaltungsgerichtlichen Kontrollverfahrens im Bereich der Finanzkontrolle 
durch besondere gesetzliche Regelung schließen das erste, den verwaltungsprozes-
sualen Rechtsfragen zugedachte Teilstück ab. 
 
Der zweite Teilbereich gilt den Rechtsschutzproblemen, die in besonderer Weise von 
Bedeutung sind, wenn Rechtspersonen des öffentlichen oder privaten Rechts von In-
formationserhebung oder Berichterstattung durch den Rechnungshof betroffen sind. 
Die Rechtsnatur seiner Handlungen bei der Rechnungsprüfung und der Weitergabe 
von Prüfergebnissen wird im Hinblick auf die Zulässigkeitsvoraussetzungen für ver-
waltungsgerichtlichen Schutz subjektiver Rechte erörtert. 
 
Im Anschluss an die Beteiligungsfähigkeit des Rechnungshofs in Verfahren vor den 
Verwaltungsgerichten wird dessen prozessrechtliche Stellung vor den Verfassungs-
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gerichten erörtert. Dabei geht es insbesondere um die Frage, ob der Rechnungshof 
in Organstreitverfahren vor dem Verfassungsgericht aufgrund seines verfassungs-
organisatorischen Status parteifähig ist. 
 
Wie bereits in Zusammenhang mit der Klage eines Landesrechnungshofs gegen das 
Haushaltsbegleitgesetz eines Landes erläutert23, kann über die Beteiligtenfähigkeit 
des Rechnungshofs in Verfahren vor den Verfassungsgerichten ohne vorherige Be-
stimmung seines Standorts im Verfassungsgefüge keine Klarheit erlangt werden. Im 



























                                            
23 Siehe oben (Seite 20). 
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C. Standort der Finanzkontrolle im demokratischen Staat 
 
Der Standort der Finanzkontrolle im Staatsaufbau von Bund und Ländern konnte 
auch im Anschluss an der Haushaltsrechtsreform des Jahres 1969 im Grunde nicht 
endgültig geklärt werden.24 Dies hat seinen Niederschlag in einer bis heute fortdau-
ernden Diskussion um den verfassungsorganisatorischen Status der Rechnungshöfe 
gefunden. 
 
In dieser Diskussion werden zur Einordnung der Rechnungshöfe in Anbetracht des 
Grundsatzes der Gewaltentrennung nahezu alle denkmöglichen Lösungen vertre-
ten.25 Zu diesen zählen die Versuche, die Rechnungshöfe der Legislative, der Exeku-
tive oder der Jurisdiktion als den durch Art. 20 Abs. 2 GG ausdrücklich vorgegebe-
nen Staatsgewalten zuzuordnen. Nach Meinung anderer Verfasser sollen die obers-
ten Finanzkontrollorgane eine „Vierte Gewalt“ verkörpern, als „Institutionen sui gene-
ris“ einzustufen sein, oder schließlich eine verfassungsorganisatorische Sonderstel-
lung in der parlamentarischen Staatsform einnehmen. 
 
Wenngleich die staatsrechtliche Stellung des Rechnungshofs als Problem nach Auf-
fassung im Schrifttum26 oftmals überbetont wird, kommt dieser gerade bei Kompe-
tenzkonflikten in Gestalt von Eingriffen in die der Finanzkontrolle zugedachten ver-
fassungsrechtlichen Gewährleistungen besondere Bedeutung zu. Die Bestimmung 
des Standorts der Rechnungshöfe im Staatsaufbau kann bei Rechtsstreitigkeiten 
dieser Art folglich nicht als quantité négeable27 bezeichnet werden.28 
                                            
24 Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), S. 192 ff. (193); Ernst Heuer in: Heuer 
(Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 1 BRHG, RdNr. 1. Durch das Bundesrechnungshofge-
setz erfolgte eine Klarstellung nur hinsichtlich der eigenen Verwaltung des BRH (Zuordnung zur 
vollziehenden Gewalt und Einstufung als oberste Bundesbehörde), nicht aber hinsichtlich seiner 
Fachaufgaben. Zur Stellung der Finanzkontrolle vor der Haushaltsrechtsreform, siehe Friedrich 
Karl Vialon, Haushaltsrecht, S. 27; zum österreichischen Rechtssystem, Heinz Schäffer, Kontrolle 
der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staats-
rechtslehrer, 55 (1996), 278 ff.; zu den verfassungsrechtlichen Grundlagen für Finanzkontrolle in 
der Schweiz, Alexander Ruch, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen 
der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), S. 299 ff. 
25 Siehe die Aufstellung bei Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe, 
VerwArch 83 (1992), S. 165 ff. (165/166). 
26 Walter Krebs, Die rechtliche Stellung des Rechnungshöfe und der Vorbehalt des § 40 Abs. 1 
VwGO zugunsten der verfassungsrechtlichen Streitigkeit, VerwArch 71 (1980), S. 77 ff. (83). 
27  Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 34 IV 1. Als mögliche 
Streitgegenstände werden insbesondere die Besetzung leitender Ämter der Rechnungshöfe sowie 
die Ausgestaltung der Dienstaufsicht bezeichnet. 
28  Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), S. 192 ff.(195). 
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Ist eine Beeinträchtigung der Unabhängigkeit oder eine Behinderung der Prüfung 
oder der Berichterstattung abzuwehren, hängt die Zulässigkeit von Rechtsbehelfen 
nicht zuletzt davon ab, welche staatsrechtliche Stellung dem Rechnungshof im Ver-
hältnis zum Streitbeteiligten zukommt. Das Antragsrecht im Organstreitverfahren vor 
den Verfassungsgerichten ist in erster Linie den Verfassungsorganen verliehen29, 
weshalb die Parteifähigkeit des Rechnungshofs von dessen Einstufung als Verfas-
sungsorgan abhängt.30 Demgegenüber wird zur verfassungsorganisatorischen Rang-
stufe des Bundesrechnungshofs vertreten31, dieser sei zwar eine „oberste Bundesbe-
hörde“ gem. § 1 BRHG, jedoch kein Verfassungsorgan. 
 
In den nächsten Abschnitten ist dargelegt, welchen Standort die Finanzkontrolle 
durch Rechnungshöfe im Aufbau des demokratischen Staates einnimmt.32 
 
I. Rechnungshof und Gewaltenteilungsgrundsatz 
 
Vor 1969 - wie auch noch nach der Haushaltsrechtsreform - wurde versucht, die im 
Mittelpunkt der staatlichen Finanzkontrolle stehenden Rechnungshöfe einer der drei 
im Grundgesetz genannten Staatsgewalten (Gesetzgebung, Rechtsprechung, Ver-
waltung) zuzuordnen. Die Frage, ob eine solche Zuordnung möglich ist, lässt sich nur 
ausgehend von Gehalt und Wesen des Grundsatzes der Gewaltenteilung beantwor-
ten. Daneben ist auch der mit der Gewaltenteilung in Zusammenhang stehende 
Grundbegriff der Staatsfunktion von Bedeutung. 
 
                                            
29 Theodor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 93, RdNr. 87. 
30 Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe in der Bundesrepublik Deutschland; weiterhin Gunter 
Kisker, in: Isensee, Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 
Bd. IV, § 89, RdNr. 129; Ernst Gottfried Mahrenholz, Kommentar zum Grundgesetz für die Bundes-
republik Deutschland (Reihe Alternativkommentare), Art. 114, RdNr. 52; Theodor Maunz in: 
Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 114, RdNr. 26; Klaus Stern, Das Staatsrecht 
der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 34 IV 1; Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung 
der Finanzkontrolle des Bundes, S. 164; a. M. Walter Krebs, Die rechtliche Stellung der Rech-
nungshöfe und der Vorbehalt des § 40 Abs. 1 VwGO zugunsten der verfassungsrechtlichen Strei-
tigkeit, VerwArch 71 (1980), S. 77 ff. (83/84): Nicht die Klassifizierung als Verfassungsorgan sei 
unmittelbar rechtserheblich, sondern ob der Rechnungshof gerade im Hinblick auf Art. 93 Abs. 1 
Nr. 1 GG als "Oberstes Bundesorgan" anzusehen ist. 
31 Siehe dazu näher unten (Seite 47). 
32 Die Folgerung daraus im Hinblick auf die Stellung des Rechnungshofs im verwaltungs- und verfas-
sungsgerichtlichen Verfahren werden weiter unten erörtert (Seite 119 und Seite 250). 
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II. Zuweisung von Staatsfunktionen als Grundvoraussetzung für Gewalten-
teilung 
 
Im demokratischen Gemeinwesen liegt der Gewaltenteilung staatstheoretisch be-
trachtet das Prinzip des „Teile und Herrsche“ zugrunde.33 Die Teilung der Staatsge-
walten kommt in Art. 20 Abs. 2 GG zum Ausdruck und stellt eine verfassungsgestal-
tende Grundentscheidung dar. 
 
Die Aufspaltung der Staatsmacht setzt die Existenz abgrenzbarer Staatsfunktionen 
voraus. Nach seinem Grundgedanken bedeutet Gewaltentrennung die Zuweisung 
konkreter staatlicher Funktionen an unterschiedliche Aufgabenträger. Die Verfas-
sungsorgane werden dadurch staatsorganisatorisch zu gegenseitiger Kontrolle und 
Beschränkung („checks an balances“) bestimmt. Auf diese Weise dient die Gewalten-
trennung der Berechenbarkeit, Kontrollierbarkeit und Kompetenzmäßigkeit der öffent-
lichen Gewalt und gewährleistet gegenseitige Hemmung und Kontrolle, um die best-
mögliche Erfüllung aller Staatsaufgaben sicherzustellen.34 
 
Der enge Zusammenhang von Gewaltenteilung und Zuweisung von Staatsfunktionen 
lässt vermuten, dass sich die staatsrechtliche Einordnung des Rechnungshofs nach 
dem materiellen Gehalt seiner durch Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG zugewiesenen Aufga-
ben richtet. Für die Zuordnung zu einer der Staatsgewalten kommt es dabei ent-
scheidend darauf an, ob Finanzkontrolle als Teil einer der Staatsfunktionen des 
Art. 20 Abs. 2 GG oder als eigenständige Staatsfunktion anzusehen ist. 
 
1. Einordnung der Prüfungsbefugnisse des Rechnungshofs als finanzwirt-
schaftliche Staatsfunktion 
 
Ausgangspunkt für Überlegungen zur Bestimmung des staatsorganisationsrechtli-
chen Status der Rechnungshöfe ist nach den bisherigen Erkenntnissen eine Klärung 
des funktionalen Gehalts der Aufgabe „Finanzkontrolle“. Diese Aufgabe stellt keine 
Nebenfunktion öffentlicher Finanzwirtschaft sondern vielmehr die „andere Seite“ des 
Staatshaushalts dar.35 Das gilt vor allem für die rechnungsabhängige Prüfung,  
                                            
33 Herbert Badura, Staatsrecht, Abschnitt D, RdNr. 47. Zum Gewaltenteilungsprinzip in anderem Zu-
sammenhang siehe auch unten (Seite 125). 
34 Christoph Degenhart, Staatsrecht I, Staatsorganisationsrecht, RdNr. 243. 
35 Kurt Heinig, Haushaltskontrolle, in: Handbuch der Finanzwissenschaft, Bd. I, S. 670 ff. (S. 672). 
Werner Patzig, Theo Traber, Haushaltsrecht des Bundes und der Länder, Grundriss, Bd. I, 
RdNr. 110. 
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deren Gegenstand die Kontrolle der Exekutive bei der Ausführung des Haushaltspla-
nes ist.36 Bei dieser Form der Finanzkontrolle, die auch als Budgetkontrolle bezeich-
net werden kann, handelt es sich um eine finanzverfassungsrechtlich notwendige 
Aufgabe im Haushaltskreislauf,37 deren Bedeutung anhand des Stellenwerts in der 
jährlichen Berichterstattung des Rechnungshofs gegenüber dem Parlament ersicht-
lich ist. Während die Aufnahme von Prüfergebnissen in sonstigen Fällen im „Ermes-
sen“ des Rechnungshofs steht, ist über die Ergebnisse der rechnungsabhängigen 
Prüfung nach §/Art. 97 BHO/LHO stets zu berichten. 
 
Neben der Budgetkontrolle umfasst die dem Rechnungshof obliegende Finanzkon-
trollaufgabe die rechnungsunabhängige Prüfung38, die sich auf sämtliche finanz-
wirksamen Maßnahmen der Verwaltung bezieht. Die Prüfung der Haushaltsrechnung 
einschließlich der Ordnungsmäßigkeit und die rechnungsunabhängige Kontrolle der 
Wirtschaftlichkeit stehen in Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG gleichbedeutend nebeneinander, 
d. h. der rechnungsunabhängigen Prüfung kommt ebenso wie der Rechnungsprü-
fung funktionelle Eigenständigkeit im Rahmen der Finanzkontrolle zu. 
 
Da die Budgetkontrolle einen engen Bezug zur Haushaltsausführung, einer charak-
teristischen Verwaltungsaufgabe, aufweist, hielt man die Rechnungsprüfungs-
behörden des Bundes und der Länder für Institutionen, die der Zweiten Gewalt zuge-
ordnet werden müssen. 
 
                                            
36  Zur Funktion des Haushaltsplans als Steuerungsinstrument siehe Gunnar Volke Schuppert, Die 
Steuerung des Verwaltungshandelns durch Haushaltsrecht und Haushaltskontrolle, Veröffentli-
chungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 42 (1984), 216 ff. (228). 
37  Siehe zum Haushaltskreislauf und der Bedeutung der Finanzkontrolle in diesem Zyklus, auch  
Albert von Mutius, Die Steuerung des Verwaltungshandelns durch Haushaltsrecht und Haushalts-
kontrolle, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 42 (1984), 147 ff. 
(178). 
38 Hans Ruhe in: Seifert, Hömig (Hrsg.), Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 114, 
RdNr. 3, unterscheidet insoweit zwischen Rechnungskontrolle und Verwaltungskontrolle. 
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a. Vollziehende Gewalt 
 
Der Rechnungshof wird im Schrifttum u. a. als Teil der Exekutive angesehen.39 Die 
Finanzkontrolle beziehe sich in erster Linie auf die mit Verwaltungsaufgaben beauf-
tragten Organe der vollziehenden Gewalt. Der Rechnungshof stehe der vollziehen-
den Gewalt besonders nahe und könne deshalb als Teil derselben angesehen wer-
den. Bei Anwendung der so genannten Subtraktionsmethode40 gelange man eben-
falls zu diesem Ergebnis. Die organisatorische Nähe des Rechnungshofes zu Exeku-
tivorganen werde mit ihrer Hilfe geradezu „dokumentiert“. 
 
Dazu ist zu sagen, dass die „nahe Beziehung“ zu einer bestimmten Staatsgewalt all-
gemein und in funktioneller Hinsicht keine Begründung für die Zurechnung eines 
Aufgabenträgers zu dieser Staatsgewalt darstellt. Eine Zuordnung des Rechnungs-
hofs zur Exekutive kommt nur dann in Betracht, wenn Finanzkontrolle den Rech-
nungshof und die prüfungsverpflichtete Verwaltung zu einer Einheit verbände. Dies 
ist jedoch nur anzunehmen, wenn eine Trennung in unterschiedliche Funktionen we-
gen der „nahen Beziehung“ begrifflich nicht mehr möglich wäre. 
 
Finanzkontrolle durch die Rechnungshöfe ist mit vollziehender Gewalt nicht gleichzu-
setzen, denn sie wird aus einer von der Exekutive organisatorisch getrennten Sphäre 
heraus verübt. Rechnungshöfe erfüllen ihre Aufgaben selbständig und funktionsmä-
ßig unabhängig von den zu prüfenden Verwaltungseinheiten.41 Die Nähe des Rech-
nungshofs zur Verwaltung ist prüfungsbedingt und dürfte schon aus diesem Grund 
keine Zuordnung zur Exekutive erlauben. 
 
Die Subtraktionsmethode, die im Schrifttum zur Begründung der Zuordnung des 
Rechnungshofs zur vollziehenden Gewalt bemüht wird, entstammt der älteren Ver-
                                            
39 Klaus Grupp, Die Stellung der Rechnungshöfe in der Bundesrepublik Deutschland, S. 163; Franz 
Klein, Grundgesetz und Haushaltskontrolle, DÖV 1961, S. 805 ff. (808), Walter Leisner, Staatliche 
Rechnungsprüfung Privater, S. 149; Theodor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kom-
mentar, Art. 114, RdNr. 24; Burkard Tiemann, Zur staatsrechtlichen Stellung und Funktion des 
Bundesrechnungshofes nach der Haushaltsreform, DVBl. 1970, S. 954 (959); Wilhelm Werten-
bruch, Die Begriffe: Beamter, Richter, Soldat auf bundesrechtlicher Grundlage, DÖV 1960, S. 672 
ff. (675); Hans J. Wolff, Otto Bachof, Verwaltungsrecht III, § 163 3 c (RdNr. 12). 
Siehe auch VGH Kassel NVwZ-RR 1994, 511 und 513: „Teil der Exekutive auf der Verwaltungsebene.“ 
40 Norbert Achterberg, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 1, RdNr. 8, § 8, RdNr. 9, § 21, RdNr. 54; 
Roman Herzog in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 20, RdNr. 98; Hartmut 
Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 1, RdNr. 6. 
41 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 308. 
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waltungsrechtslehre. Nach ihr sollen sämtliche Staatsfunktionen, die sich nicht Legis-
lative oder Judikative zurechnen lassen, vollziehende Gewalt darstellen. 
 
Eine Definition der vollziehenden Gewalt in diesem Sinne übersieht vor allem die Un-
terscheidung von Verwaltungs- und Regierungsfunktion, die nach Abzug von Ge-
setzgebung und Rechtsprechung verbleiben. Außerdem würden der Subtraktionsme-
thode nur dann eindeutige Unterscheidungsmerkmale zugrunde liegen, wenn die Be-
griffe der Rechtsprechung und der Gesetzgebung feststünden, was jedoch nicht zu-
trifft42. 
 
Ergänzend ist anzumerken, dass der Rechnungshof ebenfalls nicht nach der heute 
üblichen positiven Begriffsbestimmung43 der vollziehenden Gewalt zugeordnet wer-
den kann. Die Kontrolle durch Rechnungshöfe mündet zwar in Entscheidungen in 
Form der Prüfberichte, diesen kommt Vollstreckungsgewalt44 jedoch nicht zu. Der Fi-
nanzkontrolle fehlt deshalb das wichtigste Kennzeichen der vollziehenden Gewalt. 
 
Rechnungshöfe sind nicht befugt, im Einzelfall konkrete Maßnahmen zu ergreifen. 
Die ausschließlich feststellende und berichtende Wirkungsweise der Finanzkontrolle 
schließt eine Zuständigkeit für Maßnahmen zur Umsetzung der Schlussfolgerungen 
aus. Demgegenüber sind Verwaltungsorgane zur Setzung von Hoheitsakten, zu 
rechtlich instrumentalisierten Vollstreckungsmaßnahmen und außerdem zu planeri-
schen Verwaltungsentscheidungen befugt. 
 
Da derartige Befugnisse der Finanzkontrolle nicht zu Eigen sind, handelt es sich bei 
dieser inhaltlich nicht um eine Funktion, die der vollziehenden Gewalt zugeordnet 
werden kann. Eine solche Zuordnung ergibt sich ferner auch nicht aus den Rech-
nungshofgesetzen des Bundes und der Länder. 
 
Der Bundesrechnungshof stellt nach gem. § 1 BRHG eine oberste Bundesbehörde 
dar, und auch in den Rechnungshofgesetzen der Länder werden die Landesrech-
                                            
42 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 309; Hartmut 
Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 1, RdNr. 6. 
43 Die positive Bestimmung des Verwaltungsbegriffes erschöpft sich zumeist in einer Aufzählung be-
schreibender Merkmale. Sie ist an die Stelle der Subtraktionsmethode getreten, die nicht genügend 
Trennschärfe aufwies. Roman Herzog in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 20 
GG, RdNr. 97; Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 41 I 1 
(S. 731). 
44 Seite 202. 
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nungshöfe als oberste Landesbehörden bezeichnet.45 Aus dieser Bezeichnung kann 
jedoch nicht die Zugehörigkeit der Finanzkontrollorgane zur vollziehenden Gewalt 
abgeleitet werden. Im Zusammenhang ist vielmehr zu berücksichtigen, dass die 
Rechnungshöfe in den Verfassungen des Bundes und der Länder durchwegs institu-
tionell verselbständigt und im ministerialfreien Raum angesiedelt wurden. 46 
 
Wegen dieser Ausgliederung der Rechnungshöfe aus der Verwaltungshierarchie ist 
es nicht möglich, in der einfachgesetzlichen Ausgestaltung der obersten Finanzkon-
trollorgane als „Behörden“ eine Zuweisung zur vollziehenden Gewalt zu sehen. In 
den Rechnungshofgesetzen ist die Behördeneigenschaft des Rechnungshofs nur zur 
Gewährleistung zweckentsprechender Aufgabenerfüllung verankert. Bei der vom 
Gesetzgeber gewählten Form der „Behörde“ handelt es sich um ein bloßes Organi-
sations- und Arbeitsmittel47. Angesichts des Verfassungsauftrages aus Art. 114 
Abs. 2 S. 1 GG hat die Behördeneigenschaft folglich untergeordnete Bedeutung. Ne-
ben der somit nicht in Betracht kommenden Zurechnung zur Exekutive wurde auch 
versucht, die Rechnungshöfe der Legislative zuzuordnen. 
 
                                            
45 Baden-Württemberg: ............................. § 1 Abs. 1 RHG, 
 Bayern: .................................................. § 1 Abs. 1 RHG, 
 Berlin:..................................................... § 1 RHG, 
 Brandenburg:......................................... § 1 Abs. 1 LRHG, 
 Bremen: ................................................. § 1 Abs. 1 RHG, 
 Hamburg:............................................... § 1 des Ges. über die Errichtung eines RH, 
 Hessen: ................................................. § 1 Abs. 1 GüHRH, 
 Mecklenburg-Vorpommern:................... § 1 Abs. 1 LRHG, 
 Niedersachsen:...................................... § 1 Abs. 2 des Ges. über die Errichtung eines RH, 
 Nordrhein-Westfalen:............................. § 1 LRHG, 
 Rheinland-Pfalz: .................................... § 1 Abs. 1 RHG, 
 Saarland: ............................................... § 1 Abs. 1 RHG, 
 Sachsen:................................................ § 1 Abs. 1 RHG, 
 Sachsen-Anhalt: .................................... § 1 Abs. 2 LRHG, 
 Schleswig-Holstein: ............................... Gesetz über den LRH, 
 Thüringen: ............................................. § 1 LRHG. 
46 Siehe a. a. O. (Fn. 45). Das Organisationsrecht der Rechnungshöfe weist auf deren verfassungs-
mäßig gewährleistete Unabhängigkeit hin. Die Landesrechnungshofgesetze gebrauchen im Ver-
gleich zum BRHG fast identische Formulierungen. Siehe z. B. § 1 BayRHG: "eine selbständige, nur 
dem Gesetz unterworfene oberste Landesbehörde". 
47 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 313. 
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b. Gesetzgebende Gewalt 
 
Die Rechnungshöfe gehören nach anderer Auffassung im Schrifttum nicht der Exe-
kutive sondern der Legislative an.48 Auf den ersten Blick scheint das Ziel der Haus-
haltsrechtsreform von 1969 für diese Annahme zu sprechen. Die Rechnungshöfe 
sollten näher an die Parlamente herangeführt49 werden, was insbesondere durch eine 
unmittelbare Berichterstattung gegenüber der Legislative verwirklicht wurde 
(§§/Art. 97 Abs. 1, 114 Abs. 1 BHO/LHO). 
 
Ein Vergleich der Wirkungsweise von Finanzkontrolle mit der von gesetzgebender 
Gewalt ergibt jedoch keine Übereinstimmung. Die staatsrechtliche Funktion der ge-
setzgebenden Körperschaften unterscheidet sich in inhaltlicher und formeller Hinsicht 
erheblich von der den Rechnungshöfen obliegenden Rechnungsprüfung. Da außer-
dem die Berichte des Rechnungshofs zugleich auch für die Regierung50 bestimmt 
sind, kann aus der engen verfassungsrechtlichen Beziehung zwischen Rechnungs-
hof und Parlament auch nicht ohne weiteres auf die Zugehörigkeit der Rechnungs-
prüfung zur Legislative geschlossen werden. 
 
Der entscheidende Gesichtspunkt ist vielmehr, dass Finanzkontrolle und Gesetzge-
bung unterschiedliche Hauptfunktionen besitzen. Für die Legislative stellt der Erlass 
von Gesetzen die Hauptaufgabe dar. Rechnungshöfe sind hingegen in keiner Form 
mit Gesetzgebung befasst. Das Haushaltrecht erklärt sie zwar zur Mitwirkung bei der 
Normsetzung für zuständig. Dies betrifft jedoch nur Rechtsvorschriften, die nicht über 
Gesetzesrang verfügen. So ist der Rechnungshof gem. §/Art. 103 BHO/LHO beim 
Erlass von bestimmten Verwaltungsvorschriften zur Durchführung der Haushaltsord-
nung zu hören. Betreffen diese die in §/Art. 44 Abs. 1 S. 4 BHO/LHO genannten Ge-
genstände, bedarf es des Einvernehmens des Rechnungshofs. 
 
                                            
48 Härtig, Zur Stellung der Rechnungshöfe, DVBl. 1955, S. 173 ff. (174); Hans Peter Ipsen, Kollision 
und Kombination von Prüfungsvorschriften des Haushalts- und Aktienrechts, JZ 1955, S. 593 ff. 
(599); Eduard Kern, Selbstverwaltung der Gerichte? AöR 79 (1953/54), S. 87 ff; Hellmuth Loening, 
Der ministerialfreie Raum in der Staatsverwaltung, DVBl. 1954, S. 173 ff; Eberhard Menzel, Der 
staatsrechtliche Standort der Finanzkontrolle in der Bundesrepublik Deutschland und im Ausland, 
DÖV 1968, S. 593 ff.(598); ders., Mitglieder des Rechnungshofs - Beamte oder Richter? DVBl. 
1969, S. 67 ff. (75); Weichmann, Die Stellung der Rechnungshöfe im organisatorischen Aufbau der 
Staatsgewalt, DVBl. 1953, S. 745 ff. (746). 
49 BT-Drucks. V/3605, S. 13. Walter Klappstein, Rechnungshöfe als Gegenstand zeitgeschichtlicher 
Forschung (Buchbesprechung), DÖV 1988, 392. 
50 Klaus Grupp, Die Stellung der Rechnungshöfe in der Bundesrepublik Deutschland, S. 140 f. 
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Der Legislative obliegt über die Gesetzgebungsfunktion hinaus die umfassende par-
lamentarische Staatskontrolle51, zu der auch die Kontrolle der Staatsfinanzen als 
ein Teil derselben gehört. Im Rahmen seiner Kontrollbefugnisse überwacht das Par-
lament oder ein zu diesem Zweck eingesetzter Ausschuss, ob die im Haushaltsplan 
festgelegten politischen Entscheidungen durch die Regierung beachtet wurden. Par-
lamentarische Finanzkontrolle äußert sich vor allem im Entlastungsbeschluss der ge-
setzgebenden Körperschaft. Das Parlament gibt mit diesem Beschluss eine Willens-
erklärung52 über die politische Verantwortung der Regierung für die Staatsfinanzen 
des betreffenden Jahres53 ab. 
 
Die Prüftätigkeit der Rechnungshöfe endet hingegen mit sachlichen Feststellungen. 
Eine rechtliche Wirkung, die mit einer Willenserklärung vergleichbar wäre, ist der Fi-
nanzkontrolle durch den Rechnungshof nicht zu Eigen. Für die Umsetzung der im 
Prüfbericht zum Schutz des öffentlichen Vermögens und zur Gewährleistung einer 
ordnungsgemäßen und wirtschaftlichen staatlichen Haushaltswirtschaft geforderten 
Maßnahmen ist nicht der Rechnungshof, sondern die geprüfte Stelle zuständig. 
 
Die parlamentarische Finanzkontrolle54 ist weiterhin durch die Kompetenz zur Be-
stimmung politischer Ziele und Programme gekennzeichnet. Bei dieser Kompetenz 
handelt es sich um eine Art von Befugnis, die der Finanzkontrolle durch den Rech-
nungshof unbekannt ist. Die Ziele der staatlichen Finanzwirtschaft werden den 
Rechnungshöfen durch die Entscheidungen der gesetzgebenden Körperschaften 
und der Regierungen vorgegeben.55 Gleichwohl sind die Rechnungshofberichte für 
die politische Kontrolle durch das Parlament nicht bedeutungslos, sondern stellen auf 
einer Vorstufe die Grundlage56 für das Entlastungsverfahren dar. 
 
                                            
51 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 304. 
52 Theodor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 114 GG, RdNr. 29; Bruno 
Schmidt-Bleibtreu, Franz Klein, Kommentar zum Grundgesetz, Art. 114, RdNr. 19. 
53 Theodor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 114 GG, RdNr. 61. 
54 Hannes Rehm, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im öffentlichen Sektor, Die Verwaltung, 13 
(1980), S. 76 (85); Eberhard Fricke, DÖV 1984, S. 84 (Buchbesprechung, Joachim Welz, Parla-
mentarische Finanzkontrolle in den Bundesländern, Berlin 1982). 
55 Erwin Adolf Piduch, Bundeshaushaltsrecht, Kommentar, Art. 114 GG, RdNr. 37; Vogel, Verfas-
sungsrechtliche Grenzen der öffentlichen Finanzkontrolle, DVBl. 1970, S. 193 ff. (195). 
56 BVerfGE 20, 56 (96); Erwin Adolf Piduch, Bundeshaushaltsrecht, Kommentar, Art. 114 GG, 
RdNr. 38; Hans Schäfer, Der Bundesrechnungshof im Verfassungsgefüge der Bundesrepublik, 
DÖV 1971, S. 542 ff. (543). Zur Prüfbefugnis des Rechnungshofes gegenüber der Politik siehe 
Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff.  
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Abgesehen von fehlenden Gemeinsamkeiten auf der Ebene der wahrzunehmenden 
Staatsaufgaben widerspräche die Gleichstellung von Rechnungshof und Parlament 
auf selber Stufe der grundlegenden staatsrechtlichen Bedeutung der gesetzgeben-
den Organe. Die gesetzgebenden Körperschaften leiten als Zentralorgane der Ge-
setzgebung ihren verfassungsmäßigen Status unmittelbar vom Volk ab, ihre Mitglie-
der sind gewählte Volksvertreter. Die Legislativorgane sind aus demokratischen 
Wahlakten hervorgegangen und spiegeln mit ihrer inneren Zusammensetzung die je-
weilige in der Gesellschaft herrschende politische Kräfteverteilung wider.57 
 
Die Mitglieder der Rechnungshöfe werden zwar durch demokratisch legitimierte Ver-
fassungsorgane ausgewählt und ernannt, sie sind jedoch selbst keine unmittelbaren 
Repräsentanten des Wahlvolks. Die demokratische Legitimationskette zwischen 
Rechnungshof und dem Volkeswillen weist Zwischenglieder auf. Auch in diesem 
Punkt unterscheidet sich Finanzkontrolle durch den Rechnungshof wesentlich von 
der parlamentarischen Kontrolle der Staatsfinanzen, und da somit auch keine Zuord-
nung zur Legislative in Betracht kommt, bleibt zu klären, ob die Rechnungshöfe ei-
nen Teil der rechtsprechenden Gewalt darstellen. 
 
c. Rechtsprechende Gewalt 
 
Abgesehen von der Zuordnung zu Exekutive oder Legislative ist im Schrifttum die 
Auffassung, die obersten Finanzkontrollorgane gehörten der Judikative an, anzutref-
fen.58 Dafür soll nach Meinung mancher Autoren vor allem die unabhängige Stellung 
der Mitglieder der Kollegialorgane der Rechnungshöfe gegenüber vollziehender und 
gesetzgebender Gewalt sprechen. Finanzkontrolle stelle weiterhin ein Offizialverfah-
ren dar, das einem gerichtlichen Verfahren vergleichbar sei. Die Tätigkeit von Rech-
nungsprüfern kennzeichne eine Beurteilungsweise, die ebenso wie die von Richtern 
an rechtlichen oder zumindest an „verrechtlichten“ Gesichtspunkten ausgerichtet sei. 
Die Berichte des Rechnungshofs ähnelten somit einem Urteilsspruch. Daran ändere 
auch der Prüfungsmaßstab der Wirtschaftlichkeit nichts. Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG 
normiere ihn als Rechtsbegriff, womit der Wirtschaftlichkeitsgrundsatz einen Maßstab 
für rechtliche Würdigungen darstelle.59 
                                            
57 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 306. 
58 Ernst Günther Richter, Mitglieder der Rechnungshöfe - Beamte oder Richter? DVBl. 1969, S. 67 ff.; 
Klaus Vogel, Verfassungsrechtliche Grenzen der öffentlichen Finanzkontrolle, DVBl. 1970, S. 193 
ff. (195). 
59 Gunter Kisker, Sicherung von „Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit“ durch den Rechnungshof, NJW 
1983, S. 2167. 
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Demgegenüber ist darauf hinzuweisen, dass nach herrschenden staatsrechtlichen 
Grundsätzen es nicht möglich ist, von der Ausstattung bestimmter Angehöriger einer 
Institution mit richterlicher Unabhängigkeit auf die Zugehörigkeit des Aufgabenträgers 
zur Rechtsprechung zu schließen. Weisungsungebundenheit kommt staatsorganisa-
torisch kein Wandlungseffekt zu. Sie hat nicht zur Folge, dass Nichtrichter zu Rich-
tern werden könnten.60 
 
Die Unabhängigkeit von Amtsträgern ist nicht nur auf dem Gebiet der Rechnungs-
hofgesetze, sondern auch in anderen Bereichen vorzufinden. Dabei sind besagte un-
abhängige Amtsträger - wie Mitglieder des Rechnungshofs - zwar meist an Weisun-
gen nicht gebunden und nur dem Gesetz unterworfen. Gleichwohl ist aber unter die-
sen weisungsungebundenen Amtswaltern keiner der rechtsprechenden Gewalt zuzu-
rechnen.61 
 
Zudem handelt es sich bei der Finanzkontrolle auch funktionell nicht um Rechtspre-
chung. Gerichte befassen sich aufgrund ihrer Bindung an das Gesetz mit auslegba-
ren Rechtsbegriffen.62 Aufgabe der Finanzkontrolle ist hingegen nicht vorrangig Ge-
setzesanwendung, sondern der neben der Ordnungsmäßigkeit geltende Prüfungs-
maßstab der Wirtschaftlichkeit63 bedeutet in erster Linie betriebswirtschaftliche Analy-
se und Bewertung finanzrelevanter Vorgänge.  
 
Außerdem stellt die Tätigkeit der Rechnungshöfe keine verbindliche Rechtskontrolle 
hoheitlichen Handelns wie etwa die durch die Verwaltungsgerichte ausgeübte Recht-
sprechung dar. Die Organe der rechtsprechenden Gewalt haben die Aufgabe, unter 
Anwendung des Prozessrechts mit juristischen Methoden gerichtliche Entscheidun-
gen zu treffen.64 Der Rechtsprechung ist im Rahmen dieser Kontrollaufgabe die Fä-
                                            
60 Eberhard Menzel, Mitglieder des Rechnungshofs - Beamte oder Richter? DVBl. 1969, S. 67 (75); 
diesem folgend Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, 
S. 302. 
61 Siehe die §§ 37 S. 3 BRRG, 55 S. 2 BBG. Unabhängige Amtsträger stellen weiter die Rechtspfle-
ger nach § 9 S. 1 Rechtspflegergesetz, die Beamten der Rechnungsprüfungsstellen nach Maßga-
be der Gemeindeordnungen (vgl. § 9 Abs. 3 S. 1 der Bayerischen Kommunalwirtschaftlichen Prü-
fungsverordnung i. V. m. Art. 105, 106 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern) sowie die 
Hochschullehrer dank der ihnen von verfassungswegen garantierten Lehrfreiheit dar. 
62 So die h. M. Vgl. Theodor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 92, 
RdNr. 23. Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatlichen Handelns, S. 403, schlägt vor, den Begriff 
„Wirtschaftlichkeit“ in Art. 114 Abs. 2 GG durch das Verhältnismäßigkeitsprinzip zu ersetzen. Nähe-
res dazu unten, Seite 218. 
63 Theodor Maunz, BayVBl. 1988, S. 447 (Buchbesprechung, Franz Knöpfle, Die Zuständigkeit der 
Rechnungshöfe für die Prüfung der Körperschaften des öffentlichen Rechts, 1988). 
64 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 300. 
 37
higkeit verliehen, zu Zwecken der individuellen Streitschlichtung rechtsverbindlich-
ordnende Urteile zu fällen. Auf die Rechnungsprüfung trifft dies nicht zu. Sie mündet 
vielmehr in für die Verwaltung nicht rechtsverbindlichen Feststellungen und Schluss-
folgerungen. 
 
Da die Finanzkontrolle somit im Ergebnis weder zur Jurisdiktion noch zu den ande-
ren beiden Hauptgewalten gehört, wurde überlegt, ob den Rechnungshöfen ein 
Standort außerhalb der in Art. 20 Abs. 2 GG verankerten drei Staatsgewalten zuge-
wiesen sein könnte. 
 
d. Staatsgewalten übergreifende Aufgabe 
 
Die den Rechnungshöfen obliegende Finanzkontrolle beinhaltet zwar Elemente jeder 
der drei in Art. 20 Abs. 2 GG genannten Staatsgewalten. Sie lässt sich jedoch weder 
Exekutive, Legislative noch Judikative zuordnen.65 Dies soll sich nicht zuletzt aus 
dem materiellen Funktionsgehalt der Finanzkontrolle ergeben, der kein typisches 
Reservat einer einzigen Staatsgewalt darstelle.66 Der materielle Funktionsgehalt der 
Finanzkontrolle, d. h. die Prüfzuständigkeit der Rechnungshöfe, erstreckt sich nicht 
nur auf die gesamte vollziehende Gewalt. Sie erfasst auch Teile der gesetzgebenden 
und der rechtsprechenden Gewalt, soweit Aufgabenträger, die diesen Staatsgewal-
ten zugehören, mit der Ausführung des Haushaltsplans befasst sind. 
 
Die Finanzkontrolle ist zudem auch deswegen als staatsgewaltenübergreifende Auf-
gabe zu bezeichnen, da nicht nur der Rechnungshof, sondern auch Exekutive und 
Legislative Formen der Finanzkontrolle des finanzrelevanten Handelns aufgrund der 
ihnen im Staatswesen zugewiesenen Funktionsbereiche ausüben. So obliegt der ge-
setzgebenden Gewalt als Aufgabe die parlamentarischen Staats- und Finanzkontrol-
le und der vollziehenden Gewalt die Aufsicht über den Haushaltsvollzug in Form der 
Selbstkontrolle.67 
                                            
65 Klaus Grupp, DÖV 1984, S. 528 (Buchbesprechung, Wolfgang Sigg, Die Stellung der Rechnungshöfe im poli-
tischen System der Bundesrepublik Deutschland, Berlin, 1983); Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwal-
tung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 
S. 192 ff. (194). 
66 Herbert Mandelartz, Zur so genannten „mitwirkenden“ Kontrolle insbesondere beim Haushaltsvollzug, ZParl 
1982, S. 7 (11). 
67 Exekutivkontrolle wird durch den Beauftragten für den Haushalt gem. §/Art. 9 BHO/LHO anhand der Vorgaben 
des Haushaltsplans ausgeübt (§§ 2,3 HGrG, §§/Art. 2, 3 BHO/LHO). Weiter sind nach §/Art. 78 BHO/LHO im 
Rahmen der Kassenprüfung unvermutete Prüfungen der für Zahlungen und Buchungen zuständigen Stellen 
durchzuführen. Ein wichtiges Instrument der exekutiven Selbstkontrolle war vor dem Erlass des Gesetzes zur 
Fortentwicklung des Haushaltsrechts vom 22.12.1997 auch die so genannte Vorprüfung nach § 100 BHO. 
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Anders als die Finanzkontrolle durch vollziehende und gesetzgebende Gewalt han-
delt es sich bei der Kontrolle durch die Rechnungshöfe um eine Aufgabe, die staats-
übergreifend angelegt und zu diesem Zweck einem besonderen Organ durch die 
Verfassung übertragen ist. Dadurch kommt der dem Rechnungshof obliegenden 
Haushaltskontrolle, der Prüfung anhand der haushaltsrechtlichen Vorschriften und 
des Maßstabs der Wirtschaftlichkeit, ein einheitsstiftender Effekt zu.68 
 
Wegen dieser gewaltenübergreifenden69, den gesamten Staatsaufbau erfassenden 
Prüfbefugnis des Rechnungshofs liegt es nahe, den staatsrechtlichen Standort der 
Finanzkontrolle außerhalb der drei in Art. 20 Abs. 2 GG genannten Staatsgewalten 
zu vermuten. 
 
2. Standorte außerhalb der drei Hauptgewalten 
 
Bei den Rechnungshöfen in Bund und Ländern handelt es sich um besondere Auf-
gabenträger, die nicht eindeutig einer der drei in Art. 20 Abs. 2 GG niedergelegten 
Hauptgewalten zugeordnet werden können. Fraglich ist damit, ob für diese Institutio-
nen ein Standtort außerhalb der Hauptgewalten in Betracht kommt. Vorbedingung 
dafür ist, dass im Grundgesetz eine Funktionenordnung angelegt ist, die neben den 
Hauptgewalten weitere Staatsfunktionen zulässt. Nach modernen Auffassungen über 
das Wesen der Gewaltenteilung soll das der Fall sein. 
 
Die apodiktische Dreiteilung der Staatsgewalt gilt nach heute vorherrschender staats-
theoretischer Auffassung als überholt. Die Beschränkung auf ausschließlich drei 
staatliche Hauptaufgaben wird von vielen als zu „starr“ empfunden, da mit einer un-
nachgiebigen Reduktion auf drei Staatsfunktionen die Verfassungswirklichkeit im 
demokratischen Staat mit parlamentarischem Regierungssystem nur mehr verzerrt 
abgebildet wird.70 
 
                                            
68 Hierauf wird im Schrifttum angesichts tief gegliederter, eher pluralistischer aufgebauter staatlicher 
Verwaltungskörper in Bund und Ländern besonders hingewiesen; vgl. Gunnar Folke Schuppert, 
Die Einheit der Verwaltung als Rechtsproblem, DÖV 1987, S. 757 ff. (763). 
69  Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch die Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der 
Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (201). 
70 Norbert Achterberg, Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 51 ff.; Theodor Maunz in: Maunz, Dürig, 
Grundgesetz, Kommentar, Art. 20, RdNr. 28; Hermann v. Mangoldt, Friedrich Klein, Christian 
Starck, Bonner Grundgesetz, Kommentar, Bd. 2, Art. 20, RdNr. 97. 
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Wegen seiner Bedeutung als verfassungsorganisatorisches Grundprinzip darf Art. 20 
Abs. 2 GG nach der Gesamtkonzeption des Grundgesetzes71 nicht losgelöst vom 
Demokratiegebot und unabhängig von der Organisationsgewalt des Verfassungs-
gebers interpretiert werden. Der Gesetzgeber kann folglich Staatsfunktionen in der 
Verfassung zusätzlich zu den bestehenden Hauptgewalten einrichten, wenn diese 
demokratisch legitimierbar sind. 
 
Denkbar ist somit, dass es sich bei der Finanzkontrolle aufgrund der funktionellen 
Verfassungsgarantie in Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG um eine vierte, vom Verfassungsge-
ber besonders eingerichtete und dem Rechnungshof übertragene Staatsgewalt han-
delt. 
 
a. Finanzkontrolle als Vierte Gewalt 
 
Der Rechnungshof wird im Schrifttum zum Teil auch als Organ der Vierten Gewalt72 
bezeichnet, da ihm eine besondere Form der Aufgabenwahrnehmung im Staats-
wesen zugewiesen sei. 
 
Grundsätzlich ist die Existenz einer vierten Gewalt in Gestalt der Finanzkontrolle ver-
fassungsrechtlich möglich. Die Gewaltentrias in Art. 20 Abs. 2 GG stellt, wie im vor-
hergehenden Abschnitt festgestellt wurde, lediglich eine generelle Staatsstrukturbe-
stimmung dar73. Anstatt eine Vielfalt heterogener Arbeitsfelder zu beschreiben, be-
schränkt sich das Grundgesetz auf die Normierung von drei staatstheoretisch not-
wendigen Hauptfunktionen. Der verfassungsrechtlichen Festlegung auf gesetzge-
bende, vollziehende und rechtsprechende Gewalt kommt somit kein „Ausschließlich-
keitscharakter“ zu.74 
 
Der Verfassungsgeber kann folglich zwar eine vierte Gewalt einrichten, im Fall der 
Rechnungsprüfung hat er aber von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht. 
                                            
71 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I, § 20 III. 
72 Theodor Heuss, Zur Einweihung des Dienstgebäudes des Bundesrechnungshofes, DÖH 1, 7; 
Werner Gross, Die Entwicklung des öffentlichen Rechts, DVBl. 1956, 261; Härtig, Entwicklung und 
Grundfragen der Haushaltskontrolle, DVBl. 1951, 393 ff. (394); Schäffer, Zur Einweihung des 
Dienstgebäudes des Bundesrechnungshofes, DÖH, 1, 9; Alfred Neuschler, Organisatorische Stel-
lung der Gerichte, DÖV 1950, 711. 
73 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 314; a. M.  
Eberhard Schmidt-Aßmann in: Isensee, Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundes-
republik Deutschland, Bd. I, § 24, RdNr. 52. 
74 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 36 IV 4. 
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Der Rechnungshof verfügt nach Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG über keinerlei Befugnisse 
zur Ausübung von Staatsmacht.75 Der Finanzkontrolle ist folglich die entscheidende 
Wesenseigenschaft für die Einstufung als „Vierte Gewalt“ nicht zu Eigen. 
 
Unter Staatsgewalt ist nach der Gewaltenteilungslehre eine Bündelung charakte-
ristischer Funktionsbereiche in der Hand einzelner Organe zu verstehen. Diese müs-
sen zur Machtausübung, zur rechtlich institutionalisierten Durchsetzung der jeweilig 
übertragenen Funktion, befähigt sein.76 Der Grund hierfür ist, dass nach dem Grund-
satz der Gewaltenteilung die Zuweisung von Staatsgewalt mit der Verhinderung von 
Machtmissbrauch Hand in Hand zu gehen hat. Wenn eine Staatsfunktion eingerichtet 
wird, die nicht mit Machtbefugnissen ausgestattet ist, bedarf es keiner Begrenzung 
und Hemmung durch andere, mit Staatsmacht versehene Aufgabenträger. Grundbe-
dingung für „Staatsgewalt“ ist somit namentlich die Machtbefähigung eines Aufga-
benträgers im politischen Prozess auf Staatsebene.77 
 
Die Rechnungshöfe verkörpern mithin keine eigenständige Staatsgewalt. Ihre Aufga-
ben bestehen in der Vornahme von Tatsachenfeststellungen und der Bewertung von 
Geschehensabläufen, die durch andere bestimmt worden sind. Den Rechnungshöfen 
kommt unmittelbarer Einfluss auf die Umsetzung ihrer Schlussfolgerungen nicht zu. 
Werden Organe der Exekutive oder Legislative aufgrund der Prüfergebnisse tätig, 
erfolgt dies nicht in Wahrnehmung von Befugnissen, die von der funktionellen Garan-
tie der Rechnungsprüfung abgeleitet sind. Vielmehr nehmen diese Organe, denen 
gegenüber die Rechnungshöfe als Träger der Finanzkontrolle über keinerlei Wei-
sungsbefugnisse verfügen, ihre Aufgaben im Rahmen eigener Zuständigkeiten wahr. 
Sollte die Verwaltung den Empfehlungen in Prüfberichten nicht Folge leisten, obliegt 
es Parlament und Regierung, Maßnahmen zur Behebung der gerügten finanzwirt-
schaftlichen Missstände zu veranlassen. 
 
Somit stellt die Finanzkontrolle keine „Vierte Gewalt“ dar. Nach Auffassung im 
Schrifttum soll mit Rücksicht auf die ebenfalls nicht mögliche Zuordnung zu einer der 
Hauptgewalten der staatsrechtliche Status des Rechnungshofs sowie das Verhältnis 
der Finanzkontrolle zu den Staatsgewalten mit Hilfe von Begriffen wie „Institution sui 
generis“ oder „Neutrum“ zu bestimmen sein. 
                                            
75 Herbert Sauer, Hans Blasius, Politik und Rechnungsprüfung, VR 1987, S. 141 (142). 
76 Konrad Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, RdNr. 486. 
77 Zur Bedeutung der Gewaltenteilung für die Vermeidung zu starker Machtkonzentration: BVerfGE 3, 
225 (247); 5, 85 (199); 7, 183 (188); 9, 268 (279); 34, 52 (59);. 
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b. Institution sui generis 
 
Im Schrifttum wird der Rechnungshof auch als „Institution sui generis“78 oder als 
Einrichtung „singulärer Art“79 bezeichnet, da er ein zwischen den Gewalten ste-
hendes, neutrales Element80 darstelle. Nach dieser Auffassung kann der Rechnungs-
hof ebenfalls nicht einem der in Art. 20 Abs. 2 GG niedergelegten Funktionsbereiche 
zugeordnet werden. 
 
Eine „Institution sui generis“ könnte aber begrifflich ebenso gut einen Platz innerhalb 
einer der drei Hauptgewalten einnehmen, vor allem wenn sich der Aufgabenbereich 
mit wenigstens einer der grundlegenden Staatsfunktionen überschneidet. Mit „Institu-
tion sui generis“ ist weiterhin nicht eindeutig zum Ausdruck gebracht, inwieweit sich 
der staatsorganisatorische Status der Finanzkontrolle überhaupt noch an der Gewal-
tenteilung orientiert. Denkbar wäre angesichts der Bezeichnung als „Institution sui 
generis“ auch, dass der Verfassungsgeber mit der Schaffung unabhängiger Rech-
nungshöfe vom System, den Staatsaufbau in „Gewalten“ zu untergliedern, abgewi-
chen ist.81 
 
Somit kann diese Bezeichnung, wie im Übrigen auch die als „Neutrum“ oder als „Ein-
richtung eigener Art“, die staatsrechtliche Stellung des Rechnungshofs nicht verdeut-
lichen. Zudem ist zu bedenken, dass der Begriff „Institution sui generis“ die verfas-
sungsorganisatorischen Rechtsverhältnisse zwischen Rechnungshof und den ande-
ren Organen des Staats nur unzureichend beschreibt. In einem Rechtsstreit um die 
Prüfkompetenzen des Rechnungshofes würde diesem inhaltlich unbestimmten Beg-
riff deshalb kaum Bedeutung zukommen. 
 
                                            
78 Haaser, Die Rechnungshöfe und ihre Beziehungen zu Exekutive und Legislative, DÖH 1, S. 115 ff.; 
Härtig, Entwicklung und Grundfragen der Haushaltskontrolle, DVBl. 1951, S. 393 ff. (395); Helmut 
Karehnke, Zur Neufassung des Art. 114 des Grundgesetzes, DÖV 1972, S. 145 ff. (149); Walter 
Krebs, Kontrolle in staatlichen Entscheidungsprozessen, S. 181; Gerhard Pfennig, Beziehung zwi-
schen Parlament und Rechnungshof, DVBl. 1968, S. 197 ff. (198); Weichmann, Die Stellung der 
Rechnungshöfe im organisatorischen Aufbau der Staatsgewalt, DVBl. 1953, S. 745 ff.(746). 
79 Heinrich Korte, Zur Stellung der Rechnungshöfe, JZ 1956, 686. 
80 Karl Wittrock, Auf dem Weg zu einem neuen Bundesrechnungshofgesetz, DÖV 1984, S. 649; 
Bernhard Bank, Die Stellung und Aufgabe der Rechnungshöfe im neuen deutschen Staatswesen, 
ZgesStW 111 (1955), S.´512 ff. (514); ders., Über Umfang und Grenzen der Finanzkontrolle, AöR 
80 (1955/56), S. 261; ders., Über die Eigenständigkeit des Rechnungshofes zwischen Parlament 
und Regierung, DÖV 1962, S. 526 ff. (528). 
81 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 337. 
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Dies mag der Grund gewesen sein, weshalb im Schrifttum dazu übergegangen wur-
de, den verfassungsrechtlichen Standort der Rechnungshöfe anhand des Wesensge-
halts der von diesen ausgeübten Finanzkontrolle zu bestimmen. Ausgangspunkt für 
diese Art der Beschreibung des staatsorganisationsrechtlichen Status des Rech-
nungshofs ist die im Art. 114 Abs. 2 GG getroffene konkrete verfassungsrechtliche 
Funktionszuweisung.82 Danach sollen die Rechnungshöfe nicht ein Teil des Systems 
der Gewaltenteilung sein, sondern im Verhältnis zum System der Ausbalancierung 




Für das Wesen der Finanzkontrolle ist von Bedeutung, ob die Kontrollaufgabe des 
Rechnungshofs als eine eigenständige staatsorganisatorische Funktion eingestuft 
werden kann. Handelt es sich bei der Rechnungsprüfung um eine in Art. 114 Abs. 2 
S. 1 GG verankerte Staatsfunktion, ist zumindest ein Merkmal von Staatsgewalt 
i. S. d. Art. 20 Abs. 2 GG erfüllt.83 
 
(1) Für diese Einstufung spricht, dass Organe der Hauptgewalten ebenfalls über Kon-
trollkompetenzen verfügen. Gesetzgebender und vollziehender Gewalt obliegen be-
stimmte Formen von Finanzkontrolle, die sich aber als parlamentarische Kontrolle 
und Exekutivkontrolle zum Teil erheblich von der Prüfungsbefugnis der Rechnungs-
höfe unterscheiden. 
 
Die Finanzkontrolle durch den Rechnungshof stellt anders als die interne Selbst-
kontrolle84 der Verwaltung eine Fremdkontrolle dar. Der Prüfauftrag ist den obersten 
Finanzkontrollorganen zu diesem Zweck besonders durch die Verfassung zuge- 
 
                                            
82  Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), S. 192 ff. (194). 
83  Die Eigenschaft der Finanzkontrolle, eine eigenständige Staatsfunktion zu sein, dürfte sich im Inte-
resse an einer institutionell verselbständigten Kontrolle staatlicher Finanzen widerspiegeln, das al-
len Staaten unabhängig von der Organisation ihres Gemeinwesens eigen ist; Axel Nawrath, Die in-
ternationale Zusammenarbeit der Rechnungshöfe, DÖV 2000, S. 861. 
84 Siehe oben (Fn. 67). 
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wiesen. Aufgrund der verfassungsrechtlich - für den Bundesrechnungshof in Art. 114 
Abs. 2 S. 1 GG85 - verankerten Prüfbefugnisse erfolgt die Kontrolle durch unab-
hängige, kraft ausgewiesener Sachkunde besonders qualifizierte Staatsbedienstete 
der Rechnungshöfe. Die Rechnungsprüfung umfasst die gesamte Haushalts- und 
Wirtschaftsführung des Staats. 
 
Prüfungsmaßstab und -gegenstand der Kontrolltätigkeit der Rechnungshöfe sind 
durch die §§ 42 ff. HGrG und die §§/Art. 88 ff. BHO/LHO gesetzlich näher ausge-
staltet. In diesem Punkt unterscheidet sich die Rechnungsprüfung auch von der par-
lamentarischen Kontrolle durch die Legislative. 86 
 
Der umfassenden, nicht nur auf haushaltswirtschaftliche Sachverhalte bezogenen 
Kontrolle der Ersten über die Zweite Gewalt kommt grundlegende Bedeutung für die 
parlamentarische Regierungsform zu. Die Finanzkontrolle durch die gesetzgebende 
Körperschaft stellt vorrangig eine politische Kontrolle dar, die Abweichungen von eta-
tisierten Zweckbestimmungen und Ausgabebefugnissen bei der Ausführung des 
Haushalts überwacht. Die Parlamente kontrollieren Regierung und Verwaltung  
außerdem mit Blickrichtung auf ihre Zuständigkeit für die Etatbewilligung. In Gestalt 
des parlamentarischen Budgetrechts verfügen sie - anders als die Rechnungshöfe - 
über die Befugnis zur Gestaltung der finanzwirtschaftlichen Abläufe und zur Setzung 
grundlegender Rahmenbedingungen für den Haushaltsvollzug. 
                                            
85 Baden-Württemberg: ...............................................................Art. 83 Abs. 2 S. 1 bwLV, 
 Bayern: ....................................................................................Art. 80 S. 2 BV, 
 Berlin: ......................................................................................Art. 83 Abs. 1 S. 1 LV, 
 Brandenburg:...........................................................................Art. 106 Abs. 2 BbgVerf, 
 Hamburg:.................................................................................Art. 70, 71 hambLVerf 
 Hessen: ...................................................................................Art. 144 S. 1 HV, 
 Mecklenburg-Vorpommern:.....................................................Art. 67 Abs. 2 VerfM-V 
 Niedersachsen: .......................................................................Art. 53 Abs. 2 ndsLVerf, 
 Nordrhein-Westfalen: ..............................................................Art. 86 Abs. 2 nrwLVerf, 
 Rheinland-Pfalz: ......................................................................Art. 120 Abs. 2 S. 2 LVerf 
 Saarland: .................................................................................Art. 106 Abs. 2 S. 2 SVerf, 
 Sachsen: .................................................................................Art. 100 SächsVerf, 
 Sachsen-Anhalt: ......................................................................Art. 97 Abs. 2 VerfLSA, 
 Schleswig-Holstein: .................................................................Art. 55 schlhLVerf, 
 Thüringen: ...............................................................................Art. 103 Abs. 3 VerfThür. 
86 Normierte Elemente der parlamentarischen Finanzkontrolle sind insbesondere das Recht, vom Fi-
nanzressort jährlich Rechnungslegung zu verlangen (Art. 114 Abs. 1 GG; §§ 37 ff. HGrG; 
§§/Art. 88 ff. BHO/LHO), und die Entlastung der Regierung durch die Gesetzgebungskörperschaft 
(§ 37 HGrG, §/Art. 114 BHO/LHO); Christoph Gusy, Privatisierung und parlamentarische Kontrolle, 
ZRP 1998, S. 265 ff. (266). 
 Der Erlass des Haushaltsgesetzes zur Feststellung des Haushaltsplans gehört nicht zur Finanz-
kontrolle, da die Budgetbewilligung nicht der Nachprüfung sondern der Festlegung der finanzwirt-
schaftlichen Vorgaben für die Politik der Exekutive dient. 
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Die Finanzkontrolle der gesetzgebenden Körperschaften erfolgt zwar in zeitlicher 
Hinsicht erst nach Abschluss der Prüfung durch den Rechnungshof. Der jährliche Be-
richt des Rechnungshofs stellt aber die Grundlage für die parlamentarische Kontroll-
tätigkeit dar. Ungeachtet dieses Zusammenhangs zielt die ebenfalls sich auf die ge-
samte Staatstätigkeit beziehende Rechnungsprüfung aber nicht auf eine politisch ge-
prägte Kontrolle ab. Sie stellt vielmehr eine an sachlichen Gesichtspunkten orien-
tierte Prüfung dar, die aus der Budgetkontrolle, der rechnungsunabhängigen Prüfung 
der Haushalts- und Wirtschaftsführung und aus der finanzwirtschaftlichen Beratung 
im Rahmen der Prüfaufgaben des Rechnungshofs besteht. 
 
Die vorgenannten Unterschiede zwischen Rechnungshofkontrolle und parlamentari-
scher Staatskontrolle stehen einer Einstufung der Aufgaben des Rechnungshofs als 
Staatsfunktion letztlich nicht entgegen. 
 
(2) Für diese Einstufung ist vielmehr von Bedeutung, dass den Kontrollfunktionen im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durchweg erhebliches Gewicht zukommt. 
Im demokratischen Staatswesen nimmt die Kontrolle neben der politischen Willens-
bildung und Gestaltung einen weiten Raum ein. Bei Verfassungsorganen, die Haupt-
gewalten gem. Art. 20 Abs. 2 GG verkörpern, umfasst sie ganz wesentliche Teile der 
Aufgabenwahrnehmung.  
 
Da die Ausübung von Kontrollaufgaben folglich für die Wahrnehmung von Staats-
funktionen indiziert, ist gerechtfertigt, die in Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG verankerte Fi-
nanzkontrolle als eine den Rechnungshöfen durch die Verfassung übertragene 
Staatsfunktion zu bezeichnen. Soweit Unterschiede zu anderen Kontrollkompetenzen 
bestehen, ergeben sich diese aus den verfassungsrechtlichen Grenzen für die Rech-
nungshofkontrolle. 
 
Würde die Finanzkontrolle hingegen nicht als Staatsfunktion eingestuft werden, wür-
de Rechnungshöfen allenfalls der Status von Hilfsorganen zukommen.87 Da sie so-
wohl der Legislative als auch der Exekutive zu berichten und damit zu „dienen“ ha-
ben, müssten diese außerdem als in den Gewalten verschränkte Organe angesehen 
werden. Dies ist aber aus staatstheoretischen Gründen ausgeschlossen. Die Unter-
scheidbarkeit der Staatsfunktionen, deren klare Trennung nach Aufgabenbereichen 
                                            
87 BT-Drucks. V/3605, S. 13; Erwin Adolf Piduch, Bundeshaushaltsrecht, Kommentar, Art. 114 GG, 
RdNr. 29; Hans Peter Ipsen, Kollision und Kombination von Prüfungsvorschriften des Haushalts- 
und Aktienrechts, JZ 1955, S. 593 ff. (599). 
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stellt ein wichtiges Element für die Gewährleistung der inneren Ordnung des Staats-
wesens dar. Außerdem würde die Einstufung als Hilfsorgan, das janusköpfig zwei 
Staatsgewalten zugeordnet ist, der verfassungsorganisatorischen Sach- und Rechts-
lage nicht entsprechen.88 Dies würde zulassen, Abhängigkeiten zu konstruieren, die 
durch die unabhängige Stellung des Rechnungshofs gem. Art. 114 Abs. 2 GG gera-
de ausgeschlossen werden sollten. 
 
Nach den Grundregeln der Gewaltenteilungslehre würde der Rechnungshof nicht nur 
Träger einer Staatsfunktion sein, sondern darüber hinaus „Staatsgewalt“ verkörpern, 
wenn die Rechnungsprüfungsbehörden unmittelbar Einfluss auf die staatliche Wil-
lensbildung nehmen könnten. Im Unterschied zu Institutionen, die Staatsgewalten 
darstellen, kommt den Rechnungshöfen diese Befugnis jedoch nicht zu.89 Deshalb 
könnte ihre Sonderstellung mit dem Innehaben von Staatsfunktion (im Sinne der 
Gewaltenteilungslehre), ohne dass ihnen zugleich Steuerungskompetenz auf staats-
politischer Ebene übertragen wäre, begründet werden. Eine solch formale Betrach-
tungsweise würde jedoch ein Wesenselement der Finanzkontrolle außer Acht lassen. 
 
Mit diesem Kernelement ist die Pflicht des Rechnungshofs gemeint, über die Ergeb-
nisse seiner Prüfung dem Parlament und der Regierung zu berichten. Sie begründet 
einen materiellen, „zwingenden Zusammenhang“90 zwischen Haushaltsaufstellung 
und Rechnungslegung einerseits und der Entlastung gem. § 47 HGrG i. V. m. 
§/Art. 114 BHO/LHO andererseits. Die Bedeutung der Berichte im Haushaltskreislauf 
weist den Rechnungshöfen somit eine besondere Stellung im Staatsgefüge zu. Die 
Finanzkontrolle wirkt als „namentlich das unentbehrliche Verbindungsglied“91 zwi-
schen den gesetzgebenden Körperschaften und den Regierungen. 
 
Finanzkontrolle bedeutet insbesondere Berichterstattung und Weitergabe von Ent-
scheidungsgrundlagen an Organe, die ihrerseits Staatsgewalten verkörpern und da-
mit zur Vornahme der notwendig werdenden finanzwirtschaftlichen Maßnahmen be-
fugt sind. Auf diese Weise erhöht Finanzkontrolle den Wirkungsgrad der Gewaltentei-
lung. Aus Sicht des Schrifttums erweist sich diese Verknüpfung zwischen Finanzkon-
                                            
88 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 34 IV 3. 
89 Seite 39. 
90 Hans Reger, Bemerkungen zur Finanzkontrolle, Theorie, allgemeine Sach- und Rechtsfragen, Re-
form, VerwArch 66 (1975), S. 195 ff. (198). 
91 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 34 V 3. 
 46 
trolle, Rechnungslegung und Entlastung zudem als Schlüssel für die Bestimmung 
des staatsrechtlichen Status der Kontrollinstitution „Rechnungshof“. 
 
(3) Im Schrifttum92 wird heute überwiegend die Auffassung vertreten, die Rechnungs-
höfe nehmen als Träger einer Staatsfunktion in Gestalt ihrer Prüf- und Berichtszu-
ständigkeit eine Sonderstellung im Staatsaufbau ein. Finanzkontrolle durch Rech-
nungshöfe stellt einen Teil staatsorganisatorischer Integration durch gegenseitige 
Hemmung und Kontrolle der Gewalten dar, auf der das gesamte demokratische 
Staatswesen aufgebaut ist.93 
 
Rechnungshöfe verstärken aufgrund ihrer Sonderstellung durch die Ausübung von 
Finanzkontrolle die Wirkung der Gewaltenteilung. Die Finanzkontrollbehörden wer-
den auf diese Weise in den Dienst der checks and balances of power gestellt.94 Die 
Indienstnahme für die Gewaltenbalancierung erfolgt mit dem Ziel, mittelverschlei-
ßenden Kräften wirksam Einhalt gebieten zu können. 
 
Aufgrund umfassender Kontrollbefugnis ist der Rechnungshof der Inbegriff eines 
Prüforgans und initialisiert Legislative und Exekutive im Wege der Berichterstattung. 
Die Finanzkontrolle durch den Rechnungshof, die auf Fachkunde und Sachlichkeit 
fußt, soll der nicht selten von politischen Zielsetzungen oder Sachzwängen überla-
gerten Finanzkontrolle durch Legislative und Exekutive die erforderliche Objektivität 
vermitteln. Eine den demokratischen Grundsätzen gerecht werdende öffentliche 
Haushaltswirtschaft ist deshalb ohne Finanzkontrolle kaum mehr vorstellbar. 
 
                                            
92 Klaus Stern, Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 34 IV 4 c; ders., Die staats-
rechtliche Stellung des Bundesrechnungshofs und seine Bedeutung im System der Finanzkontrol-
le, in: Die Kontrolle der Staatsfinanzen, Festschrift zur 275. Wiederkehr der Errichtung der Preußi-
schen-General-Rechenkammer, 1989, S. 11 ff. (41); ders., Bundesrechnungshof und Finanzkon-
trolle aus verfassungsrechtlicher Sicht, DÖV 1990, S. 261 ff. (264); Herbert v. Arnim, Grundprob-
leme der Finanzkontrolle, DVBl. 1983, S. 664 ff. (673); Gunter Kisker in: Isensee, Kirchhof (Hrsg.), 
Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. IV, § 89, RdNr. 126; Walter 
Krebs, Die rechtliche Stellung der Rechnungshöfe und der Vorbehalt des § 40 Abs. 1 VwGO zu-
gunsten der verfassungsrechtlichen Streitigkeit, VerwArch. 71 (1980), S. 77 ff.; Ernst Gottfried 
Mahrenholz, Kommentar zum Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (Reihe Alternativ-
kommentare), Art. 114 GG, RdNr. 49; Herbert Peuker, Die staatsrechtliche Struktur einer obersten 
Prüfungsbehörde, DÖV 1950, S. 424 ff. (426); Hans Schäfer, Der Rechnungshof im Verfas-
sungsgefüge der Bundesrepublik, DÖV 1971, S. 542 ff.; Wolfgang Sigg, Die Stellung der Rech-
nungshöfe im politischen System der Bundesrepublik Deutschland, S. 27; Susanne Tiemann, Die 
staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 337; Klaus Vogel, Paul Kirchhof, Bon-
ner Kommentar zum Grundgesetz, Kommentar, Art. 114 GG, RdNr. 174. 
93 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 323. 
94 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 34 IV 4 c. 
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Finanzkontrolle stellt aber nicht nur innerorganisatorisch eine bedeutsame Funktio-
nenzuordnung im demokratischen Staat dar. Da der Staat wie ein Treuhänder des 
Bürgervermögens sein gesamtes haushaltswirtschaftliches Handeln uneingeschränkt 
der Prüfung durch ein unabhängiges Organ unterwirft, wird das Vertrauen des Ein-
zelnen in die öffentliche Finanzwirtschaft und die sie tragenden Institutionen ge-
stärkt.95 Durch die Öffentlichkeitsarbeit des Rechnungshofs soll dies noch untermau-
ert werden. 
 
Im Ergebnis nehmen die Rechnungshöfe somit in jeder Hinsicht einen Ausnah-
mestatus im vertikalen, nach dem Prinzip der Gewaltenteilung gegliederten Aufbau 
des demokratischen Staats ein. Im Folgenden ist zu erörtern, ob diese Sonderstel-
lung sich auch in der diesen Institutionen zukommenden verfassungsorganisatori-




Das Grundgesetz wie auch die meisten Landesverfassungen96, ausgenommen die 
Verfassung Schleswig Holsteins (Art. 49 Abs. 1 S. 1 LV), treffen keine Bestimmung 
über die staatsorganisatorische Stellung der Rechnungshöfe. 
 
In § 1 BRHG ist der Bundesrechnungshof und in den Rechnungshofgesetzen der 
Länder97 sind die Landesrechnungshöfe als oberste Bundes- oder Landesbehörden 
bezeichnet. Möglicherweise wird aus diesem Grund im Schrifttum die Auffassung 
vertreten, Rechnungshöfe würden nicht über Verfassungsrang verfügen.98 
 
                                            
95 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 337. 
96 Siehe a. a. O. (Fn. 85). 
97 Siehe a. a. O. (Fn. 45). 
98 Klaus Grupp, Die Stellung der Rechnungshöfe in der Bundesrepublik Deutschland, 1972, S. 95 f.; 
Ernst Rudolf Huber, Die institutionelle Garantie der Rechnungsprüfung, in: Festschrift für A. Ni-
kisch, 1958, S. 336; Walter Leisner, Staatliche Rechnungsprüfung Privater, S. 34; Theodor Maunz 
in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 114, RdNr. 12; Bruno Schmidt-Bleibtreu, 
Franz Klein, Kommentar zum Grundgesetz, Art. 114, RdNr. 7 („nur ein in der Verfassung genann-
tes Verwaltungsorgan“). 
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1. Oberste Verwaltungsbehörde 
 
Die Einstufung als oberste Verwaltungsbehörde wird der Bedeutung der Rech-
nungshöfe für die staatliche Finanzwirtschaft nicht gerecht. Sie übersieht die instituti-
onelle Garantie99, die den Rechnungshöfen durch Art. 114 GG und die inhaltsglei-
chen Bestimmungen der Landesverfassungen zu Teil geworden ist. 
 
Nicht auszuschließen ist, dass hinter dieser Einstufung die Subtraktionsmethode100 
steht, deren Anwendung allerdings keine widerspruchsfreien Ergebnisse liefert. Die-
se Methode ist nicht geeignet, Aufschluss über die staatsorganisatorische Stellung 
des Rechnungshofs zu geben.101 
 
Im Gegensatz zur Einstufung der Rechnungshöfe als Aufgabenträger ohne Verfas-
sungsrang vertritt das Schrifttum102 zum Teil auch die Auffassung, bei diesen handele 




Nach Auffassung eines Teils im Schrifttum sei der Rechnungshof zwar nicht Verfas-
sungsorgan ersten Grades, zumindest mit Rücksicht auf die verfassungsmäßige Ge-
währleistung in institutioneller und funktioneller Hinsicht könne aber die „konsequente 
Entwicklung in diese Richtung“103 nicht übersehen werden. 
 
Dem dürfte entgegenstehen, dass den Rechnungshöfen die nach der Rechtspre-
chung Bundesverfassungsgerichts wichtigste Eigenschaft der Verfassungsorgane 
nicht zu Eigen ist. Das Bundesverfassungsgericht nimmt Verfassungsorganqualität 
nicht schon bei Nennung der betreffenden Einrichtung in der Verfassungsurkunde 
eines Staats an. Verfassungsorganqualität liegt nur vor, wenn die Institution, „deren 
spezifische Funktion und Wesensart einheitsbegründend oder integrierend auf den 
                                            
99 Karl Wittrock, Parlament, Regierung und Rechnungshof. Zur Geschichte einer schwierigen Drei-
ecksbeziehung, ZParl 1986, S. 414 (422). 
100 OVG Münster, DÖV 1979, S. 683. 
101 Seite 30. 
102 Ernst Gottfried Mahrenholz, Kommentar zum Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
(Reihe Alternativkommentare), Art. 114, RdNr. 49; Walter Krebs, Die rechtliche Stellung der Rech-
nungshöfe und der Vorbehalt des § 40 Abs. 1 VwGO zugunsten der verfassungsrechtlichen Strei-
tigkeit, VerwArch 71 (1980), S. 77 ff. (83); Hans Reger, Bemerkungen zur Finanzkontrolle, Theorie, 
allgemeine Sach- und Rechtsfragen, Reform, VerwArch 66 (1975), S. 195 ff. und S. 319 ff. (346). 
103 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 180. 
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Staat wirkt, durch ihr Entstehen, Bestehen und ihre verfassungsmäßige Tätigkeit 
recht eigentlich den Staat konstituiert und seine Einheit sichert“.104 
 
Zum Wesen eines Staatsorgans gehört demnach die Kompetenz zu staatspoliti-
schem Handeln. Dies ist Voraussetzung für die Fähigkeit, auf gesamtstaatliche Pro-
zesse einzuwirken. Rechnungshöfe sind hingegen nicht zur politischen Gestaltung 
auf oberster staatlicher Ebene105 berufen. Einflussnahme auf die „hohe Politik“ ist ih-
nen durch Art. 114 Abs. 2 S. 2 GG verwehrt. Die Prüfergebnisse der Rechnungshöfe 
werden nicht von den Rechnungshöfen selbst, sondern letztlich von politischen Auf-
gabenträgern in konkrete Maßnahmen umgesetzt. Diese Aufgabenträger stellen - im 
Gegensatz zum Rechnungshof - Verfassungsorgane aufgrund der ihnen zugewiese-
nen politischen Befugnisse dar. 
 
Die Rechnungshöfe bestimmen nicht die Geschicke des Staatswesens, sondern prü-
fen und berichten in erster Linie entsprechend ihres verfassungsrechtlichen Sonder-
status. Sie sind zwar Hauptträger der umfassenden staatlichen Finanzkontrolle, sie 
besitzen aber nicht die demokratische Legitimation für staatslenkende Entscheidun-
gen.106 Rechnungshöfe weisen demnach keine das Staatsgefüge essentiell prägende 
und konstituierende Integrationsfunktion auf.107 Staatstheoretisch ist denkbar, dass 
die Finanzkontrolle nicht von eigens dafür eingerichteten Institutionen wahrgenom-
men wird, wenngleich dies eine möglichst effektive Aufgabenwahrnehmung gewähr-
leistet. Eine andere denkbare organisatorische Zuweisung der Rechnungsprüfung 
würde jedenfalls nicht zwangsläufig mit einer Umformung der elementaren Struktur 
des Staates einhergehen oder eine grundlegende Störung des durch die Verfassung 
errichteten Gefüges der Hauptgewalten bedeuten. Finanzkontrolle stellt zwar eine für 
das demokratische Staatswesen unentbehrliche Funktion dar, diese könnte aber 
grundsätzlich auch von Regierung und Parlament ausgeübt werden.108 
 
                                            
104 Statusdenkschrift des Bundesverfassungsgerichts, JÖR, N. F. Bd. 6, S. 145. 
105 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 34 IV 5 ß. 
106 Herbert Sauer, Herbert Blasius, Politik und Finanzkontrolle durch Rechnungshöfe, DVBl. 1985, 
S. 548 (553). 
107 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 159. 
108 Burkard Tiemann, Zur staatsrechtlichen Stellung und Funktion des Bundesrechnungshofes nach 
der Haushaltsreform, DVBl. 1970, S. 954 ff. (959). 
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Rechnungshöfe besitzen somit, wie oben festgestellt wurde, weder den Status von 
obersten Verwaltungsbehörden noch stehen sie den Verfassungsorganen gleich.109 In 
der Mitte zwischen diesen beiden Standortbestimmungen liegt die Einstufung als  
„Oberstes Staatsorgan“. 
 
3. Oberstes Staatsorgan 
 
Die im Zentrum des staatlichen Finanzkontrollsystems stehenden Rechnungshöfe 
können als „oberste Staatsorgane“ eingestuft werden, deren Bestand und Aufgabe 
durch die Verfassung gewährleistet wird.110 Wie aber noch darzulegen sein wird111, 
folgt aus dieser staatsorganisatorischen Stellung nicht zugleich auch Parteifähigkeit 
im verfassungsrechtlichen Organstreitverfahren. 
 
Im Organstreitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht sind gem. Art. 93 Abs. 1 
Nr. 1 GG „oberste Bundesorgane“, bei denen es sich um Verfassungsorgane ersten 
Grades handelt, und „andere Beteiligte“ parteifähig. „Oberste Staatsorgane“ sind hin-
gegen in Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG zumindest nicht ausdrücklich genannt. 
 
Der Rechnungshof würde aber als oberstes Staatsorgan im Organstreitverfahren 
parteifähig sein, wenn er durch die Verfassung mit „eigenen Rechten" i. S. v. Art. 93 
Abs. 1 Nr. 1 GG ausgestattet wäre. Damit ist es eine Frage der Reichweite der funk-
tionellen und institutionellen Gewährleistung aus Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG, ob Recht-
schutzmöglichkeiten bei Kompetenzkonflikten verfassungsrechtlicher Provenienz ge-
geben sind. 
 
Die staatsrechtliche Einordnung des Rechnungshofs ist außerdem nicht nur für die 
verfassungsprozessuale sondern auch für die verwaltungsprozessuale Organstreit-
fähigkeit von Bedeutung. Denn die Zulässigkeit einer verwaltungsgerichtlichen Klage 
                                            
109 Bert Rürup, Hanns Seidler, Von der fiskalischen Haushaltskontrolle zur politischen Erfolgskontrolle, 
Die Verwaltung, 14 (1981), S. 501 (514). 
110 Herbert Fischer-Menshausen in: v. Münch, Kunig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Bd. II, 
Art. 114 GG, RdNr. 11, Ernst Gottfried Mahrenholz, Kommentar zum Grundgesetz für die Bundes-
republik Deutschland (Reihe Alternativkommentare), RdNr. 7; Klaus Stern, Das Staatsrecht der 
Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 34 IV 5 b ß; ders., Die staatsrechtliche Stellung des Bundes-
rechnungshofes und seine Bedeutung im System der Finanzkontrolle, in: Die Kontrolle der Finan-
zen, Festschrift zur 275. Wiederkehr der Errichtung der Preußischen General-Rechen-Kammer, 
1989, S. 11 ff. (42); Heinrich Reinermann, Messungsprobleme der Rechnungskontrolle, Die Ver-
waltung, 14 (1981), S. 483 (485); Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkon-
trolle des Bundes, S. 161. 
111 Seite 247. 
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hängt vor allem von der Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs ab. Sollte es mit 
Rücksicht auf den verfassungsorganisatorischen Status des Rechnungshofs bei 
Rechtsstreitigkeiten mit diesem stets um verfassungsrechtliche Streitigkeiten han-
deln, wäre der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten ausgeschlossen. Zudem 
muss der Rechnungshof das Verletztsein in „eigenen Rechten“ beispielsweise bei 
einer Klage zur Durchsetzung der Prüfungsbefugnisse schlüssig behaupten können. 
Dies verdeutlicht, welche Bedeutung der staatsrechtlichen Einstufung des Rech-
nungshofs für Fragen des Rechtsschutzes zukommt. Im nächsten Abschnitt wird u. a. 
erörtert, ob diesen bei Rechtsstreitigkeiten mit am Prüfungsverfahren beteiligten Stel-
len gerichtsförmige Rechtsmittel offen stehen. 
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D. Der Rechnungshof im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
 
Gegenstand der Darlegungen in den folgenden Abschnitten ist die Stellung des 
Rechnungshofs im verwaltungsgerichtlichen Verfahren. Mit Ausführungen zur 
Reichweite der verwaltungsgerichtlichen Prozessordnung wird erörtert, welche ver-
waltungsprozessualen Rechtsschutzmöglichkeiten bei Rechtsstreitigkeiten nicht ver-
fassungsrechtlicher Natur im Bereich der Finanzkontrolle bestehen. Schon jetzt kann 
dabei gesagt werden, dass besondere Rechtsprobleme vorgezeichnet sind, wenn ein 
Kompetenzkonflikt mit einem Beteiligten geführt wird, der beispielsweise als Staats-
behörde demselben Rechtsträger angehört wie der Rechnungshof. 
 
Auch wenn sich die Probleme von Prozessrechtsverhältnissen mit nichtstaatlichen 
Stellen anhand der Verwaltungsgerichtsordnung grundsätzlich als lösbar darstellen, 
scheint sich doch der auf Individualrechtsschutz ausgerichtete Verwaltungsprozess 
einer gerichtlichen Kontrolle von Kompetenzkonflikten mit anderen Organen des 
Staates zu verschließen. Dies wird im Folgenden vor allem an der schon seit länge-
rem geführten Diskussion um die Zulässigkeit von so genannten In-Sich-Prozessen 
abzubilden sein. Anhand dieser Diskussion sollen die allgemeinen Voraussetzungen, 
unter welchen ausnahmsweise Klagen einer Behörde gegen eine andere trotz Aus-
richtung der Prozessordnung auf den Schutz subjektiver Rechte in Betracht kommen, 
herausgearbeitet werden.112 
 
Diese grundsätzlichen Überlegungen zur Statthaftigkeit von In-Sich-Prozessen sind 
vor allem deswegen von Bedeutung, da im System der Finanzkontrolle gewichtige 
rechtspolitische Gründe für Streitentscheidungungsbefugnisse der Verwaltungsge-
richte bei im Bereich der Rechnungsprüfung auftretenden Kompetenzkonflikten spre-
chen. Diese Gründe werden nachstehend anhand der geschichtlichen Herkunft der 
Rechnungshöfe und ihrer Bedeutung für das staatliche Finanzwesen aufgezeigt. 
                                            
112 Seite 97. 
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I. Verfassungsauftrag Finanzkontrolle 
 
Die Entwicklungslinien der Finanzkontrolle reichen bis in die Monarchie zurück. Ob-
gleich die heutigen Rechnungshöfe viele Institutionen als ihre Vorgänger bezeichnen 
könnten, soll historisch vor allem an die Preußische General-Rechen-Kammer des 
Königs Friedrich Willhelm I. angeknüpft werden können.113 Die erste von der Verwal-
tung unabhängige Finanzkontrollbehörde entstand jedoch nicht in Preußen sondern 
im Königreich Sachsen und trug die Bezeichnung „Oberrechenkammer“. 
 
Seit es geordnete Gemeinwesen gibt, in denen verwaltet wird114, bestanden somit 
Rechnungshöfe und mit ihnen institutionalisierte Formen der Finanzkontrolle staatli-
chen Handelns. Diese erstaunliche Beständigkeit lässt auf ein im staatlichen Ge-
meinwesen angelegtes Bedürfnis nach Rechnungsprüfung und Kontrolle des Wirt-
schaftens der öffentlichen Hände schließen. Diese Unerlässlichkeit der Finanzkon-
trolle zeigt sich heute hauptsächlich in der Nutzbarmachung der Rechnungshöfe für 
die demokratischen Kontrollinstanzen Volksvertretung und Öffentlichkeit. 
 
Bei der Bestimmung des Standorts der Rechnungshöfe im modernen Staats- und 
Verfassungssystem ist im Gegensatz zu früheren Zeiten nicht mehr fraglich, ob der 
Rechnungsprüfung der Rang eines Verfassungsprinzips zukommt. Mit Novellierung 
des Art. 114 Abs. 2 GG im Zuge der Haushaltsrechtsreform von 1969 wurde die um-
fassende und gegenwartsnahe Prüfung verfassungsrechtlich verankert.115 Zudem hat 
der Verfassungsgeber den Bundesrechnungshof als zentrale Institution im System 
der Finanzkontrolle ausgewiesen. Gleiches gilt für die Landesrechnungshöfe in den 
Ländern der Bundesrepublik Deutschland.116 
 
                                            
113 Hans Reger, Bemerkungen zur Finanzkontrolle, Allgemeine Sach- und Rechtsfragen, Reform, 
VerwArch 66 (1975), S. 195 ff. (199), S. 319 ff; Friedrich von Pfuhlstein, Der Weg von der Preußi-
schen Generalrechenkammer zum Bundesrechnungshof in: Bundesrechnungshof (Hrsg.), 250 Jah-
re Rechnungsprüfung, Zur 250. Wiederkehr der Errichtung der Preußischen Generalrechenkam-
mer, 1964, S. 7 ff. (8); Graf, 250 Jahre Preußische Oberrechenkammer, JVBl. 1964, S. 69 ff. (69); 
Hans Blasius, Bedeutung der Finanzkontrolle und die Stellung der Rechnungshöfe, VOP 1991, 
S. 87 ff., (99), S. 158 ff. 
114 Klaus Stern, Bundesrechnungshof und Finanzkontrolle aus verfassungsrechtlicher Sicht, DÖV 
1990, S. 261. 
115 Albert von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, Art. 114 GG, 
RdNr. 24 Herbert König, Wirtschaftlichkeitsgebot und allgemeine Politik, Zeitschrift für Beamten-
recht, 1984, S. 261. 
116 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 34, IV 1. 
 54 
Gemessen an anderen verfassungsorganisatorischen Aufgaben kommt der Finanz-
kontrolle mit der institutionellen Bestandsgarantie der Rechnungshöfe, der Gewähr-
leistung der richterlichen Unabhängigkeit117 ihrer Mitglieder sowie der Garantie des 
Kernbereichs ihrer Zuständigkeit beachtlicher verfassungsrechtlicher Stellenwert zu. 
Schlechter bestellt ist es hingegen um die Wehrhaftigkeit der Rechnungshöfe. Nach 
allgemeiner Auffassung soll sich die Finanzkontrolle durch den Rechnungshof jeden-
falls hinsichtlich der Prüfergebnisse damit begnügen müssen, ein Ritter ohne 
Schwert118 zu sein. Dies wird aus der Wesensart der Finanzkontrolle gefolgert, wo-
nach dem Rechnungshof keine Entscheidungsgewalt zusteht, ob und in welcher 
Weise Exekutive und Legislative Folgerungen aus den Prüfungsergebnissen zu zie-
hen haben. 
 
Im Gegensatz dazu soll nach Auffassung im Schrifttum aber namentlich die Unab-
hängigkeit des Rechnungshofs eine wehrfähige Position darstellen, da diese zur 
Wahrnehmung seiner Aufgaben notwendig sei. Nur mit Hilfe von Verfassungsrechts-
schutz könne die Garantie des Rechnungshofs als Institution wirksam gewährleistet 
werden.119  
 
Das Gleiche soll im Falle einer von einem Staatsorgan ausgehenden Beeinträchti-
gung bei der Erhebung des zu prüfenden Sachverhaltes gelten, wie auch, wenn nicht 
ein Verfassungs-, sondern ein Verwaltungsorgan die Prüfung verweigert oder behin-
dert. In diesen Fällen bedürfe es einer verfassungsrechtlich wehrhaften Position des 
Rechnungshofes, denn sonst bliebe diesem nur die Hoffnung auf die Unterstützung 
durch die gesetzgebenden Organe und als politisches Druckmittel die öffentliche 
Meinung. 
 
Rechnungsprüfung und Politik120 stehen zwar nicht berührungslos nebeneinander, 
angesichts der verfassungsrechtlich garantierten Unabhängigkeit ist es aber nicht 
angemessen, den Rechnungshof auf politisch wirkende Mittel - wie insbesondere die 
                                            
117 Albert von Mutius, Die Steuerung des Verwaltungshandelns durch Haushaltsrecht und Haushalts-
kontrolle, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 42 (1984), 147 
(185). 
118 Susanne Tiemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich öffentlicher Finanzkontrolle, DÖV 1975, 405 
(407). 
119 Albert von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, Art. 114 GG, 
Rdnr 13. 
120  Siehe zur Finanzkontrolle politischer Entscheidungen Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwal-
tung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 
55 (1996), 190 ff.  
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Einschaltung der Medien - zur Durchsetzung der Prüfbefugnis zu verweisen. Würde 
nur mit Hilfe des öffentlichen Interesses das notwendige Gegengewicht zu einer Be-
hinderung der Finanzkontrolle hergestellt werden können, wäre der Rechnungshof in 
nicht angebrachter Weise zu Maßnahmen gezwungen, die im gesellschaftlichen 
Raum wirken. Das Angewiesensein auf ein auf solche Art wirkendes Mittel zur Siche-
rung des Kontrollauftrags stellt sich dabei gerade im Lichte der in den Verfassungen 
von Bund und Ländern verankerten funktionellen Garantie der Finanzkontrolle als 
widersprüchlich dar.121 
 
Hinzu kommt, dass im sozialen Leistungsstaat mit wachsenden, komplizierten, immer 
stärker verflochtenen Finanzvorgängen an den Rechnungshof als unabhängige Insti-
tution der Finanzkontrolle von allen politisch interessierten Kräften große Erwar-
tungen geknüpft werden. Fraglich ist, ob diese durch einen völlig „rechtsschutzlosen“ 
Rechnungshof uneingeschränkt zufrieden gestellt werden können. Nur ein von ande-
ren Staatsgewalten unabhängiges und vor allem wirksames Finanzkontrollsystem 
vermag der Integrität eines Staats zu dienen, der mit den Steuereinnahmen - dem 
Geld der Bürger - wirtschaftlich umgehen und das öffentliche Vermögen nicht eigen-
nützig oder sinnlos vergeuden soll.122 
 
Die Wirksamkeit des Finanzkontrollsystems stützte sich nicht nur auf eine sich nur 
verfassungstheoretisch ausnehmende Rechtsgarantie, sondern auf eine verwal-
tungsgerichtliche Klagemöglichkeit, wenn die Kontrollkompetenzen des Rechnungs-
hofs wehrfähig wären. Sollte die Verwaltungsgerichtsbarkeit dazu berufen sein, die 
Prüfbefugnisse des Rechnungshofs zu gewährleisten, würde diese zum „Schwert“ 
der Finanzkontrolle werden können. 
 
II. Verwaltungsgerichte als „Schwert“ 
 
Dem Rechnungshof stehen, wie noch näher darzulegen sein wird123, bei der Prüfung 
von Stellen außerhalb des Staats mit eigener Rechtspersönlichkeit grundsätzlich 
durchsetzungsfähige Ansprüche zur Sicherung des Zugriffs auf den Prüfungsstoff zur 
Seite. Mit einer verwaltungsgerichtlichen Klagemöglichkeit sind folglich die Kontroll-
kompetenzen des Rechnungshofs zu diesem Bereich gewährleistbar. 
                                            
121 Siehe hierzu Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, 27. Ergänzungsliefe-
rung, Art. 114 GG, Rdnr 23. 
122 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, 1974, S. 336. 
123 Seiten 190 ff. 
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Behindert hingegen gerade eine Stelle desselben Staats die Prüfung, könnte der 
Rechnungshof keine rechtlichen Schritte unternehmen, um Zugang zu den prüfungs-
relevanten Informationen gegen den Willen der betroffenen Stelle oder deren über-
geordnete Institution zu erlangen. Ausgerechnet im Bereich seines Verfassungsauf-
trags besitzt das Finanzkontrollsystem folglich bei der Erhebung des Prüfungsstoffes 
geringere Durchsetzungskraft als in Prüfungsgebieten, die dem Rechnungshof nur 
aufgrund einfachen Gesetzes zugewiesen sind (vgl. Art. 114 Abs. 2 S. 2 GG). 
 
Angesichts dieses Widerspruchs wird deutlich, dass eine wichtige Frage in Zusam-
menhang mit der Wehrhaftigkeit des Finanzkontrollsystems die Zulässigkeit von ver-
waltungsgerichtlichen In-Sich-Prozessen ist. Eine solche Klagemöglichkeit gegen-
über staatlichen prüfungsverpflichteten Einrichtungen stellte ein wirkungsvolles Mittel 
zur Gewährleistung der Prüfbefugnisse dar, da verwaltungsgerichtliche Urteile Voll-
streckungsmaßnahmen auch gegenüber Behörden ermöglichen (§§ 167 ff. VwGO).124 
 
Sollten In-Sich-Verfahren zur Austragung von Rechtsstreitigkeiten im Bereich der Fi-
nanzkontrolle zulässig sein, würden Rechtsschutzmöglichkeiten auch zugunsten der 
geprüften Behörde bestehen. Wie noch näher darzulegen ist, kommt den Rech-
nungshöfen bei verfahrensleitenden Anordnungen und erst recht bei der Bewertung 
des festgestellten Sachverhalts ein weiter „Ermessensspielraum“ zu125. Dieser Beur-
teilungsspielraum schließt aber nicht aus, dass Finanzkontrollakte126 im Einzelfall zu 
Kompetenzkonflikten unter den am Verfahren der Rechnungsprüfung beteiligten Auf-
gabenträgern führen. Anhand einer Darstellung der Arbeitsweise des Finanzkontroll-
systems soll dies im Folgenden verdeutlicht werden. 
 
1. Arbeitsweise der Finanzkontrolle 
 
Die Rechnungsprüfung stellt einen Vorgang dar, der sich in zwei Teilschritte zerlegen 
lässt. Die Beschaffung und Verwertung von prüfungsrelevanten Informationen im 
Prüfverfahren stellt den ersten und die Weitergabe von Prüfergebnissen im Rahmen 
der jährlichen sowie ggf. der besonderen Berichterstattung den zweiten Teilschritt 
dar. 
 
                                            
124 Carl Hermann Ule, Verwaltungsprozessrecht, S. 195 ff. 
125 Seite 220. 
126 Zum Begriff siehe unten (Seite184). 
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Das Haushaltsrecht sieht die Prüfungsanordnung als das Mittel zur Aufklärung des 
Prüfungsgegenstands vor. Sie dient zur Festlegung aller Mitwirkungshandlungen, die 
zur Erhebung des Sachverhalts notwendig sind. Der Rechnungshof stellt die zu be-
wertenden Tatsachen von Amts wegen fest. Die den Zivilprozess bestimmende Ver-
handlungsmaxime127 findet keine Entsprechung im Finanzkontrollsystem. 
 
Abgesehen von besonderen Prüfungsverfahren zur Kontrolle geheimer Staatsausga-
ben (§/Art. 97 Abs. 4 BHO/LHO), die insbesondere für nachrichtendienstliche Zwe-
cke128 veranschlagt sein können, münden Sachverhaltsfeststellungen, Auswertungen 
und Folgerungen nach Anhörung der prüfungsverpflichteten Stelle mit deren Stel-
lungnahme in Prüfungsmitteilungen, die das Ergebnis der Prüfung verkörpern. 
 
Bestimmte Feststellungen und Schlussfolgerungen werden in den Jahresbericht des 
Rechnungshofs aufgenommen und in dieser Form Parlament und Regierung, für die 
als Adressaten der Bericht in erster Linie bestimmt ist, zugänglich gemacht. Zugleich 
kann sich jedermann aufgrund der Presseveröffentlichungen des Rechnungshofs 
über die Ergebnisse der Finanzkontrolle informieren. Prüfungsanordnung und -mittei-
lung sowie die Berichterstattung des Rechungshofs stellen somit Eckpfeiler der 
Rechnungsprüfung gem. Art. 114 Abs. 2 GG dar. Sie kennzeichnen die Funktions-




Die Prüfungsanordnung verschafft dem Rechnungshof Zugang zu den prüfungs-
relevanten Informationen und eröffnet zugleich das eigentliche Prüfungsverfahren 
gegenüber der prüfungsverpflichteten Stelle. 
 
Für die Maßnahmen gem. den §§/Art. 94, 95 BHO/LHO ist im Schrifttum keine ein-
heitliche Terminologie anzutreffen. Zum Teil werden diese als „Prüfungsauftrag“129 
bezeichnet. Dieser Begriff stellt historisch bedingt aber nur auf das Innenverhältnis 
zwischen den Prüfungsbeamten und dem Gremium ab, das nach dem allgemein 
vorgesehenen Entscheidungsverfahren des Rechnungshofes für das Prüfungsgebiet 
zuständig ist. 
                                            
127 Heinz Thomas, Hans Putzo, Zivilprozessordnung, Einleitung I, RdNr. 1. 
128 Uwe Hähnlein, Hanns-Lothar Endell, Eduard Hans Jahnz, Reptilienfonds und Finanzkontrolle: Wie 
öffentlich ist die Kontrolle geheimer Staatsausgaben, DÖV 1998, S. 306 ff., (S. 307). 
129 Paul Morell, Bundeshaushalt, Vorbem. zu Teil V, RdNr. 6.3.2. 
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Gebräuchlich ist auch der Begriff „Prüfungsankündigung“130, der aber auf fehlende 
Verbindlichkeit schließen lässt. Die Bezeichnung eines Finanzkontrollakts als „Prü-
fungsankündigung“ könnte den Eindruck erzeugen, der Prüfungsverpflichtete werde 
über das Vorhaben des Rechnungshofes nur in Kenntnis gesetzt. 
 
Häufig wird als Umschreibung „die Entscheidung“131 oder „die Auskunftspflicht gem. 
§§ 94, 95 BHO“132 gebraucht. Der Grund dafür könnte sein, dass der Gesetzgeber 
keinen Rechtsbegriff für die der Sachverhaltserhebung dienenden Festlegungen des 
Rechnungshofs geprägt hat. Der stattdessen manchmal auch verwendete Begriff 
„Prüfungsanforderung“133 ist hingegen doppeldeutig. Anfordern wird der Rechnungs-
hof zwar zumeist gem. §/Art. 95 BHO/LHO prüfungsrelevante Unterlagen. In seltenen 
Fällen könnte aber auch eine Behörde oder deren vorgesetzte Dienststelle beim 
Rechnungshof eine Rechnungsprüfung „anfordern“. 
 
Da der Rechnungshof einseitig aufgrund der ihm obliegenden Finanzkontrollauf-
gaben bestimmt, wann und wo er prüft und welche Unterlagen er für die Durch-
führung der Prüfung für erforderlich hält, stellt „Prüfungsanordnung“ eine inhaltlich 
zutreffende Bezeichnung für die Verfahrenshandlungen gem. den §§/Art. 94, 95 
BHO/LHO dar. 
 
Was Gegenstand einer Prüfungsanordnung sein kann, ergibt sich regelmäßig im 
Wege der Konkretisierung aus dem für das jeweilige Prüfungsgebiet festgelegten 
Prüfungsprogramm (Prüfungsauftrag). Auf der Grundlage von §§/Art. 94, 95 
BHO/LHO bestimmen die zuständigen Gremien der Rechnungshöfe über Zeitpunkt 
und Art der Prüfung in einem durch die Rechnungshofgesetze des Bundes und der 
Länder geregelten Verfahren.134 
                                            
130 Erwin Adolf Piduch, Bundeshaushaltsrecht, Kommentar, § 94 BHO, RdNr. 1; Paul Morell, Bundes-
haushalt, Teil V, RdNr. 1.2. 
131 Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 94 BHO, RdNr. 2. 
132 Vgl. die Überschrift von § 95 BHO; Axel Nawrath, Michael Klostermann in: Heuer (Hrsg.), Kom-
mentar zum Haushaltsrecht, § 95 BHO, Rdnrn. 1. 
133 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe, VerwArch 83 (1992), 
S. 165 ff., 169; Sieghardt von Köckritz, Günter Ermisch, Norbert Dittrich, Christel Lamm, Bundes-
haushaltsrecht, Kommentar, § 95 BHO, RdNr. 2; Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung 
der Finanzkontrolle des Bundes, S. 121 
134 Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 94 BHO, RdNr. 3; Erwin Adolf 
Piduch, Bundeshaushaltsrecht, Kommentar, § 94 BHO, RdNr. 1. 
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In der Prüfungsanordnung wird der jeweils betroffenen staatlichen oder nichtstaatli-
chen Stelle eröffnet, 
 
- ein namentlich benannter Prüfbeamter werde örtliche Erhebungen zum ange-
gebenen Prüfungsgegenstand ab einem bestimmten Zeitpunkt vornehmen und 
sich ab dem genau bezeichneten Anfangs- und bis zum voraussichtlichen Endda-
tum am Sitz der prüfungsverpflichteten Stelle aufhalten (§/Art. 94 BHO/LHO).135 
 
Auf diese Weise legt der Rechnungshof den äußeren Rahmen für die Erhebungen 
fest, das „Wie“ der Prüfung. Die Prüfungsanordnung kann aber auch gem. §/Art. 89 
Abs. 2 BHO/LHO eine Beschränkung des Umfangs des zu prüfenden Sachverhalts 
enthalten. Eine solche Festlegung betrifft dann das „Ob“ der Prüfung. 
 
Zum Inhalt der Prüfungsanordnung kann weiterhin eine Festlegung gehören, ob und 
inwieweit rechnungsabhängig oder rechnungsunabhängig geprüft wird. Meist wird 
eine rechnungsunabhängige Prüfung am Sitz des Rechnungshofes nicht zweckmä-
ßig sein, denn vorrangig soll gegenwartsnah an Ort und Stelle geprüft werden.136 Je 
nach Art des Prüfungsgegenstandes kann es auch erforderlich sein, Sachverhalte 
durch Erhebungsbögen (so genannte „Fragebögen“) querschnittsweise bei mehreren 
Dienststellen übergreifend zu ermitteln.137 Für die prüfungsverpflichtete Verwaltung 
kann die Anfertigung von angeforderten Übersichten, Listen oder Tabellen erhebli-
chen Aufwand bedeuten. 
 
Dem Prüfungsverpflichteten kann weiterhin im Falle örtlicher Erhebungen aufge-
geben werden, 
 
                                            
135 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe , VerwArch 83 (1992), 
S. 165 ff. (196). 
136 Zur gegenwartsnahen Prüfung durch den Bundesrechnungshof siehe BT-Drucks. V/3605, S. 13; 
Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (212). 
137  Zu den Prüfmethoden der Rechnungshöfe siehe auch Axel Mennicken, Günter Zavelberg, Quer-
schnittprüfungen des Bundesrechnungshofs - Eine bedeutsame Prüfungsform der staatlichen Fi-
nanzkontrolle, DÖV 1999, S. 986 ff., und Andreas Freiherr von Gall, Horst-Raimund Wulle, Organi-
sationsprüfungen durch den Bundesrechnungshof - Von der Zielvorgabe zur optimierten Verwal-
tung - Mitgestaltung von Verwaltungsprozessen, DÖV 2000, S. 845 ff. 
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- für die Zeit der Anwesenheit der Prüfer ausreichende Räumlichkeiten zur Ver-
fügung zu stellen sowie alle Gerätschaften, Arbeitsmittel und Hilfen bereit zu hal-
ten, die für die technische Abwicklung der Prüfung erforderlich sind.138 
 
Entscheidend für eine erfolgreiche Durchführung der Prüfung ist vor allem der unge-
hinderte Zugriff auf die Unterlagen der geprüften Stelle sowie auf alle sonstigen fi-
nanzrelevanten Informationen, die in Zusammenhang mit dem Prüfungsgegenstand 
stehen. In der Prüfungsanordnung kann der Rechnungshof gem. §/Art. 95 Abs. 1 
BHO/LHO deshalb auch verlangen, 
 
- im Einzelnen bezeichnete Unterlagen139 vorzulegen, bestimmte Auskünfte140 zu er-
teilen und die Anwesenheit und Auskunftsbereitschaft von mit dem Gegenstand 
der Prüfung vertrauten Angehörigen der Dienststelle oder sonst zu befragenden 
Personen zu gewährleisten.141 
 
§§/Art. 94, 95 BHO/LHO ermöglichen somit, in der Prüfungsanordnungen alle nach 
dem Prüfgegenstand notwendigen Festlegungen zu treffen. Das spätere Prüfungs-
geschehen wird dadurch weitgehend vorausbestimmt. Gleichwohl kann der Prüfbe-
dienstete vor Ort im Auftrag des Rechnungshofs weitere Erhebungshandlungen vor-
nehmen, falls solche im Verlauf des Verfahrens insbesondere zur Konkretisierung 
der Prüfungsanordnung erforderlich werden. 
 
Nach Abschluss der vorbezeichneten Prüfgeschäfte wird eine Niederschrift mit dem 
Entwurf der Prüfungsmitteilung und später ein Beitrag für den jährlichen Bericht des 
Rechnungshofs abgefasst. 
 
                                            
138 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe, VerwArch 83 (1992), 
S. 165 ff. (170). 
139 Axel Nawrath, Michael Klostermann in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 95 BHO, 
RdNr. 11; Sieghardt von Köckritz, Günter Ermisch, Norbert Dittrich, Christel Lamm, Bundeshaus-
haltsrecht, Kommentar, § 95 BHO, RdNr. 1. 
140 Axel Nawrath, Michael Klostermann in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 95 BHO, 
RdNr. 2; Erwin Adolf Piduch, Bundeshaushaltsordnung, Kommentar, § 95 BHO, RdNr. 2. 
141 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe, VerwArch 83 (1992), 
S. 165 ff. (169/170). 
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b. Prüfungsmitteilung und Berichte 
 
Die Mitteilung der Prüfergebnisse und die Berichtstätigkeit des Rechnungshofes sind 
in den §§/Art. 96, 97 BHO/LHO und in §/Art. 99 BHO/LHO geregelt.142 Verfas-
sungsrechtliche Grundlage für die Berichtstätigkeit des Bundesrechnungshofes stellt 
Art. 114 Abs. 2 S. 2 GG dar.143 
 
Die Mitteilung des Rechnungshofes gem. §/Art. 96 Abs. 1 BHO/LHO beendet das 
Prüfungsverfahren im Verhältnis zur geprüften Stelle und enthält ein vorläufiges Prü-
fungsergebnis.144 Inhaltlich handelt es sich bei den Prüfergebnissen um die unter Prü-
fungsgesichtspunkten relevanten tatsächlichen Feststellungen und deren Würdigung 
anhand der Prüfungsmaßstäbe sowie ggf. daraus abgeleitete Folgerungen, Empfeh-
lungen und Hinweise. 
 
Der Rechnungshof übersendet den Entwurf der Prüfungsmitteilung der zuständigen 
Stelle aufgrund einer Kollegialentscheidung seiner Mitglieder gem. §/Art. 96 
BHO/LHO zur Stellungnahme. In der Prüfungsmitteilung werden den Betroffenen die 
Sachverhalte, die der Rechnungshof bei seiner Prüfung ermittelt hat, und die Bewer-
tungen, die er daran knüpft, mitgeteilt.145 Dies dient der Absicherung und Klärung von 
Tatsachenfeststellungen sowie der alsbaldigen Unterrichtung der zuständigen und 
anderer interessierter Stellen. 
 
Zugleich mit der Mitteilung setzt der Rechnungshof der zuständigen Stelle, bei der es 
sich regelmäßig um die Einrichtung handelt, deren Haushalts- und Wirtschafts-
führung geprüft wurde, eine Frist zur Stellungnahme. Der Prüfungsverpflichtete 
muss sich binnen der gesetzten Frist aufgrund der Mitwirkungspflicht146 aus §/Art. 96 
Abs. 1 BHO/LHO äußern. 
 
                                            
142 Die Regelungen in der BHO und den Haushaltsordnungen der Länder stimmen weitgehend über-
ein. Im Einzelnen sind, abgesehen von rein auf den Wortlaut bezogenen Abweichungen, nur ge-
ringfügige Unterschiede festzustellen, die im Rahmen dieser Arbeit außer Betracht bleiben können. 
Zu den Unterschieden in Bundes- und Landesrecht näher: Axel Nawrath, Martin Doetschmann in: 
Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 96 BHO, RdNr. 17. 
143 Siehe die entsprechenden Bestimmungen des Landesverfassungsrechts a. a. O. (Fn. 85). 
144 Axel Nawrath, Martin Doetschmann in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 96 BHO, 
RdNr. 2. 
145 Axel Nawrath, Martin Doetschmann, a. a. O. (Fn. 144), RdNr. 3. 
146 BSGE 52, 294 (299). 
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Sobald die Anhörung der zuständigen Stelle abgeschlossen ist, geht der Rech-
nungshof daran, die einzelnen in Prüfungsmitteilungen enthaltenen Prüfungsergeb-
nisse in Beiträgen zum Jahresbericht zusammenzufassen (§/Art. 97 Abs. 1 
BHO/LHO).147 
 
Der Inhalt des Jahresberichts hat sich an seinem durch die Verfassung bestimmten 
Zweck zu orientieren. Er enthält alle Prüfungsergebnisse (§/Art. 96 BHO/LHO), die 
nach Einschätzung des unabhängigen Rechnungshofs für das Entlastungsverfahren 
von Bedeutung sind. Der Jahresbericht des Rechnungshofs dient dem gesetzgeben-
den Organ als Grundlage für den Parlamentsbeschluss, mit dem der Regierung Ent-
lastung für die Haushalts- und Wirtschaftsführung im geprüften Haushaltsjahr erteilt 
wird. 
 
Dem Parlament wird deshalb im Jahresbericht mitgeteilt, ob sich die Verwaltung an 
Haushaltsgesetz und Haushaltsplan gehalten hat, ob die Rechnungslegung des Fi-
nanzressorts ordnungsgemäß und ob das finanzrelevante Handeln in den geprüften 
Fällen wirtschaftlich war. Soweit es nach Ermessen des Rechnungshofs erforderlich 
erscheint, können in den Jahresbericht neben den Prüfungsergebnissen über die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung des Staates, dem er angehört, auch Ergebnisse 
aus anderen Prüfungen aufgenommen werden. Dabei wird es sich insbesondere um 
Feststellungen aus Kontrollen handeln, die dem Rechnungshof insbesondere durch 
die Haushaltsordnung als weitere Aufgaben übertragen sind. Sofern finanzielle Inte-
ressen des Staats betroffen sind, kann sich der Jahresbericht insbesondere auch auf 
Ergebnisse aus Prüfungen der juristischen Personen des privaten Rechts in den Fäl-
len des §/Art. 104 BHO/LHO sowie aus Prüfungen der juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts in den Fällen des §/Art. 111 Abs. 1 BHO/LHO erstrecken.148 
 
Der Jahresbericht ist dem Parlament sowie der Regierung zu übersenden. Außer-
dem wird er der Öffentlichkeit bei einer Pressekonferenz des Präsidenten des Rech-
nungshofs vorgestellt.149 
                                            
147 Michael Schrenk in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 97 BHO, RdNr. 1. Der jährli-
che Bericht des Bundesrechnungshofs hat die traditionelle Bezeichnung "Bemerkungen" erhalten. 
148 Albert von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, Art. 114 GG, 
RdNr. 40; einschränkend Erwin Adolf Piduch, Bundeshaushaltsordnung, Kommentar, § 97 BHO, 
RdNr. 2. 
149 Einschränkend dazu Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bun-
des, S. 229 f. Die Publizität der Berichte stellt ein wichtiges Element der Finanzkontrolle dar, durch 
das die Bedeutung der Feststellungen in besonderer Weise hervorgehoben wird. 
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Die Parlamente oder deren Ausschüsse werten den Jahresbericht aus, um ihn der 
Verwendung im Rahmen des Entlastungsverfahrens zuzuführen. Der Bundestag 
veröffentlicht den Jahresbericht des Bundesrechnungshofes weiterhin als Bundes-
tagsdrucksache gem. § 77 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Bundestags, wodurch 
er auch auf diesem Weg der breiten Öffentlichkeit zugänglich wird150. 
 
Abgesehen von der jährlichen Berichterstattung kann der Rechnungshof gem. 
§/Art. 99 BHO/LHO Parlament und Regierung über Angelegenheiten von besonderer 
Bedeutung jederzeit unterrichten. Eine Angelegenheit von besonderer Bedeutung 
liegt vor, wenn das Prüfungsergebnis des Rechnungshofs für anstehende Entschei-
dungen der Legislative oder der Regierung von Gewicht ist.151 Das Verfahren bei Vor-
lage des Berichts in einer Angelegenheit von besonderer Bedeutung ist zum Teil ab-
weichend von dem zur Vorlage des Jahresberichts geregelt.152 
 
Die vorstehend erläuterten wesentlichen Teilschritte im Prüfverfahren (Prüfungsan-
ordnung, Mitteilung gem. §/Art. 96 BHO/LHO, Berichterstattung) können jeweils - bei 
entsprechender Beschwer für den Betroffenen - Auslöser für Rechtsstreitigkeiten mit 
geprüften oder sonst von Verfahrenshandlungen des Rechnungshofs betroffenen 
Einrichtungen oder Personen darstellen. 
 
2. Beschwer durch Prüfungshandlungen 
 
Die Handlungen des Rechnungshofs im Prüfverfahren können in mehrfacher Hinsicht 
Anlass zu Rechtsstreitigkeiten geben. In erster Linie sind offenbar Rechtsstreitigkei-
ten in Bezug auf Prüfungsanordnungen und jährliche Berichte von Bedeutung, denn 
diese waren schon mehrfach Gegenstand verwaltungsgerichtlicher Verfahren.153 
 
Eine Prüfungsanordnung kann Ausgangspunkt für einen Rechtsstreit werden, wenn 
die prüfungsverpflichtete Stelle die zu gewährende Akteneinsicht oder zu erteilende 
Auskünfte verweigert oder in sonstiger Art und Weise die Sachverhaltsermittlung be-
hindert. Die Stelle könnte gegen die Indienstnahme vorbringen, in der Prüfungsan-
                                            
150 Michael Schrenk in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 97 BHO, RdNr. 2. 
151 Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 99 BHO, RdNr. 2. 
152 Nach dem Wortlaut des § 99 BHO gibt es für den Bundesrechnungshof drei Möglichkeiten: 1. Vor-
lage an die Legislativorgane und die Regierung (wie bei § 97 BHO); 2. Bericht an Legislative und 
gleichzeitige Unterrichtung der Regierung; 3. Bericht nur an die Bundesregierung. Vgl. Ernst Heu-
er, a. a. O. (Fn. 151), RdNr. 3. 
153 Seite 161 und Seite 211. 
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ordnung werde ihre sächliche Ausstattung im Übermaß beansprucht und zudem  
habe sie für Mitwirkungshandlungen des Personals zu sorgen, die im konkreten Um-
fang für die Durchführung der Prüfaufgabe im Einzelfall nicht notwendig sind. Aus 
Sicht der betroffenen Stelle erfolgt in einem solchen Fall eine Beeinträchtigung bei 
der Erfüllung ihrer eigentlichen Aufgaben durch die Prüfmaßnahmen, und sie muss 
zudem auch die Kosten des Verfahrens tragen. 
 
Die Berichtstätigkeit des Rechnungshofs gegenüber Legislative und Gubernative 
kann aber gleichfalls Auslöser für Rechtsstreitigkeiten sein, wenn beispielsweise die 
Weitergabe von im Prüfverfahren erlangten Informationen verhindert werden soll. 
Außerdem können Dritte sich in ihren Rechten durch Tatsachendarstellung und Wer-
tung im jährlichen Bericht verletzt fühlen und eine verwaltungsgerichtliche Überprü-
fung herbeiführen wollen. 
 
Da es sich bei den Adressaten der Finanzkontrollakte des Rechnungshofs in erster 
Linie um Verwaltungsorgane des Staats handelt, denen keine eigene Rechtspersön-
lichkeit zukommt, hängt der Erfolg von Rechtsschutzbegehren davon ab, ob durch 
eine Klage ein Prozessrechtsverhältnis wirksam begründet wird. Im Folgenden soll 
mit Rücksicht auf das mögliche Auftreten von Innenrechtsstreitigkeiten erörtert wer-
den, inwieweit Rechtsschutzmöglichkeiten auch im Verhältnis zwischen Finanzkon-
trollbehörden und anderen staatlichen Aufgabenträgern eröffnet sein könnten. 
 
III. Reichweite der Prozessordnung 
 
Die Gerichte der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit gewähren - ähnlich wie die 
Zivilgerichte - Rechtsschutz nur im Rahmen ihrer Rechtswegzuständigkeit und nur 
auf eine wirksam eingereichte Klage oder einen anderen durch die Prozessordnung 
vorgesehenen Antrag hin. Die Klage oder der Antrag sind somit schlechthin Voraus-
setzung für das Tätigwerden der Verwaltungsgerichte. Zugleich bestimmen sie den 
zur Entscheidung stehenden Streitgegenstand.154 
 
Mit der Klageerhebung oder der Antragstellung entsteht grundsätzlich ein Prozess-
rechtsverhältnis zwischen den Beteiligten und dem Gericht. Erst wenn das Verwal-
tungsgericht von der wirksamen Begründung des Prozessrechtsverhältnisses ausge-
                                            
154 Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, vor § 40, RdNr. 1. 
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hen darf, prüft es von Amts wegen, ob die Sachentscheidungsvoraussetzungen vor-
liegen und somit auf die erhobene Klage hin zur Sache entschieden werden kann.155 
 
Die Voraussetzungen für das Entstehen eines Prozessrechtsverhältnisses werden 
als Prozessvoraussetzungen bezeichnet. Zu den diesen gehören vor allem 
 
- Beteiligtenfähigkeit des Klägers und des Beklagten (§ 61 VwGO), 
- Prozessfähigkeit des Klägers und des Beklagten (§ 62 VwGO), 
- Legitimation des gesetzlichen Vertreters (§§ 62 Abs. 3 VwGO, 56 ZPO), 
- Prozessführungsbefugnis, 
- Postulationsfähigkeit (§ 67 Abs. 1 VwGO).156 
 
Sind diese persönlichen Voraussetzungen nicht gegeben, entsteht also noch nicht 
einmal157 ein Prozessrechtsverhältnis. Wie eingangs angedeutet, hängt die Zulässig-
keit einer Klage bei Beteiligung des Rechnungshofs am Rechtsstreit hauptsächlich 
von den Prozessvoraussetzungen ab. Insbesondere ist bei Kompetenzkonflikten mit 
prüfungsverpflichteten Staatsbehörden fraglich, ob durch eine Klage ein Prozessver-
hältnis mit dem Rechnungshof trotz fehlender Rechtsfähigkeit wirksam begründet 
werden kann. 
 
Von den Prozessvoraussetzungen sind die Sachentscheidungsvoraussetzungen zu 
unterscheiden.158 Die für Zulässigkeit des eingelegten Rechtsbehelfs maßgeblichen 
Sachentscheidungsvoraussetzungen müssen vorliegen, damit das Gericht eine 
                                            
155 Walter Schmitt Glaeser, Hans-Detlef Horn, Verwaltungsprozessrecht, RdNr. 30. Oftmals werden 
die Begriffe Prozessvoraussetzung und Sachentscheidungsvoraussetzung gleichbedeutend behan-
delt; vgl. Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, vor § 40, 
RdNr. 10. Dies dürfte irreführend sein, da die Prüfung der Sachentscheidungsvoraussetzungen 
keine Prüfung der Prozessvoraussetzungen darstellt. 
156 Siehe dazu Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, vor § 40, 
RdNr. 17. 
157 Dies ergibt sich aus der Bedeutung der Beteiligungsfähigkeit als Fähigkeit, Subjekt eines Prozess-
rechtsverhältnisses zu sein. Konrad Redeker, Hans Joachim v. Oertzen, Martin Redeker, Verwal-
tungsprozessrecht, § 109, RdNr. 3. Die Klage wird als unzulässig abgewiesen, wenn sich im Pro-
zess das Fehlen der Beteiligungsfähigkeit herausstellt. Eine nicht beteiligtenfähige Partei würde 
dadurch hingegen nicht beteiligtenfähig, sondern diese steht bei Zweifeln an der Beteiligtenfähig-
keit vorläufig einem parteifähigen gleich. Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungs-
gerichtsordnung, § 61, RdNr. 3. 
158 Walter Schmitt Glaeser, Hans-Detlef Horn, Verwaltungsprozessrecht, RdNr. 30. 
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Entscheidung in der Hauptsache treffen darf. Anderenfalls muss es eine erhobene 
Klage durch Prozessurteil als unzulässig abweisen.159 
 
Als subjektive Sachentscheidungsvoraussetzungen werden solche Zulässigkeitsvor-
aussetzungen bezeichnet, bei denen eine Anknüpfung an die persönlichen Voraus-
setzungen eines am Prozessrechtsverhältnis Beteiligten vorliegt. Beteiligungsfähig-
keit, Prozessfähigkeit, Legitimation des gesetzlichen Vertreters, Postulationsfähigkeit 
und Vorlage der Prozessvollmacht stellen zugleich Prozessvoraussetzungen und 
subjektive Sachentscheidungsvoraussetzungen dar.160 
 
Weiterhin müssen Prozesshandlungsvoraussetzungen erfüllt sein, damit bestimmte 
Handlungen eines Beteiligten prozessrechtlich zulässig sind. Prozesshandlungen 
sind insbesondere die Erhebung der Klage gem. den §§ 81, 82 VwGO161, deren Rück-
nahme gem. § 92 VwGO, die Rücknahme eines Rechtsmittels gem. § 126 VwGO 
und die Stellung eines Beweisantrages nach § 86 Abs. 1 VwGO.162 
 
Von diesen Prozesshandlungsvoraussetzungen abgesehen bestehen verwaltungs-
prozessuale Rechtsschutzmöglichkeiten bei Rechtsstreitigkeiten im Bereich der Fi-
nanzkontrolle, soweit bei den streitbeteiligten Stellen die oben genannten Sachent-
scheidungsvoraussetzungen erfüllt sind. Unter diesen Prozessvoraussetzungen ist in 
Hinblick auf die Reichweite der Prozessordnung vor allem der Eröffnung des Verwal-
tungsrechtswegs von Bedeutung, da Rechtsschutz durch die Verwaltungsgerichts-
barkeit nur gewährt wird, wenn diese dafür im Einzelfall zuständig ist. 
 
                                            
159 Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, vor § 40, RdNr. 17;  
Walter Schmitt Glaeser, Hans-Detlef Horn, Verwaltungsprozessrecht, RdNr. 31. Sachentschei-
dungsvoraussetzungen können auch nach allgemeinen und besonderen Sachentscheidungsvor-
aussetzungen eingeteilt werden. Die allgemeinen Sachentscheidungsvoraussetzungen müssen un-
abhängig von der jeweils zulässigen Klage- oder Antragsart vorliegen (z. B. die Eröffnung des 
Rechtswegs zu den Verwaltungsgerichten gem. § 40 Abs. 1 VwGO). Demgegenüber beziehen sich 
die besonderen Sachentscheidungsvoraussetzungen auf die jeweils statthafte Klage- und Antrags-
art. 
160 Da die persönlichen Voraussetzungen für das Entstehen eines Prozessrechtsverhältnisses schon 
bei den Prozessvoraussetzungen erörtert werden, sollen diese bei der Darstellung der besonderen 
Sachentscheidungsvoraussetzungen (Seiten 157 ff.) nicht mehr eigens erwähnt werden. 
161 Harald Geiger in: Erich Eyermann (Hrsg.), Verwaltungsgerichtsordnung, Kommentar, § 81, 
RdNr. 13; Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, vor § 40, 
RdNr. 13 a. 
162 Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, Vor § 40, RdNr. 13. Pro-
zesshandlungen des Gerichts sind nur unwirksam, wenn der Fehler so schwerwiegend ist, dass die 
betroffene Handlung dadurch ihren prozessrechtlichen Sinn verliert. 
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1. Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 
 
Die Anrufung der Gerichte der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit setzt gem. 
§ 40 Abs. 1 S. 1 VwGO die Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs voraus. Die 
Verwaltungsgerichte sind für Rechtsstreitigkeiten im Bereich der Finanzkontrolle nicht 
zuständig, wenn diese durch Gesetz einer anderen Gerichtsbarkeit zugewiesen sind 
oder es sich um verfassungsrechtliche Streitigkeiten handelt. 
 
(1) Eine besondere, den Verwaltungsrechtsweg ausschließende Rechtswegverwei-
sung ist weder für Prüfungshandlungen noch insbesondere für die Berichtstätigkeit 
der Rechnungshöfe ersichtlich. Folglich können gem. § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO die von 
einer Prüfungsanordnung oder einem Bericht des Rechnungshofs betroffenen Stellen 
die Verwaltungsgerichte anrufen, wenn eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit vorliegt, 
die zudem nicht verfassungsrechtlicher Art ist. 
 
Unter welchen Voraussetzungen von einer „öffentlich-rechtlichen Streitigkeit“ ausge-
gangen werden kann, ist in der Verwaltungsgerichtsordnung nicht näher bestimmt. 
Nach allgemeiner Anschauung163 soll insoweit auf die Natur des Rechtsverhältnisses 
abzustellen sein, das in objektiver Hinsicht dem Klagevorbringen zu Grunde liegt. Öf-
fentlich-rechtlich sind dabei solche Streitigkeiten, die sich als unmittelbare Folge des 
öffentlichen Rechts darstellen. Das Klagebegehren muss sich nach der Sonder-
rechtstheorie als Folge eines Sachverhalts darstellen, der nach öffentlichem Recht 
zu beurteilen ist.164 
 
Im Gegensatz zur Subjektionstheorie ist nach der Sonderrechtstheorie somit das Be-
stehen eines Über- und Unterordnungsverhältnisses im Prüfverfahren nicht erforder-
lich. Für die Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs ist demnach ohne Belang, inwie-
fern das Haushaltsrecht den Rechnungshof und die Behörde bei der Prüfung in eine 
solche Hierarchie hineinstellt. Denn die Natur eines Klagevorbringens würde jeden-
falls auf Sonderrecht des Staates in Gestalt des öffentlichen Haushaltsrechts zurück-
                                            
163 Konrad Redeker, Hans Joachim v. Oertzen, Martin Redeker, Verwaltungsgerichtsordnung, § 40, 
RdNr. 6. 
164 GSOBG, NJW 1974, 2087; BVerwGE 29, 189; 58, 169; BVerwG, NVwZ 1983, 220; BGHZ 66, 232; 
67; 83; BGH, DVBl. 1977, 178; BGH, NJW 1974, 2087; 1978; 1385 (1860); BSG, NJW 1978, 2091; 
BAG, NJW 1978, 1766; Heinz Thomas, Hans Putzo, Zivilprozessordnung, Kommentar, § 13 GVG, 
Rdnrn. 7 f.; Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 40, 
RdNr. 6; Carl Hermann Ule, Verwaltungsprozessrecht, § 5 III 1 (S. 34). 
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zuführen sein, da sich das Verhältnis zwischen geprüfter Stelle und Rechnungshof 
im Prüfungsverfahren regelmäßig aus den §§/Art. 88 ff. BHO/LHO ergibt. 
 
(2) Erging eine Prüfungsanordnung gegenüber einer Stelle des Staates, dem der 
Rechnungshof angehört, erscheint weiterhin fraglich, ob überhaupt eine „Streitigkeit“ 
i. S. v. § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO vorliegt.165 Nach Auffassung im Schrifttum166 sollen sich 
im Innenbereich des Staats keine Streitigkeiten entwickeln können, da mögliche 
Streitbeteiligte als Organe einer in sich geschlossenen Einheit auf das gleiche öffent-
liche Interesse eingeschworen seien. Dies schließe Interessengegensätze als Vorbe-
dingungen für Streitigkeiten aus. 
 
Nach anderer Auffassung167 können im Verhältnis von staatlichen Funktionseinheiten 
zueinander Interessengegensätze trotz gemeinsamer Trägerschaft öffentlicher Auf-
gaben auftreten. Zwar seien alle staatlichen Funktionseinheiten am Gemeinwohl aus-
gerichtet, jedoch verhindere dies nicht, dass Organe in einer Art und Weise handeln, 
die dem Gesamtinteresse widerspricht.  
 
Die von den Verfechtern der erstgenannten Meinung ins Spiel gebrachte Idealvor-
stellung168 des völligen Gleichlaufes der Interessen aller staatlichen Organe bildet die 
Verwaltungswirklichkeit nur verzerrt ab. Diese ist von Ressort-Egoismus und Partiku-
larismus169, vom Bestreben zu Bestandswahrung einzelner Organe und Organteile 
gekennzeichnet. Gerade die vielfältigen im Staatswesen eingerichteten Kontrollme-
chanismen170 lassen auf das Vorhandensein von Interessengegensätzen in einer plu-
ralistischen, organisatorisch und funktionell breit aufgefächerten Verwaltung schlie-
ßen. 
 
Somit liegt eine „Streitigkeit“ zwischen der Rechnungsprüfungsbehörde und dem prü-
fungsverpflichteten Organ vor, falls ein Kompetenzkonflikt auftritt, der sich auf die Be-
fugnis des Rechnungshofs zur Anordnung der Prüfung insgesamt oder hinsichtlich 
                                            
165 Werner Hoppe, Organstreitigkeiten vor den Verwaltungs- und Sozialgerichtsbarkeiten, 1970, 
S. 233 ff. 
166 Gunter Kisker, Organe als Inhaber subjektiver Rechte - BVerwGE 45, 207, JuS 1975, S. 704 ff. 
(705). 
167 Walter Krebs, Grundfragen des verwaltungsrechtlichen Organstreites, Jura 1981, S. 569 ff. (572). 
168 Die damit angesprochene Impermeabilitätstheorie wird unten (Seite 152) näher dargestellt. Sie hat 
die organisationsrechtswissenschaftliche Betrachtung des Staates lange Zeit beherrscht. 
169 Georg-Christoph von Unruh, Einheit der Verwaltung, Betrachtungen über die Möglichkeiten und 
Grenzen eines Organisationsmaßstabs, DVBl. 1979, S. 761. 
170  Darunter fällt auch die Finanzkontrolle durch Rechnungshöfe. 
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einzelner Festlegungen bezieht.171 Bei internen, in Zusammenhang mit Rechnungs-
prüfung entstehenden Konflikten handelt es sich um öffentlich-rechtliche Streitigkei-
ten i. S. v. § 40 Abs. 1 VwGO. 
 
(3) Der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten wäre dennoch nicht eröffnet, sollten 
Rechtsstreitigkeiten mit einem Rechnungshof stets von verfassungsrechtlicher Natur 
sein. Der Vorbehalt gem. § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO zugunsten der verfassungsrecht-
lichen Streitigkeit schließt den Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten aus, ohne 
Rücksicht auf die Zuständigkeit eines Verfassungsgerichts nach den dafür maßgebli-
chen Regelungen des Bundes- und Landesrechts zu nehmen.172 
 
Bei den verfassungsrechtlichen Streitigkeiten handelt es sich um Konflikte zwischen 
am Verfassungsleben unmittelbar beteiligten Rechtsträgern um die ihnen aus Ver-
fassungsrecht zukommenden Rechte, Pflichten und Kompetenzen.173 Als „verfas-
sungsrechtlich“ i. S. v. § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO ist eine Streitigkeit unter Organen, die 
in der Verfassung genannt sind, jedoch nicht stets, sondern nur dann einzustufen, 
wenn sie zudem entscheidend vom Verfassungsrecht geformt ist.174 
 
Obwohl der Rechnungshof kein Verfassungsorgan175 darstellt, statten ihn das Grund-
gesetz des Bundes und die Verfassungen der Länder als ein oberstes Staatsorgan 
mit besonderen Prüfbefugnissen aus. Er nimmt mit seinem verfassungsrechtlich zu-
gewiesenen Kontrollauftrag in besonderer Art und Weise176 am Verfassungsleben des 
Staats teil. Aus diesem Grund könnte daran gedacht werden, Rechtsstreitigkeiten im 
Bereich der Finanzkontrolle zu den verfassungsrechtlichen Streitigkeiten zu zählen. 
 
(4) Demgegenüber ist der Adressat einer Prüfungsanordnung keineswegs immer 
entweder ein Verfassungsorgan oder ein unmittelbar am Verfassungsleben teilneh-
mender Aufgabenträger. In der ganz überwiegenden Zahl der Fälle sind staatliche 
                                            
171 Eine andere Frage ist, ob auch eine "Rechtsstreitigkeit" vorliegt, die § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO schon 
nach seinem Wortlaut nicht verlangt. Walter Krebs, Grundfragen des verwaltungsrechtlichen Or-
ganstreites, Jura 1981, S. 596 ff. (577); a. A. Werner Hoppe, Die Regelung der verwaltungsrechtli-
chen Organstreitigkeiten - eine Aufgabe des Gesetzgebers, NJW 1980, S. 1016 ff. (1017); 
172 BVerfGE 36, 228; 51, 71; BVerwGE 24, 272. 
173 Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 40, RdNr. 32; Konrad 
Redeker, Hans Joachim von Oertzen, Martin Redeker, Verwaltungsgerichtsordnung, § 40 RdNr. 3; 
Friedhelm Hufen, Verwaltungsprozessrecht, § 11, RdNr. 69. 
174  Dem entspricht, dass die öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten vom öffentlichen Recht als Sonder-
recht des Staats geformt sein müssen.  
175 Seite 47. 
176 Seite 46. 
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Stellen ohne Verfassungsrang oder gar in den Fällen des §§/Art. 104, 91 BHO/LHO 
i. V. m. § 54 HGrG private Rechtsträger am Prüfverfahren beteiligt. Sollte die geprüf-
te Stelle kein in der Verfassung genannter Aufgabenträger sein, ist das Vorliegen ei-
ner verfassungsrechtlichen Streitigkeit jedoch nicht vollkommen ausgeschlossen. Als 
verfassungsrechtlich können vielmehr auch Streitigkeiten unter Aufgabenträgern oh-
ne Verfassungsrang einzustufen sein, wenn sie „herkömmlicherweise ausschließlich 
dem Verfassungsrecht zugeordnet sind“.177 
 
Selbst unter Berücksichtigung der in Art 114 Abs. 2 S 1 GG enthaltenen Gewährleis-
tungen ist nicht davon auszugehen, dass Rechtsstreitigkeiten im Bereich der Finanz-
kontrolle durch eine ausschließlich verfassungsrechtliche Zuordnung geprägt sind.178 
Dies kann am Beispiel der Prüfungsanordnung verdeutlicht werden: Zwar handelt es 
sich bei dieser um einen unentbehrlichen Teil des gesamten Prüfungsvorganges, da 
sie dem mit den Erhebungen beauftragten Bediensteten des Rechnungshofs den 
Zugang zum prüfungsrelevanten Sachverhalt verschafft. Von der Garantie des 
Art. 114 Abs. 2 GG und der entsprechenden Bestimmungen der Landesverfassun-
gen179 ist die Prüfungsanordnung jedoch nicht erfasst. Die Verfassungsgarantie be-
inhaltet180 
 
- zunächst eine Bestandsgarantie des Rechnungshofes selbst181 
- eine Garantie des Prüfungsgegenstandes (Haushaltsrechnung sowie allgemein 
die Haushalts- und Wirtschaftsführung)182 
- eine Garantie der Prüfungsmaßstäbe (Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlich-
keit)183. 
 
                                            
177 BVerfGE 42, 103; BVerwGE 24, 279; 36, 227; 50, 130; 60, 173; OVG Münster, NJW 1974, 1671; 
1980, 137; 1982, 1415; Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, 
§ 40, RdNr. 32. 
178 OVG Lüneburg, OVGE 37, 212; siehe dazu auch Axel Nawrath, Michael Klostermann, in: Heuer 
(Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 95 BHO, RdNr. 23. 
179 Siehe a. a. O. (Fn. 85). 
180 Görg Haverkate, Der Schutz subjektiv-öffentlicher Rechte in der Rechnungsprüfung, AöR 107 
(1982), S. 539 ff. (534). 
181 Theodor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 114, RdNr. 2;  
Klaus  Vogel, Paul Kirchhof, Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Kommentar, Art. 114 GG, 
RdNr. 165 ff.; Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 34 II 1 
(S. 419), m. w. N. in der dortigen Fn. 43. 
182 Gunter Kisker, in: Isensee, Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. IV, § 98, RdNr. 163. 
183 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 34 III 3 c. 
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Die Verfahrenshandlungen zur Ermittlung des prüfungsrelevanten Sachverhalts fal-
len folglich nicht unter die Gewährleistungen aus Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG. Die Prüf-
befugnisse gem. den §§/Art. 94, 95 BHO/LHO stellen insbesondere keinen Bestand-
teil der verfassungsrechtlichen Garantie des Prüfungsgegenstands dar. Art. 114 
Abs. 2 S. 1 GG normiert zwar, auf welche Sachverhalte sich das Finanzkontrollsys-
tem erstreckt. Welche Mittel dem Rechnungshof den Zugriff auf die benötigten Infor-
mationen verschaffen sollen, wird durch diese Vorschrift aber nicht geregelt. 
 
Auf der Stufe der Sachverhaltsermittlung durch den Rechnungshof ist somit eine ver-
fassungsrechtliche Zuordnung nicht gegeben, da sich bei einem Rechtsstreit um die 
Prüfungsanordnung die Rechte und Pflichten der Beteiligten nicht aus der Verfas-
sung sondern aus den haushaltsrechtlichen Verfahrensnormen ergeben.  
 
(5) Auch nach Auffassung im Schrifttum kommen im Bereich der Finanzkontrolle als 
verfassungsrechtlich nur solche Streitigkeiten in Betracht, in denen Dritte auf die 
Rechtsbeziehung zwischen Rechnungshof und Parlament, insbesondere also auf die 
Berichterstattung, unmittelbar Einfluss nehmen wollen.184 Bei Rechtsstreitigkeiten um 
Prüfungsmitteilungen liegen verfassungsrechtliche Streitigkeiten demnach nicht vor. 
Die Mitteilung des festgestellten Sachverhalts, der Folgerungen und der sich aus 
diesen ergebenden Empfehlungen an den Prüfungsverpflichteten ist nur ein in der 
Haushaltsordnung verankerter Verfahrensabschnitt der Rechnungsprüfung. Deshalb 
ist der Rechtsstreit um eine Prüfungsmitteilung kein „herkömmlicherweise aus-
schließlich dem Verfassungsrecht zugeordneter Rechtsstreit“. 
 
(6) Werden Prüfungsergebnisse als Beitrag in den jährlichen Bericht des Rechnungs-
hofs aufgenommen, erscheint es hingegen nicht als ausgeschlossen, dass Streitig-
keiten als verfassungsrechtlich einzustufen sind und damit der Vorbehalt des § 40 
Abs. 1 S. 1 VwGO greift. 
 
Bei Rechtsstreitigkeiten um Prüfungsberichte werden, wie nachfolgend dargelegt ist, 
unterschiedliche Ansichten zur Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs im Schrifttum 
und in den veröffentlichten Entscheidungen der Verwaltungsgerichte vertreten. Über-
                                            
184 Gerd Dieter Belemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich der Finanzkontrolle, DÖV 1990, S. 58 ff. 
(59); Görg Haverkate, Der Schutz subjektiv-öffentlicher Rechte in der Rechnungsprüfung, AöR 107 
(1982), S. 539 ff. (557); Ferdinand O. Kopp, Rechtsschutz des Bürgers gegen die Verbreitung von 
Prüfungsberichten, JuS 1981, S. 419 ff. (420); Susanne Tiemann, Rechtsschutzprobleme im Be-
reich öffentlicher Finanzkontrolle, DÖV 1975, S. 405 ff. (411); vgl. auch OVG Münster, DÖV 1979, 
S. 682 ff. (683). 
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einstimmung dürfte nur insoweit bestehen, als dass ein Rechtsstreit um Prüfungs-
feststellungen nicht allein deshalb verfassungsrechtlich sein kann, da der Rech-
nungshof an diesem beteiligt ist. Bei der so genannten echten Verfassungsstreitigkeit 
müssen nach dem Grundsatz der doppelten Verfassungsunmittelbarkeit kumulativ 
Bundes- oder Landesverfassungsrecht anzuwenden sein und die Parteien als 
Rechtsträger unmittelbar am Verfassungsleben teilnehmen.185  
 
Nachdem der Rechnungshof nicht als Verfassungsorgan186 eingestuft werden kann, 
besteht insoweit zwar zunächst kein Grund für die Annahme einer verfassungsrecht-
lichen Streitigkeit. Auch im Rechtsstreit um die Berichterstattung durch die Rech-
nungshöfe ist aber die oben dargestellte Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts187 zu beachten. Danach kann eine verfassungsrechtliche Streitigkeit i. S. v. § 40 
Abs. 1 S. 1 VwGO bei Klagen gegen Prüfungsfeststellungen im Jahresbericht des 
Rechnungshofs vorliegen, wenn das streitige Rechtsverhältnis entscheidend vom 
Verfassungsrecht geformt ist und deshalb das Verfassungsrecht den eigentlichen 
Kern des Rechtsstreits bildet.188 
 
Tiemann189, Belemann190 und Haverkate191 gehen von verfassungsrechtlich geprägten 
Rechtsstreitigkeiten bei Konflikten aufgrund eines Prüfberichts des Rechnungshofs 
aus und kritisieren deswegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Düsseldorf vom 
03.10.1980192. Die vor diesem Gericht erhobene Klage gegen eine Prüfungsfest-
stellung des Landesrechnungshofs beeinträchtige die Rechtsbeziehung zwischen 
Parlament und Finanzkontrollorgan, weshalb eine verwaltungsgerichtliche Kontrolle 
nicht in Frage komme. 
 
                                            
185 Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 40, RdNr. 32; Klaus 
Rennert in: Eyermann (Hrsg.), Verwaltungsgerichtsordnung, Kommentar, § 40, RdNr. 21; Konrad 
Redeker, Hans Joachim von Oertzen, Martin Redeker, Verwaltungsgerichtsordnung, § 40, RdNr. 3. 
186 Seite 48. 
187 Seite 67. 
188 Wolfgang Sigg, Die Stellung der Rechnungshöfe in der Bundesrepublik Deutschland, S. 84 ff., hält 
den Verwaltungsrechtswegs zwar für eröffnet, berücksichtigt aber nur Grundsatz der doppelten 
Verfassungsunmittelbarkeit, nicht auch Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. 
189 Susanne Tiemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich öffentlicher Finanzkontrolle, DÖV 1979, 
S. 682. 
190 Gerd Dieter Belemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich der Finanzkontrolle, DÖV 1990, S. 58. 
191 Görg Haverkate, Der Schutz subjektiv-öffentlicher Rechte in der Rechnungsprüfung, AöR 107 
(1982), S. 553. 
192 VG Düsseldorf, NJW 1981, 1396; die Entscheidung ist unten (Seite 211) dargestellt. 
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Kopp193 und Krebs194 hingegen gehen bei Klagen gegen den jährlichen Bericht des 
Rechnungshofs übereinstimmend mit dem OVG Münster und dem OVG Niedersach-
sen195 von der Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte aus. 
 
(7) Bei der Auffassung im Schrifttum, die das Vorliegen einer verfassungsrechtlichen 
Streitigkeit annimmt, ergibt sich der Grund für die genannte Einstufung des Rechts-
streits offenbar aus Bedenken gegenüber der Eröffnung einer weiträumigen verwal-
tungsgerichtlichen Rechtsbehelfsmöglichkeit gegen die Berichterstattung der Rech-
nungshöfe. Den Verwaltungsgerichten würden Entscheidungen abverlangt werden, 
die tief in den funktionellen Kerngehalt der Finanzkontrolle eingriffen. Würde eine 
Klage gegen wesentliche Teile des Jahresberichts oder eines einzelnen Beitrags ge-
richtet sein, könnte theoretisch in einer Weise auf den Inhalt des jährlichen Berichts 
so eingewirkt werden, dass dieser nicht mehr als Grundlage für die Entlastung der 
Haushalts- und Wirtschaftsführung durch die Regierung geeignet wäre. 
 
Demgegenüber ist darauf hinzuweisen, dass von einer solchen funktionalen Beein-
trächtigung der Berichterstattung nur in außergewöhnlichen Fällen ausgegangen 
werden kann. Denkbar ist sie nur im unmittelbar entlastungsrelevanten Bereich, ins-
besondere bei Rechtsstreitigkeiten um die Ergebnisse der Prüfung der Haushalts-
rechnung nach Art. 114 Abs. 2 S. 1, 1. Alternative, GG.  
 
Der Ausschluss des Verwaltungsrechtswegs ist in diesem Fall geboten, da das Bun-
desverfassungsgericht die vom Rechnungshof vorzunehmende Prüfung, ob der ge-
setzlich festgestellte Haushaltsplan von der Verwaltung eingehalten worden ist, als 
„Verfassungskontrolle“ einstuft.196 Somit würde eine gerichtliche Entscheidung, die 
den Rechnungshof zur Änderung der Bemerkungen über die Ergebnisse der Haus-
haltskontrolle verpflichten würde, Einfluss auf die Erstattung des Jahresberichts in 
verfassungswesentlichen Gesichtspunkten nehmen. Der Rechnungshof könnte in 
diesem Fall die für die Entlastung der Regierung durch das Parlament unabdingba-
ren Prüfergebnisse zu Haushaltsplan, Haushaltsrechnung und Haushaltsvollzug nicht 
mehr übermitteln. Bei Rechtsstreitigkeiten über andere Teile des jährlichen Berichts, 
                                            
193 Ferdinand O. Kopp, Rechtsschutz des Bürgers gegen Inhalt und Verbreitung von Prüfungs-
berichten eines Rechnungshofs, JuS 1981, S. 419. 
194 Walter Krebs, Die rechtliche Stellung der Rechnungshöfe und der Vorbehalt des § 40 Abs. 1 
VwGO zugunsten der verfassungsrechtlichen Streitigkeit, VerwArch 1980, S. 77. 
195 OVG NW, DVBl. 1979, 431; Nds. OVG, NdsVBl. 1994, 14; beide Entscheidungen sind oben ab 
Seite 211 dargestellt. 
196 BVerfGE 20, 96. 
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die nicht im vorstehend dargestellten Sinne zur „Verfassungskontrolle“ zählen, liegt 
hingegen die Einstufung als verfassungsrechtlich jedenfalls nicht auf der Hand.  
 
Abgesehen von Rechtsstreitigkeiten über den Inhalt des jährlichen Berichts des 
Rechnungshofs können sich Klagen von am Prüfungsverfahren beteiligten Stellen 
auch gegen die Weitergabe von Prüfergebnissen an die Medien richten. Bei diesen 
Rechtsstreitigkeiten ist somit ebenfalls zu erörtern, ob eine verfassungsrechtliche 
Streitigkeit vorliegt. 
 
(8) Hierzu, wie auch insgesamt zur Frage der Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs, 
sind nach den bisherigen Ausführungen folgende grundsätzliche Überlegungen an-
zustellen: 
 
- Bezieht sich die angegriffene Prüfungsfeststellung auf eine Prüfaufgabe, die dem 
Rechnungshof nur durch einfaches Gesetz zugewiesen ist, kann keine verfas-
sungsrechtliche Streitigkeit vorliegen. In diesen Fällen handelt es sich nicht um 
Prüfverfahren, die der Kontrolle der Haushalts- und Wirtschaftsführung des Staats 
dienen, dem der Rechnungshof angehört. Die Prüfungsverpflichteten stellen zu-
meist Aufgabenträger außerhalb des unmittelbaren staatlichen Bereichs dar. Prüf-
ergebnisse werden den betroffenen Stellen im üblichen Verfahren mitgeteilt, kön-
nen nach Ermessen des Kollegialorgans des Rechnungshofs in den Jahresbericht 
aufgenommen und den Medien zugänglich gemacht werden. Insbesondere bei 
Prüfungen gem. §/Art. 104 BHO/LHO liegen somit keine verfassungsrechtlichen 
Streitigkeiten vor, sollte gegen den Jahresbericht oder die mit diesem zusammen-
hängende Öffentlichkeitsarbeit des Rechnungshofs geklagt werden. 
 
- Beabsichtigt ein Dritter197 die Weitergabe von Prüfergebnissen durch den Rech-
nungshof der richterlichen Kontrolle zu unterziehen, ist grundsätzlich der Rechts-
weg zu den Verwaltungsgerichten eröffnet. Nur soweit ausnahmsweise Beein-
trächtigungen der Rechtsbeziehung zwischen Parlament und Rechnungshof - wie 
in der nachfolgend geschilderten Fallgruppe - in Frage kommen, würde der Vorbe-
halt der verfassungsrechtlichen Streitigkeit zu beachten sein. 
 
                                            
197  Als Betroffener z. B. infolge der Betätigungsprüfung gem. §/Art. 92 BHO/LHO i. V. m. § 54 HGrG 
oder infolge der Zuwendungsprüfung bei Stellen i. S. d. §/Art. 91 BHO/LHO oder etwa als Amtswal-
ter der geprüften staatlichen Stelle. 
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- Wird eine Prüfungsfeststellung angegriffen, die der Rechnungshof aufgrund seiner 
verfassungsrechtlich zugewiesenen und durch die jeweilige Landeshaushalts-
ordnung oder die Bundeshaushaltsordnung konkretisierten Aufgaben getroffen 
hat, ist zwar grundsätzlich das Verhältnis zwischen dem Rechnungshof und dem 
Gesetzgebungsorgan berührt. Das bedeutet jedoch nicht, dass auch stets der ver-
fassungsrechtliche Kerngehalt der Berichtspflicht198 des Rechnungshofs gegenüber 
der gesetzgebenden Körperschaft angetastet wird. Nicht jedes in den Jahresbe-
richt aufgenommene Prüfungsergebnis ist von solchem Gewicht, dass eine Befas-
sung der Verfassungsgerichte mit dem Rechtsstreit geboten wäre. Den eigentli-
chen Kern des Rechtsstreits bildet die Auslegung und Anwendung des Verfas-
sungsrechts nur, wenn der funktionale Bedeutungsgehalt der Berichterstattung 
des Rechnungshofs in Frage gestellt wird, wie beispielsweise bei dem oben199 ge-
schilderten Fall eines Rechtsstreits um Prüfergebnisse aus dem Bereich der „Ver-
fassungskontrolle“. 
 
Das strittige Rechtsverhältnis muss - ähnlich wie im Fall der „Verfassungskontrol-
le“ - entscheidend vom Verfassungsrecht geformt200 sein. Dies ist anzunehmen, 
wenn der Bericht nach Aufhebung oder Abmilderung einer Prüfungsfeststellung, 
nach Streichung eines Beitrags oder eines Teils davon nicht mehr in der Lage wä-
re, den Haushaltsgesetzgeber über die Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und 
Wirtschaftsführung des Staats zu unterrichten. In diesem Fall liefe infolge eines 
verwaltungsgerichtlichen Urteils der Berichtsanspruch von Parlament und Regie-
rung gegenüber dem Rechnungshof ganz oder zum Teil leer. Dem Parlament 
würde die wichtigste Grundlage für das Entlastungsverfahren nicht zur Verfügung 
stehen. 
 
- Mit dem Klagebegehren könnte theoretisch die Befugnis des Rechnungshofs be-
stritten werden, überhaupt Prüfungsergebnisse gem. §/Art. 96 BHO/LHO den prü-
fungsverpflichteten Stellen mitzuteilen, in den Jahresbericht gem. §/Art. 97 
BHO/LHO oder den Bericht in Angelegenheiten von besonderer Bedeutung gem. 
§/Art. 99 BHO/LHO aufzunehmen und weiterzuleiten. Dann beträfe der Rechts-
                                            
198 Möglichkeiten und Grenzen der Finanzkontrolle, Stenographische Niederschrift der Veranstaltung 
der Deutschen Vereinigung für Parlamentsfragen e. V. am 25.11.1981, maschinenschriftlich ver-
vielfältigt, auszugsweise abgedruckt in: ZParl 1982, S. 219; Karl Wittrock, Aus dem Innenleben des 
Bundesrechnungshofs, Die Verwaltung, 20 (1987), S. 41 (42). 
199 Seite 73. 
200 VG München, BayVBl. 1990, S. 721. 
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streit nicht eine einzelne Prüfungsfeststellung sondern die Berichtsbefugnis des 
Rechnungshofs dem Grunde nach. 
 
Die verfassungsrechtlich verankerte Aufgabe des Rechnungshofes, insbesondere 
den gesetzgebenden Organen zu berichten, vollzieht der Rechnungshof in den ge-
nannten, einfachgesetzlich konkretisierten Formen. Die Mitteilungen gem. 
§/Art. 96 BHO/LHO bereiten den Jahresbericht unmittelbar vor und die Berichte in 
Angelegenheiten von besonderer Bedeutung ergänzen die jährliche Berichterstat-
tung, um die verfassungsrechtlich geforderte zeitnahe Prüfung zu gewährleisten.201 
Bezieht sich der Rechtsstreit auf die im Rahmen der Rechnungsprüfung auszu-
übende Berichtsbefugnis dem Grunde nach, berührt das die Rechtsbeziehungen, 
die das Verhältnis von Rechnungshof zur gesetzgebenden Körperschaft prägen. 
 
Wie bei dem oben dargestellten Funktionsverlust des Jahresberichts würde in die-
sem Fall der Vorrang des Verfassungsrechts den Verwaltungsrechtsweg gem. 
§ 40 Abs. 1 S. 1 VwGO ausschließen. Handelt es sich um einen Rechtsstreit, an 
dem ein Verfassungsorgan beteiligt ist, kommt ein Organstreitverfahren vor dem 
Verfassungsgericht in Betracht.202 
 
(9) Im Ergebnis ist somit, von Angriffen auf unverzichtbare Teile der Berichterstattung 
gegenüber den Adressaten der Finanzkontrolle abgesehen, für Rechtsstreitigkeiten 
um Prüfungsfeststellungen und Wertungen der Rechnungshöfe im Rahmen der Fi-
nanzkontrolle der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten gem. § 40 Abs. 1 S. 1 
VwGO eröffnet. 203 
 
Die Verwaltungsgerichte sind zudem auch bei Streitigkeiten mit anderen Organen 
desselben Rechtsträgers über Prüfungs- und Berichtsrechte des Rechnungshofs zu-
ständig, da öffentlich-rechtliche Streitigkeiten im Sinne der Generalklausel des § 40 
Abs. 1 S. 1 VwGO auch die unter Organen desselben Rechtsträgers stattfindenden 
                                            
201 Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zur Haushaltsrecht, § 99 BHO, RdNr. 2. 
202 Die Zulässigkeit eines verfassungsrechtlichen Organstreits und die Stellung des Rechnungshofs in 
diesem Verfahren werden unten ab Seite 228 dargestellt. 
203 So auch das Niedersächsische OVG (NdsVBl. 1994, 14): "Die verfassungsrechtliche Erwähnung 
dieser Berichtspflichten gibt diesen für sich allein keinen materiell verfassungsrechtlichen Gehalt." 
Das Gericht geht der Frage nicht weiter nach, unter welchen Voraussetzungen sonst eine verfas-
sungsrechtliche Streitigkeit vorliegen könnte. Es konnte dies offen lassen, weil es im Folgenden 
darauf abgestellt hat, dass "der Streitfall im Rahmen des Art. 70 Abs. 1 S. 4 Nds. Verfassung an-
zusiedeln ist, der die Übertragung ‘weiterer Aufgaben’ an den beklagten Rechnungshof der ein-
fachgesetzlichen Regelung vorbehält." 
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Kompetenzkonflikte darstellen.204 Damit handelt es sich jedenfalls nicht um eine Fra-
ge der Rechtswegzuständigkeit, ob In-Sich-Verfahren im Bereich der Finanzkontrolle 
statthaft sind.  
 
Die Frage, ob Rechtsschutzmöglichkeiten auch bei Innenrechtsstreitigkeiten beste-
hen, ist vielmehr im Rahmen der im nächsten Abschnitt darzustellenden weiteren 
Prozessvoraussetzungen von Bedeutung. So wird auch im Schrifttum die Zulässig-





Zu den persönlichen Prozessvoraussetzungen im verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren zählen insbesondere 
 
- Beteiligungsfähigkeit gem. § 61 VwGO 
- Prozessfähigkeit gem. § 62 VwGO 
- Legitimation des gesetzlichen Vertreters gem. § 62 Abs. 2 VwGO 
- Postulationsfähigkeit gem. § 67 Abs. 1 VwGO. 
 
Mit den persönlichen Prozessvoraussetzungen steht die Frage in Verbindung, ob 
nach § 61 VwGO so genannte In-Sich-Prozesse206 zulässig sind. Um einen In-Sich-
Prozess handelt es sich, wenn die Beteiligten (§ 63 VwGO) eines Verfahrens nicht 
verschiedene Personen sind oder wenigstens verschiedenen Rechtsträgern angehö-
ren. 
 
In-Sich-Prozessen scheint gerade im Bereich der Finanzkontrolle einige Bedeutung 
zuzukommen. Bei Kompetenzkonflikten sind außer dem Rechnungshof zumeist nur 
solche Stellen am Rechtsstreit beteiligt, die demselben Staat wie der Rechnungshof 
angehören. Die Stellung des Rechnungshofs vor den Verwaltungsgerichten wird so-
mit insbesondere bei Streitigkeiten im Innenbereich des Staats von der Frage ab-
hängen, ob Personen- oder Rechtsträgerverschiedenheit nach den §§ 61, 63 VwGO 
zwingend erforderlich ist. 
                                            
204 Siehe oben (Seite 68). 
205 Albert von Mutius, Die Beteiligten im Verwaltungsprozess, Jura 1988, S. 469 ff. (474). 




Unter Beteiligungsfähigkeit versteht man die Fähigkeit, als Subjekt eines Prozess-
rechtsverhältnisses, d. h. als Kläger, Beklagter, Beigeladener oder als sonstiger Be-
teiligter (§ 63 VwGO), an einem Verfahren vor einem Gericht der allgemeinen Ver-
waltungsgerichtsbarkeit teilnehmen zu können. Dazu gehört insbesondere die recht-
liche Befähigung, ein solches Prozessrechtsverhältnis durch eine Klage oder - bei 
Antragsverfahren - durch einen Antrag begründen zu können.207 
 
Beteiligungsfähigkeit ist in § 61 VwGO geregelt. Danach können 
 
- natürliche und juristische Personen (§ 61 Nr. 1 VwGO), 
- Vereinigungen, soweit ihnen ein Recht zustehen kann (§ 61 Nr. 2 VwGO) und  
- Behörden, sofern das Landesrecht dies bestimmt (§ 61 Nr. 3 VwGO), 
 
Partei im verwaltungsgerichtlichen Verfahren sein. 
 
(1) Die juristischen und natürlichen Personen des privaten und öffentlichen Rechts 
sind dem Kreis der möglichen Beteiligten am Verwaltungsprozess durch § 61 Nr. 1 
VwGO zugeordnet. Der Rechnungshof wäre danach beteiligtenfähig, wenn ihm 
Rechtsfähigkeit verliehen wäre. 
 
Den Finanzkontrollorganen in Bund und Ländern ist aufgrund ihres verfassungs-
rechtlichen Sonderstatus zwar eine besondere, organisatorisch unabhängige Stel-
lung zugewiesen, dies ist für die Annahme von Rechtsfähigkeit jedoch nicht ausrei-
chend. Zur Verleihung von Rechtsfähigkeit bedarf es eines ausdrücklichen, positiven 
Rechtsakts, der die Eigenschaft begründet, beispielsweise rechtsfähige Körperschaft 
des öffentlichen Rechts zu sein. Weder durch Verfassungsrecht noch durch die 
Rechnungshofgesetze ist hingegen den Finanzkontrollorgane eigene Rechtspersön-
lichkeit verliehen, obwohl in Hinblick auf das Kollegialprinzip zumindest eine „körper-
schaftliche Verfassung“ gegeben wäre. 
 
§ 61 Nr. 1 VwGO wird weiterhin entsprechend auf natürliche Personen und Perso-
nenmehrheiten angewendet, die nicht als solche, sondern in ihrer Eigenschaft als 
                                            
207 Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 61, RdNr. 4; Konrad 
Redeker, Hans Joachim v. Oertzen, Martin Redeker, Verwaltungsgerichtsordnung, § 61, RdNr. 1. 
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„Organwalter“ mit eigenen Rechten ausgestattet sind.208 Zwar gilt für die Entscheidun-
gen des Rechnungshofs das Kollegialprinzip, jedoch handelt es sich bei den im 
Rahmen der Finanzkontrolle wahrzunehmenden Prüfungs- und Berichtsbefugnisse 
nicht um „Organrechte“ der Mitglieder des Rechnungshofs. Die in Art. 114 Abs. 2 GG 
und in den Verfassungen der Länder verankerten Prüfbefugnisse sind dem Rech-
nungshof als Institution, als Organ der Finanzkontrolle, zugewiesen. Die Beteili-
gungsfähigkeit des Kollegialorgans als Personenmehrheit ergibt sich aus den Fi-
nanzkontrollkompetenzen somit nicht. 
 
(2) Behörden sollen in entsprechender Anwendung des § 61 Nr. 1 VwGO außerdem 
in den so genannten Fiskalprozessen209 beteiligtenfähig sein. Bei Fiskusklagen lässt 
die Rechtsprechung zum Teil mit Hilfe der Fiktion einer Doppelpersönlichkeit des 
Staates die Beteiligung von ausschließlich nicht selbst parteifähigen Behörden in 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu. Mit Hilfe einer imaginären Spaltung des Staa-
tes in einen Hoheitsträger und einen „Fiskus“ als Vermögensträger sollen nach die-
ser Auffassung zwei rechtsfähige, wenn auch identische Personen als Parteien im 
Prozess aufeinander treffen können. 
 
Diese Konstruktion legt den Schluss nahe, die Rechtsprechung wende beim Fiskal-
prozess § 61 Nr. 1 VwGO „doppelt“ auf die verfahrensbeteiligten Behörden an. Die 
Gerichte haben hingegen die Beteiligungsfähigkeit von Behörden nicht ausdrücklich 
aus § 61 Nr. 1 VwGO abgeleitet, sondern behandeln Klagen von Behörden gegen 
den eigenen Rechtsträger in Form des Fiskalprozesses als Sonderfall eines aus-
nahmsweise möglichen In-Sich-Verfahrens.210 
 
Auf die Einzelheiten dieser Fallgruppe des In-Sich-Prozesses soll in Hinblick auf ih-
ren Ausnahmecharakter und, da es sich bei den Fiskalprozessen - wie noch näher 
darzulegen sein wird - auch nicht eigentlich um ein im Bereich der Beteiligungsfähig-
keit angesiedeltes Problem handelt, an dieser Stelle zunächst nicht näher eingegan-
gen werden. Die Fiskustheorie wird in einer weiter unten folgenden Darstellung der 
Grundvoraussetzungen für die Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen zu erörtern sein.211 
                                            
208 Siehe dazu Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 61 
RdNr. 5. 
209 BayVGH, BayVBl. 1966, S. 137; 1967, 28. 
210 Ferdinand O. Kopp, Verwaltungsgerichtsordnung, 10. Auflage, München 1994, § 63, RdNr. 8. 
211 Die Theorien zur Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen sind unten ab Seite 97 dargestellt. Siehe all-
gemein zur Frage der Beteiligungsfähigkeit im Zusammenhang mit In-Sich-Prozessen Albert von 
Mutius, Die Beteiligten im Verwaltungsprozess, Jura 1988, S. 469 ff. (474).  
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(3) Vereinigungen sind gem. § 61 Nr. 2 VwGO beteiligtenfähig, soweit ihnen ein 
Recht zustehen kann. Die Beteiligungsfähigkeit des nicht selbst rechtsfähigen Rech-
nungshofes ergibt sich aus § 61 Nr. 2 VwGO, wenn es sich bei Rechtsstreitigkeiten 
mit prüfungsverpflichteten Behörden insbesondere um Organstreitigkeiten handeln 
würde. In Organstreitverfahren soll die Beteiligtenfähigkeit von Organen und Organ-
teilen nach Ansicht von Teilen im Schrifttum aus § 61 Nr. 2 VwGO folgen. 
 
Eine Vereinigung i. S. v. § 61 Nr. 2 VwGO stellt jede Organisation und jedes mehr als 
eine natürliche Person umfassende soziale Gebilde dar, dem, ohne selbst vollrechts-
fähig oder den juristischen Personen gleichgestellt zu sein, nach materiellem Recht 
das im konkreten Falle in Frage stehende oder berührte Recht zustehen kann.212 In 
der verwaltungsgerichtlichen Praxis ist die Parteifähigkeit von Vereinigungen in erster 
Linie in den Kommunal- und Universitätsstreitigkeiten von Bedeutung. Die Möglich-
keit, dass Organe und Organteile nach § 61 Nr. 2 VwGO über eigene Rechtsträger-
schaft verfügen können, und damit die Zulässigkeit der verwaltungsgerichtlichen Or-
ganstreitverfahren ist aber nicht nur in der Rechtsprechung, sondern auch im Schrift-
tum anerkannt. Es handele sich in diesem Fall um teilrechtsfähige Aufgabenträger, 
denen die Rechtsordnung eine Rolle zuweise, die ihnen gleichsam „eigene Rechte“ 
im Verhältnis zu einem anderen Organ der gleichen Körperschaft geben soll.213 
 
(4) Im Fall des Rechnungshofs ist Teilbeteiligtenfähigkeit214 danach nur anzuerken-
nen, wenn die objektive Möglichkeit besteht, dass dieser in irgendeiner Form selbst 
berechtigt oder verpflichtet wird. Eine solche eigene Rechtsträgerschaft steht grund-
sätzlich in Widerspruch zur staatsorganisatorischen Stellung der Rechungshöfe als 
oberste Bundes- und Landesbehörden. Behörden sind nach dem der Verwaltungsge-
richtsordnung zugrunde liegenden Rechtsträgerprinzip215 regelmäßig nicht selbst be-
teiligungsfähig. Sie sind weder im Außen- noch im Innenrechtsverhältnis Zuord-
nungssubjekte von Rechten und Pflichten, sondern lediglich Träger von Kompeten-
                                            
212 Friedhelm Hufen, Verwaltungsprozessrecht, § 12, RdNr. 24; Konrad Redeker, Hans-Joachim von 
Oertzen, Martin Redeker, Verwaltungsgerichtsordnung, § 61, RdNr. 4. 
213 Albert von Mutius, Die Beteiligten am Verwaltungsprozess, Jura 1988, 469 ff. (473); Herbert 
Bethge, Zwischenbilanz zum verwaltungsgerichtlichen Organstreit, Die Verwaltung, Bd. 8 (1975), 
S. 459 (472), Walter Krebs, Grundfragen des verwaltungsgerichtlichen Organstreits, Jura 1981, 
S. 569 ff. (578): Die Begründung die Beteiligungsfähigkeit individuell besetzter Organe mit Hilfe von 
§ 61 Nr. 2 VwGO sei nur in Wege einer recht großzügigen Analogie möglich. 
214 BVerwGE 31, 359; 56, 56; Walter Schmitt Glaeser, Hans-Detlef Horn, Verwaltungsprozessrecht, 
RdNr. 92. 
215 Vgl. Albert von Mutius, Die Beteiligten im Verwaltungsprozess, Jura 1988, S. 469 ff. (473). 
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zen. Aus Kompetenznormen ergibt sich prinzipiell keine Teilrechtsfähigkeit nach § 61 
Nr. 2 VwGO. 
 
Der Gesetzgeber kann jedoch von diesem Grundsatz im Einzelfall abweichen. Ob 
eine solche Ausnahme vorliegt, richtet sich nach dem Inhalt des für die fragliche Be-
hörde geltenden Organisationsrechts. Behörden stellen verwaltungsorganisations-
rechtlich Organe des Staats oder sonstiger öffentlicher Verwaltungsträger dar. Die 
Begriffe Organ und Organwalter sind in der Rechtslehre zur systematischen Erfas-
sung der Zusammenhänge in der Verwaltungsorganisation von Rechtsträgern ent-
wickelt worden. Der Behördenbegriff wird vom Gesetzgeber hauptsächlich dann ge-
braucht, wenn die Rechtsverhältnisse eines staatlichen Organs im Verwaltungsauf-
bau geregelt werden sollen.216 Bei diesen Rechtsbeziehungen kann es sich „nur“ um 
Kompetenzen oder aber auch um wehrfähige „Rechte“ handeln. Bei Wehrfähigkeit 
und damit Teilrechtsfähigkeit einer Behörde kommt Teilbeteiligtenfähigkeit entspre-
chend § 61 Nr. 2 VwGO in Frage. 
 
Die Teilrechtsfähigkeit des Rechnungshofs gem. § 61 Nr. 2 VwGO ist folglich nicht 
bereits aufgrund der in den Rechnungshofgesetzen getroffenen Einstufung als Be-
hörde ausgeschlossen. Für die Zulässigkeit eines Organstreits kommt es vielmehr 
darauf an, ob die gesetzlich bestimmten Kontrollbefugnisse im Bereich der Finanz-
kontrolle subjektiven Rechten gleichgestellt werden können, wie dies etwa bei den 
Organrechten von „verfassten Körperschaften“ der Fall ist. 
 
(5) Teilrechtsfähigkeit wird im Schrifttum insbesondere in Organstreitverfahren ange-
nommen, soweit diese zur Verteidigung von - ausnahmsweise Organen und Organ-
teilen zustehenden - subjektiven Rechten erforderlich sei.217 Der Schutz „eigener“ 
Rechte bestimmter Funktionseinheiten wird dabei hauptsächlich zur Gewährleistung 
von demokratischen Willensbildungsprozessen eingeräumt. Durch das Bestehen 
subjektiver Rechte oder zumindest durch die Existenz einer von der Rechtsordnung 
geschützten Position im Interesse der betroffenen Organe unterscheidet sich die  
                                            
216 Hartmut Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 21, RdNr. 30. 
217 Albert von Mutius, Die Beteiligten im Verwaltungsprozess, Jura 1988, S. 469 (472). 
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Beteiligungsfähigkeit gem. § 61 Nr. 2 VwGO im Organstreitverfahren von der Partei-
fähigkeit von Aufgabenträgern im In-Sich-Prozess.218  
 
Das Organstreitverfahren findet auf der Ebene des Verfassungsrechts seine Ent-
sprechung in Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG. Es dient zur Durchführung gerichtlicher Strei-
tigkeiten zwischen Funktionsträgern, die gemeinschaftlich den Willen einer juristi-
schen Person bilden. Unterhalb der Ebene des Verfassungsrechts ist seine Zulässig-
keit in Form der Kommunalstreit- und weiterer Verfahren über körperschaftsinterne 
Organstreitigkeiten von der Rechtsprechung anerkannt. 
 
Nach diesen für das Organstreitverfahren geltenden Grundsätzen sind der Rech-
nungshöfe nicht teilbeteiligtenfähig. Insbesondere findet bei der Finanzkontrolle keine 
gemeinschaftliche Willensbildung statt, sondern dem Rechnungshof stehen nach 
Haushaltsrecht einseitig auszuübende Prüf- und Berichtsbefugnisse zu. Die Wahr-
nehmung dieser Kompetenzen stellt keinen gemeinsamen Willensbildungsprozess 
dar, da der Rechnungshof den Ablauf der Prüfung durch die Prüfungsanordnung oh-
ne Anhörung der prüfungsverpflichteten Stelle festlegt. Ebenso obliegt dem Rech-
nungshof allein die Entscheidung, gem. §§/Art. 96 ff. BHO/LHO den zuständigen 
Stellen über das Ergebnis der Prüfung zu berichten. Die Anhörung der prüfungsbe-
troffenen Stellen zum Inhalt der Prüfungsmitteilung dient nur zur Absicherung der 
Prüfungsergebnisse.219 Der Rechnungshof ist gesetzlich nicht verpflichtet, bei Ein-
wendungen gegen die Sachverhaltsdarstellungen oder Bedenken hinsichtlich der 
Wertungen das Einvernehmen mit der geprüften Stelle herbeizuführen, sondern er 
entscheidet bei Vorliegen der Stellungnahme der geprüften Behörde unabhängig 
über mögliche Abänderungen in den Entwürfen der Mitteilungen und Berichte. Da 
somit das Prüfverfahren keinen rechtlich geschützten Willensbildungsprozess der 
Beteiligten darstellt, ist es nicht möglich, den Rechnungshof als teilbeteiligtenfähige 
Einrichtung gem. § 61 Nr. 2 VwGO anzusehen. 
 
                                            
218 Heinz Löwer, Der In-Sich-Prozess in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, VerwArch 68 (1977), S. 327, 
(334). Auch in der Kommentarliteratur werden Organstreit und In-Sich-Prozess getrennt voneinan-
der dargestellt; Ferdinand O. Kopp, Verwaltungsgerichtsordnung, 10. Auflage, München 1994; 
§ 63, RdNr. 3 c und RdNr. 7. Nach Gunter Kisker, Organe als Inhaber subjektiver Rechte, JuS 
1975, S. 704 ff. (705) wird in der Diskussion nicht hinreichend deutlich, dass es sich nur um Varian-
ten einer Grundproblematik handelt. Dem dürfte in Hinblick auf das Erfordernis, in eigenen Rechten 
verletzt zu sein, als Grundvoraussetzung eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens zu folgen sein. 
219 Seite 61. 
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(6) Abgesehen von der Frage, ob dem Rechnungshof als Institution Teilbeteiligtenfä-
higkeit zukommt, erscheint bei Streitigkeiten im Innenbereich des Rechnungshofs 
weiter fraglich, ob die Mitglieder der Kollegialorgane der obersten Finanzkontrollbe-
hörden von gerichtlichen Rechtsbehelfen zur Ausfechtung solcher Kompetenzkonflik-
te Gebrauch machen können.220 
 
Die Rechtsverhältnisse unter den Mitgliedern des Rechnungshofs beruhen, wie auch 
seine Befugnisse gegenüber zu prüfenden Behörden, ebenfalls nur auf Innenrecht 
des Staats. Die Rechnungshofgesetze des Bundes und der Länder gewähren den 
Angehörigen der Kollegialorgane keine subjektiven Rechte.  
 
Bei den organinternen Rechtsstreitigkeiten kommunal-, universitäts- und rundfunk-
rechtlicher Natur soll aber, wie bei Kompetenzkonflikten unter Organen, nicht erfor-
derlich sein, dass die Rechte i. S. v. § 61 Nr. 2 VwGO subjektiv-öffentliche Rechte 
darstellen. Ausreichend soll ferner sein, dass die Rechte und Pflichten einem Organ-
teil zugeordnet sind, wenn dieser Zuordnung zugleich eine von der Rechtsordnung 
geschützte Position im Interesse der betroffenen Organe oder Organteile ent-
spricht.221 
 
Die einzelnen Mitglieder eines Rechnungshofs können demnach beteiligtenfähige 
Organteile verkörpern, obwohl sich § 61 Nr. 2 VwGO seinem Wortlaut nach nur auf 
Vereinigungen, also auf überindividuelle Organisationseinheiten bezieht. Rechtspre-
chung und Schrifttum wollen § 61 Nr. 2 VwGO auch anwenden, wenn es um die 
Rechtsstellung einer Einzelperson geht, die der eines Organteils gleichsteht.222 
 
Die Ausstattung der Mitglieder des Rechnungshofs mit richterlicher Unabhängigkeit 
vermittelt diesen jedoch keine Teilbeteiligungsbefangenheit in einem Organstreitver-
fahren, da die Gleichstellung mit Richtern nicht die Wehrfähigkeit nach Innen be-
zweckt. Die in der Verfassung zugunsten der Finanzkontrolle verankerte Garantie ist 
                                            
220  Um keinen Fall eines solchen „rechnungshof-internen“ Organstreits handelt es sich bei dem BGHZ 
113, 36 zugrunde liegenden Sachverhalt. Der BGH wurde als Dienstgericht des Bundes wegen der 
Einbeziehung der Mitglieder des BRH in die vom Präsidenten eingeführte gleitende Arbeitszeit an-
gerufen. Das Gericht erachtet die gleitende Arbeitszeit am BRH, soweit diese die Mitglieder des 
Rechnungshofs betrifft, als mit der richterlichen Unabhängigkeit nicht vereinbar und daher insoweit 
für unzulässig. 
221 BVerwGE 36, 19; siehe dazu Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsord-
nung, § 61, RdNr. 7. 
222 Herbert Bethge, Zwischenbilanz zum verwaltungsrechtlichen Organstreit, DVBl. 1980, S. 309 f.; 
Walter Krebs, Grundfragen des verwaltungsrechtlichen Organisationsstreits, Jura 1981, S. 579 ff.; 
Albert von Mutius, Die Beteiligten im Verwaltungsprozess, Jura 1988, S. 469 (473). 
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dem Rechnungshof als Institution zugedacht. Durch Art. 114 Abs. 2 GG und die ent-
sprechenden Bestimmungen in den Landesverfassungen223 werden die dem Rech-
nungshof als oberstes Finanzkontrollorgan übertragenen Aufgaben geschützt.224 Den 
Mitgliedern der Rechnungshöfe ist die richterliche Unabhängigkeit225 in erster Linie 
nur zur Sicherung der Aufgabenwahrnehmung nach außen verliehen. 
 
Die innere Organisation des Rechnungshofs ist folglich nicht so ausgeformt, dass In-
teressenkonflikte nicht nur möglich, sondern im Gesetz angelegt oder berücksichtigt 
sind.226 Die kollegiale Entscheidungsfindung sichert die wirksame Durchführung der 
Kontrollaufgaben, ist vom Gesetzgeber allerdings nicht zur Wahrnehmung von recht-
lich geschützten Partikularinteressen durch die Mitglieder des Rechnungshofs einge-
richtet worden. 
 
(7) Neben möglicher Beteiligtenfähigkeit aus § 61 Nrn. 1 und 2 VwGO ist zu erörtern, 
ob sich die Parteistellung im verwaltungsprozessualen Verfahren des Rechnungs-
hofs aus § 61 Nr. 3 VwGO ergibt. Diese Vorschrift stellt eine Durchbrechung des im 
Verwaltungsprozess herrschenden Rechtsträgerprinzips dar.227 In Anlehnung an 
das Behördenprinzip ermächtigt § 61 Nr. 3 VwGO den Landesgesetzgeber, Behör-
den für Verfahren vor dessen Verwaltungsgerichten durch Gesetz oder Rechtsver-
ordnung für beteiligtenfähig zu erklären. Für den Bund ergibt sich diese Möglichkeit 
aus der Gesetzgebungsbefugnis gem. Art. 74 Nr. 1 GG für die gerichtlichen Verfah-
ren, wozu auch das verwaltungsgerichtliche Verfahren gehört.228 Von der Ermächti-
gung gem. § 61 Nr. 3 VwGO haben einige Länder229 Gebrauch gemacht. 
 
                                            
223 Siehe a. a. O. (Fn. 85) 
224 Bruno Schmidt-Bleibtreu, Franz Klein, Kommentar zum Grundgesetz, Art. 114, RdNr. 6. 
225 Nils Diederich, Franz O. Gilles, Gerhard Otto, Gundolf Otto, Rainer Weinert, Die Institution Rech-
nungshof, Stiefkind der Sozialwissenschaften, ZParl 1984, S. 479 (490). Manfred Sommerer, Der 
Bayerische Oberste Rechnungshof, Die Verwaltung, 20 (1987), S. 289 (292); Karl Wittrock, Über 
Grundprobleme der Finanzkontrolle, DVBl. 1983, S. 883 (886). 
226 Friedrich Schoch, Der Kommunalverfassungsstreit im System des verwaltungsgerichtlichen 
Rechtsschutzes, JuS 1987, S 783 f. 
227 Albert von Mutius, Die Beteiligten im Verwaltungsprozess, Jura 1988, S. 469 ff. (474). 
228 Hansjörg Dellmann in: Seifert, Hömig (Hrsg.), Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 
Art. 74, RdNr. 1. Der Bund hat davon in § 11 Abs. 2 GjS, § 2 DVO und § 13 a WPflG bezüglich der 
Stellung als Kläger (§ 63 Nr. 1 VwGO) Gebrauch gemacht. 
229 Brandenburg (§ 8 AG Br.), Mecklenburg-Vorpommern (§ 14 AG MV), Nordrhein-Westfalen (§ 5 
Abs. 1 AG NW) und das Saarland (§ 17 AG Saarland), haben nur den Landesbehörden Nieder-
sachsen (§ 7 AG NS), Sachsen-Anhalt (§ 8 AG ST) und Schleswig-Holstein (§ 6 AG SchlH.) haben 
die Beteiligtenfähigkeit generell allen Behörden verliehen; vgl. Konrad Redeker, Hans Joachim von 
Oertzen, Martin Redeker, Verwaltungsgerichtsordnung, § 61, RdNr. 6. Zur Behördeneigenschaft 
des Rechnungshofes siehe unten ab Seite 242. 
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Im Falle des § 61 Nr. 3 VwGO ist zwar die Behörde selbst Partei im Verwaltungspro-
zess, sie wird jedoch in Prozessstandschaft tätig und macht keine eigenen Rechte 
geltend. Die nach § 61 Nr. 3 VwGO für beteiligtenfähig erklärten Aufgabenträger 
nehmen vielmehr fremde Rechte und Pflichten, die des Trägersubjekts, des Staats, 
dem sie angehören, im eigenen Namen wahr. Die Behörden sind deshalb nach  
überwiegender Auffassung gem. § 61 Nr. 3 VwGO nur prozessführungsbefugt.230 
 
Die Prozessführungsbefugnis folgt aus der Notwendigkeit eines Zuordnungssubjekts 
für den streitgegenständlichen materiell-rechtlichen Anspruch. Da es sich beim Staat 
um eine juristische Person des öffentlichen Rechts handelt, kann nur der Staat, nicht 
hingegen die für beteiligungsfähig erklärte Behörde das fragliche Zuordnungssubjekt 
von Rechten und Pflichten in einem Verwaltungsprozess sein. 
 
Die Einstufung der aus § 61 Nr. 3 VwGO folgenden prozessualen Stellung als Pro-
zessführungsbefugnis ergibt sich auch aus rechtssystematischen Gründen. Verfah-
rensrechtlich muss streng zwischen Beteiligungsfähigkeit und Prozessführungsbe-
fugnis unterschieden werden. Wird einer Behörde durch Rechtsvorschrift i. S. v. § 61 
Nr. 3 VwGO in formeller Hinsicht Beteiligungsfähigkeit verliehen, bedeutet dies nicht 
zugleich die Aufhebung verwaltungsprozessualen Grundsatzes, wonach durch die 
Verwaltungsgerichte vorrangig Individualrechtsschutz gewährt wird. Ist eine Behörde 
nach § 61 Nr. 3 VwGO parteifähig, erübrigt dies nicht die schlüssige Behauptung, 
dass eine Verletzung subjektiver Rechte vorliegt. Etwas anderes würde nur gelten, 
wenn der Gesetzgeber zusätzlich von der Ermächtigung gem. § 42 Abs. 2, 1. Halb-
satz, VwGO, die Ausnahmen vom Erfordernis der Klagebefugnis ermöglicht, Ge-
brauch gemacht hätte. 
 
Ist eine solche Ausnahmeregelung nicht getroffen, wird von der Prozessordnung ein 
subjektiv-öffentliches Rechtsverhältnisses zwischen Kläger und Beklagtem gefordert. 
Dieses kann sich auch in den Fällen der landesrechtlichen Beteiligungsfähigkeit einer 
Behörde aufgrund des § 61 Nr. 3 VwGO nur auf den Staat als Rechtsträger - nicht je-
doch auf die einzelne Behörde - beziehen. Folglich wirken die von der Behörde vor-
                                            
230 BVerwGE 45, 207 ff. (209) = DÖV 1974, 817; Jörg Schmidt in: Eyermann (Hrsg.), Verwal-
tungsgerichtsordnung, § 61 RdNr. 12; Ferdinand O. Kopp, Verwaltungsgerichtsordnung, 10. Aufla-
ge, München 1994, § 61 RdNr. 18; Wolfgang Löwer, Der In-Sich-Prozess in der Verwaltungsge-
richtsbarkeit, VerwArch 68 (1977), S. 327 ff. (331); Joachim Stettner, Die Beteiligung im Verwal-
tungsprozess, JA 1982, S. 394 (395); Oskar Tschira, Walter Schmitt Glaeser, Verwaltungsprozess-
recht, 9. Auflage 1988, 2 IV c. 
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genommenen Prozesshandlungen ausschließlich für und gegen den Rechtsträger, 
für den sie am Prozess beteiligt sind.231 
 
Zudem zielt der auf den Außenrechtskreis zugeschnittene § 61 Nr. 3 VwGO nur auf 
die Beteiligtenfähigkeit im Außenverhältnis ab.232 Über die Zulässigkeit eines In-Sich-
Verfahrens sagt eine aufgrund von § 61 Nr. 3 VwGO landesgesetzlich begründete 
zugewiesene Beteiligungsfähigkeit von Behörden nichts aus. In Ländern, die Behör-
den gem. § 61 Nr. 3 VwGO für parteifähig erklärt haben, ist den Landesrechnungshö-
fen die Beteiligtenfähigkeit nicht zum Zweck der Führung von Innenrechtsstreitver-
fahren zugewiesen. Vielmehr hängt deren Beteiligungsfähigkeit im verwaltungsge-
richtlichen In-Sich-Verfahren, wie ohnehin in den Ländern, die von der Möglichkeit 
des § 61 Nr. 3 VwGO keinen Gebrauch gemacht haben, von der Frage ab, ob In-
Sich-Prozesse ungeachtet der Ausrichtung des Verwaltungsprozesses auf Individual-
rechtsschutz statthaft sind. 
 
(8) Abgesehen von der Frage der Zulässigkeit von Innenrechtsstreitverfahren scheint 
das bei Außenrechtsstreitverfahren herrschende Rechtsträgerprinzip allerdings im 
Bereich der Finanzkontrolle zu widersprüchlichen Ergebnissen zu führen. 
 
Bei Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit der Prüfung der juristischen Perso-
nen des Privatrechts und des öffentlichen Rechts gem. den §§/Art. 104, 111 
BHO/LHO liegt Personenverschiedenheit unter den Prozessparteien vor. Hat das 
Land nicht von der Ermächtigung aus § 61 Nr. 3 VwGO Gebraucht gemacht, gilt das 
Rechtsträgerprinzip. Somit würde der Staat, dem der Rechnungshof angehört, Betei-
ligter im Verwaltungsprozess sein. Nur das Land oder Bund, nicht aber der Rech-
nungshof selbst, kann nach dem Rechtsträgerprinzip Zuordnungssubjekt in einem 
Außenrechtsverhältnis sein. 
 
Bei Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit der Prüfung der juristischen Perso-
nen des Privatrechts und des öffentlichen Rechts würde dem Rechnungshof hinge-
gen Beteiligtenfähigkeit nach § 61 Nr. 3 VwGO zukommen, falls der Gesetzgeber  
 
                                            
231 Ferdinand O. Kopp, Verwaltungsgerichtsordnung, 10. Auflage, München 1994, § 61, RdNr. 18 
232 Walter Krebs, Grundfragen des verwaltungsrechtlichen Organstreits, Jura 1981, S. 569 ff. (578); Albert von 
Mutius, Die Beteiligten im Verwaltungsverfahren, Jura 1988, S. 469 ff. (474). 
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dies für Behörden angeordnet hat.233 So hat beispielsweise das Land Niedersachsen 
für landesunmittelbare Behörden die Beteiligungsfähigkeit im Außenverhältnis im § 7 
AG-VwGO vorgesehen. In einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren, in dem eine 
privatrechtliche Stiftung auf Unterlassen der Weitergabe von Prüfungsfeststellungen 
geklagt hat, konnte demzufolge der Landesrechnungshof Niedersachsen als Partei 
auftreten.234 
 
Andere Länder haben demgegenüber nicht von der Ermächtigung gem. § 61 Nr. 3 
VwGO Gebrauch gemacht. Bundesbehörden wurde ebenfalls nicht Beteiligtenfähig-
keit durch Bundesgesetz (Art. 74 Nr. 1 GG) verliehen. In verwaltungsprozessualen 
Verfahren ist damit der Staat, dem der Rechnungshof angehört, am Verfahren betei-
ligt.235 
                                            
233 So wohl auch in den meisten Entscheidungen, in denen der Rechnungshof als Beteiligter auftritt, ohne nähere 
Begründung: BVerwGE 82, 56; 74, 58; OVG Lüneburg, OVGE 37, 218; OVG Lüneburg, DVBl. 1984, S. 837; 
Nds. OVG, NdsVBl. 1994, S. 14; VG Münster, NJW 1981, S. 1396. Siehe außerdem zur Beteiligtenstellung 
des Rechnungshofs aufgrund notwendiger Beiladung BSGE 52, 294 (296) und den Beschluss des VG Wies-
baden vom 08.06.1998 [8 G 525/98 (2)]. 
 In einem Verfahren vor dem VG Düsseldorf, JuS 1981, 455, war die Klage „gegen das Land Nordrhein-West-
falen, vertreten durch den Präsidenten des Landesrechnungshofs," gerichtet. Das Gericht äußerte sich zu 
Fragen der Beteiligungsfähigkeit jedoch nicht, weiterhin auch nicht zur Passivlegitimation, da es schon den 
Verwaltungsrechtsweg verneinte und mithin die Klage als unzulässig abwies. 
234 Siehe das nachstehend wiedergegebene Rubrum des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts im so genann-
ten 2. VW-Stiftungsprozess: 
Bundesverwaltungsgericht 
Im Namen des Volkes 
Urteil 
 
BVerwG 3 C 1.96       Verkündet am 19. Dezember 1996 
OVG 13 L 8052/91                     (...) 
 
In der Verwaltungsstreitsache 
 
des Niedersächsischen Landesrechnungshofs, vertreten durch den Präsidenten, (...) 
 
Beklagten, Berufungsbeklagten und 
Revisionsklägers, 
- Prozessbevollmächtigte: (...) 
 
g e g e n 
 




hat der 3. Senat des Bundesverwaltungsgerichts auf die mündliche Verhandlung (...) für Recht erkannt. 
235 BayVGH, DVBl. 1992, 1606: Bei der Anfechtungsklage der Handwerkskammer für Oberbayern gegen die Prü-
fungsanordnung des Bayerischen Obersten Rechnungshofs war der Freistaat Bayern Beklagter, vertreten 
durch den Präsidenten des Bayerischen Obersten Rechnungshofs. 
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In diesen Fällen kann es vorkommen, dass sich das Rechtsschutzbegehren, wie  
oben dargestellt, auf Unterlassung der Weitergabe von Prüfergebnissen an den 
Landtag richtet. Da der eigentliche Adressat des Unterlassungsanspruchs, der 
Rechnungshof, mangels Beteiligtenfähigkeit keine Parteistellung im Verfahren ein-
nehmen kann, wird der Staat als Rechtsträger an Stelle des Rechnungshofs verklagt. 
Dieser würde als Prozesspartei verurteilt werden, die Weitergabe von Prüfungser-
gebnissen an die gesetzgebende Körperschaft zu unterlassen. Der beklagte Staat 
vermag jedoch nicht, dieses Urteil zu befolgen, da dem Rechnungshof die Prüfer-
gebnisse vorliegen und er kraft institutioneller Unabhängigkeit entscheidet, ob sie an 
andere Stellen weitergeleitet werden.  
 
Im Zusammenhang ist auch zu bedenken, dass bei der allgemeinen Leistungsklage 
insbesondere keine Kassation durch das Gericht im Tenor des verwaltungsgerichtli-
chen Urteils in Betracht kommt.236 Ein Leistungsurteil gegenüber dem Staat anstelle 
gegenüber dem Rechnungshof würde deshalb dem Rechtsschutzbegehren des Klä-
gers nicht genügen, denn aufgrund eines solchen Leistungsurteils könnte der Kläger 
zwar vom Staat verlangen, die Weitergabe von Prüfergebnissen zu unterlassen. Zu 
bedenken ist aber, dass der Rechnungshof gegenüber Parlament und Regierung ein  
 
                                            
236 Auf Leistungsklagen kann der auf die Anfechtungsklage zugeschnittene § 113 Abs. 1 VwGO nicht angewen-
det werden. Siehe dazu Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, vor § 40 
VwGO, Rdnrn. 7 und 8 a. Die Problematik scheint den Schwierigkeiten bei den kommunalrechtlichen Organ-
klagen zu ähneln. Die h. M. nimmt in diesen Fällen eine Gestaltungs- oder Feststellungsklage eigener Art - sui 
generis - mit Aufhebung des rechtswidrigen Beschlusses oder Feststellung seiner Nichtigkeit an. BVerwG JR 
1974,437; NVwZ 1989, 470; Konrad Redeker, Hans Joachim von Oertzen, Martin Redeker, Verwaltungsge-
richtsordnung, § 43, RdNr. 12; Hans J. Wolff, Otto Bachof, Rolf Stober, Verwaltungsrecht, Bd. II, 5. Auflage, 
1987, § 87, RdNr. 43 ff.; Carl Hermann Ule, Verwaltungsprozessrecht, § 31 II 5; Klaus Stern; Verwaltungspro-
zessuale Probleme in der öffentlich-rechtlichen Klausur, RdNr. 521; Arnold Lange, Anmerkungen zu BayVGH, 
BayVBl. 1976, 753; BayVBl. 1976, S. 756; Wolfgang Graf, Verwaltungsgerichtliche Kassation kommunalver-
fassungsrechtlicher Akte, BayVBl. 1982, S. 332; Franz-Ludwig Knemeyer, Bayerisches Kommunalrecht, 
RdNr. 281. Die Gegenansicht hält entweder die Anfechtungs- oder Verpflichtungsklage für die richtige Klage-
Art. Liegt kein Verwaltungsakt vor, sollen allgemeine Leistungsklage, die jedoch dem Rechtsschutzziel nicht 
genügen kann, oder die Feststellungsklage erhoben werden können. BayVGH, BayVBl. 1976, S. 753; 1979, 
S. 686; Julius Widtmann, Walter Grasser, Bayerische Gemeindeordnung, vor Art. 49, RdNr. 12; Ferdinand O. 
Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, vor § 40, RdNr. 7; Ferdinand O. Kopp, Entwick-
lungstendenzen in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, BayVBl. 1987, S. 518; Klaus Obermayer, Grundzüge des 
Verwaltungsrechts und des Verwaltungsprozessrechts, S. 207; Martha Renck-Laufke, Verwaltungsgerichtliche 
Kassation kommunalverfassungsrechtlicher Akte, BayVBl. 1982, S. 75; Walter Krebs, Rechtsprobleme des 
Kommunalverfassungsstreits, VerwArch 1977, S. 189; ders. Grundfragen des verwaltungsgerichtlichen Or-
ganstreits, Jura 1981, S. 569 ff. (590); Rainer Stahl, Der Interessenwiderstreit im Gemeinderecht - Voraus-
setzungen, Rechtsfolgen und Fragen des Rechtswegs, DVBl. 1972, S. 769; Lutz Frauendorf, Zur richterlichen 
Selbstverwaltung im demokratischen Staat, DÖV 1980, S. 553; Wolf-Rüdiger Schenke, Mehr Rechtsschutz 
durch eine einheitliche Verwaltungsprozessordnung, DÖV 1982, S. 709 ff. (722); Josef Aulehner, Fraktions-
ausschluss auf Kommunalebene, JA 1989, S. 482. 
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unabhängiges Organ darstellt und deshalb keine staatliche Institution über Wei-
sungsbefugnisse gegenüber den obersten Finanzkontrollbehörden verfügt. Die Rech-
nungshöfe sind an Anordnungen, selbst wenn diese vom Parlament und Regierung 
getroffen werden, nicht gebunden.237 
 
Parlament und Regierung sind damit darauf beschränkt, an den Rechnungshof zu 
appellieren, den streitgegenständlichen Prüfbericht nicht an die gesetzgebende Kör-
perschaft zu übersenden. Ergänzend können Regierung und Parlament auf die 
Rechtskraft des Urteils gem. § 121 VwGO hinweisen, die auch vom Rechnungshof 
grundsätzlich beachtet werden muss.238 Als letzte Möglichkeit kommt für die genann-
ten Staatsorgane eine verfassungsprozessuale Organklage gegen den Rechnungs-
hof in Betracht.239 Rechtsschutz für den Einzelnen gegen die Weitergabe von Informa-
tionen im Rahmen der Finanzkontrolle würde mithin vom Ausgang eines weiteren, 
verfassungsrechtlichen Gerichtsverfahrens abhängen. 
 
Dies zeigt, welche Konsequenzen sich daraus ergeben können, dass die Rech-
nungshöfe in Bund und Ländern vor den Verwaltungsgerichten in unterschiedlicher 
Weise beteiligtenfähig sind. Der Rechnungshof ist bei Rechtsstreitigkeiten aus dem 
Bereich der Finanzkontrolle in das Prozessrechtsverhältnis nur eingebunden, wenn 
diesem als Institution Beteiligungsfähigkeit verliehen ist. Sollte diese Einbindung 
nicht gegeben sein, erstrecken sich die Urteilswirkungen nicht unmittelbar auf den 
Rechnungshof. 
 
(9) Als Zwischenergebnis ist damit festzuhalten, dass dem Rechnungshof in Verfah-
ren vor den allgemeinen Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit die Stellung eines 
Beteiligten zukommt, wenn ein Rechtsstreit mit einer juristischen Person des Privat-
rechts in den Fällen des §/Art. 104 BHO/LHO oder einer juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts in den Fällen des §/Art. 111 BHO/LHO vorliegt und das Landes-
recht Behörden gem. § 63 Nr. 3 VwGO für beteiligungsfähig erklärt. Anderenfalls ist 
bei gerichtlichen Rechtsbehelfen von Dritten gegen Prüfhandlungen und Berichte des 
Rechnungshofs das Land oder der Bund als Rechtsträger gem. § 61 Nr. 1 VwGO 
verfahrensbeteiligt.  
 
                                            
237 Siehe a. a. O. (Fn. 46). 
238 Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 121, RdNr. 24. 
239 Im Zusammenhang ist wie schon oben (Seite 20) darauf hinzuweisen, dass die Parteifähigkeit des 
Rechnungshofs im verfassungsgerichtlichen Verfahren noch nicht endgültig geklärt ist. 
 90 
Beteiligtenfähigkeit würde dem Rechnungshof ebenfalls nicht zukommen, wenn sich 
der Rechnungshof und eine Staatsbehörde in einer streitigen Prüfungsangelegenheit 
gegenüberstehen. Über die Zulässigkeit eines möglichen In-Sich-Prozesses treffen 
die §§ 61, 63 VwGO keine Aussage. Das Verwaltungsprozessrecht nimmt insoweit 
erhebliche Teile der staatlichen Finanzkontrolle von Rechtsschutzmöglichkeiten aus. 
 
Auf das Problem der Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen und die Möglichkeit, ein In-
nenrechtsstreitverfahren für den Bereich der Finanzkontrolle seitens des Gesetzge-
bers einzuführen, soll weiter unten eingegangen werden.240 In diesem Abschnitt ist die 
verwaltungsprozessuale Stellung des Rechnungshofs zunächst anhand der gelten-
den Prozessvoraussetzungen241, zu denen auch die im Folgenden erörterte Prozess-




Unter Prozessfähigkeit ist die Fähigkeit zur wirksamen Vornahme von Prozess-
handlungen zu verstehen. Prozessfähig ist, wer einen Prozess selbst oder durch ei-
nen Bevollmächtigten führen oder wer weiterhin an einem Prozess selbst oder durch 
einen Bevollmächtigten als Beklagter oder Beigeladener teilnehmen kann.242 Sie ist 
stets von Amts wegen durch das erkennende Gericht zu prüfen. Fehlt sie beim Klä-
ger, dem Beklagten oder einem notwendig Beigeladenen, muss das Gericht die Kla-
ge als unzulässig durch Prozessurteil abweisen. 
 
Sind Behörden aufgrund Landesrechts beteiligtenfähig (§ 61 Nr. 3 VwGO)243, folgt die 
Prozessfähigkeit aus § 62 Abs. 3 VwGO. Für Behörden handeln danach deren Leiter 
oder besonders Beauftragte. Welche Person in Einzelfall die Behörde vor Gericht 
vertritt, ergibt sich aus der für den jeweiligen Aufgabenträger geltenden der Regelung 
über die Vertretungsbefugnis. Nach § 6 Abs. 1 S. 1 BRHG ist der Präsident des Bun-
desrechnungshofs gesetzlicher Vertreter des obersten Finanzkontrollorgans des  
                                            
240 Seite 97. 
241 Dazu zählen noch Prozessfähigkeit, wirksame Vertretung und Postulationsfähigkeit. 
242 Jörg Schmidt in: Eyermann (Hrsg.), Verwaltungsgerichtsordnung, § 62, RdNr. 1; Ferdinand O. 
Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 62, RdNr. 1; Konrad Redeker, Hans 
Joachim von Oertzen, Martin Redeker, Verwaltungsgerichtsordnung, § 62, RdNr. 1. 
243 Seite 84. 
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Bundes. In den Ländern ist die Vertretung der obersten Finanzkontrollbehörden in 
den Gesetzen über die Landesrechnungshöfe geregelt.244 
 
Sollte die Vertretung der Landesbehörden gem. § 36 Abs. 1 S. 2 VwGO i. V. m. einer 
entsprechenden landesrechtlichen Vorschrift dem Vertreter des öffentlichen Interes-
ses übertragen sein, ist fraglich, ob eine solche gesetzlich angeordnete Vertretung 
auch für den Rechnungshof gilt. Im Freistaat Bayern ist beispielsweise die Vertretung 
der Behörden in § 5 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung über den Vertreter des öffentlichen 
Interesses vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 04.11.1975 gere-
gelt. Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof geht unbeschadet der in dieser Vor-
schrift enhaltenen Übertragung der Vertretung auf Vertreter des öffentlichen Interes-
ses davon aus, dass der Bayerische Oberste Rechnungshof durch dessen Präsiden-
ten in verwaltungsgerichtlichen Verfahren vertreten wird.245 
 
Die Landesanwaltschaft ist nach Auffassung des Bayerischen Verwaltungsgerichts-
hofs zwar allgemein aufgrund der vorgenannten Verordnung für die Vertretung des 
Freistaats Bayern zuständig. Dieser allgemeinen Regelung geht aber Art. 4 Abs. 1 
Satz 1 RHG vor, wonach der Präsident den Rechnungshof nach außen vertritt. Die 
Zuständigkeit des Vertreters des öffentlichen Interesses erstreckt sich somit nicht auf 
Streitigkeiten im Bereich der Finanzkontrolle. 
 
Für die Vertretung des Rechnungshofs vor Gericht sind bei einem In-Sich-Verfahren, 
sollte ein solches statthaft sein, keine Besonderheiten ersichtlich. Bei justizförmigen 
Rechtsmitteln gegen Maßnahmen der staatlichen Finanzkontrolle oder Klagen des 
Rechnungshofs wegen Behinderung der Prüfung wird der Rechnungshof i. d. R. 
durch dessen Präsidenten vertreten. Auf der Gegenseite würde für den Bund oder 
                                            
244 Baden-Württemberg: ........................... § 6 Abs. 1 RHG 
 Bayern: ................................................ Art. 4 Abs. 1 S. 1 RHG, 
 Berlin: .................................................. § 3 Abs. 1 RHG, 
 Brandenburg:....................................... § 6 Abs. 1 S. 1 LRHG, 
 Hessen: ............................................... § 6 Abs. 1 S. 1 GüHRH, 
 Mecklenburg-Vorpommern:................. § 8 Abs. 1 S. 1 LRHG, 
 Niedersachsen: ................................... § 9 Abs. 1 S. 1 des Ges. über die Errichtung eines 
 ............................................................. Rechnungshofs, 
 Nordrhein-Westfalen: .......................... § 6 Abs. 1 S. 1 LRHG, 
 Rheinland-Pfalz: .................................. § 8 Abs. 1 S. 2 RHG, 
 Saarland: ............................................. § 9 Abs. 1 S. 1 RHG, 
 Sachsen: ............................................. § 7 Abs. 1 S. 2 RHG, 
 Sachsen-Anhalt: .................................. § 4 Abs. 1 S. 1 LRHG, 
 Thüringen: ........................................... § 7 Abs. 1 S. 1 LRHG. 
245 BayVGH DVBl. 1992, 1606 
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das Land entsprechend dem Ressortprinzip regelmäßig der zuständige Bundes- oder 
Landesminister die Vertretung wahrnehmen.246 
 
Zu den als Prozessvoraussetzungen neben der Prozessfähigkeit weiter zu erörtern-
den Verfahrensvoraussetzungen zählt die Prozessführungsbefugnis, auf die im fol-




Für die Zulässigkeit einer Klage ist weiterhin Prozessführungsbefugnis des Klägers 
notwendig. Befugt zur Führung von Prozessen ist, wer im eigenen Namen den von 
ihm behaupteten prozessualen Anspruch geltend machen kann. Der Kläger muss die 
in Frage stehende Leistung an sich oder gegebenenfalls an den eigentlichen Be-
rechtigten verlangen können. Für die Geltendmachung von Abwehr- und Gegenan-
sprüchen sowie von Einwendungen gilt dies in gleicher Weise.247 
 
Ergibt sich die Beteiligungsfähigkeit von Behörden aus einer landesrechtlichen Rege-
lung i. S. v. § 61 Nr. 3 VwGO, kommt den Behörden Prozessführungsbefugnis in 
Form gesetzlich angeordneter Prozessstandschaft zu.248 Damit kann der Rechnungs-
hof in diesem Fall als beteiligungsfähige Behörde eine Klage beispielsweise zur 
Durchsetzung der Informationsrechte erheben, da er befugt ist, einen dem Staat als 
Rechtsträger zugeordneten Anspruch im eigenen Namen geltend zu machen. 
 
Sollte die gerichtliche Austragung von Innenrechtsstreitigkeiten im Bereich der Fi-
nanzkontrolle statthaft sein, würde insoweit nichts anderes gelten.249 Im In-Sich-
Prozess wie auch im Organstreitverfahren werden die Beteiligten so behandelt, als 
ob sie Inhaber des im eigenen Namen geltend gemachten Rechts sind.250 Verfahren, 
                                            
246 Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 62, RdNr. 14. Siehe 
auch das mitgeteilte Rubrum des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG 3 C 1. 96/OVG 
13 L 8052/91), a. a. O. (Fn. 234). 
247 BVerwGE 61, 340; Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, vor 
§ 40, RdNr. 25; Hans-Uwe Erichsen, Die Umsetzung von Beamten, DVBl. 1982, S.90 ff. (100),  
Peter Selmer, Der Verwaltungsrechtsschutz in besonderen Verwaltungsverhältnissen, DÖV 1968, 
S. 442 (447); Rainer Enste, Der Umfang des verwaltungsrechtlichen Rechtsschutzes im Beamten-
verhältnis; JA 1979, S. 427; Harald Koch, Über die Entbehrlichkeit der gewillkürten Prozessstand-
schaft, JZ 1984, S. 809; Karsten Schmidt, Rechtskraftwirkung gegen den zustimmenden Miteigen-
tümer, JuS 1986, S. 65; Dirk Ehlers, Die Klagearten und besonderen Sachurteilsvoraussetzungen 
im Kommunalverfassungsstreit, NVwZ 1990, S. 109 
248 Seite 84. 
249 Seite 97. 
250 Hans-Uwe Erichsen, Die Umsetzung von Beamten, DVBl. 1982, 100. 
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die Rechtsnormen des Innenbereichs des Staats zum Gegenstand haben, unter-
scheiden sich hinsichtlich der Prozessführungsbefugnis somit nicht von Prozessen 
zur Durchsetzung subjektiver Rechtspositionen.  
 
Neben der Prozessführungsbefugnis muss als weitere Zulässigkeitsvoraussetzung 
auch Postulationsfähigkeit gegeben sein. Ob bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Be-




Vor dem Bundesverwaltungsgericht, nicht aber vor den Verwaltungsgerichten und 
den Oberverwaltungsgerichten besteht Anwaltszwang. Der Rechnungshof kann sich 
dort an Stelle der Vertretung durch einen Rechtsanwalt auch durch Beamte oder An-
gestellte mit der Befähigung zum Richteramt oder durch Diplomjuristen im höheren 
Dienst vertreten lassen (§ 67 Abs. 1 S. 3 VwGO).  
 
Bei Rechtsstreitigkeiten mit dem Rechnungshof vor Gericht ergeben sich nicht nur 
bei den Prozess- sondern auch bei den Prozesshandlungsvoraussetzungen Beson-




Prozesshandlungsvoraussetzungen müssen erfüllt sein, damit bestimmte Hand-
lungen des Gerichts und der Beteiligten i. S. v. § 63 VwGO prozessrechtlich zulässig 
sind. Soweit Prozesshandlungsvoraussetzungen nicht gleichzeitig auch Prozess-
voraussetzungen sind, berührt ihr Fehlen die Zulässigkeit des Verfahrens zur Sache 
im Zweifel nicht. In diesem Fall ist nur die betroffene Prozesshandlung unwirksam. 
Das Gericht darf diese dann nicht beachten.251 
 
Bei der Klageerhebung ist die ggf. durch Landesrecht verliehene252 Beteiligungs- und 
Prozessfähigkeit des Rechnungshofs von Bedeutung. Gem. § 82 Abs. 1 S. 1 VwGO 
ist u. a. die zutreffende Bezeichnung des Klägers und des Beklagten zwingender In-
halt der Klageschrift. Eine Verletzung dieser Vorschrift in der Form, dass die Identität  
 
                                            
251 Vgl. Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, vor § 40, RdNr. 14. 
252 Seite 84. 
 94 
der Parteien nicht feststellbar ist, macht die Klage grundsätzlich253 unzulässig. Bei der 
Ordnungsgemäßheit der Klageerhebung handelt es sich zugleich um eine Sachent-
scheidungsvoraussetzung.254 Deshalb muss gem. § 78 Abs. 2 VwGO der Rechnungs-
hof als Partei benannt werden, falls ihm Beteiligtenstellung aufgrund Landesrechts 
i. V. m. § 61 Nr. 3 VwGO zukommen sollte. 
 
Im Übrigen erleichtert bei Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen § 78 Abs. 1 Nr. 1, 
letzter Halbsatz, VwGO die Abfassung der Klageschrift. Danach genügt zur Bezeich-
nung des Beklagten die Angabe der Behörde. Sollte § 78 VwGO nicht anwendbar 
sein, weil Verpflichtungs- oder Leistungsklage nicht statthaft ist, muss bei der Be-
zeichnung des Beklagten in der Klageschrift grundsätzlich das Rechtsträgerprinzip 
beachtet werden. Die Klage eines Privatrechtssubjekts gegen eine Prüfhandlung ei-
nes Rechnungshofs, der nicht aufgrund landesrechtlicher Bestimmung als Prozess-
standschafter für den Staat auftreten kann, muss somit gegen den Staat gerichtet 
werden. 
 
Bei möglicherweise zulässigen Verwaltungsprozessen über Rechtsstreitigkeiten im 
Innenbereich des Staats würden für den Inhalt der Klageschrift die Anforderungen 
gem. § 82 Abs. 1 VwGO entsprechend gelten. Sollte dem Rechnungshof und der be-
troffenen Behörde jeweils Beteiligtenstellung zukommen, sind diese Institutionen und 
nicht der Staat in der Klageschrift zu benennen. Mit diesem Inhalt wäre die Klage-
schrift hinreichend bestimmt. Die Identität der Parteien ist durch die Bezeichnung der 




Im Ergebnis bietet das verwaltungsprozessuale Verfahrensrecht im Bereich der Fi-
nanzkontrolle bei Rechtsstreitigkeiten mit Stellen außerhalb des Staats i. d. R. wirk-
samen Rechtschutz. Festzuhalten ist, dass die Verwaltungsgerichte für derartige 
Rechtsstreitigkeiten gem. § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO zuständig sind. Auch bei In-Sich-
Prozessen würde - ungeachtet der bisher noch offen gelassenen Frage nach deren 
Zulässigkeit - der Verwaltungsrechtsweg grundsätzlich eröffnet sein. 
 
                                            
253 Zum Verfahren nach § 82 Abs. 2 VwGO und dem Zeitpunkt, wann die Voraussetzungen des § 82 
VwGO spätestens vorliegen müssen, siehe Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwal-
tungsgerichtsordnung, § 82, Rdnrn. 3 ff. 
254 Harald Geiger in: Eyermann (Hrsg.), Verwaltungsgerichtsordnung, § 82, RdNr. 2. 
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Schwierigkeiten bereitet es hingegen, die Stellung des Rechnungshofs als Verfah-
rensbeteiligter auszumachen. Die Prozessordnung folgt in § 61 VwGO dem Rechts-
trägerprinzip. Selbst bei landesrechtlicher Übertragung von Prozessführungsbefugnis 
gem. § 61 Nr. 3 VwGO ist der Rechnungshof zwar am Verfahren beteiligt, besitzt de 
lege lata aber nur die Stellung eines Prozessstandschafters - und dies auch nur, 
wenn am Prozessrechtsverhältnis ein personenverschiedener Rechtsträger beteiligt 
ist.  
 
Das bedeutet jedoch nicht, dass In-Sich-Verfahren generell ausgeschlossen sind. 
Vielmehr ist zur Frage der Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen an die Rechtsspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts zu erinnern. Nach dessen Auffassung kommt 
für den Verwaltungsprozess im Gegensatz zum Zivilprozess durchaus das Bedürfnis 
in Betracht, vom Zweiparteiensystem abzuweichen.255 Die Körperschaften des öffent-
lichen Rechts seien zwar rechtsbegrifflich Einheiten. Mit Rücksicht auf die Gliederung 
ihrer Verwaltung in verschiedene Organe und auf den horizontalen und vertikalen 
Behördenaufbau sowie auf die in der öffentlichen Verwaltung bestehende Weisungs-
befugnis würden der Einheitlichkeit der Willensbildung in der Körperschaft aber 
Grenzen gesetzt sein. 
 
Aus Sicht der Rechtsprechung ist es damit verwaltungsprozessual nicht notwendig, 
dass Kläger und Beklagter stets unterscheidbare juristische Personen des öffentli-
chen oder privaten Rechts sind. Folglich könnten Rechtsschutzmöglichkeiten im Be-
reich der Finanzkontrolle auch in Form von Innenrechtsstreitverfahren gegeben sein. 
Für die Zulässigkeit solcher In-Sich-Prozesse kommt den Vorschriften der §§ 61, 63 
VwGO, wie die bisherigen Erörterungen gezeigt haben, zwar kein Erkenntniswert zu. 
Die §§ 61, 63 VwGO schließen aber die Zulässigkeit von Verwaltungsprozessen um 
Rechte und Pflichten im Innenbereich des Staats auch nicht aus. Aus den §§ 61, 63 
VwGO soll sich kein allgemeines Verbot von In-Sich-Prozessen in der Verwaltungs-
gerichtsordnung ergeben.256 
 
Für die weitere Untersuchung bedeutet dies, dass geklärt werden muss, unter wel-
chen Grundvoraussetzungen Ausnahmen von der im Prozessrecht geforderten Per-
sonenmehrheit von Kläger und Beklagtem in Betracht kommen. Im Zusammenhang 
                                            
255 BVerwG 45, 207 = DÖV 1974, 817; Anmerkung von Richard Naumann, DÖV 1974, 819. 
256 Albert von Mutius, Die Beteiligten im Verwaltungsprozess, Jura 1981, S. 469 ff. (474); Michael  
Ronellenfitsch in: Pietzner, Ronellenfitsch (Hrsg.), Das Assessorexamen im öffentlichen Recht, § 7 
RdNr. 12; Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsprozessrecht, RdNr. 531. 
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erscheint § 42 Abs. 2, erster Halbsatz VwGO von Bedeutung zu sein. Bundes- und 
Landesgesetzgeber üben nach dieser Vorschrift Klagerechte im Verwaltungsprozess 
unabhängig von der Betroffenheit in eigenen Rechten aus.257 Eine Anfechtungs- und 
Verpflichtungsklage ist demnach auch ohne Verletztsein des Klägers in eigenen 
Rechten zulässig, wenn ein formelles Bundes- oder Landesgesetz dies bestimmt.258 
Klagebefugnis stellt folglich keine zwingende Sachurteilsvoraussetzung dar. 
 
Auch wenn die i. d. R. als Schranke für die Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen gel-
tende Klagebefugnis damit nicht unabdingbar ist, wäre § 42 Abs. 2, erster Halbsatz 
VwGO dem Gesetzgeber, wollte er die Austragung von Kompetenzkonflikten zwi-
schen Rechnungshof und geprüfter Behörde vor Gericht ermöglichen, dennoch nicht 
von Nutzen. § 42 Abs. 2, erster Halbsatz VwGO bezieht sich nur auf die Anfech-
tungs- und Verpflichtungsklage. Diese Rechtsbehelfe sind bei Rechtsstreitigkeiten 
unter den genannten Beteiligten, wie noch näher darzustellen sein wird259, nicht statt-
haft, soweit die betreffenden Prüfungshandlungen mangels Außenwirkung keine Ver-
waltungsaktqualität besitzen. 
 
Bei Innenrechtsstreitigkeiten im Bereich der Finanzkontrolle kommt statt Anfech-
tungs- oder Verpflichtungsklage in erster Linie allgemeine Leistungs- oder die Fest-
stellungsklage in Betracht.260 Auf diese Klagearten soll zwar nach der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts § 42 Abs. 2 VwGO entsprechend anzuwen-
den sein.261 Fraglich ist allerdings, ob dies auch für die Ermächtigung zur Einräumung 
von Klagerechten ohne subjektive Rechtsbeeinträchtigung gelten soll. Gegen eine 
Erstreckung dieser Ermächtigung auf Leistungs- und Feststellungsklage spricht, dass 
das Bundesverwaltungsgericht mit der Ausdehnung des Anwendungsbereichs des 
§ 42 Abs. 2 VwGO die Ausrichtung der Verwaltungsgerichtsordnung auf den Schutz 
subjektiver Rechte verstärken wollte.  
                                            
257 Von der Ermächtigung gem. § 42 Abs. 2 VwGO hat der Gesetzgeber in den Fällen der Klagebe-
fugnis des Vertreters der Interessen des Ausgleichsfonds gem. § 338 Lastenausgleichsgesetz 
(LAG), des Behördenleiters gem. §§ 22, 43 Abs. 3 Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz 
(KgfEG) und gem. §§ 30 Abs. 1, 35 Abs. 2 Wehrpflichtgesetz (WPflG) Gebrauch gemacht. Edgar 
Bosch, Jörg Schmidt, Praktische Einführung in das verwaltungsgerichtliche Verfahren, § 25 V. 
258 BVerwGE 35, 38; 78, 347; Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichts-
ordnung, § 42, RdNr. 180. 
259 Zur Rechtsnatur von Prüfungsanordnung, Prüfungsmitteilung und jährlichem Bericht siehe unten 
(Seite 161). 
260 Seite 188. 
261 BVerwGE 18, 157; 36, 199; 41, 256; 59, 236; 60, 150; 62, 14. Im Schrifttum wird dies jedoch zum 
Teil abgelehnt. Ferdinand O. Kopp, Verwaltungsgerichtsordnung, 10. Auflage, München 1994, § 42 
RdNr. 38. Zur analogen Anwendung auf die Feststellungsklage; ders. Verwaltungsgerichtsordnung, 
§ 43, RdNr. 23. 
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Letztlich kann dahinstehen, welche Schlussfolgerung aus der entsprechenden An-
wendung des § 42 Abs. 2 VwGO auf die Leistungs- und Feststellungsklage für die 
Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen zuziehen sind, wenn der Gesetzgeber ohnehin 
nicht gehindert wäre, In-Sich-Verfahren abweichend von der Ausrichtung des Verwal-
tungsprozessrechts auf Individualschutz zu ermöglichen. Wenn In-Sich-Prozesse im 
Bereich der Finanzkontrolle - ähnlich wie auf der Ebene der EU262 - besonders ge-
setzlich zugelassen wären, würden Rechnungshof wie auch prüfungsverpflichtete 
Behörde in das verwaltungsgerichtliche Rechtsschutzsystem eingebunden sein. Die 
Beteiligungsfähigkeit des Rechnungshofs würde sich in diesem Fall nicht aus § 61 
VwGO, sondern aus der besonderen gesetzlichen Bestimmung ergeben. Der Ge-
setzgeber würde damit zugleich dem Behördenprinzip folgen, da ausdrücklich Be-
hörden oder Behördenleitern ein eigenes Klagerecht einräumt werden würde.263 
 
In-Sich-Prozesse, wie etwa die besagte Klagemöglichkeit des Europäischen Rech-
nungshofs gegen Organe der EU, werden im Schrifttum unter verschiedensten 
Grundvoraussetzungen als statthaft erachtet. Ebenso ist in der Rechtsprechung an-
erkannt, dass es ausnahmsweise ein berechtigtes Bedürfnis für die Austragung von 
In-Sich-Prozessen vor den Verwaltungsgerichten geben kann.264 
 
IV. Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen 
 
Als In-Sich-Prozesse bezeichnet man eine Vielzahl von Erscheinungsformen des 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens, die Rechtsstreitigkeiten von grundsätzlich nicht 
parteifähigen Organisationseinheiten unterhalb staatlicher, kommunaler oder anderer 
körperschaftlicher Ebene zum Gegenstand haben. Vor allem Organstreitverfahren, 
wie insbesondere der Kommunalverfassungsstreit und der Hochschulverfassungs-
streit, werden häufig im Zusammenhang mit In-Sich-Prozessen erörtert. Bei vorge-
nannten Arten von Organstreitverfahren handelt es sich ebenfalls um In-Sich-
                                            
262 Siehe Art. 232 EGV zu den Rechtsschutzmöglichkeiten des Europäischen Rechnungshofs gegen-
über Organen der Europäischen Union vor dem EuGH. Bei Beeinträchtigungen der Kontrollbefug-
nisse (Weigerungen bestimmte Informationen zugänglich zu machen oder Dokumente vorzulegen) 
kann der Europäische Rechnungshof zur Durchsetzung seiner Erhebungsrechte Nichtigkeitsklage 
gem. Art. 230 EGV erheben. Christina Friedrich, Jan Inghelram, Die Klagemöglichkeiten des Euro-
päischen Rechnungshofs vor dem Europäischen Gerichtshof, DÖV 1999, S. 669 ff. (672). 
263 BVerwG 45, 210; vgl. Walter Schmitt Glaeser, Hans-Detlef Horn, Verwaltungsprozessrecht, 
RdNr. 96. 
264 Siehe dazu Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 61, 
RdNr. 11. 
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Prozesse, da Rechtsstreitigkeiten, die im Innenbereich öffentlicher Rechtsträger ent-
stehen, vor Gericht ausgetragen werden.265 
 
Im Unterschied zum In-Sich-Prozess sind bestimmte Organstreitverfahren gesetzlich 
normiert. Dies gilt insbesondere für das Verfassungsprozessrecht (§§ 63 ff. 
BVerfGG). Ausgangspunkt für die folgenden Überlegungen wird u. a. die Frage dar-
stellen, ob die für das verfassungsprozessuale Organstreitverfahren geltenden 
Rechtsgrundsätze auf In-Sich-Prozesse verwaltungsprozessualer Natur übertragen 
werden können. Diesen Überlegungen ist zunächst eine Bestimmung der Merkmale 
des In-Sich-Prozesses voranzustellen. 
 
1. Merkmale des In-Sich-Prozesses 
 
Ein In-Sich-Prozess liegt vor, wenn zwei - nicht rechtsfähige - Behörden oder sons-
tige Stellen, Einrichtungen, Ämter usw. ein und desselben Rechtsträgers gegenein-
ander klagen. Um In-Sich-Verfahren in diesem Sinne handelt es sich auch, wenn 
sich eine Behörde und ihr Rechtsträger gegenüberstehen oder wenn ein und dersel-
be Rechtsträger mit jeweils verschiedener gesetzlicher Vertretung gleichzeitig Kläger 
und Beklagter ist.266 
 
Unter welchen verfahrensrechtlichen Grundvoraussetzungen und damit in welchen 
Fällen In-Sich-Prozesse statthaft sind, ist bislang noch weitgehend ungeklärt. In der 
Rechtsprechung nahm zwar vor allem die Organstreitigkeit267 eine breite Entwick-
lung ein. Jedoch ist selbst in diesem von den Gerichten aus dem Prozessrecht  
 
                                            
265 In-Sich-Prozesse und Organstreitverfahren unterscheiden sich in weiteren Punkten, siehe Hans 
Löwer, Der In-Sich-Prozess in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, VerwArch 68 (1977), 327, 334 f. 
266 Joachim Stettner, Die Beteiligung im Verwaltungsprozess, JA 1982, 394 f.; Walter Schmitt Glaeser, 
Hans-Detlef Horn, Verwaltungsprozessrecht, RdNr. 95. 
267  Organstreitverfahren sind z. B. Streitigkeiten unter den Hochschul- und Gemeinde- und anderen 
Verbandsorganen um organschaftliche Rechte, Pflichten, Kompetenzen und Befugnisse aus dem 
Körperschaftsverhältnis. 
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herausgebildeten, seit längerem für zulässig erklärten Verfahren im Einzelnen noch 
vieles umstritten.268 
 
Die Meinungsverschiedenheiten betreffen hauptsächlich die Beteiligungsfähigkeit 
von Organen oder Organteilen sowie die Frage nach der richtigen Klageart. Dies ist 
nicht zuletzt auf die einseitige Ausrichtung der Verwaltungsgerichtsordnung auf Indi-
vidualrechtsschutz zurückzuführen. Diese Grundausrichtung verhindert, dass Behör-
den Streitparteien im Verwaltungsprozess sein können. 
 
2. Behörden als Streitparteien 
 
Beim In-Sich-Prozess fehlen - wie auch beim Organstreitverfahren - beteiligungsfähi-
ge Rechtsträger, die als Zuordnungssubjekte von subjektiven Rechten gem. § 42 
Abs. 2 VwGO klagebefugt sein können. Die bei Behörden nicht vorhandene Rechts-
subjektivität hat zur Folge, dass bei Innenrechtsstreitigkeiten weder eine Feststel-
lungsklage noch eine allgemeine Leistungsklage zulässig ist. Für die Feststellungs-
klage fehlt es nach § 43 Abs. 1 VwGO an der Verwirklichung „eigener Rechte“. Die 
Leistungsklage scheitert daran, dass Behörden mangels Rechtssubjektivität kein in-
dividuelles Rechtsschutzbedürfnis zukommt.  
 
Ungeachtet dieses Zusammenhangs wird im Schrifttum versucht, Behörden wehrfä-
hige, der Rechtssubjektivität vergleichbare Rechtspositionen zuzuordnen, um aus ei-
ner solchen Zuordnung eine Begründung für die Statthaftigkeit von In-Sich-
Prozessen ableiten zu können. 
 
                                            
268 Herbert Bethge, Zwischenbilanz zum verwaltungsgerichtlichen Organstreit, DVBl. 1980, S. 824 ff.; 
Erich Eyermann, Ludwig Fröhler, Joachim Kormann, Verwaltungsgerichtsordnung, 9. Auflage, 
1988, § 61 VwGO, RdNr. 9 b; Werner Hoppe, Die Regelung der verwaltungsrechtlichen Organstrei-
tigkeiten - eine Aufgabe des Gesetzgebers, NJW 1980, S 1017; Gunter Kisker, Organe als Inhaber 
subjektiver Rechte - BVerwGE 45, 207, JuS 1975, S. 704 ff.; Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger 
Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 63, RdNr. 7; Walter Krebs, Grundfragen des verwal-
tungsrechtlichen Organstreites, Jura 1981, S. 569 ff.; Wolfgang Löwer, Der In-Sich-Prozess in der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit, VerwArch 1977, S. 327 ff.; Dieter Lorenz, Zur Problematik des verwal-
tungsgerichtlichen In-Sich-Prozesses, AöR 1968, S. 308 ff.; Albert von Mutius, Die Beteiligten am 
Verwaltungsprozess, Jura 1988, S. 469 ff.; Hans-Jürgen Papier, Die verwaltungsgerichtliche Or-
ganklage, DÖV 1980, S. 292 ff.; Konrad Redeker, Hans Joachim von Oertzen, Martin Redeker, 
Verwaltungsgerichtsordnung, § 42, RdNr. 27, 49, § 63, RdNr. 8; Gunnar Folke Schuppert, Die Ein-
heit der Verwaltung als Rechtsproblem, DÖV 1987, S. 757 ff.; Jost Hüttenbrink in: Kuhla, Hüt-





(1) Lorenz269 hält Rechtssubjektivität von Behörden unabhängig von deren Rechtsfä-
higkeit für möglich. Allgemein werde Rechtsfähigkeit für die Parteifähigkeit von der 
Prozessordnung nicht gefordert. Diese lasse auch Teilrechtsfähigkeit zur Begrün-
dung der Beteiligtenfähigkeit genügen. Ob Rechtssubjektivität im Einzelfall ange-
nommen werden könne, richte sich nach den anzuwendenden gesetzlichen Bestim-
mungen, die eine Behörde sowohl als Walter fremder wie auch als Träger eigener 
Rechte und Pflicht ansprechen können. 
 
Für die Zulässigkeit des In-Sich-Prozesses komme es vor allem auf die Stellung der 
Behörde im Aufbau der Verwaltung an.270 Die einzelnen Behörden würden die eigent-
lichen Keimzellen einer spezialisierten Verwaltung darstellen und faktisch eigene or-
ganisatorische, mit gewisser Selbständigkeit ausgestattete Einheiten von Personen 
und sachlichen Mitteln bilden. Die Willensbildung des Staats vollziehe sich eigentlich 
in den Behörden. 
 
Die Zuweisung von Aufgaben an im Grunde weitgehend verselbständigte Behörden 
diene dabei manchmal auch materiellen Verwaltungszwecken.271 Werde „objektive 
Rechtsmacht“ in Form von Kompetenzen übertragen, garantiere dies eine möglichst 
rationelle, wirkungsvolle Verwaltungstätigkeit mit sachgerechten Ergebnissen. 
 
Nach Lorenz nehme die h. M. zu Unrecht eine ausnahmslos ablehnende Haltung zur 
Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen ein. Diese wolle die Zuweisung von Kompeten-
zen an Behörden nicht als Verleihung subjektiver Rechte ansehen, da Organisati-
onseinheiten kein eigenes Interesse haben können.272 Diese Auffassung berück-
sichtige nicht, dass auch die juristische Person ja nur „formell“ Rechtsträger sei. Hin-
ter dieser stünden natürliche Personen, so wie hinter dem Staat die Gesamtheit der 
Bürger stehe, um deren eigene Interessen letztlich es nur gehen könne. 
 
Teilrechtsfähigkeit von Behörden sei damit im Ergebnis unter den Voraussetzungen 
möglich, dass sich diese aus der gesetzlich zugewiesenen objektiven Berechtigung 
                                            
269 Dieter Lorenz, Zur Problematik des verwaltungsgerichtlichen In-Sich-Prozesses, AöR 1968, S. 308 
ff. (316). 
270 Dieter Lorenz, a. a. O. (Fn. 269), S. 317. 
271 Dieter Lorenz, a. a. O. (Fn. 269), S. 318. 
272 Dieter Lorenz, a. a. O. (Fn. 269), S. 319 f. 
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des betreffenden Aufgabenträgers ergebe. Diese Zuweisung könne es gerechtfertigt 
erscheinen lassen, Behörden subjektive Rechte zuzusprechen, soweit sie Walter ei-
nes bestimmten Sachbereichs seien.273 Obliegen einer Behörde im Verhältnis zu ei-
ner anderen die Wahrnehmung speziellerer Zwecke, habe sie dieser gegenüber ein 
subjektives Recht auf Wahrung ihrer Kompetenz, oder anders, d. h. in der üblichen 
Terminologie bei der Prüfung des Vorliegens subjektiver Rechte ausgedrückt: „Eine 
(Kompetenz)Norm gibt der Behörde dann ein subjektives Recht, wenn sie im Interes-
se des von dieser wahrzunehmenden Sachbereichs erlassen wurde, wenn sie dem 
Schutz gerade dieses Bereichs dienen soll“.274 
 
Entgegen der Auffassung von Lorenz kann aus Rolle des Staates als Sachwalter der 
Interessen der staatlichen Gemeinschaft nicht auf die individuelle Berechtigung einer 
Behörde zur Führung von In-Sich-Prozessen geschlossen werden. Subjektive Rech-
te dienen zum Schutz der Individualrechtssphäre gegenüber staatlicher Gewalt, nicht 
aber der Gewährleistung von Kompetenzen. Eine schutzwürdige Individual-
rechtssphäre kann einer Behörde, auch wenn dieser ein besonderer Sachbereich 
übertragen ist, somit nicht zustehen. Auch ein solcher besonderer Sachbereich dient 
letztlich nur der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben. 
 
Jedenfalls ist der Schutz des Zuständigkeitsbereichs bereits durch den Verwaltungs-
aufbau ausreichend gewährleistet, wenn die streitbeteiligten Aufgabenträger einer 
übergeordneten, weisungsbefugten Instanz unterstehen. Bei verwaltungsinternen 
Streitigkeiten obliegt es ranghöheren Institutionen, für zügige und wirksame Beendi-
gung von Rechtsstreitigkeiten im Geschäftsbereich zu sorgen. Den übergeordneten 
Behörden des Staats kommt die Aufgabe zu, rechtliche Klarheit über die Reichweite 
von Kompetenznormen zu schaffen. 
 
(2) Wie Lorenz versucht auch Hoppe275, Behörden wehrfähige Positionen zuzuordnen 
und erörtert dazu zunächst das Wesen subjektiven Rechts anhand seines Inhalts, 
Zwecks und des berechtigten Personenkreises. Seinem Inhalt nach sei es eine dem 
Einzelnen durch das objektive Recht zuerkannte Rechtsmacht. Das subjektive Recht 
diene dem Zweck, menschliche Interessen, die durch die Rechtsnorm begünstigt 
werden sollen, zu befriedigen. 
                                            
273 Dieter Lorenz, a. a. O. (Fn. 269), S. 339. 
274 Dieter Lorenz, a. a. O. (Fn. 269), S. 320. 
275 Werner Hoppe, Organstreitigkeiten und organisationsrechtliche subjektiv-öffentliche Rechte DVBl. 
1970, S. 845 ff. (846). 
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Nachdem die eigenen Interessen des Rechtsinhabers den eigentlichen Grund für die 
Verleihung der Rechtsmacht darstellen, könne man die für Individualrechtsschutz 
geltenden Grundsätze zwar nicht vollständig auf den Innenrechtsbereich übertra-
gen.276 Objektiv-rechtliche Grundlagen würden aber auch im Innenrechtsbereich von 
juristischen Personen existieren. Folglich lasse sich im Innenrechtsbereich eine aus-
reichende, wenn auch nur „relative Rechtssubjektivität“ der Organe und Organteile 
im Sinne einer Pflichtensubjektivität nachweisen. 
 
Da sich diese Rechtssubjektivität nur auf die Innenrechtsordnung beziehe, sei es je-
doch nicht möglich, den Organen und Organteilen eine Rechtsmacht zum Schutze 
von Individualinteressen zuzuordnen. Behörden können nicht eigene Interessen 
wahrnehmen, sondern es wäre nur möglich, dass der juristischen Person als organi-
sierter Einheit ein interpersonales, nach innen gerichtetes subjektives Recht zukom-
me. Diesem „inneren subjektiven Recht“ entsprächen die Pflichten der Organe und 
Organteile zu ungestörter funktionsmäßiger Aufgabenerfüllung. 
 
Deshalb verteidige das Organ im Innenrechtsstreit nicht sein Individualinteresse, 
sondern das Interesse der organisierten Einheit an der Zusammenordnung der  
organschaftlichen Handlungen zu einem einheitlichen Wirkungszusammenhang.277 
Auf diesem Zusammenhang beruhe der Gedanke, die juristische Person, der das 
Organ angehört, als „Rechtssubjekt nach Innen“ zu bezeichnen. 
 
Da die juristische Person das Zuordnungssubjekt darstelle, auf das sich die Pflichten 
der Organe beziehen, erweise sich das Trägersubjekt als „janusköpfig“.278 Aufgrund 
dieser Doppelnatur sollen der juristischen Person innerorganisatorische Erfüllungs- 
und Störungsbeseitigungsansprüche gegen ihre eigenen Organe erwachsen können. 
Die Zuständigkeit zur Wahrnehmung solcher Ansprüche würde jeweils bei dem Or-
gan liegen, dessen Funktionsbereich durch das organisationsrechtswidrige Verhalten 
eines anderen Organs oder Organteils gestört wird. Dabei handele es sich um eine 
nur sekundäre, akzessorische Hilfszuständigkeit, die als so genannte Annexzu-
ständigkeit aufgefasst werden könne. 
 
Gegen eine solche Zuständigkeit, die nach Hoppe einen Annex der Verwaltungs-
kompetenz darstellt, spricht, dass dem Staat (als juristische Person) naturgemäß 
                                            
276 Werner Hoppe, a. a. O. (Fn. 275), S. 847. 
277 Werner Hoppe, a. a. O. (Fn. 275), S. 1019. 
278 Werner Hoppe, a. a. O. (Fn. 275), S. 847. 
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kein Interesse am Funktionieren des Verwaltungsapparats zu Eigen sein kann. Viel-
mehr dient die Rechtsträgerschaft des Staates und die Organisation der öffentlichen 
Aufgaben eigentlich dem Interesse der staatlichen Gemeinschaft am reibungslosen 
Ablauf des Verwaltungsgeschehens. 
 
Für die gerichtliche Austragung von Streitigkeiten, die sich aus dem Spannungsfeld 
zwischen möglichen Partikularinteressen von Organen oder Organwaltern und der 
Ausrichtung der staatlichen Organisation auf den „Gemeinzweck“ ergeben könnten, 
besteht zudem kein Rechtsschutzbedürfnis, soweit höheren Verwaltungsinstanzen 
vorrangig die Kompetenz zur Befriedung von Konflikten verliehen ist. 
 
(3) Ewald279 nimmt im Gegensatz zu Hoppe keine eigenen Rechte im Verhältnis von 
Organ zu Trägersubjekt an. Aus dieser Rechtsbeziehung könne nur die Berechtigung 
folgen, bestimmte Aufgaben für den Verwaltungsträger durchzuführen. Dies gelte 
auch bei Wahrnehmung von Aufgaben des Innenrechtsbereichs gegenüber anderen 
Organen. Ein Rechtsverhältnis, das klagefähige Rechtspositionen zwischen Organen 
zur Folge habe, werde dadurch nicht begründet. 
 
Ein eigenes Recht könne den Organen nur außerhalb ihres Funktionsbereichs, den 
unmittelbar oder mittelbar vom Rechtsträger übertragenen Aufgaben, zuerkannt wer-
den. Ob ein Organ eigenzuständige Aufgaben besitze, richte sich nach den organisa-
tionsrechtlichen Bestimmungen, wozu auch die innerorganisatorische Regelung der 
Organkontrolle gehöre. 
 
Zu der von Ewald vertretenen Auffassung der verwaltungsprozessualen Wehrfähig-
keit von Behörden ist zu sagen, dass „Eigenzuständigkeit“ zwar von der Rechtspre-
chung insbesondere zur Begründung der Zulässigkeit von kommunalen Organstrei-
tigkeiten anerkannt wird. Bei dieser „Eigenzuständigkeit“ bestimmter kommunaler 
Organe über deren organisationsrechtlich begründete Kompetenzen hinaus handelt 
es sich aber um eine Besonderheit des kommunalrechtlichen Organstreitverfahrens. 
Auf Rechtsstreitigkeiten von Behörden ohne konstitutive Bedeutung für die öffentlich-
rechtliche Körperschaft kann die Figur der „Eigenständigkeit“ nicht übertragen wer-
den. 
 
                                            
279 Klaus Ewald, Zur Beteiligungsfähigkeit im Kommunalverfassungsstreitverfahren, DVBl. 1970, 
S. 237 ff. (242) 
 104 
(4) Kisker280 geht von einer auf die Lösung von Interessenkonflikten zugeschnittenen 
Prozessordnung aus, die ausschließlich den Schutz subjektiver Rechte bezwecke. 
Organisationsinterne Rechtsstreitigkeiten, wie insbesondere die so genannten In-
Sich-Prozesse, würden aber regelmäßig keine Streitigkeiten um subjektive Rechte 
darstellen. 
 
Eine verwaltungsgerichtliche Prozessordnung könne - anders als die Verwaltungs-
gerichtsordnung - so konzipiert werden, dass die Gerichte vornehmlich als Instru-
mente der Rechtsaufsicht tätig sind. Tendenzen für eine solche Ausrichtung der 
Verwaltungsgerichtsordnung habe es durchaus gegeben, sie haben sich jedoch nicht 
durchsetzen können.281 
 
Dessen ungeachtet sei das Organisationsrecht in der Lage, subjektive Rechte an 
Organe oder Organteile zu verleihen. Dies folge aus der Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts, wonach Organe, sei es ausdrücklich, sei es konkludent282, in 
die Rolle eines Trägers von subjektiven Rechten eingewiesen werden können. Des-
halb sollen Organe und Organteile nur „im Zweifel“ keine Träger von wehrfähigen 
Rechten und Pflichten darstellen.283 
 
Indizien für eine Einweisung in eine wehrfähige Rechtsposition bestünden, wo die 
Rechtsordnung Organ und Organisation in ein Spannungsverhältnis hineinstelle, das 
Interessenkonflikte als akzeptierte Möglichkeit hinnehme. Denn in diesem Fall kom-
me organisationsrechtlichen Vorschriften rechtstheoretisch die Funktion subjektiver 
Rechte zu. Diese bestehe in der Sicherung von Interessen gegenüber der von einer 
anderen Willens- und Interessensphäre her kommenden Beeinträchtigung. 
 
Die Rechtsordnung könne im Verhältnis von „Kontrastorganen“ zu andern Organi-
sationseinheiten einer Körperschaft die streitenden Behörden mit besonderem Status 
und besonderer Funktion versehen. Dann sei es gerechtfertigt, von „einander gegen-
überstehenden rechtlich bewehrten Interessen“, also von „subjektiven Rechten“ zu 
sprechen. Aus einer dergestalt wehrfähigen Rechtsposition folge ausnahmsweise die 
Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen.284 
                                            
280 Gunter Kisker, Organe als Inhaber subjektiver Rechte - BVerwGE 45, 207, JuS 1975, S. 704 ff. 
(705). 
281 Gunter Kisker, a. a. O. (Fn.280), S. 706. 
282 Ein Beispiel hierfür sei das Kommunalverfassungsstreitverfahren. 
283 Gunter Kisker, a. a. O. (Fn. 280), S. 708. 
284 Gunter Kisker, a. a. O. (Fn. 280), S. 709. 
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Kisker hat zur Begründung der Zulässigkeit verwaltungsgerichtlicher Austragung von 
Innenrechtsstreitigkeiten die rechtstheoretischen Grundlagen für die verfassungs-
rechtliche Organklage auf das Verwaltungsgerichtsverfahren übertragen. Diese Be-
gründung überzeugt, da dem in Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG normierten Innenrechtsstreit-
verfahren auf diese Weise für In-Sich-Prozesse auf verwaltungsgerichtlicher Ebene 
über eine Art „Leitbildfunktion“ zuerkannt wird. Wehrfähige Rechtsverhältnisse zwi-
schen Organen werden durch das Innenrecht nach dem aus Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG 
folgenden Prämissen begründet, wenn die Aufgabenträger ähnlich wie Verfassungs-
organe in ein System der gegenseitigen Hemmung und Kontrolle hineingestellt sind. 
Eine solche Spannungslage kann auch im Verwaltungsorganisationsrecht bei be-
stimmten Organen oder Organteilen ohne Verfassungsrang angelegt sein, insbeson-
dere wenn diese „Kontrastorgane“ darstellen. 
 
(5) Einer Anerkennung von subjektiven Rechten von Organen steht Löwer285 zwar kri-
tisch gegenüber. Mit erheblichen Einschränkungen sei aber auch im öffentlichen 
Recht die von Hoppe behauptete „Relativität der Rechtsfähigkeit“ denkbar. Da sich 
die Anschauung vom Innenbereich der Verwaltung gewandelt habe, und Beziehun-
gen zwischen verschiedenen Verwaltungsträgern Rechtsnormqualität zugemessen 
werde, erscheint die Austragung von Kompetenzkonflikte vor Verwaltungsgerichten 
jedenfalls nicht ausgeschlossen zu sein. Wegen der vorherrschenden Tendenz zur 
Zulassung von In-Sich-Prozessen würde damit aber eine „neue Schwelle der Ent-
wicklung der Gerichtskontrolle“ überschritten.286 
 
Um zu einem Klagerecht von Behörden in einem hierarchisch gegliederten Aufbau 
wie auch im Verhältnis der Nebenordnung kommen zu können, müsse den Behörden 
ein subjektiv-öffentliches Recht zustehen, in welchem sie verletzt sein könnten. Sub-
jektive öffentliche Rechte dienten jedoch dem Schutz des Individualinteresses, nicht 
dem des Allgemeininteresses. Im Bereich der staatsunmittelbaren Verwaltung könne 
es somit subjektive Rechte nicht geben.287 
 
Behörden würde zwar Rechtssubjektivität als Fähigkeit zukommen können, Zuord-
nungsendsubjekte von Rechtsnormen zu sein. Rechtssubjektivität öffentlicher Aufga-
benträger bedeute jedoch nicht das Bestehen wehrfähiger Positionen. Rechtsfähig-
                                            
285 Wolfgang Löwer, Der In-Sich-Prozess in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, VerwArch 68 (1977), 
S. 327 ff. 
286 Wolfgang Löwer, a. a. O. (Fn. 285), S. 329. 
287 Wolfgang Löwer, a. a. O. (Fn. 285), S. 339. 
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keit und Rechtssubjektivität verhielten sich zueinander wie zwei konzentrische Kreise 
und stellten damit nur quantitativ unterscheidbare Größen dar. Das Recht aus der 
Kompetenz sei aber kein subjektiv-öffentliches Recht an der Kompetenz, sondern 
nur Pflichtenbindung gegenüber dem Verwaltungsträger. Eine „Innenrechtswidrigkeit“ 
könne damit nicht gerichtlich geltend gemacht werden.288 
 
Bestenfalls bei weisungsfreien Ausschüssen, soweit diese ausnahmsweise einen  
ministerialfreien Raum einnehmen, erscheine - mit Blick auf die staatliche Ingerenz-
pflicht bei drohenden Grundrechtseingriffen - die Zuerkennung eines Beanstan-
dungsklagerechts als gangbarer Weg, um einen verfassungsnäheren Zustand herzu-
stellen.289 
 
Diese sehr stark einschränkende Haltung zur Zulässigkeit von In-Sich-Verfahren ver-
schließt die Augen vor der Tatsache, dass die Verwaltungsgerichte trotz fehlender 
subjektiver Berechtigung von Organen und Organteilen laufend mit In-Sich-Pro-
zessen und Organstreitigkeiten innerhalb von juristischen Personen befasst sind. Die 
fortschreitende Anerkennung wehrfähiger Positionen von staatlichen Aufgabenträ-
gern in der Rechtsprechung wird sich angesichts immer stärker differenzierter Ver-
waltungsstruktur und höher spezialisierter Einzelaufgabenträger nicht aufhalten las-
sen. Mit einem „Rückzug“ der Verwaltungsgerichte auf ihre Kernfunktion, nur Indivi-
dualrechtsschutz zu gewähren, ist nicht zu rechnen. 
 
(6) Angesichts dieser Entwicklung will Bethge290, wie schon Kisker, mit Hinweis auf 
Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG die Möglichkeit zulässiger Innenrechtsstreitverfahren nicht 
ausschließen. Grundfrage sei, unter welchen Gegebenheiten die Relationen im Bin-
nenraum von partiell verselbständigten Funktionseinheiten des öffentlichen Rechts 
als wehrfähige Rechtsbeziehungen eingestuft werden können. 
 
Zwar sei die Existenz des Binnenrechts längst allgemein anerkannt. Wenn auch noch 
die Geltung von Grundrechten zugunsten staatlicher Organe anerkannt werden wür-
de, bedeutete dies nur die letzte Stufe der Durchdringung der juristischen Person mit 
Rechtssätzen und damit eine weitergehende Pluralisierung der Verwaltung. Jedoch 
würde die Geltung von Grundrechten zugunsten staatlicher Organe vollends die Auf-
                                            
288 Wolfgang Löwer, a. a. O. (Fn. 285), S. 342. 
289 Wolfgang Löwer, a. a. O. (Fn. 285), S. 355. 
290 Herbert Bethge, Grundfragen innerorganisationsrechtlichen Rechtsschutzes, DVBl. 1980, S. 309 ff. 
(310). 
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gabe der traditionellen Unterscheidung von Innen- und Außenrecht zur Folge ha-
ben.291 
 
Eine Besinnung auf die Grundlagen des öffentlich-rechtlichen Organisationsrechts 
könne dennoch die wichtigsten Gesichtspunkte für die Anerkennung subjektiver öf-
fentlicher Rechte des Innenbereichs aufzeigen. Erforderlich sei dafür das Bestehen 
einer „dialektischen Spannungslage“ zwischen den Organen, die Zurechnungsend-
subjekte von Rechtspflichten des Innenbereichs292 sind. Hinzutreten müsse eine 
„Kontrastierung“ im differenzierten System des gewaltengegliederten Verfas-
sungsstaats. Sollten Aufgabenträger auszugleichende und auszubalancierende Par-
tikularinteressen vertreten, komme dennoch gerichtliche Streitentscheidung nur in 
Betracht, wenn sie nicht in eine hierarchische Struktur eingebunden sind. 
 
Bethge hält, wie schon Kisker, In-Sich-Prozesse nur für statthaft, wenn die betreffen-
de Behörde als „Kontrastorgan“ eingestuft werden kann und orientiert sich damit in 
zutreffender Weise an dem Grundgedanken, der hinter der Verankerung des verfas-
sungsprozessualen Organstreits in Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG steht. 
 
(7) Nach Papier293 soll Aufgabe der Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht die Wahrung des 
objektiven Rechts und die Kontrolle der Verwaltung in einem justizförmigen Verfah-
ren sein, sondern der Schutz subjektiver öffentlicher Rechte. Partiell würden hinge-
gen Organkompetenzen und subjektive Rechte miteinander „identifiziert“ werden 
können. 
 
Es sei nicht ausgeschlossen, dass Organen nicht nur die Wahrnehmung von Zu-
ständigkeiten der juristischen Person, sondern auch von eigenen Zuständigkeiten, 
Berechtigungen und Verpflichtungen übertragen werde. In Ansehung einer solchen 
Rechtsstellung sei das Organ, nicht hingegen die juristische Person, „Zurechnungs-
endsubjekt“. Ob dies im Einzelfall auf eine Behörde zutreffe, sei Sache der Interpre-
tation der die Berechtigung begründenden Normen.294 
 
                                            
291 Herbert Bethge, a. a. O. (Fn. 290), S. 311. 
292 Herbert Bethge, Probleme verwaltungsrechtlicher Organstreitigkeiten, Die Verwaltung 1975, S. 466 
ff. (482); ders. Zwischenbilanz zum verwaltungsrechtlichen Organstreit; DVBl. 1980, S. 824 ff. 
(825). 
293 Hans-Jürgen Papier, Die verwaltungsgerichtliche Organklage, DÖV 1980, S. 292 ff. (293). 
294 Hans-Jürgen Papier, a. a. O. (Fn. 293), S. 294. 
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Der Ansicht Papiers ist hinsichtlich Bedeutung der organisatorischen Stellung des 
Aufgabenträgers für eine mögliche Wehrfähigkeit zuzustimmen. Nur soweit die ge-
richtliche Austragung von Kompetenzkonflikten mit Rücksicht auf die bestehenden 
Rechtsbeziehungen zu anderen staatlichen Organen erforderlich ist, kann eine ver-
waltungsgerichtliche Kontrollbefugnis im Rahmen eines Organstreitverfahrens beste-
hen. 
 
(8) Auch nach Ansicht von Krebs295 können Organe Rechtssubjektivität besitzen. 
Staatlichen Funktionseinheiten komme „punktuelle“ Rechtsfähigkeit zu, wenn diese 
Zurechnungsendsubjekte wenigstens eines innerorganisatorischen Rechtssatzes 
seien296. Es bestehe insoweit nur ein quantitativer Unterschied zur Rechtsfähigkeit, 
von der die Fähigkeit mit umschlossen ist, generell Verpflichtungs- und Berechti-
gungssubjekt zu sein. 
 
Im Verwaltungsorganisationsrecht lasse sich die Annahme „versubjektivierter“ 
Rechtspositionen von Verwaltungsorganen nicht mehr ohne weiteres mit einem  
Negativattest abtun. Im Regelfall folge aus der Zuordnung von Kompetenzen zwar 
keine subjektive Berechtigung von Aufgabenträgern, zumindest ausnahmsweise 
könne eine solche Rechtsposition aber zugewiesen sein. In einer hierarchischen Ver-
waltungsstruktur könne man solche Zuweisungen grundsätzlich jedoch nicht vorfin-
den.297 
 
Versubjektivierte Organrechtspositionen sollen nur dort bejaht werden können, wo 
mit der organisationsrechtlichen Zuweisung von Funktionen gewisse Eigenständig-
keit in einem pluralistischen Willensbildungsprozess oder zur Ausbalancierung von 
Rechtsmachtpositionen gewollt sei. Dabei sei es im Einzelnen schwierig, versubjekti-
vierte Rechtspositionen eindeutig aus dem Kompetenzgefüge herauszukristallisieren. 
 
Mit der nach Krebs nur ausnahmsweise möglichen Anerkennung von „versubjekti-
vierten“ Rechtspositionen bleibt die gebotene Unterscheidung von Innen- und Au-
ßenrecht erhalten. Die geforderte „Eigenständigkeit“, welche die Annahme einer 
wehrhaften Rechtsposition rechtfertigen soll, scheint weitgehend gleichbedeutend mit 
der Einstufung als „Kontrastorgan“ zu sein. Krebs folgt mit anderen Autoren somit 
                                            
295 Walter Krebs, Grundfragen des verwaltungsrechtlichen Organstreits, Jura 1981, S. 569 (574). 
296 Walter Krebs, a. a. O. (Fn. 295), S. 193. 
297 Walter Krebs, a. a. O. (Fn. 295), S. 576. 
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dem Gedanken, die Regelung in Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG als Vorbild für verwaltungs-
gerichtliche Organstreitverfahren anzusehen. 
 
(9) Dolde hält Organe öffentlich-rechtlicher Körperschaften ebenfalls für Zuordnungs-
subjekte von Rechtssätzen.298 Für die Zulässigkeit von In-Sich-Verfahren haben die 
Organrechte ähnlich oder gleichartig den subjektiv-öffentlichen Rechten zu sein, die 
der Befriedigung von Individualinteressen dienen. Ob dies im konkreten Fall bejaht 
werden könne, sei eine Frage des Organisationsrechts. Gleichartig oder ähnlich wür-
den Organrechte sein, wenn die Kompetenz nicht nur im Interesse einer reibungslo-
sen Aufgabenerledigung der öffentlich-rechtlichen Körperschaft begründet sei, son-
dern zugleich dem Schutz des Organs bei der Erfüllung des ihm zugewiesenen Inte-
resses und dem Schutz dieses Interesses selbst diene. Da es sich dabei namentlich 
um Fälle handeln soll, in denen das Organ eine „hervorgehobene Kontraststellung“ 
einnimmt,299 kann der Auffassung Doldes, der offenbar sich der Haltung von Kisker 
anschließt, gefolgt werden. 
 
(10) Erichsen verlangt für die Anerkennung der Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen 
ebenfalls das Bestehen einer wehrfähigen Position des Innenrechts.300 Als wehrfähig 
könne eine Innenrechtsposition angesehen werden, wenn die mit ihr verbundene Zu-
ständigkeit dem innerorganisatorischen Funktionssubjekt als Endsubjekt übertragen 
sei. Bei eigenständiger Wahrnehmung von Kompetenzen wäre aber die fragliche jus-
tizförmige Kontrolle nicht nötig, wenn Weisungsgebundenheit aufgrund hierarchi-
scher Eingliederung vorliege, da im Konfliktfall die Verantwortung übergeordneter 
Stellen eintrete. 
 
Erichsen spricht - anders als oben Dolde - die von Kisker geforderte Einstufung der 
Behörde als „Kontrastorgan“ zwar nicht wörtlich an, mit dem Begriff „Eigenständig-
keit“ ist diese aber wohl gemeint. Somit ergeben sich auch nach Auffassung von  
Erichsen die Grundvoraussetzungen, unter denen In-Sich-Prozesse statthaft sind, 
aus Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG. 
 
                                            
298 Klaus-Peter Dolde, Die Beteiligungsfähigkeit im Verwaltungsprozess (§ 61 VwGO), in: Erichsen, 
Hoppe, von Mutius (Hrsg.), Festschrift für Christian-Friedrich Menger, System des verwaltungsge-
richtlichen Rechtsschutzes, S. 424 ff. (437). 
299 Klaus-Peter Dolde, a. a. O. (Fn. 298) S. 439. 
300 Hans-Uwe Erichsen, Der Innenrechtsstreit, in: Erichsen, Hoppe, von Mutius (Hrsg.), Festschrift für 
Christian-Friedrich Menger, System des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes, S. 211 (228). 
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(11) Schröder301 hält intra-organschaftliche Mitgliedschaftsrechte für geeignet, die Zu-
lässigkeit von In-Sich-Prozessen zu begründen. Die im Schrifttum teilweise vorge-
brachte Kritik, im organisationsinternen Rechtskreis könne es keine subjektiv-
öffentlichen Rechte geben, sei von der Rechtsprechung zu Recht nicht aufgenom-
men oder zurückgewiesen worden. Mitgliedschaftsrechte gewährten einen Anspruch 
auf Abwehr solcher Störungen, die den organisationsinternen Ablauf der Willensbil-
dung beeinträchtigen. 
 
Hierbei ist aber zu bedenken, dass sich die Rechtsprechung zur Wehrfähigkeit von 
Mitgliedschaftsrechten hauptsächlich auf die so genannten Kommunalverfassungs-
streitigkeiten bezieht. Aus dieser besonderen Form des Organstreitverfahrens kön-
nen allgemeingültige Grundsätze für die Zulässigkeit von In-Sich-Verfahren unter 
Staatsbehörden prinzipiell nicht abgeleitet werden. Die Anerkennung der Wehrfähig-
keit von intra-organschaftlichen Rechten schließt allerdings das Bestehen weiterer 
wehrfähiger Rechtspositionen auf kommunaler wie auf staatlicher Ebene nicht aus. 
Dies gilt insbesondere, wenn die betreffende Behörde ein „Kontrastorgan“ mit ent-
sprechend zugewiesenen Kompetenzen darstellt. 
 
(12) Schoch302 nimmt - anders als Schröder - eine ablehnende Haltung gegenüber der 
Zulässigkeit des Kommunalverfassungsstreits als wichtigstem Fall der auf die Innen-
rechtsbeziehungen einer Körperschaft bezogenen Gerichtsverfahren ein. Man habe 
sich angesichts ungelöster rechtsdogmatischer Fragestellung mit der Entwicklung 
der Rechtsprechung zum verwaltungsgerichtlichen Organstreit pragmatisch einge-
richtet und akzeptiere ein praktisches Bedürfnis für deren Austragung vor den Ver-
waltungsgerichten. 
 
Sicherlich handelt es sich beim Organstreitverfahren, wie auch allgemein beim In-
Sich-Prozess, um Bereiche, in denen wichtige Fragen noch nicht endgültig beantwor-
tet sind. Das bedeutet aber nicht, dass man sich mit der Anerkennung von Innen-
rechtsstreitverfahren durch die Rechtsprechung „einrichten“ müsste. Wie bereits 
mehrfach festgestellt wurde, ist es möglich, sich an Art. 93 Abs. 1 Nr. 1GG hinsicht-
lich der Grundvoraussetzungen für deren Statthaftigkeit zu orientieren. 
 
                                            
301 Meinhard Schröder, Die Geltendmachung von Mitgliedschaftsrechten im Kommunalverfassungs-
streit, NVwZ 1985, S. 246. 
302 Friedrich Schoch, Der Kommunalverfassungsstreit im System des verwaltungsgerichtlichen 
Rechtsschutzes - OVG Koblenz, NVwZ 1985, S. 283 = JuS 1987, S. 784 ff. (785). 
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(13) Der Ansatzpunkt Schupperts303 ist dabei organisationstheoretischer Natur. Die 
Verwaltung im modernen Rechtsstaat stelle keinen „rissfreien Monolithen“ dar. Dies 
folge aus der schlichten organisationstheoretischen Einsicht, dass jede in einer Or-
ganisation angelegte Binnendifferenzierung einer bestimmten Funktion diene. Auf-
grund der objektiv feststellbaren Pluralität der Verwaltung müsse deshalb danach ge-
fragt werden, ob die jeweilige mit der Ausdifferenzierung verbundene Funktion auch 
ihre rechtliche „Wehrfähigkeit“ erfordere oder nicht. 
 
Nach der Auffassung von Schuppert sind für die Frage, ob In-Sich-Prozesse zulässig 
sein können, hauptsächlich funktionale Gesichtspunkte von Bedeutung. Hinsichtlich 
der weiteren Konsequenzen greift er, wie auch andere Autoren, ebenfalls auf die 
Thesen von Kisker bezüglich der Wehrfähigkeit von „Kontrastorganen“ zurück.304 
 
(14) Insgesamt sind - wie die vorstehenden Ausführungen zeigen - eine ganze Reihe 
von unterschiedlichen Haltungen und grundsätzlichen Überlegungen zur Statthaftig-
keit von Innenrechtsstreitverfahren im Schrifttum anzutreffen. Die Haltung der 
Rechtssprechung zur Statthaftigkeit von In-Sich-Prozessen ist im Folgenden darge-





(1) In-Sich-Prozesse sollen nach Auffassung der Rechtsprechung zulässig sein, 
wenn eine Behörde in Wahrnehmung so genannter fiskalischer Interessen des 
Staats durch die Rechtsordnung gleichsam in die Rolle eines der Hoheitsgewalt des 
Staats unterworfenen Bürgers eingewiesen ist.305 Zwei derselben juristischen Person 
angehörende Behörden sollen sich in diesen Fällen in einem In-Sich-Prozess gegen-
über stehen können, wobei sich die Klagebefugnis des Fiskus aus zwischenbehörd-
lichen Rechten im Verhältnis zwischen fiskalisch und hoheitlich handelnder Behörde 
ergeben soll. 
 
Diese Auffassung geht in erster Linie auf Entscheidungen des Bayerischen Ver-
waltungsgerichtshofs und in deren Folge insbesondere zweier Oberverwaltungsge-
                                            
303 Gunnar Folke Schuppert, Die Einheit der Verwaltung als Rechtsproblem, DÖV 1987, S. 757 ff. 
(767). 
304 Zu diesen wurde bereits oben (Seite 104) Stellung genommen. 
305 Albert von Mutius, Die Beteiligten im Verwaltungsprozess, Jura 1988, S. 469 ff. (475). 
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richte zurück, die in den Fiskalstreitigkeiten die Notwendigkeit einer Streitentschei-
dung durch die Justiz gesehen haben. 306 Das Schrifttum ist dem in nicht geringen Tei-
len gefolgt.307 
 
Bei den so genannten „Fiskalstreitigkeiten“ handelt es sich um eine eigenständige 
Fallgruppe der Innenrechtsstreitverfahren handeln. Konfliktauslöser ist beispielswei-
se ein Eingriff in das zivilrechtliche Eigentum des Staates, wenn etwa eine hoheitlich 
handelnde Behörde dem Finanz- oder Verwaltungsvermögen, das dem Staat als Ei-
gentümer gehört, Gegenstände entzieht oder dasselbe mit einer Leistungspflicht be-
lastet. Bei Fehlen eines hierarchischen Instanzenzugs mit gemeinschaftlicher Wei-
sungsbefugnis soll der Verwaltungsrechtsweg für die durch den Eingriff betroffene 
„Fiskal“-Behörde gegeben sein.308 Der hoheitlich handelnden Behörde sei fiskalische 
Motivierung untersagt, genauso wie der Fiskus nicht Sachwalter hoheitlicher Belange 
sein könne. 
 
Allerdings müsse auch im Verhältnis von Staat (als Hoheitsträger) zu Staat (als Fis-
kus) bei „Fiskalstreitigkeiten“ der Vorrang einer Streitentscheidungskompetenz inner-
halb der Verwaltung beachtet werden. Im hierarchischen Behördenaufbau gebe es 
auch für die Wahrnehmung fiskalischer Belange übergeordnete Stellen, die Konflikte 
vermittels der ihnen eigenen Weisungsgewalt lösen können. Deshalb sei zusätzlich 
zu fordern, dass die für den Staat handelnden Behörden oder Organe nicht im Ver-
hältnis der hierarchischen Über- und Unterordnung zueinander stehen oder eine ge-
meinsame Spitze haben. 
 
Bei Rechtsstreitigkeiten im Bereich der Finanzkontrolle ist zumindest keine Einbet-
tung der beteiligten Behörden in ein hierarchisches Über- und Unterordnungssystem 
anzutreffen. Zwar sind die prüfungsverpflichteten Stellen regelmäßig Teil der Verwal-
tungshierarchie, als weisungsunabhängiges oberstes Bundes- oder Landesorgan 
nimmt der Rechnungshof zum hierarchisch aufgebauten Bereich der Verwaltung a-
                                            
306 Vgl. BayVGH, DÖV 1963, 585; BayVBl. 1967, 28; OVG Saarlouis, DÖV 1975, 644; OVG Koblenz, 
DÖV 1970, 351; BFH in: NVwZ 1986, S. 512. Dieter Lorenz, Zur Problematik des verwaltungsge-
richtlichen In-Sich-Prozesses, AöR 1968, S. 308 ff. (323 ff.); kritisch dazu insbesondere Wolfgang 
Löwer, Der In-Sich-Prozess in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, VerwArch 1977, S. 327 ff. (345 ff.). 
307 Ferdinand O. Kopp, Verwaltungsgerichtsordnung, 10. Auflage 1994, § 63, RdNr. 4; Erich Eyer-
mann, Ludwig Fröhler, Joachim Kormann, Verwaltungsgerichtsordnung, 9. Auflage 1988, § 61, 
RdNr. 9 b; Carl Hermann Ule, Verwaltungsprozessrecht, § 33 V. 2; siehe zum Begriff „Fiskus“ auch 
Hans J. Wolff, Otto Bachof, Rolf Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 23, RdNr. 6. 
308 Siehe Wolfgang Löwer, Der In-Sich-Prozess in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, VerwArch 68 
(1977), S. 327 ff. (346). 
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ber eine durch das Verfassungsrecht zugewiesene Sonderstellung ein.309 Diese 
schließt Unterordnung im Verhältnis zu anderen Stellen und Organen desselben 
Staats aus.310 
 
Weniger eindeutig als das Fehlen eines Über- und Unterordnungsverhältnisses ist 
die Frage zu beantworten, inwieweit Prüfungshandlungen des Rechnungshofs den 
Staat in „fiskalischen Interessen“ beeinträchtigen können. Maßnahmen der Finanz-
kontrolle bezwecken jedenfalls nicht die Entziehung von öffentlichem Eigentum. 
Vielmehr stellen die Prüfungsanordnungen, da den betroffenen Behörden Leistungs-
pflichten auferlegt werden, Belastungen für das staatliche Vermögen dar.311 
 
Bei Prüfungshandlungen gem. §/Art. 95 BHO/LHO wird, wenn auch häufig nur ge-
ringfügig, die sächliche und personelle Ausstattung der geprüften Behörde in An-
spruch genommen. Insbesondere müssen für örtliche Erhebungen meist Räumlich-
keiten und Gerätschaften bereit gehalten sowie auskunftsbereite Angehörige der 
Dienststelle zur Verfügung stehen. Darüber hinaus können vom Rechnungshof im 
Prüfverfahren festgelegte Mitwirkungspflichten, wie beispielsweise ressortübergrei-
fende, umfangreiche Auskunftsverlangen unter Verwendung von so genannten Er-
hebungsbögen, Belastungen hervorrufen, die nicht ohne Auswirkungen auf das 
staatliche Verwaltungs- und Finanzvermögen bleiben. 
 
Somit ist denkbar, aus der „Fiskustheorie“ Rechtsschutzmöglichkeiten zur gerichtli-
chen Austragung von Kompetenzkonflikten im Zusammenhang mit der Rechnungs-
prüfung abzuleiten. Jedoch muss dabei beachtet werden, dass die von der Recht-
sprechung schon vor längerer Zeit entwickelte „Fiskustheorie“ auf einer von der mo-
dernen Staatsrechtslehre aufgegeben Fiktion beruht. 
 
Die „Fiskustheorie“ geht auf die Vorstellung zurück, dem Staat komme eine Doppel-
natur als Hoheits- und als Vermögensträger zu. Nach den Grundlagen des geltenden 
Staats- und Verwaltungsrechts ist hingegen eine solche Doppelpersönlichkeit ausge-
schlossen. Im Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland bilden Staat und 
„Fiskus“ eine Einheit, verkörpert in der juristischen Person des öffentlichen Rechts, 
                                            
309 Seite 46. 
310 Burkard Tiemann, Zur Staatsrechtlichen Stellung und Funktion des Bundesrechnungshofes nach 
der Haushaltsreform, DVBl 1970, S. 954 ff. (955); die Kontrolle der Wirtschaftsführung erfasst die 
gesamte finanzwirtschaftliche Betätigung des Staates außerhalb des Haushaltsplanes. 
311 Zum Regelungsinhalt der Prüfungsanordnung siehe oben (Seite 57). 
 114 
die zivilrechtlich wirksame Verträge schließen und die in selber Gestalt - beispiels-
weise aufgrund von Verwaltungsakten - Gläubigerin von Zahlungsansprüchen sein 
kann. 
 
Die frühere Anschauung von zwei getrennten Rechtspersönlichkeiten, die das We-
sen des Staats darstellen sollten, ist nicht erst seit Geltung des Grundgesetzes über-
holt. Bereits Laband312 maß dem Fiskus keine eigene, vom Hoheitsträger unter-
scheidbare Rechtspersönlichkeit mehr zu: 
 
Die Existenz eines Reichsfiskus als eines von der privatrechtlichen Persönlichkeit der Bundesglieder 
verschiedenen und ihnen gegenüber unabhängigen Subjekts von Vermögensrechten ergibt sich aus 
der staatsrechtlichen Natur des Reiches als eines Bundesstaats. Da jeder Staat ipso iure privatrechtli-
che Rechtsfähigkeit hat, ohne dass sich ihm durch ausdrückliche Gesetzesbestimmung beigelegt zu 
werden braucht, so kommt die vermögensrechtliche Persönlichkeit auch dem Bundesstaat von selbst 
zu. Seitdem das Reich seine politische Tätigkeit entfaltet und fortgebildet hat, ist auch in der Gesetz-
gebung der Reichsfiskus positiv anerkannt worden, und die rechtliche Existenz desselben unterliegt 
keinem Zweifel. 
Der Reichsfiskus ist   i d e n t i s c h   mit dem Reich; er bezeichnet das Reich als Vermögenssubjekt. 
Daher gibt es nur   E i n e n   Reichsfiskus. So wie das Reich eine staatsrechtliche Person, d. h. 
e i n   e i n h e i t l i c h e s   S u b j e k t   ist, so ist es auch eine privatrechtliche Person, d. h. ein ein-
heitliches Subjekt von Vermögensrechten, unbeschadet der Mannigfaltigkeit von Vorschriften, nach 
denen die Verwaltung der verschiedenen Vermögensmassen sich richtet. 
 
Anders als im modernen Gemeinwesen war noch im absolutistischen Staat des 17. 
und 18. Jahrhunderts die Existenz eines „Fiskus“ zur Freiheitssicherung notwendig. 
Der einzelne hatte in jener Zeit die Eingriffe des Monarchen in seine Rechte hinzu-
nehmen, konnte aber vom „Fiskus“, der als selbständige, privatrechtliche Rechtsper-
son neben dem hoheitlich handelnden Herrscher gedacht wurde, Entschädigung ver-
langen.313  
 
Das Verdienst des preußischen Allgemeinen Landrechts (§ 81 Abs. 2 S. 14 prALR) 
war es, dem einzelnen mit Hilfe der „Fiskustheorie“ Rechtsschutzmöglichkeiten ge-
gen den absolutistischen Fürsten zu eröffnen: 
 
Alle Streitigkeiten zwischen dem Fiskus und Privatpersonen über Befugnisse und Obliegenheiten, 
welche nicht auf solchen allgemeinen Anlagen
314 beruhen, sollen im ordentlichen Wege rechtens, 
nach den Gesetzen des Staates erörtert und entschieden werden. 
 
                                            
312 Paul Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, S. 331 (Hervorhebungen durch den Ver-
fasser). 
313 Hartmut Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 2, RdNr. 4. 
314 „Steuern“. 
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Durch die „Fiskustheorie“ gelang es, den Fiskus von Hoheitsträger abzusondern und 
ihm eine fiktive Rechtssubjektivität verleihen.315 § 81 Abs. 2 S. 14 prALR erstreckte 
dazu die Rechtsordnung auf den Staat als Träger von Vermögenswerten, womit 
Rechtsschutz des Bürgers gegen staatliche Eingriffe möglich wurde. 
 
Die „Fiskustheorie“ hat heute wegen der in Art. 19 Abs. 4 GG enthaltenen Garantie 
des Rechtswegs bei Rechtsverletzung durch die öffentliche Gewalt keinerlei Bedeu-
tung mehr. Folglich besteht nach ganz herrschender staatsrechtlicher Auffassung 
kein Zweifel an der Existenz einer einheitlichen Rechtsperson in Gestalt des moder-
nen Staats. Er umschließt sowohl die Funktion des Hoheitsträgers als auch die des 
„Fiskus“.316 
 
Abgesehen davon, dass die „Fiskustheorie“ der modernen Staatslehre widerspricht, 
führt diese auch zu widersprüchlichen Ergebnissen. Da mit Prüfungsanordnungen 
fiskalisch relevante Leistungspflichten festgesetzt werden, wäre nach der „Fiskusthe-
orie“ eine Klage der betroffenen Stelle zulässig. Bei Prüfungsmitteilungen hingegen 
wäre dies nicht der Fall. Durch die Übersendung der Prüfergebnisse wird das Ver-
waltungs- und Finanzvermögen der geprüften Stelle in keiner Hinsicht beansprucht. 
Die Ergebnisse der Prüfung werden der betroffenen Behörde nur zur Stellungnahme 
übersandt. Der Rechnungshof erteilt dabei keinerlei Weisung zur Umsetzung seiner 
Schlussfolgerungen.317 
 
(2) Die Rechtsprechung hat - ohne auf die oben dargestellte „Fiskustheorie“ zurück-
zugreifen - in einem Fall die Zulässigkeit von In-Sich-Verfahren im Bereich der Fi-
nanzkontrolle anerkannt und den Rechnungshof in diesem Verfahren für beteiligten-
fähig erklärt. 
 
Das Sozialgericht Stuttgart hatte 1981 über eine Klage der Bundespostbetriebskran-
kenkasse gegen den Bund, vertreten durch das Bundesversicherungsamt, zu befin-
den. Ausgangspunkt des Rechtsstreits war eine Prüfungsmitteilung des Bundesrech-
nungshofs, zu der die Klägerin gem. § 96 BHO Stellung nehmen sollte. Nachdem 
                                            
315 Wolfgang Löwer, Der In-Sich-Prozess in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, VerwArch 68 (1977), 
S. 327 ff. (349). 
316 Ernst Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, § 62; Hans J. Wolff, Otto Bachof, Rolf Stober, 
Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 23, RdNr. 28; Roman Loeser, System des Verwaltungsrechts, Bd. 2, 
§ 10, RdNr. 30.  
317 Die Tätigkeit des Rechnungshofs ist weder eine Rechts- noch eine Fachaufsicht und auch keine - 
mit Weisungsbefugnis ausgestattete - verwaltungsinterne Selbstkontrolle; Erwin Adolf Piduch, 
Bundeshaushaltsrecht, Kommentar, Art. 114 GG, RdNr. 26. 
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diese sich weigerte, wies das Bundesversicherungsamt sie an, sich zu den Feststel-
lungen des Bundesrechnungshofs zu äußern.  
 
Die Klage der Bundespostbetriebskrankenkasse wurde vom Sozialgericht abgewie-
sen. Diese rief das Bundessozialgericht im Wege der Sprungrevision an und begrün-
det diese damit, dass das Sozialgericht den Bundesrechnungshof, eine Institution, 
die nicht beteiligtenfähig ist, zum Prozess beigeladen hatte. 
 
Das Bundessozialgericht318 hielt den gerügten Verfahrensmangel nicht für gegeben. 
Die Beiladung des Bundes, vertreten durch den Bundesrechnungshof, sei trotz feh-
lender Beteiligtenfähigkeit gem. § 70 SGG ordnungsgemäß. Dies ergebe sich aus 
der Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen im Falle eines Streits zwischen dem Bundes-
rechnungshof einerseits und der andererseits zu prüfenden Behörde sowie der die-
ser vorgesetzten Behörde. 
 
Nach Auffassung des Bundessozialgerichts sei die Zulässigkeit des In-Sich-Ver-
fahrens aus der weisungsunabhängigen Stellung des Rechnungshofs zu folgern. In-
Sich-Verfahren seien grundsätzlich zwar ausgeschlossen, es sei denn, ein öffentli-
cher Rechtsträger übe durch zwei Behörden zwei Funktionen aus, die nicht durch ei-
ne gemeinsame vorgesetzte Behörde koordiniert werden können. Wo ein übergeord-
neter Wille fehle, sei ein In-Sich-Prozess möglich. 
 
Der Begründung des Bundessozialgerichts kann nur zum Teil gefolgt werden. Ein In-
Sich-Verfahren kommt nicht schon bei Fehlen einer übergeordneten Instanz mit der 
Kompetenz zur Entscheidung in Konfliktfällen in Betracht. Die Aufgaben der Rech-
träger müssen auch ihrer Natur nach die rechtliche Wehrfähigkeit erfordern. Ande-
renfalls ist besteht kein Grund für die Anerkennung zur Klagebefugnis zugunsten der 
eigentlich nicht mit subjektiven Rechten ausgestatteten Behörde. Nach einer Auffas-
sung im Schrifttum bedarf es, wie oben dargelegt wurde319, der Einstufung der Behör-
de als „Kontrastorgan“. Aufgrund einer solchen kann eine Sachlage vorliegen, die mit 
der Verletzung subjektiver Rechte vergleichbar ist.320 
 
                                            
318 BSGE 52, 295 (296). 
319 Seite 104. 
320 Zur Beteiligtenstellung von Behörden nach § 61 Abs. 1 Nr. 3 VwGO siehe oben (Seite 84) und zu 




Aus der Rechtsprechung lassen sich keine Erkenntnisse über die Grundvorausset-
zungen für die Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen im Bereich der Finanzkontrolle ab-
leiten. Die Statthaftigkeit von Innenrechtsstreitverfahren ergibt sich auch nicht aus 
den oben321 dargestellten Auffassungen im Schrifttum. Die dort vertretenen Thesen 
zum In-Sich-Prozess und zum „Organstreitverfahren“ erweisen sich mit Blick auf feh-
lende wehrfähige Rechtspositionen der im Prüfungsverfahren beteiligten staatlichen 
Aufgabenträger als wenig aufschlussreich. 
 
Die Grundlagen für die Statthaftigkeit von Organstreitverfahren können auf Rechts-
streitigkeiten aus dem Bereich der Finanzkontrolle nicht übertragen werden. Organ-
streitverfahren in Gestalt des Kommunalverfassungsstreits oder des Hochschulver-
fassungsstreits sind durch Auseinandersetzungen von Funktionsträgern gekenn-
zeichnet, die gemeinschaftlich den Willen eines Verwaltungsträgers in einer körper-
schaftlich verfassten Funktionenordnung zu bilden haben.322 
 
Bei einer Rechtsstreitigkeit aus dem Bereich der Finanzkontrolle ergibt sich hingegen 
der Gegenstand des Verfahrens aus der dem Rechnungshof zugewiesenen Prü-
fungs- und Berichtskompetenz. Das in den Haushaltsordnungen des Bundes und der 
Länder geregelte System der Finanzkontrolle ist auf eine einseitige Bestimmung des 
Prüfungsgeschehens durch den Rechnungshof ausgerichtet. Seinem Wesen nach 
liegt dem Prüfungsverfahren kein gemeinsamer Willensbildungsprozess zwischen 
Prüfer und Geprüftem zu Grunde. 
 
Von den Organstreitigkeiten in Form der Kommunal- und Hochschulverfassungsstrei-
tigkeiten abgesehen sind auch die sonst in Bezug auf die Zulässigkeit von In-Sich-
Prozessen vertretenen Grundannahmen zur Wehrfähigkeit von Rechtspositionen 
staatlicher Funktionseinheiten, Organe und sonstiger Stellen auf Rechtsstreitigkeiten 
aus dem Bereich der Finanzkontrolle nicht übertragbar. In-Sich-Prozesse werden nur 
                                            
321 Seite 100. 
322 Diese vom Gesetzgeber bezweckte gemeinschaftliche Aufgabenbewältigung, die gleichzeitig im 
Interesse und zum Schutz der verfassten Mitglieder eingerichtet wurde, hat zur richterlichen Aner-
kennung des „Kommunalverfassungsstreits“ als Verfahren körperschaftsinterner Organstreitigkei-
ten unterhalb der Ebene des Verfassungsrechts (vgl. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG) geführt. Wolfgang 
Löwer, In-Sich-Prozess in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, VerwArch 68 (1977), S. 327 ff. (334). 
Dieter Lorenz meint ebenfalls, In-Sich-Prozess und Organstreitverfahren haben keine gemeinsame 
Grundproblematik, AöR 93 (1968), S. 308 ff. (309). Ebenso Walter Schmidt Glaeser, Hans-Detlef 
Horn, Verwaltungsprozessrecht, RdNr. 94. 
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ausnahmsweise und unter der Bedingung, dass ein öffentlicher Aufgabenträger in 
einem organisationsrechtlichen Spannungsverhältnis zu einem anderen steht für zu-
lässig erachtet323. Die Innenrechtsbeziehungen der betroffenen Behörden müssen al-
so ein System von „checks an balances of powers“ darstellen und dadurch der ge-
genseitigen Kontrolle und Machtbegrenzung dienen. Gleicht die Stellung von staatli-
chen Funktionseinheiten der von „Kontrastorganen“, können wechselseitig beste-
hende „versubjektivierte“ Rechtspositionen angenommen werden. 
 
Den Rechnungshöfen kommt im Verhältnis zu den prüfungsverpflichtenden Behör-
den desselben Staats keine solche Rechtsstellung zu. Die obersten Finanzkontroll-
organe nehmen Prüfaufgaben wahr, ohne zu Maßnahmen gegenüber der Verwal-
tung in Hinblick auf festgestellte Mängel befugt zu sein. Finanzkontrolle umfasst als 
Staatsaufgabe nicht die Kompetenz, auf die Entscheidungsabläufe in der geprüften 
Behörde einzuwirken. 
 
Rechnungshöfe „kontrastieren“ folglich nicht mit den der Prüfung gem. Art. 114 
Abs. 2 S. 1 GG unterworfenen Verwaltungsorganen, sondern nehmen aufgrund ihrer 
spezifischen Funktion im Verfassungsgefüge einen besonderen Standort ein, der 
durch das Wesen der Finanzkontrolle bestimmt wird. Diese Sonderstellung324 schließt 
zugleich jede Zuständigkeit zur Durchsetzung der Folgerungen aus Prüfergebnissen 
gegenüber dem Prüfungsadressaten aus. Die verfassungsrechtlich gewährleisteten 
Prüfbefugnisse des Rechnungshofs erzeugen unmittelbar keine Wirkungen innerhalb 
des staatlichen Machtausübungsgeflechts. 
 
Im Ergebnis sind somit die Grundvoraussetzungen für die Zulässigkeit von „In-Sich-
Prozessen“ bei Rechtsstreitigkeiten mit dem Rechnungshof de lege lata nicht gege-
ben. Dies bedeutet aber nicht auch, dass das System des verwaltungsgerichtlichen 
Rechtsschutzes apodiktisch einer Klagebefugnis von Behörden im Bereich der Fi-
nanzkontrolle entgegensteht. Einer solchen Annahme widerspricht schon, dass für 
Streitigkeiten aufgrund von Prüfverfahren des Rechnungshofs der Verwaltungs-
rechtsweg gem. § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO eröffnet wäre.325 Die Verwaltungsgerichte 
sind grundsätzlich also auch für innerstaatliche Kompetenzkonflikte bei der Rech-
nungsprüfung zuständig. Angesichts dessen könnte überlegt werden, die verwal-
tungsprozessuale Beteiligtenstellung von Rechnungshof und geprüfter Behörde 
                                            
323 Seiten 104, 107, 111. 
324 Seite 46. 
325 Seite 68. 
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durch ein Gesetz zu begründen326 und dadurch die Austragung von Rechtsstreitigkei-
ten zu ermöglichen. 
 
Im folgenden Abschnitt wird erörtert, ob eine solche staatsinterne justizförmige Kon-
trolle mit höherrangigen Rechtsvorschriften oder -grundsätzen vereinbar ist. 
 
3. Vereinbarkeit von In-Sich-Prozessen auf dem Gebiet der Rechnungsprü-
fung mit höherrangigen Rechtsgrundsätzen 
 
Höherrangig als ein förmliches Gesetz, das dem Rechnungshof Parteifähigkeit für In-
Sich-Verfahren verliehe, sind vor allem Verfassungsnormen und aus diesen abgelei-
tete Rechtsgrundsätze mit Verfassungsrang. Im Zusammenhang sind hauptsächlich 
das Rechtsstaats- und das Demokratieprinzip als Strukturprinzipien des Grundgeset-
zes von Bedeutung. 
 
Denkbar sind weiterhin Kollisionen mit den zum Verfassungsorganisationsrecht zu 
zählenden Bestimmungen über die Gerichtsbarkeit und die Staatsfinanzen. Als 
Grundsätze für die Ausgestaltung der inneren staatlichen Ordnung können schließ-
lich auch Einheit der Verwaltung und Impermeabilität der Einführung einer objektiven 





Die Rechtsstaatlichkeit stellt das grundlegende Ordnungsprinzip der Verfassung 
dar. In einem Rechtsstaat wie der Bundesrepublik Deutschland ist die Ausübung 
staatlicher Macht umfassend rechtlich gebunden. 
 
Der Begriff „Rechtsstaat“ wird vom Grundgesetz zwar in Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG ver-
wendet, die eigentlichen Regelungsorte des rechtsstaatlichen Prinzips stellen aber 
Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG und Art. 20 Abs. 3 GG dar.327 Mit der dort normierten Bindung 
                                            
326 Soweit in der Literatur eine generelle gesetzliche Regelung des In-Sich-Prozesses befürwortet 
wird, stellt dies eine Folge des bislang nicht gelungenen Konsenses über die allgemeinen rechts-
theoretischen Grundlagen dar. Werner Hoppe, Die Regelung des verwaltungsrechtlichen Organ-
streitigkeiten - eine Aufgabe des Gesetzgebers, NJW 1980, S. 1017 ff. (1022); Hans-Jürgen Pa-
pier, Die Verwaltungsgerichtliche Organklage, DÖV 1980, S. 292 ff. (296). 
327 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 20 II 3; Roman Herzog in: 
Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar , Art. 20 VII, RdNr. 37. 
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der Verwaltung an „Gesetz und Recht“ und mit der Bindung der Gesetzgebung an 
die „verfassungsmäßige Ordnung“ verwirklicht das Grundgesetz ein Grundanliegen 
der Rechtsstaatlichkeit. Die Bindung der staatlichen Gewalten an materielle Grund-
rechte ist zudem Inhalt von Art. 1 Abs. 3 GG. Diese Verfassungsbestimmung kann 
deshalb ebenfalls als „Sitz“ des Rechtsstaatsgebots im Grundgesetz genannt wer-
den, wie auch Art. 19 Abs. 4 GG, der den umfassenden Gerichtsschutz gegen Akte 
der öffentlichen Gewalt verbrieft. 
 
In welcher der genannten Verfassungsbestimmungen der Rechtsstaatlichkeitsgrund-
satz im „Kern“ enthalten ist, kann letztlich dahinstehen.328 Nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts gehört das Rechtsstaatsgebot zu den „Leitideen“, 
„Grundentscheidungen“, „Elementarprinzipien“ des Grundgesetzes. Dies ergibt sich 
aus einer Zusammenschau der genannten Verfassungsnormen sowie aus der Ge-
samtkonzeption des Grundgesetzes.329 Das Rechtsstaatsgebot ist wegen seiner Be-
deutung auch als grundlegendes „Strukturprinzip“330 des Grundgesetzes zu bezeich-
nen. 
 
Dieser grundlegende Gehalt der Rechtsstaatlichkeit ist aber von zu allgemeiner Na-
tur, um konkrete verfassungsrechtliche Fragestellungen (wie die nach der Vereinbar-
keit eines Gesetzes, das die Ausfechtung von Innenrechtsstreitigkeiten im Bereich 
der Finanzkontrolle ermöglicht, mit der Rechtsstaatlichkeit) beantworten zu können. 
Deswegen behilft man sich im Einzelfall mit besonderen, im Grundgesetz enthalte-
nen Ausprägungen und Ausformungen des Rechtsstaatsprinzips. 
 
„Bausteine“ des rechtsstaatlichen Prinzips sind Verfassungsstaatlichkeit, Freiheitlich-
keit und Rechtsgleichheit, Gewaltenteilung und Gewaltenkontrolle, Rechtsgebunden-
heit, Gerichtsschutz, Entschädigungssystem und Übermaßverbot.331 Im Folgenden ist 
zunächst auf die Rechtsschutzgarantie aus Art. 19 Abs. 4 GG, der umfassenden und 
effektiven Gerichtsschutz gegenüber Maßnahmen der Staatsgewalt gewährt, näher 
einzugehen. 
 
                                            
328 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 20 II 3; Christoph Degen-
hart, Staatsrecht I, Staatsorganisationsrecht, RdNr. 233. 
329 BVerfGE 1, 14 (18); 2, 225 (237); 6 32 (41); 6 55 (72); 20, 323 (331); 22, 387 (426); 25, 269 (290); 
EuGRZ 1977, 283. 
330 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 20 II 3 
331 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 20 III 3. b); Roman Herzog 




Die Rechtsweggarantie stellt den Hauptinhalt des Art. 19 Abs. 4 GG dar. Sie entfal-
tet ihre Garantiefunktion auf drei Ebenen. Bei der Gewährleistung aus 
Art. 19 Abs. 4 GG handelt es sich um ein subjektives Recht, eine objektive Wertent-
scheidung und eine institutionelle Garantie.332 
 
Art. 19 Abs. 4 GG erwiese sich als Schranke für die durch ein Gesetz erfolgende 
Statthafterklärung von In-Sich-Verfahren im Bereich der Finanzkontrolle, wenn die 
dreifache Garantie aufgrund der ihr eigentümlichen objektiven Wertentscheidung und 
institutionellen Gewährleistung einem solchen Gesetz entgegenstehen sollte. Falls 
Art. 19 Abs. 4 GG hingegen Rechtsschutz auch bezüglich der bei Rechnungsprüfung 
entstehenden Innenstreitigkeiten von Art. 19 Abs. 4 GG gewährleistete, wäre eine 
Kollision ausgeschlossen. Die Rechtsschutzgarantie erstreckt sich jedoch nicht auf 
die Kompetenzkonflikte aus dem Bereich der Rechnungsprüfung. 
 
Fraglich ist schon, ob Maßnahmen der Finanzkontrolle überhaupt unter den Schutz-
bereich des Art. 19 Abs. 4 GG fallen. Dafür müssten sie „Akte öffentlicher Gewalt“ 
darstellen. Allgemein bezeichnet der Begriff der öffentlichen Gewalt oder der Staats-
gewalt im Grundgesetz ohne Unterschied vollziehende Gewalt, Rechtsprechung und 
Gesetzgebung. Öffentliche Gewalt i. S. v. Art. 19 Abs. 4 GG stellt jedoch nur die ge-
samte vollziehende Gewalt dar.333 Somit ist der Schutzbereich nur eröffnet, wenn 
Rechnungshöfe Teil der vollziehenden Gewalt wären. Aufgrund der besonderen Stel-
lung des Rechnungshofs im Gewaltenteilungssystem gehören die Hauptorgane der 
Finanzkontrolle hingegen nicht der Exekutive an. 
 
Im Zusammenhang ist allerdings zu berücksichtigen, dass sich die verfassungsorga-
nisatorische Sonderstellung des Rechnungshofs, wie oben dargestellt334, aus der 
Vereinigung von Elementen aller drei Hauptgewalten, soweit diesen Kontrollfunktio-
nen zukommen, ergibt. Der Schutzbereich des Art. 19 Abs. 4 GG kann damit höchs-
tens aus dem Gesichtspunkt heraus als eröffnet angesehen werden, dass auch aty-
                                            
332 Eberhard Schmidt-Aßmann in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 19 I b 1, 
RdNr. 6. 
333 BVerfGE 10, 267; 82, 275; Heinz D. Jarass in: Jarass, Pieroth (Hrsg.), Grundgesetz für die Bun-
desrepublik Deutschland, Art. 19, RdNr. 24; Michael Antoni in: Seifert, Hömig (Hrsg.), Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 19, RdNr. 14. 
334 Seite 46. 
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pische Exekutivakte wie die Normsetzung durch die vollziehende Gewalt335 und Voll-
zugsakte durch eine andere Hauptgewalt als die Exekutive (z. B. die Tätigkeit der 
parlamentarischen Untersuchungsausschüsse336) von der Rechtsschutzgarantie des 
Art. 19 Abs. 4 GG umfasst sein sollen. 
 
Da sich die Rechtsweggarantie aus Art. 19 Abs. 4 GG jedenfalls nicht auf In-Sich-
Verfahren bezieht, kann letztlich dahinstehen, ob es sich bei den Handlungen des 
Rechnungshofs im Prüfungsverfahren um Akte handelt, die den atypischen Voll-
zugshandlungen gleichen. Art. 19 Abs. 4 GG legt den vom ihm als positives Grund-
recht gewährleisteten Gerichtsschutz vorrangig auf den Individualrechtsschutz fest; 
es geht um den einzelnen Menschen und um den Schutz der mit seiner Person ver-
bundene Rechte.337 
 
Die Kompetenzen von Behörden, die keine subjektiven Rechte darstellen, unterste-
hen hingegen nicht dem Schutz aus Art. 19 Abs. 4 GG. In-Sich-Verfahren, die Hand-
lungen des Rechnungshofs bei Ausübung der Finanzkontrolle zum Gegenstand ha-
ben, können folglich nicht in Wege der Justizgewährleistungspflicht von den Verwal-
tungsgerichten verlangt werden. 
 
Dies gilt unbeschadet der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, wonach 
nicht nur Privatrechtssubjekte, sondern auch öffentlich Aufgabenträger aus Art. 19 
Abs. 4 GG berechtigt sein können. Eine wesensmäßige Anwendung der Rechts-
schutzgarantie gem. Art. 19 Abs. 4 GG ist danach auf Über- und Unterordnungsver-
hältnissen im inneren öffentlichen Bereich möglich, soweit Funktionsübertragungen 
ein „personales Substrat“ aufweisen. Wenn Einrichtungen des Staates Grundrechte 
in einem Bereich verteidigen, in dem diese Institutionen eine vom Staat unabhängige 
Stellung besitzen, sind sie „unmittelbar dem durch die Grundrechte geschützten Be-
reich zuzuordnen“.338 
 
Der Rechnungshof verfügt zwar über eine institutionelle Garantie, den staatlichen Fi-
nanzkontrollorganen sind aber keine subjektiven Rechtspositionen zugewiesen. Die 
Herleitung einer Grundrechtsberechtigung würde nur in Frage kommen, wenn Fi-
                                            
335 BVerwGE 80, 355 (361); BVerwG in: NVwZ 1990, S. 163. 
336 BVerfGE 77, 1 (52). 
337 Eduard Schmidt-Aßmann in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 19 I b 1, 
RdNr. 8. 
338 BVerfGE 31, 314 (322); 39, 302 (314); 61, 82 (103); Bodo Pieroth, Bernhard Schlink, Grundrechte, 
Staatsrecht II, RdNr. 202. 
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nanzkontrolle die Interessen der Steuerpflichtigen in einem mittelbar durch die 
Grundrechte geschützten Bereich wahrnähme. Dazu müssten die Rechnungshöfe 
wie „Sachwalter des Steuerzahlers“ deren Eigentumsrechte verteidigen.  
 
Die übliche Veröffentlichung der Prüfungsergebnisse in Pressekonferenzen der 
Rechnungshöfe weist zwar auf eine gewisse Nähe zu den Steuerpflichtigen hin. Ge-
gen eine sich aus diesem Gesichtspunkt ergebende Grundrechtsmündigkeit spricht 
aber, dass die staatliche Finanzkontrolle nach Art. 114 Abs. 2 GG nicht dem Rechts-
schutz des steuerzahlenden Bürgers dient. Die Berichte der Rechnungshöfe sind in 
erster Linie für die gesetzgebende Körperschaft und nicht für den steuerpflichtigen 
einzelnen Bürger bestimmt. Die Weitergabe von Prüfergebnissen an die Medien soll 
dem gesamtstaatlichen Interesse an den Beanstandungen des Rechnungshofs ent-
gegen kommen. Zudem wäre ein in der Finanzkontrolle angelegter Grundrechts-
schutz nicht effektiv ausgeformt, da der Rechnungshof keine Weisungsbefugnis ge-
genüber der geprüften Verwaltung besitzt. Die Übertragung einer nicht wirksam 
wahrnehmbaren Schutzaufgabe widerspricht aber dem Normzweck des Art. 19 
Abs. 4 GG, der den Grundrechten möglichst breite Wirkungskraft zu verleihen soll.339 
 
Im Ergebnis sind Streitigkeiten im Innenbereich des Staats im Zusammenhang mit 
der Rechnungsprüfung somit nicht von der Garantiefunktion des Art. 19 Abs. 4 GG 
erfasst. Daneben stellt Art. 19 Abs. 4 GG jedoch auch keine Schranke für die Einfüh-
rung eines objektiven Verfahrens zur gerichtlichen Kontrolle von Maßnahmen der 
Rechnungsprüfung dar, denn die durch Art. 19 Abs. 4 GG dem einzelnen Rechts-
schutzsuchenden verliehene formelle Grundrechtsposition340 verdrängt nicht andere 
anerkennenswerte rechtliche Kontrollinteressen. 
 
Über die Garantiefunktion hinaus ist eine Ausschlussfunktion gegenüber nicht dem 
Individualschutz dienenden Formen verwaltungsrechtlicher Verfahren vom Norm-
zweck des Art. 19 Abs. 4 GG grundsätzlich nicht umfasst.341 Zusammen mit den ele-
mentaren staatlichen Schutzpflichten stellt die Justizgewährung als staatliche Pflicht 
und als individuelles Recht die Kehrseite des staatlichen Gewaltmonopols, der bür-
gerlichen Friedenspflicht und des Selbsthilfeverbots dar.342 Es entspricht dem Wesen 
des modernen Staats, sämtliche Akte öffentlicher Gewalt gegenüber dem Bürger in 
                                            
339 Eduard Schmidt-Aßmann in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar Art. 19 IV, RdNr. 5. 
340 Dieter Hesselberger, Das Grundgesetz, Art. 19, RdNr. 5. 
341 SächsOVG in: SächsVBl. 1999, S. 35 (36). 
342 BVerfGE 54, 77 (292). 
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einem bisher nicht erreichten Maß dem Gerichtsschutz zu unterwerfen. Die Justiz-
gewährung verkörpert auf diese Weise ein Komplementär zu den anderen Elemen-
ten der Rechtsstaatlichkeit. Solange diese Bedeutung des Art. 19 Abs. 4 GG nicht in 
Frage gestellt wird, steht die Justizgewährungspflicht anderen als individualrechtli-
chen Schutzaufträgen nicht entgegen.343 
 
Zudem handelt es sich nach Schmidt-Aßmann344 bei subjektiv-rechtlichem und objek-
tiv-rechtlichem Rechtsschutz auch nicht um Alternativen, die sich gegenseitig aus-
schlössen. Indem die Gerichte Individualrechtsschutz gewährten, erfüllten sie zu-
gleich auch Aufgaben objektiven Rechtsschutzes und objektiver Kontrolle. Jenseits 
von „inzidenter“ objektiver Kontrolle (beim Individualrechtsschutz) kann der Gesetz-
geber den Gerichten weitere Aufgaben übertragen. Dabei sei aber zu beachten, dass 
objektive Rechtsschutz- und Kontrollverfahren die zum Individualrechtsschutz be-
stimmten Gerichte nicht überlasten dürften. In Zeiten hohen Geschäftsaufkommens 
müsse den Verfahren nach Art. 19 Abs. 4 GG ein gewisser Erledigungsvorrang zu-
kommen. Objektive Rechtsschutz- und Kontrollverfahren sollen die Gerichte außer-
dem nicht überfremden. Der Richter dürfe sich nicht als bloßer Kontrolleur missver-
stehen; er habe Rechtsschutzinstanz zu bleiben. 
 
Würde der Gesetzgeber die Einführung eines objektiven gerichtlichen Rechtsschut-
zes im Bereich der Finanzkontrolle in Betracht ziehen, ergäbe sich daraus nicht die 
Gefahr der „Überfremdung“ der Justiz. Die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit durch die Rechnungshöfe bezieht sich grundsätzlich auf abgeschlossene 
Sachverhalte in Gestalt von staatsinternen Vorgängen oder auf Teile davon. In der 
Regel würde somit ein Zurückstellen dieser Verfahren den Bearbeitungsvorrang beim 
Individualrechtsschutz sichern. Auch dürften die Streitigkeiten um Finanzkontrollakte 
nicht allzu häufig an die Gerichte herangetragen werden. Im Verhältnis zum übrigen 
Geschäftsaufkommen wäre mit einer nur geringfügigen Verlagerung des Tätigkeits-
schwerpunkts in der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu rechnen. Ein Überhandnehmen 
der In-Sich-Verfahren ist damit nicht zu befürchten. Außerdem kann einer Überlas-
                                            
343 Dieter Lorenz, Zur Problematik des verwaltungsgerichtlichen In-Sich-Prozesses, AöR 1968 (93), 
S. 308 (330); Walter Krebs, Rechtsprobleme des Kommunalverfassungsstreits, VerwArch 1977 
(68), S. 189 (196); Walter Schmitt Glaeser, Hans-Detlef Horn, Verwaltungsprozessrecht, 
RdNr. 169a; Albert von Mutius, Die Beteiligten im Verwaltungsprozess, Jura 1988, S. 469 (474); 
Michael Antoni in: Seifert, Hömig (Hrsg.), Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 4. Auf-
lage, Baden-Baden 1991, Art. 19 RdNr. 15; Bodo Pieroth, Bernhard Schlink, Grundrechte, Staats-
recht II, RdNr. 1016; vgl. Christoph Degenhart, Staatsrecht I, Staatsorganisationsrecht, RdNr. 410. 
344 Eduard Schmidt-Aßmann in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 19 Abs. IV, 
RdNr. 10. 
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tung der Verwaltungsgerichte durch die Einrichtung von zusätzlichen Spruchkörpern 
entgegengewirkt werden. 
 
Art. 19 Abs. 4 GG hindert somit den Gesetzgeber nicht, dem Rechnungshof verwal-
tungsprozessuale Parteifähigkeit im Verhältnis zu anderen landes- oder bundes-
unmittelbaren Behörden zu verleihen. Neben der Rechtsschutzgarantie aus Art. 19 
Abs. 4 GG handelt es sich beim Prinzip der Gewaltenteilung in Art. 20 Abs. 3 GG um 
ein weiteres, wesentliches Element der Rechtsstaatlichkeit, das in Hinsicht auf ein 
seitens des Gesetzgebers einzurichtendes Verfahren, das eine objektiv-rechtliche 





Das Gewaltenteilungsprinzip ist nicht nur für die Standortbestimmung des Rech-
nungshofs im Verfassungsgefüge wesentlich, sondern auch für die Frage, ob Fi-
nanzkontrollakte unter Berücksichtigung der Sonderstellung des Rechnungshofs - 
ebenso wie die Rechtsakte der anderen in Art. 20 Abs. 2 GG genannten Hauptgewal-
ten - der Bindung an die Rechtsordnung unterliegen. Sollte diese Bindung bestehen, 
ist zu untersuchen, ob der Grundsatz der Gewaltenteilung durch eine kompetenzwid-
rige Prüfhandlung des Rechnungshofs beeinträchtigt wird. Sollte eine solche Hand-
lung als ein nicht nur unerheblicher Übergriff in eine der Staatsgewalten einzustufen 
sein, würde sich die Ermöglichung von verwaltungsgerichtlichen In-Sich-Verfahren 
als ein Gebot der Rechtsstaatlichkeit erweisen können.  
 
(1) Bedeutung und Aufgabe der Gewaltenteilung 
 
Die Staatsorganisation in Bund und Ländern folgt durchweg dem Gewaltenteilungs-
prinzip (Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG). Die Bedeutung des Gewaltenteilungsprinzips liegt in 
der Zuweisung unterschiedlicher staatlicher Funktionen an verschiedene Funktions-
träger. Dies dient einerseits der Gewährleistung gegenseitiger Kontrolle345 („checks 
and balances“), andererseits aber auch bestmöglicher Erfüllung dieser Funktionen. 
Gewaltenteilung sichert darüber hinaus die Berechenbarkeit, Kontrollierbarkeit und 
Kompetenzmäßigkeit der öffentlichen Gewalt. 
                                            
345 Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (192), 190 ff. (197). 
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Als eine maßgebliche Grundlage des Rechtsstaats beinhaltet Gewaltenteilung ein 
staatstheoretisches Prinzip, dessen Gehalt sich nicht in der Trennung der Gewalten 
erschöpft. Trennung bedeutet in diesem Zusammenhang nur die Unterscheidung von 
staatsorganisatorischen Hauptfunktionen (Gesetzgebung, Vollziehung und Recht-
sprechung) und deren Zuweisung an verschiedene Organe (Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG). 
Gewaltenteilung hat darüber hinaus vor allem die gegenseitige Hemmung und Kon-
trolle dieser Gewalten zum Ziel.346 Dieser Doppelfunktion des Gewaltenteilungsprin-
zips entspricht die Abgrenzung von Gewaltenunterscheidung (funktionale Gewalten-
teilung) und Gewaltentrennung (organisatorische Gewaltenteilung).347 
 
Grundgedanke der Gewaltenteilungslehre ist, über Gewaltentrennung hinaus, den 
Missbrauch staatlicher Gewalt durch Teilung dieser Gewalt und Zuweisung staatli-
cher Aufgaben an unterschiedlichen Funktionseinheiten zu verhindern. Nicht die ab-
solute Trennung der Gewalten findet sich im Verfassungsaufbau der Bundesrepublik 
Deutschland als Grundprinzip wieder, sondern die gegenseitige Kontrolle und Mäßi-
gung der Funktionenträger.348 Staatsorgane werden in ein gegenseitiges Spannungs-
verhältnis hineingestellt, damit jede Form der unbegrenzten Alleinherrschaft ausge-
schlossen ist. Das Wesen der Gewaltenteilung besteht in der verfassungsorganisato-
rischen Gewährleistung dieser Mäßigung jeder staatlich organisierten Herrschaft 
durch sie selbst. 
 
Besagte rechtsstaatsideale Konzeption der Gewaltenteilung wird auch als Gewal-
tenteilung i. e. S. bezeichnet, die man sich als lückenlose und vollständige Aufspal-
tung der Gesamtheit der staatlichen Gewalt aufgrund einer rechtlich abgesicherten 
Zuständigkeitsordnung vorstellen muss. Weder einer einzelnen Person noch einem 
einzigen Staatsorgan soll die Befugnis zur umfassenden Machtausübung zukommen, 
sondern die Staatsmacht wird auf mehrere Personen oder Personengruppen verteilt, 
die „besondere Organe“ bilden sowie voneinander materiell, organisatorisch und vor 
allem personell unabhängig sind.349 
 
Nach vorherrschender Auffassung in der Verfassungsrechtswissenschaft wurde das 
Gewaltenteilungsprinzip mit dem Grundgesetz nicht idealtypisch realisiert. Zum Ge-
                                            
346 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I., § 20 IV 3. 
347 Roman Herzog in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 20, RdNrn. 14 f. 
348 BVerfGE 3, 225 (247); 7, 183 (188); 30, 1 (28). 
349 Roman Herzog in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 20, RdNr. 4; Klaus Stern, 
Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I., § 20 IV 3 c) α). 
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meingut der Gewaltenteilungslehre gehöre es, einräumen zu müssen, dass die Funk-
tionentrennung im modernen Staatswesen, wenngleich diese zwar nicht vollständig 
beseitigt sei, so doch aber zumindest vielfach durchbrochen werde.350 Einige Bei-
spiele für Gewaltenverschränkungen seien im Grundgesetz selbst in Form von 
„Mischorganen“ vorgesehen. 
 
Da die Gewaltenteilung unbeschadet vieler Durchbrechungen als Strukturprinzip 
nicht ausgehöhlt werden dürfe, müsse es aber für die Einrichtung von gewaltenüber-
greifenden351 Aufgabenträgern verfassungsrechtliche Einschränkungen geben. Ver-
fügten solche „Mischorgane“ über Entscheidungsbefugnisse, sei es mit dem organi-
satorischen Grundprinzip der Verfassung352 nicht vereinbar, über die Gewaltenteilung 
hinweg verschränkte Funktionseinheiten irgendwelchen Zuschnitts nicht durch die 
Verfassung selbst sondern nur durch einfaches Gesetz oder einen sonstigen im 
Range unter der Verfassung stehenden Rechtsakt zu schaffen.353 
 
Der Sonderstatus des Rechnungshofs im Verfassungsgefüge stellt ein anschauliches 
Beispiel für eine „verschränkte“, nicht mit Entscheidungsgewalt versehene Funktions-
einheit dar. Aufgrund dieser Sonderstellung und der beim Rechnungshof anzutref-
fenden Elemente aller drei Grundfunktionen der Gewaltenteilung, ist es möglich, ihn 
als „Mischorgan“ zu bezeichnen.  
 
Welche Schwierigkeiten es bedeutet, den Rechnungshof mit der ihm ausschließlich 
zukommenden umfassenden Kontrollfunktion in das System der Gewaltentrennung 
einzuordnen, wurde schon dargestellt.354 Die Finanzkontrolle ist zwar als Staatsfunkti-
on in der Verfassung garantiert, der Rechnungshof gehört aber zu keiner der drei 
                                            
350 BVerfGE 3, 225 (247); 7, 183 (188); 34, 52 (59); Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. I., § 20 IV 3 c). Roman Herzog in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommen-
tar, Art. 20, RdNr. 28, weist darauf hin, dass vor allem von einer wirklich reinen Durchführung ge-
waltenteilender Demokratie überall dort nicht die Rede sein kann, wo die auf dem konstitutionellen 
Verfassungssystem beruhende Idee des parlamentarischen Regierungssystems (im Unterschied 
zum Prinzip der parlamentarischen Demokratie) vorliegt. Soweit in solchen Verfassungssystemen 
das Parlament als einziges unmittelbar gewähltes Staatsorgan besteht, sind die anderen „besonde-
ren Organe“ nicht unmittelbar von der Staatsgewalt des Volkes abgeleitet. Eine vollständige ge-
genseitige Unabhängigkeit der Gewalten voneinander würde aber eine eigene demokratische Legi-
timation auch der rechtsprechenden und der vollziehenden Gewalt erfordern, Dieter Hesselberger, 
Das Grundgesetz, Art. 20, RdNr. 27. 
351  Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (201). 
352 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I, § 20 IV 3 b). 
353 Roman Herzog in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 20, RdNr. 41. 
354 Seiten 27 ff. 
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Hauptgewalten.355 Die staatlichen Finanzkontrollorgane verkörpern zudem auch keine 
„vierte Gewalt“, sondern nehmen in Hinsicht auf die Gewaltenteilungslehre eine Son-
derstellung ein. Die Prüfung und Berichterstattung an die gesetzgebende Körper-
schaft verstärkt mittelbar die gegenseitige Hemmung und Kontrolle von Staatsge-
walten aus einer unabhängigen Position heraus. 
 
In Art. 114 Abs. 2 GG ist folglich den Rechnungshöfen mit der Finanzkontrolle eine 
Staatsaufgabe zugewiesen und zugleich für das staatliche Finanzwesen partiell eine 
Funktionenordnung angelegt, die von Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG abweicht.356 Da der ver-
fassungsorganisatorische Sonderstatus der Finanzkontrolle zugleich dazu bestimmt 
ist, der Gewaltenteilung zu dienen, liegt in der Funktionszuweisung des Art. 114 
Abs. 2 GG somit im „doppelten Sinne“ ein system-immanenter Systembruch.357 
Art. 114 Abs. 2 GG kann somit auch als „Bruchstelle“ der Gewaltenteilung im Grund-
gesetz bezeichnet werden. 
 
In Hinsicht auf den in Art. 114 Abs. 2 GG angelegten Systembruch erscheint die ein-
gangs aufgeworfene Frage bedeutsam, inwieweit Prüfungshandlungen der Finanz-
kontrollbehörden von der rechtsstaatlichen Bindungswirkung erfasst sind.  
 
(2) Bindung an Recht und Gesetz 
 
Mit der einfachgesetzlichen Ausformung der Prüfungs- und Berichtsrechte der Rech-
nungshöfe in den Haushaltsordnungen von Bund und Ländern hat der Gesetzgeber 
umfassende rechtliche Grundlagen für deren Prüfungstätigkeit geschaffen. Die ge-
setzmäßige Ausgestaltung der Finanzkontrolle auf der Ebene des Haushaltsrechts 
(§§/Art. 95 ff. BHO/LHO) spricht für eine der rechtsprechenden und vollziehenden 
Gewalt vergleichbaren Bindung an „Recht und Gesetz“. Ein Rückgriff auf die verfas-
sungsmäßige Verankerung der Kontrollbefugnisse in Art. 114 Abs. 2 GG und die Ver-
fassungen der Länder ist von daher nicht nötig, weshalb eine der Gesetzgebung ver-
                                            
355 Seite 37. 
356  Wegen der gewaltenübergreifenden staatlichen Finanzfunktion dürfen auch die Kontrollfunktionen 
im Bereich der öffentlichen Finanzen nicht nur auf eine Teilgewalt bezogen werden. Aus diesem 
Grund hat der Gesetzgeber die Kompetenzen des Rechnungshofs in Art. 114 Abs. 2 GG nicht in 
Kategorien der Gewaltenteilung bezeichnet, sondern er soll Kontrolle innerhalb der Funktionenord-
nung bewirken – einer Ordnung, in der Finanzkontrolle durch den Rechnungshof als zusätzliches 
Element der Gewaltenteilung einbezogen ist; Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch 
Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 
S. 190 ff. (205, 213). 
357 Roman Herzog in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 20, RdNr. 28. 
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gleichbare Rechtsgebundenheit an die verfassungsmäßige Ordnung im Fall der Fi-
nanzkontrolle nicht auf der Hand liegt. 
 
Bei der Prüfung von Stellen außerhalb des Staats, dem der Rechnungshof angehört, 
ist ohnehin nur von einer Bindung an die einfachgesetzlichen Bestimmungen des 
Haushaltsrechts und ggf. an weitere, ebenfalls nicht vom Verfassungsauftrag um-
schlossene Prüfbefugnisse auszugehen. Prüfungsrechte außerhalb der nach den 
Bundes- und Landeshaushaltsordnungen normierten Kompetenzen bestehen bei-
spielsweise aufgrund von Zuwendungsbescheiden, soweit darin Kontrollbefugnisse 
des Rechnungshofs gegenüber dem Empfänger der staatlichen Förderung festgelegt 
sind. 
 
Im Verhältnis zu rechtsfähigen Personen des Privatrechts handelt es sich bei den 
Prüfungskompetenzen des Rechnungshofs darüber hinaus aufgrund des Vorbehalts 
des Gesetzes358 außerdem um Eingriffsbefugnisse. Ohne konkrete haushaltsrechtli-
che oder sonstige Ermächtigung würde der Rechnungshof nicht zu Maßnahmen be-
fugt sein, die in eine durch Grundrechte und andere subjektive Rechtspositionen ge-
schützte Sphäre hineinwirken. 
 
Im innerstaatlichen Bereich berührt die Prüfungsbefugnis hingegen grundsätzlich 
kein individuelles Schutzrecht. Dennoch muss auch bei Prüfungshandlungen gegen-
über Behörden zumindest von Gesetzesbindung ausgegangen werden.359 Vorbehalt 
und Vorrang des Gesetzes stellen unabhängig voneinander Elemente der Gesetz-
mäßigkeit dar (Gesetz und Eingriffsvorbehalt als Grundkategorien des Rechts-
staats).360 Im Verhältnis zu staatlichen Organen wird - anders als bei Privatrechtssub-
jekten - zwar die positive Gesetzmäßigkeit (Vorbehalt des Gesetzes) vom Grundge-
setz nicht gefordert. Damit wird jedoch nicht zugleich auch der Vorrang des Gesetzes 
für unbeachtlich erklärt. Aus dem Wortlaut des Art. 20 Abs. 3 GG folgt vielmehr, dass 
der Vorrang des Gesetzes - anders als der Vorbehalt des Gesetzes - eine umfas-
sende Geltung im Rechtsstaat beansprucht. Der Vorbehalt des Gesetzes gilt somit 
stets auch bei innerstaatlichen Kompetenzen. 
 
                                            
358 Dieter Hesselberger, Das Grundgesetz, Art. 20, RdNr. 29. 
359  Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (206). 
360 Roman Herzog in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 20, RdNr. 34; Klaus Stern, 
Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I., § 20 IV b). 
 130 
Art. 20 Abs. 3 GG stellt den Kern des Rechtsstaatsprinzips dar und verfügt die Un-
terwerfung des gesamten staatlichen Handels unter das Recht. Die Rechtsbindung 
des Gesetzgebers erstreckt sich auf die verfassungsmäßige Ordnung, auf den Ge-
samtinhalt des Grundgesetzes und das geltende Verfassungsgewohnheitsrecht. Die 
Bindung der vollziehenden Gewalt und Rechtsprechung ist gem. Art. 20 Abs. 3 GG 
sogar noch weiträumiger und umfasst Rechtsnormen jeder Art sowie ungeschrie-
benes Recht und Gewohnheitsrecht.361 
 
Der Geltungsanspruch des Vorgangs des Gesetzes ist somit offenbar umfassend. 
Die von 20 Abs. 3 GG bezweckte lückenlose Rechtsbindung ist auch daran ersicht-
lich, dass mit „vollziehender Gewalt“ im Sinne des Art. 20 Abs. 3 GG sämtliche staat-
lichen Aktivitäten gemeint sind, die nicht Gesetzgebung darstellen.  
 
Da vom Rechtsstaatsprinzip mithin sämtliche öffentlich-rechtlichen Tätigkeiten des 
Staats und seiner Organe erfasst werden, führt die Sonderstellung des Rechnungs-
hofs nicht zur Freistellung von der Bindung an Recht und Gesetz.362 Diese vermag 
wegen dessen Einbindung in den Verfassungsorganismus, der vom Rechtsstaats-
prinzip durchdrungen ist, die Bindung an Recht und Gesetz nicht zu durchbrechen. 
 
Am Beispiel der Normsetzung durch die Exekutive (Erlass von Rechtsverordnungen 
und von autonomen Satzungen) kann dies verdeutlicht werden. Die Exekutive ist 
nicht nur bei dem Erlass von Einzelakten und der Vornahme von Tathandlungen, 
sondern auch bei der Normsetzung „vollziehende Gewalt“ i. S. des Art. 20 Abs. 3 GG 
und unterliegt als solche der Bindungswirkung.363 Somit handelt es sich beim Normer-
lass durch die Exekutive um eine Gewaltenverschränkung in Form atypischer Aufga-
benzuordnung, die ohne Einfluss auf die Bindung an Recht und Gesetz ist. Im Unter-
schied dazu ist die Finanzkontrolle zwar ebenfalls eine atypische, aber auch eine or-
ganisatorisch verselbständigte Funktion. Da jedoch auch den in Art. 20 Abs. 2 GG 
genannten Hauptgewalten Kontrollfunktionen obliegen, kann es in Hinsicht auf das 
Rechtsstaatsgebot nicht darauf ankommen, dass Rechnungsprüfung in institutionell 
verselbständigter Form wahrgenommen wird. Normsetzung durch die Exekutive und 
Rechnungsprüfung stellen gleichermaßen Gewaltenverschränkungen dar, die nur 
                                            
361 Karl-Heinz Seifert in: Seifert, Hömig (Hrsg.), Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 
Art. 20, RdNr. 9; vgl. Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I., § 20 IV 
4 b). 
362 Hans D. Jarass in: Jarass, Pieroth (Hrsg.), Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 
Art. 20, RdNr. 37. 
363 Roman Herzog in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 20, RdNr. 37. 
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wegen der bei der Finanzkontrolle vom Regelfall des Art. 20 Abs. 2 GG abweichen-
den Aufgabenwahrnehmung nicht unterschiedlich zu behandeln sind.  
 
Da der Vorrang des Gesetzes im Ergebnis also den gesamten Bereich des öffentli-
chen Handelns einschließlich der Finanzkontrolle erfasst, ist eine Prüfungsan-
ordnung, die gegenüber einer Behörde ergeht und die beispielsweise der Kompe-
tenzzuweisung in §§/Art. 94, 95 BHO/LHO verankerten nicht entspricht, mit dem 
Rechtsstaatsgebot nicht vereinbar. An diese Bindung der Finanzkontrolle an Recht 
und Gesetz schließt sich die Frage an, ob ein kompetenzwidriger Finanzkontrollakt 
im Widerstreit mit der Aufgabe der Gewalteneilung steht, im Staat eine eindeutige 
und klar gegliederte Funktionenordnung zu gewährleisten. Soweit keine anderweiti-
gen Abwehrmöglichkeiten gegen kompetenzwidrige Prüfhandlungen bestehen364, er-
scheint eine justizförmige Kontrolle der Finanzkontrolle bei von diesen ausgehenden 
Funktionenübergriffen als gerechtfertigt. 
 
(3) Gewährleistung der Kompetenzordnung 
 
Das rechtsstaatliche Prinzip will nicht nur eine freiheitliche Ordnung durch Ge-
währung subjektiver Rechte und die schlichte Teilung der Gewalten schaffen; es will 
auch staatliche Funktionen und Kompetenzen institutionell verfestigt und rational ge-
formt in rechtlich verstetigter Form zuweisen. Der staatliche Aufbau soll auch inner-
halb der Gewalten gegliedert, durchsichtig und nach Verantwortlichkeiten geordnet 
sein.365 Die Staatsaufgaben und Entscheidungen sind von solchen Organen zu erle-
digen und zu treffen, die nach ihrer inneren Struktur, Besetzung, Arbeitsweise und 
dem zu beachtenden Entscheidungsverfahren dafür legitimiert sowie gerüstet sind, 
effizient zu entscheiden.366 Die Organisation des Staates muss „funktionsklar“ und 
„funktionsgerecht“ sein.367 
                                            
364 Allgemeinhin dürfte eine Kontrollbefugnis der Gerichte bei Kompetenzüberschreitungen von staatli-
chen Aufgabenträgern nicht von Verfassungswegen geboten sein. Überschreitet eine Behörde ihre 
gesetzlich festgelegten Kompetenzen, würde dies zwar einen Verstoß gegen Innenrecht und somit 
einen Widerspruch zum Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung darstellen. Jedoch ist es 
i. d. R. nicht erforderlich, eine Möglichkeit vorzusehen, die Gerichte anzurufen, da innerhalb der-
selben Gewaltensäule ausreichende Vorkehrungen für die Rückgängigmachung des kompetenz-
widrigen Aktes getroffen werden können. Die Rechtswidrigkeit eines verwaltungsinternen Aktes 
kann somit nicht das entscheidende Kriterium für die Einweisung von Organen in eine besondere 
verwaltungsprozessuale Stellung zur Eröffnung objektiver Rechtskontrolle sein. 
365 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I., § 20 IV 3 b). 
366 Fritz Ossenbühl, Aktuelle Probleme der Gewaltenteilung im modernen Staat, DÖV 1980, S. 545 ff. 
(549). 
367 Otto Küster, Das Gewaltenproblem im modernen Staat, AöR 75 (1949), S. 402. 
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Feste, klare und verbindliche Verfahrensregeln und die Zuweisung von Kompetenzen 
- die immer begrenzt sind - bringen die staatlichen Organe in Form.368 Rechtsnormen 
gewährleisten Geformtheit, Verstehbarkeit, Übersichtlichkeit und Klarheit für das ge-
samte öffentliche Handeln. Den Bestimmungen über die Kompetenz- und Zuständig-
keitsordnung für die staatlichen Wirkungseinheiten kommt insoweit erhebliche 
rechtsstaatliche Bedeutung zu.369 Der Gesetzgeber betrachtet daher die Gewaltentei-
lung als organisatorisches Grundprinzip, das der „Konstituierung, Rationalisierung, 
Stabilisierung und Begrenzung“ im Staatswesen dient.370 Für dieses Grundprinzip 
wurde in Art. 20 Abs. 2 GG im Gegensatz zu anderen Ausprägungen der Rechts-
staatlichkeit nicht nur ein „Auffangtatbestand“, sondern ausnahmsweise eine „Vollre-
gelung“ getroffen.371 
 
Kompetenzwidrige Wahrnehmung der Kontrollbefugnisse des Rechnungshofs, wie 
auch die Behinderung der Rechnungsprüfung durch eine prüfungsverpflichtete Be-
hörde, erscheinen als mit dem durch die Gewaltentrennung vorgezeichneten Bild ei-
nes wohlgeordneten Funktionenablaufs innerhalb des Staats nicht vereinbar. Sie wir-
ken dem Ziel entgegen, das organisatorische Gefüge innerhalb der Teilgewalten auf 
bestmögliche Erfüllung aller Staatsfunktionen auszurichten.372 
 
Auch wenn kompetenzwidrige Finanzkontrollakte wegen des im Innenraum des Staa-
tes herrschenden Vollstreckungsverbots nicht gegen andere staatliche Aufgabenträ-
ger durchsetzbar sein sollten, bliebe im Falle von Rechtsstreitigkeiten doch letztlich 
ungeklärt, ob die prüfungsverpflichtete Stelle einer an sie gerichteten Prüfungsan-
ordnung nachkommen muss. Weitere Rechtsunsicherheiten stünden zu befürchten, 
wenn in einem solchen Fall zudem nicht entschieden werden würde, ob der Rech-
nungshof zur Weitergabe von Prüfergebnissen befugt ist. Klarheit und Übersichtlich-
keit des staatlichen Wirkens im Innenbereich sind folglich ohne verbindliche Letztent-
                                            
368 Konrad Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, RdNr. 193. 
369 Franz-Ludwig Knemeyer, Funktionen der Aufgabenzuweisungen in Abgrenzung zu den Befugnis-
normen, DÖV 1978, S. 11 ff., Christian Gusy, Der Schutz gegen rechtswidrige Informationsermitt-
lung durch die Nachrichtendienste, DÖV 1980, S. 432 f., Eduard Schmidt-Jortzig, Probleme der 
kommunalen Fremdverwaltung, DÖV 1981, S. 393. 
370 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I, § 20 IV 3 b); Konrad Hesse, 
Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, RdNr. 498; Peter Schneider, 
Zur Problematik der Gewaltenteilung im Rechtsstaat der Gegenwart, AöR 82 (1957), S. 1 ff. 
371 Roman Herzog in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 20 GG, Rdnrn. 41, 51, 
121. 
372  Hans Blasius, Zu aktuellen Problemen der Finanzkontrolle, NWVBl. 2000, 413 ff. (415), weist dar-
auf hin, dass missbräuchliche, willkürliche Einsichts- und Auskunftsverlangen, die ihm übrigens in 
seiner Praxis noch bei keinem deutschen Rechnungshof begegneten, freilich durch das Gesetz 
nicht gedeckt sind. 
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scheidung über die bei Rechnungsprüfung auftretenden Rechtsstreitigkeiten beein-
trächtigt.  
 
Im Ergebnis besteht somit ein Bedürfnis für die Einführung eines objektiven gerichtli-
chen Beanstandungsverfahrens zur Ausfechtung von Innenrechtsstreitigkeiten im 
Bereich der Finanzkontrolle. Sollten kompetenzwidrige Finanzkontrollakte nicht nur 
mit der Funktionenordnung als solcher im Widerstreit stehen, sondern darüber hin-
aus konkrete Funktionenübergriffe bewirken, würde das weiteren Grund für eine Zu-
weisung der bei Rechnungsprüfung auftretenden Innenrechtsstreitigkeiten an die 





Die verfassungsorganisatorische Sonderstellung des Rechnungshofs hat zur Folge, 
dass kompetenzwidrig ausgeübte Prüfungshandlungen stets Funktionenübergriffen 
gleichzusetzen sind. 
  
Prüfhandlungen des Rechnungshofs, zu denen dieser nicht nach §§/Art. 88 ff. 
BHO/LHO befugt ist, stellen zugleich Überschreitungen der Kompetenzen aus 
Art. 114 Abs. 2 GG und den entsprechenden Vorschriften der Landesverfassungen 
dar, da die §§/Art. 88 ff. BHO/LHO die durch die Verfassung getroffene Funktionszu-
weisung einfachgesetzlich ausformen.373 
 
Zur damit fehlenden Rechtsgrundlage kommt hinzu, dass die Prüfungshandlungen in 
diesen Fällen nicht nur den Vorrang des Gesetzes und die innere staatliche Kompe-
tenzordnung antasten. Vielmehr berühren sie aufgrund der Sonderstellung des 
Rechnungshofs stets gewissermaßen „von außerhalb“ Aufgabenbereiche, die den 
Hauptgewalten durch Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG zugeordnet oder in sonstiger Weise 
staatlichen Organen zur Gewährleistung der Gewaltenteilung zugewiesen sind.  
 
                                            
373 Bei einem kompetenzwidrigen Finanzkontrollakt ist außerdem die in Art. 114 Abs. 2 GG verankerte 
Sonderstellung des Rechnungshofs in Frage gestellt, da Prüfhandlungen solcher Art der Gewalten-
teilung nicht einmal mehr mittelbar dienen können. Gerade auf dieser Verstärkung der Wirksamkeit 
von Gewaltenteilung beruht aber die Unabhängigkeit des Rechnungshofes. Der Rechnungshof 
kann sich damit im Fall einer gerichtlichen Kontrolle der gegen die Kompetenzordnung verstoßen-
den Prüfungsmaßnahme nicht auf seine Unabhängigkeit gem. Art. 114 Abs. 2 GG berufen. 
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Folglich sind nicht dem Verfassungsauftrag374 aus Art. 114 Abs. 2 GG dienliche Prü-
fungshandlungen grundsätzlich in der Lage, die durch das Gewaltenteilungsprinzip 
bezweckte gegenseitiger Hemmung und Kontrolle der Staatsgewalten zu beeinflus-
sen. 
 
Dieser „Reflex“ der Sonderstellung des Rechnungshofs im Staatsgefüge zeigt sich 
deutlich am Beispiel eines Rechtsstreits über den Inhalt einer Prüfungsanordnung. 
Da keine Möglichkeit besteht, die Rechtmäßigkeit des Finanzkontrollakts verbindlich 
für die Beteiligten zu klären, ist damit zu rechnen, dass die Verwaltung letztlich unter 
Hintanstellung ihrer rechtlichen Bedenken dem Informationsverlangen des Rech-
nungshofs Folge leistet. In Abhängigkeit vom Umfang der seitens des Rechnungs-
hofs festgelegten Mitwirkungshandlungen würde der vom Prüfauftrag aus Art. 114 
Abs. 2 GG nicht umfasste Finanzkontrollakt die Fähigkeit der betroffenen Staatsge-
walt verringern, ihre Befugnisse ungeschmälert im Dienst der „checks and balances 
of power“ zu entfalten. Die kompetenzwidrige Prüfmaßnahme würde also die Aufga-
benwahrnehmung von Funktionsträgern innerhalb der betroffenen Staatsgewalt zum 
Nachteil der Wirksamkeit der Gewaltenteilung beeinträchtigen. 
 
Somit stellt eine vom Finanzkontrollauftrag nicht umfasste Prüfungsanordnung einen 
Übergriff in den Funktionsbereich derjenigen Gewalt dar, der die prüfungsverpflichte-
te Behörde angehört. Ein solcher Funktionenübergriff soll jedoch nicht stets unzuläs-
sig sein. Aus den zahlreichen im Grundgesetz vorgesehenen Gewaltenver-
schränkungen ist zu folgern, dass Funktionenübergriffe jedenfalls bis zu einem ge-
wissen Grad mit der Verfassung vereinbar sind. Deshalb kann das Gewaltentei-
lungsprinzip allein in derartigen Grenzfällen keine schlüssigen Antworten geben.375 
 
Im Unterschied zu anderen Staatsfunktionen sind der Finanzkontrolle in Gestalt des 
Prüfauftrags durch Art. 114 Abs. 2 GG verfassungsrechtlich konkrete Funktionsgren-
zen gezogen. Sie müssen beim Erlass von Prüfungsanordnungen beachtet werden, 
mit denen der Rechnungshof bestimmt, welche Einzelerhebungen in Bezug auf den 
zu prüfenden Sachverhalt vorgenommen werden. Für die Erhebung des prüfungsre-
                                            
374 Herbert Sauer, Wissenschaftsfreiheit und Finanzkontrolle, DÖV 1986, S. 941 ff- (954); Herbert 
Sauer, Hans Blasius, Universalität der Finanzkontrolle, DÖV 1986, S. 554 ff.; Christian Tomuschat, 
Die parlamentarische Haushalts- und Finanzkontrolle in der Bundesrepublik Deutschland, Der 
Staat, 19 (1980), S. 1 ff. (18), Karl Wittrock, Haushaltsgestaltung durch Finanzkontrolle, Die Ver-
waltung, 19 (1986), S. 1 ff. (5); ders., Die Zusammensetzung der Rechnungshöfe in der Bundesre-
publik Deutschland, Die Verwaltung, 19 (1986), S. 363 ff. (372). 
375 Christoph Degenhart, Staatsrecht I, Staatsorganisationsrecht, RdNr. 252. 
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levanten Sachverhalts sind also konkrete Schranken normiert, die überschritten wer-
den, wenn etwa vermeintlich völlig belanglose oder sonst dem Prüfgegenstand nicht 
betreffende Informationen von der geprüften Stelle abverlangt werden. 
 
Aufgrund des Beurteilungsspielraums des Rechnungshofs bei der Auswahl der prü-
fungsverpflichteten Stelle und der Ausgestaltung der an diese zu richtenden Prü-
fungsanordnung wird i. d. R. für die Beantwortung der Frage, ob ein Finanzkontrollakt 
kompetenzwidrig ist, eine wertende Betrachtung erforderlich sein. Somit ist zu erör-
tern, welcher allgemeine Maßstab bei dieser Abwägung angelegt werden muss. Von 
diesem Maßstab, bei dem zunächst an den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu den-
ken ist, hängt ab, unter welchen Voraussetzungen eine Prüfungshandlung in beacht-




Für Abwägungen im Zusammenhang mit Funktionsübergriffen wird im Schrifttum 
schon seit Langem das Verhältnismäßigkeitsprinzip herangezogen.376 Als allgemein-
rechtsstaatlicher Grundsatz soll das Erfordernis der Verhältnismäßigkeit nicht nur bei 
Eingriffen in die Individualrechtssphäre, sondern grundsätzlich in allen Fällen als 
Wertungsmaßstab angelegt werden können, in denen kollidierende Rechtspositionen 
in Ausgleich zu bringen sind. 
 
Zu den wesentlichen Elementen der Rechtsstaatlichkeit gehört die Forderung, dass 
staatliches Handeln stets limitiert und damit zugleich messbar und vorausberechen-
bar sein muss. Das Willkürverbot enthält ein grundlegendes Gebot des Rechtsstaats, 
dem wesenseigen ist, dass staatliche Maßnahmen grundsätzlich nicht unbegrenzt 
und unbegründet sein dürfen, sondern ihre Rechtfertigung in einem benennbaren 
Zweck haben müssen und an diesem Zweck in ihrem Umfang und Ausmaß auch 
gemessen werden. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit konkretisiert mit seinen 
drei Bausteinen Geeignetheit, Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit i. e. S. den 
Maßstab für diese Abwägung. 
 
                                            
376 Siehe im Zusammenhang auch zum Problem des „Gerichtseingriffs“ in die Verwaltung durch die 
vorbeugende Unterlassungsklage Walter Schmitt, Hans-Detlef Horn, Verwaltungsprozessrecht, 
RdNr. 313, 380, mit Hinweis auf die Problematik der verwaltungsgerichtlichen Unterlassungsklage,  
Christoph Degenhart, Staatsrecht I, Staatsorganisationsrecht, RdNr. 252. 
 136 
Das Bundesverfassungsgericht hat das Verhältnismäßigkeitsprinzip - mit Modifikatio-
nen - bis vor einiger Zeit auch bei staatsinternen Maßnahmen angewandt.377 Die 
Grundsätze des Verhältnismäßigkeitsgebots und des Übermaßverbots seien aus 
dem Rechtsstaatsprinzip abgleitet. Damit könne diesen Grundsätzen die Rechtsnatur 
von „übergreifenden Leitregeln allen staatlichen Handelns“ zugesprochen werden.378 
Demzufolge sei es möglich, die Anwendbarkeit des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
auszuweiten. Im Wege eines „Qualitätsumschlags“ konnte es über seine gesetzlich 
angeordnete Geltung im Eingriffsrecht der vollziehenden Gewalt hinausreichen.  
 
Das Willkürverbot galt nach früherer Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts als Maßstab für jedwedes staatliche Handeln,379 ganz gleich ob diesem Außen-
wirkung zukommt oder es sich um Maßnahmen handelt, die sich ausschließlich auf 
den Innenbereich des Staats beziehen. Als ein für alle staatlichen Gewalten unter 
Einschluss der Gesetzgebung verbindlicher Maßstab begann es, auf das Arbeits-
recht auszustrahlen und damit Einfluss auf das Handeln von Privatpersonen zu ge-
winnen. Der Übermaßkontrolle unterfielen nicht mehr nur Eingriffe sondern auch 
Vorgänge im Rahmen der gestaltenden, leistenden und planenden Staatstätigkeit. 
Die Güter- und Interessenabwägung, also der Kern des Verhältnismäßigkeitsverbo-
tes, schickte sich an, zu einem „neuen Paradigma“ zu werden.380 
 
Kritische Stimmen im Schrifttum haben angesichts dieser Entwicklung vor dem dro-
henden Verlust von Rechtssicherheit gewarnt. Der ausufernden Anwendung des 
Verhältnismäßigkeitsprinzips müsse mit einer stärker normativen Rückbindung be-
gegnet werden.381  
 
Das Bundesverfassungsgericht ist den im Schrifttum geäußerten Bedenken nunmehr 
gefolgt und will die Anwendbarkeit des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes künftig auf 
Eingriffe des Staats gegenüber dem Bürger beschränken. Im Falle eines Rechts-
streits um das Weisungsrecht des Bundes gegenüber einem Landesministerium in 
                                            
377 Roman Herzog in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 20, Rdnrn. 26, 70, 71. 
378 BVerfGE 23, 127 (133); 35, 382 (400); 38, 348 (368); Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundes-
republik Deutschland, Bd. I, § 20 IV 7 a). 
379 BVerfG in EuGRZ 1977, 122 (127); BVerwGE 38, 68 (70); Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bun-
desrepublik Deutschland, Bd. I, § 20 IV 7 a); Eberhard Grabitz, Der Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, AöR 98 (1973), S. 568 ff. 
380 Siehe zur Verwendung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes anstelle des Wirtschaftlichkeitsbeg-
riffs Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatlichen Handelns, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit als 
Prüfungsmaßstäbe, S. 403. 
381 Eduard Schmidt-Aßmann in: Isensee, Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesre-
publik Deutschland, Bd. I, § 24, RdNr. 2. 
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einem atomrechtlichen Zulassungsverfahren hat das Bundesverfassungsgericht ent-
schieden382, dass der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nicht als Abwägungsmaßstab 
herangezogen werden kann. Dieser sei auf den Schutz subjektiver Rechte zuge-
schnitten. Subjektive Rechte würden insbesondere in Gestalt der Grundrechte nur im 
Verhältnis zwischen Bürger und Staat wirken. Demgegenüber können im Verhältnis 
staatlicher Aufgabenträger zueinander grundsätzlich keine individuellen Abwehrrech-
te bestehen. Eine Weisung des Bundes an ein Land sei deshalb nicht an Geeignet-
heit, Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit i. e. S. zu messen. Eine Schranke be-
stehe wegen andersartiger Bindung des Ermessens als beim Individualrechtsschutz 
nur in Form „grober Unsachgemäßheit“ von innenrechtswidrigen Maßnahmen.383  
 
(6) Grob unsachgemäße Prüfhandlungen 
 
Welcher von den beiden Maßstäben - Verhältnismäßigkeit oder „grobe Unsachge-
mäßheit“ - bei Innenrechtsstreitigkeiten anzuwenden ist, ist letztendlich für die Frage, 
ob Innenrechtsstreitverfahren im Bereich der Finanzkontrolle mit dem Rechtsstaats-
prinzip konform sind, nicht entscheidend. Wichtig ist nur, dass auch nach neuer Auf-
fassung des Bundesverfassungsgerichts sich aus den Rechtsstaatsgedanken eine 
Schranke für Funktionenübergriffe ergibt. Folgt man der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts, würde nur die Schwelle höher liegen, ab der kompetenzwid-
rige Finanzkontrollakte mit dem Gewaltenteilungsgrundsatz nicht mehr in Einklang 
stehen.384 
 
Ausgehend von der neueren Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ver-
stößt ein Finanzkontrollakt, mit dem die geprüfte Stelle in grob unsachgemäßer Art 
und Weise in Anspruch genommen wird, gegen das Rechtsstaatsgebot. Zugleich 
liegt ein nicht gerechtfertigter Funktionenübergriff in den Aufgabenbereich der Staats-
gewalt vor, dem die betroffene Verwaltungseinheit angehört. 
 
Eine zur verbindlichen Feststellung der Rechtswidrigkeit von Prüfhandlungen zu-
ständige Instanz und damit eine auf Ausgleich solcher Funktionenübergriffe abzie-
                                            
382 BVerfGE 81, 310 (338). 
383 Hans D. Jarass in: Jarass, Pieroth (Hrsg.), Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 
Art. 20, RdNr. 89; siehe auch Hans J. Wolff, Otto Bachof, Rolf Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, 
§ 33 RdNr. 61; Christoph Degenhart, Staatsrecht I, Staatsorganisationsrecht, RdNr. 404. 
384  Verlangt man hierfür „grobe Unsachgemäßheit“, würde sich also nur hinsichtlich der Schwere des 
Übergriffs ein Unterschied zur Anwendung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes bei der Prüfung 
der Vereinbarkeit von Finanzkontrollakten mit der verfassungsorganisatorischen Funktionenord-
nung ergeben. 
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lende Kontrolle existiert gegenwärtig nicht. Die Normierung einer objektiven gerichtli-
chen Letztentscheidungsbefugnis über Rechtsstreitigkeiten aus dem Bereich der Fi-
nanzkontrolle erscheint somit als mit dem Rechtsstaatsprinzip insgesamt vereinbar 
und zur Wahrung der verfassungsmäßigen Ordnung als geeignet. Die bei Rech-
nungsprüfung oft nur latent angelegten Kompetenzstreitigkeiten würden ausgetragen 
werden können, wenn die rechtlichen Voraussetzungen für die Durchführung von 
verwaltungsgerichtlichen In-Sich-Prozessen seitens des Gesetzgebers geschaffen 
werden würden. 
 
Neben dem vorstehend als Schranke für eine auf gesetzlichem Wege erfolgende 
Implementierung von In-Sich-Verfahren im Bereich der Finanzkontrolle erörterten 
Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit ist die Statthaftigkeit eines solchen objektiven ge-




Das demokratische Prinzip ist das Strukturprinzip des Grundgesetzes. Die in Art. 20 
Abs. 1 GG niedergelegte verfassungsgestaltende Grundentscheidung für die Staats-
form der Demokratie stellt den „Wesensgehalt“ des Demokratieprinzips dar.385 
 
Zum Demokratieprinzip, das einzelne normative Gehalte, wie Volkssouveränität, 
Parlamentsvorbehalt, Repräsentations- und Mehrheitsprinzip, umfasst, gehört vor al-
lem die Forderung nach hinreichender demokratischer Legitimation des staatlichen 
Handelns. Die Ableitung aller Staatsgewalt vom Volk stellt das Wesen der demokra-
tischen Ordnung dar. Die staatlichen Hoheitsbefugnisse werden von Repräsentanten 
(Organe des Staats) nicht Kraft eigenen Rechts ausgeübt, sondern das Volk als Trä-
ger der Staatsgewalt überträgt sie durch Wahlen als vermittelnde Akte auf die staatli-
chen Funktionseinheiten (Art. 20 Abs. 2 S. 2, Art. 38 Abs. 1 GG).386 
 
Nach Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG muss die einem Staatsorgan übertragene Funktion in 
einer „ununterbrochenen Legitimationskette“ auf den Willen des Wahlvolks zurückge-
führt werden können.387 Diese Legitimationskette würde durch einen Finanzkontrollakt 
                                            
385 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I, § 18 II. 4; Christoph Degen-
hart, Staatsrecht I, Staatsorganisationsrecht, § 1, RdNr. 12. 
386 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I, § 18 II. 6 a). 
387 E. W. Böckenförde in: Isensee, Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. I, § 22, RdNr. 11. 
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durchbrochen werden, mit dem in grob unsachgemäßer Weise die Prüfkompetenz 
überschritten wird. Finanzkontrolle stellt einen Verfassungsauftrag dar, der dem 
Rechnungshof aufgrund demokratisch legitimierter Entscheidung des Gesetzgebers 
gem. Art. 114 Abs. 2 GG anvertraut ist. Greift ein Finanzkontrollakt grob unsachge-
mäß in den Funktionenbereich einer anderen Staatsgewalt über, ist dieser nicht auf 
den Verfassungsauftrag gestützt.388 
 
Die Verfassungsrechtslehre unterscheidet beim Demokratiegebot außerdem zwi-
schen personeller und materieller Legitimation.389 Personelle Legitimation bedeutet, 
dass eine ununterbrochene Legitimationskette zu den mit staatlichen Aufgaben 
betrauten Organen und Amtswalter bestehen muss. Die materielle Legitimation äu-
ßert sich in der grundsätzlichen Weisungsgebundenheit der Verwaltung gegenüber 
der Regierung und deren Verantwortlichkeit gegenüber dem Parlament. Soweit „au-
tonome Bereiche“ bestehen, soll das Demokratieprinzip zumindest Rechtsaufsicht 
verlangen. 
 
Angesichts der nach Art. 114 Abs. 2 GG institutionell verselbstständigten Finanzkon-
trolle fällt es nicht schwer, die Rechnungsprüfung als einen „autonomen Bereich“ 
einzustufen. Der Präsident des Rechnungshofs ist zwar aufgrund dessen Wahl durch 
das Parlament unmittelbar personell legitimiert. Im Verhältnis zum Rechnungshof als 
Prüfbehörde sind aber keinem Staatsorgan Weisungsbefugnisse zugewiesen. Die in 
Art. 114 Abs. 2 GG enthaltene besondere Funktionszuweisung stellt insoweit eine 
Ausnahme zur nach dem Demokratieprinzip notwendigen materiellen Legitimation 
dar. 
 
Das Verfassungsrecht unterwirft die Rechnungshöfe allerdings bewusst keiner Auf-
sicht durch ein übergeordnetes Staatsorgan. Auf diese Weise ist eine wirksame Fi-
nanzkontrolle am besten gewährleistet.390 Die Implementierung einer objektiven ver-
waltungsgerichtlichen Kontrolle im Bereich der Rechnungsprüfung ist gleichwohl 
                                            
388 Anknüpfungspunkt ist insoweit nicht nur zufällig die im vorhergehenden Abschnitt erörterte Verein-
barkeit kompetenzwidriger Prüfungshandlungen mit dem Rechtsstaatsgebot (insbesondere mit der 
Gewaltenteilung). Das Grundgesetz hat sich für einen Typus der Demokratie entschieden, der eine 
immanente Verbindung zum Rechtsstaatsgebot aufweist. Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bun-
desrepublik Deutschland, Bd. I, § 18 II. 7 b). 
389 Bodo Pieroth in: Jarass, Pieroth (Hrsg.), Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 20, 
Rdnrn. 9 f. 
390 Erwin Adolf Piduch, Bundeshaushaltsrecht, Kommentar, Art. 114, RdNr. 29. Zur institutionellen 
Unabhängigkeit des Rechnungshofs gegenüber politischer Gewalt Christoph Degenhart, Kontrolle 
der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staats-
rechtslehrer, 55 (1996); S. 190 ff. (203). 
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möglich, denn eine solche griffe nur bei Handlungen des Rechnungshofs ein, die 
nicht vom Finanzkontrollauftrag gestützt sind. Außerdem würde die Finanzkontrolle 
und ihre Bedeutung für das demokratische Staatswesen durch eine verwaltungspro-
zessuale Möglichkeit zur Durchsetzung der Prüfbefugnisse gestärkt werden. 
 
Das Demokratieprinzip steht somit der Schaffung von Rechtsschutzmöglichkeiten bei 
Innenrechtsstreitigkeiten im Bereich der Finanzkontrolle nicht entgegen. Möglicher-
weise trifft dies auf andere Rechts- und Verfassungsgrundsätze, wie etwa den Subsi-




Das Subsidiaritätsprinzip fordert, dass eine höhere organisatorische Ebene Aufga-
ben nur an sich ziehen soll, wenn die nachgeordnete Einheit diese nicht ebenso gut 
oder besser erledigen kann. Der Wesensgehalt der Subsidiarität spiegelt sich damit 
in der Dezentralisierung des Staatsaufbaus wieder, die zugleich als ein Gebot des 
Demokratieprinzips angesehen wird. 
 
Im Grundgesetz ist der Begriff „Subsidiarität“ zwar an keiner Stelle erwähnt391, dieser 
soll aber in den Art. 2 Abs. 1, 6, 9, 28 Abs. 2, 30, 70 Abs. 1, 72 Abs. 2 und 83 GG 
zum Ausdruck kommen.392 Der Subsidiaritätsgrundsatz wird vor allem zur Legitimati-
on der im Grundgesetz niedergelegten Bundesstaatlichkeit herangezogen.393 
 
Dies scheint der Grund zu sein, weshalb Subsidiarität als Leitgedanke für die Aus-
formung der Kompetenzordnung angesehen wird. Sollte der Subsidiaritätsgrundsatz 
eine Grundregel für den inneren Aufbau des Staates darstellen, bedeutete dies mög-
licherweise, dass der Gesetzgeber zur Schlichtung von Kompetenzkonflikten im Be-
reich der Finanzkontrolle - nachdem den beteiligten Aufgabenträgern keinerlei Streit-
entscheidungsbefugnis zusteht - anstelle der Gerichtsbarkeit eine Instanz zu berufen 
hätte, die den streitenden Parteien im Sinne der Subsidiarität übergeordnet ist. 
 
                                            
391 In das Europäische Gemeinschaftsrecht hat das Subsidiaritätsprinzip ausdrücklich Eingang gefun-
den (Art. 3 Abs. 2 EGV); siehe hierzu Herbert Badura, Staatsrecht, Abschnitt D, Rdnrn. 82, 155. 
392 Theodor Maunz, Reinhold Zippelius, Deutsches Staatsrecht, § 11 III 5. 
393 Josef Isensee in: Isensee, Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. IV, § 98, RdNr. 301; Hans-Jochen Vogel in: Benda, Maihofer, Vogel (Hrsg.), 
Handbuch des Verfassungsrechts, § 22, RdNr. 19; Heiko Faber, Kommentar zum Grundgesetz für 
die Bundesrepublik Deutschland (Reihe Alternativkommentare), Bd. I, Art. 28, RdNr. 19. 
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Ob Subsidiarität als ein Strukturprinzip für den Staatsaufbau einzustufen ist und ob 
sich aus ihm weiterhin Folgerungen für die Ausgestaltung einer Zuständigkeit zur 
Konfliktbeseitigung im Bereich der Finanzkontrolle ergeben könnten, ist fraglich. Das 
Schrifttum nimmt zur Subsidiarität als universellem verfassungsorganisatorischem 
Grundsatz eine eher ablehnende Haltung ein.394 
 
Das Grundgesetz treffe eine Reihe von Entscheidungen, aus denen mit mehr oder 
weniger starker Intensität geschlossen werden könne, das Grundgesetz habe das 
Subsidiaritätsprinzip unausgesprochen rezipiert.395 Der Grundsatz des subsidiären 
Beistands der höheren Einheit, wenn die Kräfte der unteren Einheit nicht ausreichen, 
liege dem Grundgesetz jedoch nur mittelbar zugrunde. Ein echtes juristisches Vor-
rangs- und Zuständigkeitsprinzip stelle Subsidiarität nicht dar.396 Deshalb komme der 
Subsidiarität nicht die Bedeutung eines umfassenden Ordnungsprinzips für das 
Staatswesen zu.  
 
Subsidiarität stelle zudem auch kein staatsorganisatorisches Naturrecht dar, da es 
mit den Fundamentalentscheidungen des Grundgesetzes nicht in Einklang stehe. 
Aufgrund der freiheitlichen Philosophie des Grundgesetzes könne kein Gedanken-
system den Anspruch auf ausschließliche, alleinige Geltung erheben.397 Dies würde 
eine „ideologische Aufladung“ und den Versuch bedeuten, einen gesellschafts-
theoretischen Lehrsatz mit dem Rang einer Welterklärungsformel in eine positive 
Verfassung einzugießen.398 Zudem sei das Subsidiaritätsprinzip in der Ausgestaltung, 
die es in der überwiegenden kirchlichen Lehre erfahren habe, zu diffus um Aus-
gangspunkt einer Staatsordnung sein zu können. Es ermögliche bei anstehenden 
Entscheidungen keine Subsumtion, sondern nur Dezision.399 
 
Damit handelt es sich beim Subsidiaritätsgrundsatz nicht um einen allgemeinen nor-
mativen Organisationsrechtssatz des Grundgesetzes. Aus diesem kann keine Folge-
rung über die Statthaftigkeit verwaltungsgerichtlicher Innenrechtsstreitverfahren im 
                                            
394 Das Bundesverfassungsgericht hat zu dieser Frage noch keine Stellung bezogen. Siehe im Zu-
sammenhang Hans Peter Bull, Kommentar zum Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
(Reihe Alternativkommentare), Bd. II, vor Art. 83, RdNr. 48. 
395 Roman Herzog, Subsidiaritätsprinzip und Staatsverfassung, Der Staat 2 (1963), S. 399 ff. (411). 
396 Günter Dürig in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 1, RdNr. 54; ders. Verfas-
sung und Verwaltung im Wohlfahrtsstaat, JZ 1953, S. 198. 
397 Roman Herzog, Subsidiaritätsprinzip und Staatsverfassung, Der Staat 2 (1963), S. 399 ff. (411). 
398 Peter Lerche, Föderalismus als nationales Ordnungsprinzip, Veröffentlichungen der Vereinigung 
der Deutschen Staatsrechtslehrer, 21 (1964), S. 67 ff. (74).  
399 Roman Herzog, Subsidiaritätsprinzip und Staatsverfassung, Der Staat 2 (1963), S. 399 ff. (420). 
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Bereich der Finanzkontrolle abgeleitet werden. Denkbar ist aber, dass eine solche 
Klagemöglichkeit, wenn diese durch ein Gesetz den am Rechnungsprüfungsverfah-
ren beteiligten Behörden eröffnet werden würde, nicht mit den in der Verfassung ent-




Im IX. Abschnitt des Grundgesetzes sind die Grundzüge über die Stellung der Rich-
ter verankert sowie grundrechtsartige Regelungen für das Verhältnis des einzelnen 
zur rechtsprechenden Gewalt normiert. Rechtsprechung im Sinne der Art. 92 ff. GG 
stellt die durch Anwendung von Rechtsnormen in einem geregelten Verfahren erfol-
gende, verbindliche Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten und sonstigen Rechtsfäl-
len durch am Entscheidungsgegenstand unbeteiligte staatliche Stellen dar.400 
 
Herkömmlich wird unter dem Begriff der Rechtsprechung jedenfalls der Kernbereich 
gerichtlicher Aufgabenwahrnehmung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und im Be-
reich der Strafgerichtsbarkeit verstanden. Darüber hinaus sind der Dritten Gewalt 
durch das Grundgesetz weitere Aufgaben unmittelbar zugewiesen. Zu den Vorschrif-
ten, die eine solche Zuweisung enthalten, gehört Art. 19 Abs. 4 GG, der Rechts-
schutz gegen Akte der öffentlichen Gewalt durch die Verwaltungsgerichtsbarkeit ga-
rantiert.401 Bei diesem Zweig der Gerichtsbarkeit handelt es sich somit um eine weite-
re besondere Aufgabenzuweisung an den Bereich der rechtsprechenden Gewalt.402 
 
Sollte der Gesetzgeber ein objektives Streitentscheidungsverfahren im Bereich der 
Finanzkontrolle einführen, muss dieses, um eine Aufgabe der Gerichtsbarkeit dar-
stellen zu können, entsprechend der Grundfunktion der Dritten Gewalt vom Begriff 
der Rechtsprechung mit umfasst sein. Ist das nicht der Fall, steht in Frage, ob eine 
Zuweisung sonstiger Aufgaben, die der Rechtsprechung möglicherweise nur ähnlich 
sind, mit der verfassungsorganisatorischen Stellung der Gerichtsbarkeit vereinbar ist. 
 
Im Zusammenhang ist von Bedeutung, dass das Bundesverwaltungsgericht dem 
Gesetzgeber in einer frühen Entscheidung 403 eine äußerst zurückhaltende Verwen-
dung des § 42 Abs. 2 VwGO empfohlen hat. § 42 Abs. 2 VwGO ermögliche, durch 
                                            
400 BVerfGE 3, 381; 4,346; 14, 69; 18, 255; 21, 145; 26, 198; 42, 209. 
401 Christoph Degenhart, Staatsrecht I, Staatsorganisationsrecht, RdNr. 702. 
402 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 43 I 4 e). 
403 BVerwGE 2, 147 (149). 
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einfaches Gesetz ein Klagerecht unabhängig von der Betroffenheit in eigenen Rech-
ten, die im Verhältnis von Verwaltungsorganen zueinander grundsätzlich nicht gege-
ben sein sollen, einzuführen. Es wäre zu wünschen, so das Bundesverwaltungsge-
richt, dass von § 42 Abs. 2 VwGO als einer „im Grunde genommen der Aufgabe der 
Streitgerichtsbarkeit nicht angemessenen Einrichtung möglichst wenig Gebrauch 
gemacht wird“. 
 
Aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichts würde es sich also bei besagter objektiver 
Rechtskontrolle von Prüfhandlungen des Rechnungshofs um eine systemfremde Auf-
gabe handeln, die mit Rechtsprechung als Funktion im Sinne der Art. 92 ff. GG nichts 
gemeinsam hat. Im Zusammenhang ist allerdings zu beachten, dass das Bundes-
verwaltungsgericht seinen Appell an den Gesetzgeber in Hinblick auf § 42 Abs. 2 
VwGO in keiner späteren Entscheidung wiederholt hat. Vielmehr akzeptierte es seit-
her neu geschaffene Verfahrensarten, die objektive Rechtskontrolle darstellen, wie 
beispielsweise die in einigen Bundesländern zugelassene Verbandsklage von Natur-
schutzverbänden.404 
 
Von Bedeutung ist auch, dass es sich bei objektiver richterlicher Kontrolle des Ver-
waltungshandelns rechtsgeschichtlich betrachtet nicht um eine Neuerscheinung han-
delt. Diese Form verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes geht auf preußische Tra-
dition zurück, die den Verwaltungsprozess nicht in erster Linie als Rechtsbehelfssys-
tem, sondern vorrangig als Mittel zur Verwaltungskontrolle betrachtete.405 
 
Objektive verwaltungsgerichtliche Kontrolle ist auch entsprechend dem heute vor-
herrschenden Verständnis rechtsbegrifflich von der staatsorganisatorischen Funktion 
der rechtsprechenden Gewalt mit umschlossen. Rechtsprechung bedeutet die ver-
bindliche Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten und sonstigen Rechtsfällen. Die im 
Zusammenhang mit Prüfverfahren der Finanzkontrollorgane auftretenden Konflikte 
sind Streitigkeiten, die sich auf die in Rechtsvorschriften enthaltenen Prüf- und Be-
richtsbefugnisse des Rechnungshofs beziehen. Die Entscheidung über diese Streitig-
keiten stellt also „Rechtsprechung“ dar. 
 
                                            
404 BVerwG NVwZ 1988, 364; 1991, 660; vgl. Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwal-
tungsgerichtsordnung, § 42, RdNr. 171. 
405 Wolfgang Löwer, Der In-Sich-Prozess in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, VerwArch 68 (1977), 
S. 327 ff. (338). 
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Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts ist es außerdem verfassungskon-
form, der Dritten Gewalt neben der Rechtsprechung weitere Aufgaben (wie z. B. die 
freiwillige Gerichtsbarkeit) zuzuweisen.406 Wenn den Verwaltungsgerichten die Zu-
ständigkeit für objektive Rechtskontrolle bei Innenrechtsstreitigkeiten zwischen Rech-
nungshof und prüfungsverpflichteter Behörde durch den Gesetzgeber übertragen 
werden würde, läge eine solche weitere Aufgabenzuweisung an die Rechtsprechung 
vor. 
 
Die zugewiesene Aufgabe würde dabei keine völlig ungewöhnliche Funktion für die 
Gerichtsbarkeit darstellen. Dies zeigt sich an der schon seit jeher im Grundgesetz 
vorgesehenen objektiven Gerichtskontrolle in Gestalt des Organstreitverfahrens gem. 
Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG und der abstrakten Normenkontrolle gem. Art. 93 Abs. 1 
Nr. 2 GG. Diese Verfahrensarten dienen ausschließlich dem öffentlichen Interesse, 
nicht dem Schutz der Antragsteller, weshalb sie ohne Behauptung subjektiver 
Rechtsbeeinträchtigung in Gang gesetzt werden können.407 
 
Da die Parteien beim Organstreit und bei abstrakter Normenkontrolle keine eigenen 
Rechte geltend machen, handelt es sich bei diesen Verfahrensarten nicht um 
Rechtsverteidigungsstreitigkeiten, sondern um förmliche Beanstandungsstreitigkei-
ten, über die in einem objektiven gerichtlichen Verfahren entschieden wird. Bei Eröff-
nung von Rechtsschutzmöglichkeiten für Behörden im Bereich der Finanzkontrolle 
könnte somit ebenfalls von einem rechtsförmlichen „Beanstandungsverfahren“ ge-
sprochen werden, denn die Verwaltungsgerichte würden Prüfungshandlungen oder 
verweigerte Mitwirkungshandlungen nur auf deren objektive Rechtmäßigkeit hin be-
urteilen. Da das grundrechtsgleiche408 Recht gem. Art. 103 Abs. 1 GG auch Behörden 
Anspruch auf rechtliches Gehör gewährt und 101 Abs. 1 S. 2 GG das Recht auf den 
gesetzlichen Richter auch für den Staat und seine Institutionen verbrieft, kommt es 
bei der Implementierung eines rechts- und justizförmiges Verfahren zur Entschei-
dung bei Kompetenzstreitigkeiten aus dem Bereich der Finanzkontrolle zu keiner Kol-
lision mit den „formellen Justizgrundrechten“. 
 
Im Ergebnis ist somit ein solches seitens des Gesetzgebers einzuführendes In-Sich-
Verfahren mit dem verfassungsorganisatorischen Funktionsgehalt der rechtspre-
                                            
406 BVerfGE 76, 100 (106). 
407 Karl-Heinz Seifert in: Seifert, Hömig (Hrsg.), Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 
Art. 93, RdNr. 9. 
408 Bodo Pieroth, Bernhard Schlink, Grundrechte, Staatsrecht II, RdNr. 1075. 
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chenden Gewalt in jeder Hinsicht vereinbar. Dieses Ergebnis steht im Einklang mit 
der oben409 getroffenen Feststellung, dass die Verwaltungsgerichte gem. § 40 VwGO 
für In-Sich-Verfahren zuständig sind. Im Zusammenhang mit der Rechtschutz-
garantie aus Art. 19 Abs. 4 GG wird außerdem dargelegt werden410, dass eine Über-
lagerung des Schutzes subjektiver Rechte durch ein besonderes Verfahren für Or-
ganstreitigkeiten nicht zu befürchten ist. Da die Zuweisung als spezielle Zuständig-
keitsregelung ausgestaltet werden könnte, käme eine Verallgemeinerung auf beliebi-
ge Rechtsstreitigkeiten unter staatlichen Funktionsträgern nicht in Betracht. Ein „Be-
hördenkrieg“411 vor den Verwaltungsgerichten stünde nicht zu befürchten. 
 
Mit der Einführung von organschaftlichem Rechtsschutz im Bereich der Finanzkon-
trolle erweitert der Gesetzgeber nicht nur die Aufgaben der Gerichtsbarkeit, sondern 
er verändert auch die rechtlichen Handlungsmöglichkeiten von Rechnungshof und 
geprüfter Verwaltung. Verwaltungsgerichtliche Organstreitverfahren unter an den 
Prüfverfahren beteiligten Behörden sind deshalb auch von der Warte der Verfas-




Regelungsort für das staatliche Finanzwesen ist der X. Abschnitt des Grundgeset-
zes. Der Finanzverfassung des Bundes - und der der Länder - kommt wegen zu-
nehmender Bedeutung der öffentlichen Haushalte für die Gesamtwirtschaft ein be-
sonderes Gewicht zu. Die Finanzkontrolle ist ein in der verfassungsrechtlichen Ord-
nung der Staatsfinanzen verankerter, notwendiger Bestandteil der Haushaltswirt-
schaft von Bund und Ländern. 
 
Zur Gewährleistung wirksamer Finanzkontrolle enthält Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG eine 
institutionelle Verfassungsgarantie des Rechnungshofs, die sich auf dessen Bestand, 
die richterliche Unabhängigkeit der Mitglieder des Kollegialorgans412 und einen Kern-
bereich an Zuständigkeiten erstreckt.413 Unbeschadet der Ausgestaltung als organisa-
torische und personelle Garantie handelt es sich bei den in Art. 114 Abs. 2 GG ent-
                                            
409 Seite 68. 
410 Seite 198. 
411 Wolfgang Löwer, Der In-Sich-Prozess in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, VerwArch 68 (1977), S. 327 ff. (347). 
412 Günter Mann, Unabhängige Kontrolleure beim Haushaltsvollzug, ZParl 1982, S. 353 ff. (357); Karl Wittrock, 
Warum muss Finanzkontrolle unabhängig sein?, DVBl. 1984, S. 823 ff. (824); ders., Nachdenkenswertes über 
den Bundesrechnungshof, ZParl 1985, S. 261 ff. (263). 
413 Albert von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kommentar Haushaltsrecht, Art. 114 GG, RdNr. 11; Theo-
dor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 114, RdNr. 17, 18. 
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haltenen Normierungen vor allem um funktionale Gewährleistungen mit dem Zweck, 
eine möglichst ungehinderte Wahrnehmung der Aufgaben des Rechnungshofs si-
cherzustellen. 
 
Art. 114 Abs. 2 Satz 3 GG ermächtigt den Gesetzgeber zwar, Regelungen in Bezug 
auf die Aufgaben des Bundesrechnungshofs und damit seine Rechtsstellung zu tref-
fen. Eingriffe in den verfassungsmäßigen Kern seiner Aufgaben sind durch diese 
Vorschrift aber nicht gestattet.414 Soweit das Grundgesetz in Art. 114 Abs. 2 S. 3 GG 
von „Befugnissen“ spricht, sind darunter nicht nur Handlungsermächtigungen zu ver-
stehen, sondern dem Bundesrechnungshof können auch Aufgaben zugewiesen wer-
den, die keine Handlungsermächtigungen erfordern. Der Begriff „Befugnis“ in 
Art. 114 Abs. 2 S. 3 GG ist weitergehend und allgemein als „Befähigung, Berechti-
gung und Aufgabe“ zu verstehen.415 
 
Im Hinblick auf die Gewährleistung des wesensmäßigen Inhalts der Finanzkontrolle 
durch Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG ist eine gesetzliche Einweisung in die verwaltungspro-
zessuale Stellung z. B. als Beklagter in einem objektiven Beanstandungsverfahren 
verfassungskonform, da dadurch der funktionelle Kernbereich der Aufgaben des 
Rechnungshofs nicht angetastet werden wird.  
 
Das Grundgesetz bestimmt den Inhalt der Finanzkontrolle nicht im Einzelnen. Zum 
Aufgabenbereich der Rechnungshöfe gehören vorrangig die im Grundgesetz ge-
nannten Prüfgegenstände416 Diese umfassen die Prüfung der vom Finanzministerium 
vorgelegten Haushaltsrechnung und die Kontrolle der Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung der Verwaltung. Darüber hinaus kann sich Finanzkontrolle durch den Rech-
nungshof auch auf weitere Sachbereiche, wie etwa die Prüfung von Kommunen, er-
strecken. Von der Verfassungsgarantie in Art. 114 Abs. 2 GG ist aber weder eine all-
gemeine Ergebnis- oder Erfolgskontrolle noch eine allgemeine Rechtmäßigkeitskon-
trolle ohne irgendwelchen finanzwirtschaftlichen Bezug erfasst.417 
                                            
414 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 76 f; 
Hans Reger, Bemerkungen zur Finanzkontrolle, Theorie, allgemeine Sach- und Rechtsfragen, Re-
form, VerwArch 66 (1975); S. 319 ff. (343); Albert von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), 
Kommentar Haushaltsrecht, Art. 114, RdNr. 20; Theodor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grund-
gesetz, Kommentar, Art. 114 GG, RdNr. 17. 
415 Klaus Stern, Bundesrechnungshof und Finanzkontrolle aus verfassungsrechtlicher Sicht, DÖV 
1990, S. 261 ff. (263). 
416 Albert von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, Art. 114 GG, 
RdNr. 23 und 24. 
417 Klaus Stern, Bundesrechnungshof und Finanzkontrolle aus verfassungsrechtlicher Sicht, DÖV 
1990, S. 261 ff. (263). 
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Auf die Garantie des Art. 114 Abs. 2 GG können folglich Prüfhandlungen, die nicht 
an Ziel und Inhalt der Finanzkontrolle ausgerichtet sind, nicht gestützt werden. Kom-
petenzwidrige Finanzkontrollen des Rechnungshofs werden durch die Finanzverfas-
sung nicht geschützt. Somit ergeben sich aus Art. 114 Abs. 2 S. 2 GG für die Imple-
mentierung eines Organstreitverfahrens im Bereich der Rechnungsprüfung keine en-
geren Schranken als die oben beim Rechtsstaatsprinzip erörterten.418 Maßnahmen 
des Rechnungshofs, die nach ihrem Zweck und Gegenstand nicht dem Auftrag zur 
Ausübung von Finanzkontrolle dienen oder sonst die geprüfte Verwaltung grob un-
sachgemäß in Anspruch nehmen, können also durch Gesetz einer verwaltungsge-
richtlichen Kontrolle unterworfen werden. 
 
Andererseits wäre es für den Rechnungshof von Nutzen, wenn dieser Prüfungsan-
ordnungen gegenüber Behörden gegebenenfalls mit Hilfe verwaltungsgerichtlicher 
Klagen durchsetzen könnte. Die Statthaftigkeit von Organstreitverfahren diente damit 
zur Sicherung des Prüfungsrechts, falls sich eine prüfungsverpflichtete Stelle zu-
nächst weigert, dem Rechnungshof den Zugang zu benötigten Informationen zu ver-
schaffen.419 
 
Neben Vereinbarkeit mit den Kernaufgaben von Rechtsprechung und Finanzkontrolle 
ist weiter fraglich, ob ein In-Sich-Verfahren auch mit der verfassungsrechtlichen Stel-
lung der Exekutive in Einklang stehen würde. Außerhalb des Bereichs von Finanz-
kontrolle werden gerichtliche Streitverfahren, an denen ausschließlich Verwaltungs-
organe oder andere staatliche Aufgabenträger beteiligt sind, nicht selten wegen ei-
nes vermeintlichen Widerspruchs zum Grundsatz der Einheit der Verwaltung für nicht 
zulässig gehalten. 
 
f. Einheit der Verwaltung 
 
Bei Einheit der Verwaltung handelt es sich um einen Grundbegriff, der eine all-
gemeine Idealvorstellung bezüglich der öffentlichen Verwaltungsorganisation bein-
haltet.420 Die Lehre von der Einheit der Verwaltung wurde von Freiherr vom Stein auf-
grund seiner Erfahrungen in der keineswegs optimal gestalteten preußischen Verwal-
                                            
418 Seite 125. 
419 Auf diese Funktion des objektiven gerichtlichen Verfahrens in bezug auf Prüfhandlungen wurde 
bereits hingewiesen (Seite 55). 
420 Ekkehard Geib in: Fritz Morstein Marx, Verwaltung, S. 148. 
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tung begründet. 421 Danach sei die möglichste Einheit und Kraft in der obersten Lei-
tung der ganzen Staatsverwaltung zu vereinigen. Durch weitere Zuständigkeitsbün-
delungen auf einer Mittelstufe und bei den Ortsbehörden werden im Staatsaufbau 
der Forderung nach Einheit der Verwaltung am besten Rechnung getragen und 
günstige Vorbedingungen für bessere und rationellere Verwaltungsleistungen ge-
schaffen. 
 
(1) Aus Sicht der Lehre von der Einheit der Verwaltung würde die Ermöglichung ei-
nes verwaltungsprozessualen In-Sich-Verfahrens einen „Riss“ im „monolithisch“ zu 
formenden Verwaltungsaufbau darstellen. Würden Verwaltungsbehörden staatsinter-
ne Streitigkeiten mit dem Rechnungshof in einem Verwaltungsprozess ausgetragen, 
wäre damit deren Rechtsstellung nicht nur formal um Beteiligungsfähigkeit (§ 61 
VwGO) erweitert, sondern Behörden würden über die eigentlichen Verwaltungsauf-
gaben hinaus gewissermaßen mit Eigeninteresse ausgestattet werden. Sie wären 
ähnlich wie Rechtssubjekte befugt, „ihre Rechte“ vor Gericht geltend zu machen. 
 
In Hinsicht auf diesen Widerspruch ist zu erörtern, welche Rechtsnatur dem Grund-
satz der Einheit der Verwaltung zukommt. Sollte dieser eine schlichte Organisations-
maxime sein, würde er einem Innenrechtsstreitverfahren im Bereich der Finanzkon-
trolle nicht entgegenstehen können. Sollte es sich demgegenüber bei Einheit der 
Verwaltung um einen Verfassungsrechtssatz oder um ein verwaltungsorganisations-
rechtliches Normativ handeln, kann sich dieser Grundsatz als Schranke für die Zulas-
sung von In-Sich-Prozessen erweisen. 
 
(2) Vom Grundsatz der Einheit der Verwaltung finden sich im Aufbau des Staates 
nicht wenige Ausnahmen. Angesichts des oben422 dargestellten staatsorganisatori-
schen Status des Rechnungshofs verwundert nicht, dass sich gerade anhand dessen 
Sonderstellung eine der mannigfaltigen Durchbrechungen des Grundanliegens von 
Einheit der Verwaltung erläutern lässt. 
 
Rechnungshöfe stellen durchweg nach dem so genannten Aufgabenorganisations-
modell hochgradig spezialisierte Funktionseinheiten dar. Gegenüber dem Gebietsor-
ganisationsmodell, demzufolge alle Verwaltungsaufgaben einer Region bei einer Be-
hörde gebündelt werden sollen, ermöglicht das Aufgabenorganisationsmodell ein ho-
                                            
421 Franz Mayer, Carl Hermann Ule, Staats- und Verwaltungsrecht in Rheinland-Pfalz, S. 111. 
422 Seite 46. 
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hes Maß an Spezialisierung und begünstigt eine sektorale Betrachtungs- und Prob-
lemlösungsweise.423 
 
Zudem handelt es sich beim Rechnungshof um eine organisatorisch verselbständigte 
Funktionseinheit. Bei dieser Art von Aufgabenträgern erfolgt die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben durch rechtlich zwar unselbständige aber mit einem gewissen Maß an Or-
ganisations-, Finanz-, Weisungs- und Entscheidungsautomomie versehene Orga-
ne.424 Dem Rechnungshof kommt im Verhältnis zu anderen staatlichen Aufgabenträ-
gern insbesondere aufgrund der Weisungsungebundenheit425 das Wesen eines ei-
genständigen, nicht in einen hierarchischen Aufbau eingegliederten Finanzkontrollor-
gans zu - und er ist nicht die einzige staatliche Behörde, die eine Ausnahme vom 
Grundsatz der Einheit der Verwaltung verkörpert. 
 
(3) Die heute weitgehend zergliederte, pluralisierte Verwaltungsorganisation mit einer 
Vielzahl auf öffentlich-rechtliche und privatrechtliche Träger ausgelagerten Aufgaben 
genügt in Wirklichkeit kaum mehr der Vorstellung von Einheit der Verwaltung. Zer-
gliederung und „Pluralität“ der Verwaltung rechtfertigen nach Teilen der Verwal-
tungsorganisationslehre426 die Statthaftigkeit von Innenrechtsstreitigkeiten, die vor 
Verwaltungsgerichten zur Zusammenführung unterschiedlicher Interessen von staat-
lichen Stellen durchgeführt werden. 
 
Angesichts dieses Zusammenhangs ist allerdings zu bedenken, dass der Grundsatz 
der Einheit der Verwaltung nicht ausdrücklich im Grundgesetz genannt wird. In Hin-
sicht auf die vielfältigen Ausnahmen zu diesem Grundsatz im Aufbau des Staats ist 
deshalb fraglich, ob diesem im modernen Staatswesen noch solche Bedeutung zu-
kommt, dass ihm die Rechtsnatur eines normativen Ordnungs- oder gar eines Ver-
fassungsprinzips beigemessen werden kann. 
 
                                            
423 Gunnar Folke Schuppert, Die Einheit der Verwaltung als Rechtsproblem, DÖV 1987, S. 757 ff. 
(758). 
424 Roman Loeser, System des Verwaltungsrechts, Bd. 2, § 10, RdNr. 17. 
425 Werner Thieme, Verwaltungslehre, § 87, Rdnrn. 522 ff. 
426 Grenzen dafür ergaben sich, soweit es sich bei den streitbeteiligten Parteien nicht um „Kontrastor-
gane“ handelt und sonst für gerichtlichen Schutz kein Bedürfnis besteht Brun-Otto Bryde, Die Ein-
heit der Verwaltung als Rechtsproblem, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staats-
rechtslehrer, 46 (1988), S. 181 ff. (196). In dieser Beziehung wurde bereits im Zusammenhang mit 
der Gewaltenteilungslehre dargelegt (Seiten 125 ff.), dass ein objektiv-rechtliches In-Sich-
Verfahren Gewaltenübergriffe in Form von kompetenzwidrigen Finanzkontrollakten ausbalancieren 
würde. 
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(4) Im Schrifttum wird Einheit der Verwaltung über den Rang einer bloßen Organi-
sationsmaxime hinaus auch als normatives Postulat bezeichnet.427 Aus dem Demo-
kratieprinzip heraus sei mit Einheit der Verwaltung nicht in erster Linie eine Konzen- 
tration möglichst vieler Aufgaben innerhalb einer Verwaltungsstufe verbunden. Viel-
mehr sichere die Einheit der Verwaltung aufgrund ihrer geschichtlichen Herkunft das 
durch die Verwaltungshierarchie geprägte direktive Beziehungsgefüge zwischen den 
exekutiven Leitungsspitzen (Regierung, Ministerialverwaltung) und dem nachgeord-
neten Verwaltungsapparat. Die tiefere Bedeutung von Verwaltung liege somit in der 
durchgehenden Anbindung des nachgeordneten Verwaltungsorganisationsgefüges 
an die steuerungs-, insbesondere weisungsbefugten administrativen Leitungsspitzen. 
 
Diese Verkettung der nachgeordneten Verwaltungseinheiten mit der Administration 
gewährleiste zum einen die rechtmäßige, gleichmäßige, zweckmäßige und wirt-
schaftliche Erledigung der Verwaltungsgeschäfte. Zum anderen begründe die Anbin-
dung nachgeordneter Funktionseinheiten an eine gemeinsame oberste Stufe im Auf-
bau der Exekutive erst die Verantwortlichkeit der Ministerialbürokratie und der Regie-
rung gegenüber dem Parlament und damit letztendlich gegenüber dem Volkssouve-
rän.428 
 
Die Verantwortlichkeit oberster Staatsbehörden für nachgeordnete Bereiche beruhe 
damit letztlich auf dem Demokratiegrundsatz, der durchgängige Steuerungs- und Le-
gitimationsketten erfordere. Jede organisatorisch-institutionelle Verselbständigung, 
die gewissermaßen eine Rechtsform-Ausgliederung aus der „unmittelbar“ auf den 
Volkssouverän bezogenen Staatsverwaltung darstelle, bewirke in dieser Steue-
rungskette einen „Einflussknicks“ und diffundiere die innere Ordnung des Staats.429 
 
(5) Nach der Auffassung im Schrifttum stellt die Einheit der Verwaltung folglich ein 
Mittel dar, um auf verwaltungsorganisatorischer Ebene die demokratische Legitimati-
on des staatlichen Handelns zu gewährleisten. Mit einem gesetzlich eingeführten 
verwaltungsgerichtlichen In-Sich-Verfahren im Bereich der Finanzkontrolle würde so-
mit vom Grundsatz der Einheit der Verwaltung abgewichen, da die Bindung an eine 
die Wirksamkeit eines angegriffenen Finanzkontrollakts bestätigende gerichtliche 
Entscheidung das Über- und Unterordnungsverhältnis von Verwaltung zu Regie-
                                            
427 Peter Lerche in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 86, RdNr. 48; Frido Wage-
ner, Zur Zukunft der inneren Struktur der Verwaltung, VerwArch 61 (1970); S. 128 ff. (302). 
428 Michael Sachs, Die Einheit der Verwaltung als Rechtsproblem, NJW 1987, S. 2338 ff. (2343). 
429 Roman Loeser, System des Verwaltungsrechts, Bd. 2, § 10, RdNr. 6. 
 151
rungsebene berührt. Ein verwaltungsprozessuales Organstreitverfahren zum Zweck 
der Entscheidung von Kompetenzkonflikten aus dem Bereich der Rechnungsprüfung 
bedeutet für die den prüfungsverpflichteten Stellen übergeordneten Institutionen ei-
nen Verlust von Einfluss. Mit verwaltungsgerichtlichem Urteil würde rechtskräftig 
festgestellt werden, dass beispielsweise die Festlegungen des Rechnungshofs in ei-
ner streitgegenständlichen Prüfungsanordnung zu befolgen sind. Durch die Gerichts-
entscheidung würde also die Weisungsbefugnis der übergeordneten Verwaltungs-
instanz insoweit außer Kraft gesetzt sein. 
 
Demgegenüber ist zu bedenken, dass eine an die prüfungsverpflichtete Behörde er-
gehende aufsichtliche Weisung, die einer durch verwaltungsgerichtliches Urteil bes-
tätigten Prüfungshandlung des Rechnungshofs widerspricht, ihrerseits einen Über-
griff in den Funktionsbereich der Finanzkontrolle darstellt. Zudem würde die demo-
kratische Legitimation durch besagtes verwaltungsgerichtliches Beanstandungsver-
fahren nicht grundlegend beeinträchtigt werden, da in einem solchem nicht etwa de-
mokratisch weniger legitimierte Institutionen Entscheidungsbefugnisse über Angele-
genheiten der Verwaltung eingeräumt werden würden. Vielmehr bleibt die demokrati-
sche Legitimation gewahrt, denn sie ergäbe sich aus der vom Gesetzgeber den Ge-
richten besonders übertragenen Befugnis zur Entscheidung in den Innenrechtsstreit-
verfahren. 
 
(6) Weiterhin ist in Zusammenhang mit dem Grundsatz der Einheit der Verwaltung zu 
bedenken, dass sich dieser sich seinem Wesen nach nur auf die Exekutive bezieht.430 
Sollte die Einheit der Verwaltung einem verwaltungsprozessualen Innenrechtsstreit-
verfahren im Bereich der Finanzkontrolle entgegen stehen, wären Widersprüche die 
Folge, da der Rechnungshof Prüfungskompetenzen auch gegenüber Bereichen des 
Staats besitzt, die nicht der vollziehenden Gewalt zugerechnet werden. Zu diesen 
gehören insbesondere die mit Verwaltungsaufgaben betrauten Organe und Organtei-
le innerhalb des Justiz-Ressorts und die dem Parlament angegliederte Verwaltung. 
Der Gesetzgeber wäre jedenfalls wegen des Grundsatzes der Einheit der Verwaltung 
nicht gehindert, für diese Bereiche Rechtsschutzmöglichkeiten zu eröffnen. 
 
                                            
430  Der Rechnungshof ist kein Teil der Exekutive, siehe oben (Seite 30). 
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(7) Von der besagten Hilfsaufgabe bei der Gewährleistung von demokratischer Legi-
timation abgesehen, kommt der Einheit der Verwaltung schließlich auch nicht der 
Rang eines Verfassungsgrundsatzes zu.431 Die Zuständigkeitsbündelung in den ein-
zelnen Stufen der Verwaltung stellt nur eine bei der Gestaltung und der Organisation 
von Tätigkeitsbedingungen für die Exekutive nach dem Grundgesetz zu beachtende 
Rahmenbedingung432 oder Direktive433 dar, die nach dem Gesichtspunkt der Zweck-
mäßigkeit durchbrochen werden kann. 
 
Eine solche Durchbrechung läge vor, wenn der Gesetzgeber ein Innenrechtsstreit-
verfahren zur Austragung von im Bereich der Finanzkontrolle auftretenden Kompe-
tenzkonflikten für statthaft erklärte. Der Grundsatz der Einheit der Verwaltung steht 
aber der Einführung des besagten In-Sich-Prozesses nicht entgegen, da dieser dem 
Erhalt einer effektiven Funktionenordnung sowie bei Übergriffen der Gewährleistung 
der Gewaltenteilung (Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG) dienen würde und somit als zweck-
mäßig zu erachten wäre.434 Neben dem in Einheit der Verwaltung zum Ausdruck 
kommenden Organisationsprinzip ist mit Impermeabilität an einen weiteren Grund-
begriff der Staatslehre zu denken, der in Zusammenhang mit der Gewährung einer 
objektiven gerichtlichen Rechtskontrolle der Prüfungshandlungen des Rechnungs-




Der Staat wurde zu Beginn des 19. Jahrhunderts als ein „großes energisches, un-
endlich bewegtes und lebendiges Ganzes, das in sich ruht“ verstanden. 435 Der Innen-
bereich des Staats sollte in Anbetracht dieser Charakterisierung, die mehr der Be-
schreibung eines biologischen Organismus denn einer Erläuterung des Wesens ei-
ner öffentlich-rechtlichen Körperschaft nahe kommt, für das Recht nicht durchdring-
bar (impermeabel) sein. 
 
                                            
431 Janbernd Oebbecke, Die Einheit der Verwaltung als Rechtsproblem, DVBl. 1987, S. 866 ff. (869); 
Gunnar Folke Schuppert, Die Einheit der Verwaltung als Rechtsproblem, DÖV 1987, S. 757 ff. 
(760); Michael Sachs, Die Einheit der Verwaltung als Rechtsproblem, NJW 1987, S. 2338 ff. 
(2344). 
432 Görg Haverkate, Die Einheit der Verwaltung als Rechtsproblem, Veröffentlichungen der Vereini-
gung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 46 (1988), S. 181 ff. (254). 
433 Rudolf Mögele, Die Einheit der Verwaltung als Rechtsproblem, BayVBl. 1987, S. 545 ff. (549). 
434 Seiten 125 ff. 
435 Roman Loeser, System des Verwaltungsrechts, Bd. 2, § 10, RdNr. 35. 
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(1) Die Vorstellung von Impermeabilität des Staates hat zum Teil bis in unser Jahr-
hundert hinein überlebt. Rechtssätze, die sich auf das Innenverhältnis der juri-
stischen Personen beziehen, hielt man noch im modernen Staatswesen für ausge-
schlossen. Nach Ansicht Labands436 sollte selbst die Verfassung in Regeln zu spalten 
sein, die der Rechtsordnung aufgrund der Ausrichtung auf Subjekte außerhalb des 
Staats angehören, und solche, die keine Rechtssätze sein können, da sie „nur“ die 
Organisation des Gemeinwesens zum Gegenstand haben: 
 
Das Recht besteht in der Abgrenzung der Befugnisse und Pflichten der einzelnen Subjekte gegen 
einander; es setzt mit seinem Wesen nach eine Mehrheit von Willensträgern voraus, die miteinander 
kollidieren können; die Rechtsordnung ist eine Macht ü b e r  den einzelnen. Verhaltungsmaßregeln, 
die ein einzelner sich selbst gibt, können niemals R e c h t s vorschriften sein; niemand kann gegen 
sich selbst einen Rechtsanspruch oder eine Rechtspflicht haben oder gegen sich selbst eine Rechts-
verletzung verüben. Nur insoweit die Willenssphäre eines Subjekts durch Gebote, Verbote, Gewäh-
rungen gegen fremde Willenssphären abgegrenzt ist, und soweit ein Anspruch, eine Verpflichtung, ein 
Schutz gegen Eingriffe oder gegen Widerstand anderen gegenüber begründet, waltet die Rechtsord-
nung. D i e s  g i l t  a u c h  v o m  S t a a t ,  insofern er nicht als der Schöpfer der Rechtsordnung 
selbst, sondern als eine innerhalb derselben handelnde und waltende Persönlichkeit erscheint. Der 
Staat ist trotz seiner Herrschermacht, die ihn befähigt, das Recht selbst zu gestalten, in seiner verwal-
tenden Tätigkeit u n t e r  die von ihm gesetzte Rechtsordnung gestellt; den zur Verwaltung berufenen 
Behörden sind rechtliche Schranken gesetzt gegenüber den Individuen, den Kommunen, den anderen 
Organen des Staates selbst. Aber nur da, wo die Willenssphäre des verwaltenden Staats mit irgend 
einer anderen vom Recht anerkannten Willenssphäre in Kontakt kommt, wo ein wechselweiser Ein-
griff, eine Kollision, eine Ausgleichung möglich ist, kann für einen Rechtssatz Raum sein. Regeln da-
gegen, die sich i n n e r h a l b  der Verwaltung selbst halten, die in keiner Richtung einem a u ß e r -
h a l b  derselben stehenden Subjekte Beschränkungen auferlegen oder Befugnisse einräumen, ihm 
nicht gewähren und nichts entziehen, ihm nichts gebieten und nichts verbieten, sind keine Rechtsvor-
schriften. 
 
Der Impermeabilitätstheorie entsprechend wies der Staat früher nach innen eine ju-
ristisch unzergliederte Rechtspersönlichkeit auf. Die Organe als Innendifferenzierun-
gen des Staatskörpers konnten deshalb keine Adressaten von Rechtsvorschriften 
sein. Vorschriften, die sich auf die Organe als Funktionssubjekte des Staates bezie-
hen, waren vom Begriff des Rechts nicht umfasst. Streitigkeiten um Wahrnehmungs-
zuständigkeiten von Organen konnten somit keine Rechtsstreitigkeiten sein.437 
 
(2) Würde Impermeabilität einen noch immer geltenden verwaltungsorganisations-
rechtlichen Grundsatz darstellen, wäre eine verwaltungsgerichtliches In-Sich-Ver-
fahren weder im Bereich der Finanzkontrollakte noch in sonstigen Fällen denkbar. 
Ohne die Existenz von Innenrecht wäre nicht vorstellbar, dass beispielsweise Rech-
nungshof und betroffene Behörde um Rechte und Pflichten streiten, die in einer Prü-
                                            
436 Paul Laband, Das öffentliche Recht in der Gegenwart, Bd. I, § 18, III. 
437 Walter Krebs, Grundfragen des verwaltungsgerichtlichen Organstreits, Jura 1981, S. 569 ff. (572). 
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fungsanordnung festgelegt sind. Der Verwaltungsrechtsweg wäre in diesem Fall nicht 
gem. § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO eröffnet, weil keine öffentlich-r e c h t l i c h e  Streitigkeit 
vorläge.438 
 
Für die Impermeabilitätstheorie ist jedoch in der modernen Staatsrechtslehre kein 
Raum mehr. Auf sie folgte zunächst die Lehre von der Unterscheidung von Innen- 
und Außenrecht mit Anerkennung der Rechtsqualität organisatorischer Normen.439 Bis 
heute hat sich die Unterscheidung von Rechtssätzen nach deren Wesensart insoweit 
erhalten, als die Rechtsordnung in subjektives Recht (i. S. v. § 42 Abs. 2 VwGO) und 
objektives Recht eingeteilt wird. 
 
Der Kreis subjektiver Rechte ist nach dieser Differenzierung enger als der des objek-
tiven Rechts. Das Außenrecht als subjektives Recht betrifft die Rechtsbeziehungen 
zwischen dem verwaltenden Staat einerseits und den Bürgern sowie den Rechtsper-
sonen andererseits. Demgegenüber hat das Innenrecht die Beziehungen innerhalb 
einer juristischen Person als Verwaltungsträger zum Gegenstand. Rechtssätze des 
Innenrechts stellen somit ein Mittel zur Gestaltung der internen Rechtsverhältnisse 
der Verwaltungsträger, Verwaltungsorgane (Behörden) und Organwalter (Beamte) 
des Staats dar.440 Das Innenrecht gehört zusammen mit Außenrecht zur Rechtsord-
nung. 
 
(3) Dem Innenrecht wird trotz der Anerkennung von Rechtsnormqualität innerorgani-
satorischer Rechtssätze die Möglichkeit abgesprochen, subjektiv öffentliche Rechte 
(durch die Bank im Innenbereich selbst und regelmäßig auch gegenüber dem  
Außenbereich) zu entfalten, weshalb Organisationsrecht gerichtlich nicht durchge-
setzt werden kann.441 Dies bedeutet aber nicht, dass ein verwaltungsrechtliches Or-
ganstreitverfahren im Bereich der Finanzkontrolle in Widerstreit mit der nach wie vor 
geltenden Unterscheidung von justiziablen und nicht justiziablen Rechtssätzen ste-
hen würde, da ein solches Organstreitverfahren in Form objektiven Rechtsschutzes 
begründet werden würde. Die Unterscheidung von Innen- und Außenrecht bliebe 
gewahrt, da die im Rahmen Rechnungsprüfung dem Rechnungshof zugeordnete 
                                            
438  Für Außenrechtsstreitigkeiten im Bereich der Finanzkontrolle gilt das nicht; siehe zur Eröffnung des 
Verwaltungsrechtswegs oben (Seite 67). 
439 Roman Loeser, System des Verwaltungsrechts, Bd. 2, § 10 V, RdNr. 35. 
440 Hartmut Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 3, RdNr. 4, 5. 
441 Roman Loeser, System des Verwaltungsrechts, Bd. 2, § 10 V, RdNr. 35. 
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Kompetenznormen nach wie vor aufgrund ihrer haushaltsrechtlichen Natur unver-
kennbar dem inneren Organisationsrecht des Staats angehörten. 
 
Diese Unterscheidung ist für den Rechtsstaat unverzichtbar. Soweit innerstaatliches 
Handeln von Organisationseinheiten im Bereich der Finanzkontrolle wie auch in 
sonstigen Fällen keinem gerichtlichen Rechtsschutz zugänglich ist, beruht dies auf 
fehlender Rechtssubjektivität der Innenrechtssätze. Eine objektive Rechtskontrolle 
zielt nicht darauf ab, Innenrechtsnormen an die subjektiv-öffentlichen Rechte anzu-
nähern. Sie bezieht sich ausschließlich auf das nach innen gerichtete Tätigwerden 
des Staates und unterwirft dieses einer objektiv-rechtlichen Kontrolle anhand der für 
den jeweiligen Aufgabenträger geltenden Rechtsvorschriften. 
 
Mithin steht die Einführung eines verwaltungsgerichtlichen In-Sich-Verfahrens zur 
Überprüfung von Finanzkontrollakten in Einklang mit der Unterscheidung von Innen- 
und Außenrecht. Nach den vorstehenden Ausführungen ist sie außerdem mit Verfas-
sungsrecht sowie mit anderen Rechts- und Organisationsgrundsätzen einschließlich 
der Einheit der Verwaltung vereinbar. 
 
4. Gesetzliche Einweisung in eine Stellung vor Gericht 
 
Für die Einführung einer gesetzlichen Bestimmung, die ein verwaltungsgerichtliches 
In-Sich-Verfahren442 im Bereich der Finanzkontrolle ermöglichen würde, ist der Bund 
nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG zuständig. Regelungsgegenstand wäre das gerichtliche 
Verfahren in Verwaltungsrechtsstreitigkeiten. 
 
Bei den Gesetzgebungsmaterien des Art. 74 GG handelt es sich um Gegenstände 
der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes gem. Art. 72 GG. Da dem Bund 
nach dieser Vorschrift die Gesetzgebungsbefugnis insbesondere zur Herstellung der 
                                            
442  Demgegenüber ist nach Auffassung von Axel Nawrath, Michael Klostermann in: Heuer (Hrsg.), 
Kommentar zum Haushaltsrecht, § 95 BHO, RdNr. 23, eine besondere gesetzliche Einweisung in 
ein Beteiligtenstellung vor den Verwaltungsgericht nicht notwendig. Bei Rechtsstreitigkeiten inner-
halb der Bundesverwaltung (einschließlich ihrer Betriebe) um Auskunfts- und Vorlageverlagen des 
BRH soll es sich – wegen der Position des Bundes auf der Kläger- und Beklagtenseite - um pro-
zessual zulässige innere Verwaltungsrechtsstreitigkeiten  handeln. Damit wären so genannte In-
Sich-Prozesse de lege lata bei der Finanzkontrolle der Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Staats möglich. Dies würde nach Auffassung vorgenannter Autoren jedenfalls für Verwaltungspro-
zesse zur Abwehr der Erhebungsansprüche des Rechungshofs und zur Durchsetzung der Prü-
fungsrechte gegenüber Staatsbehörden gelten. Nach oben (Seite 117) vertretener Auffassung er-
gibt sich trotz BSGE 52, 294 (Beiladung des BRH gem. § 65 VwGO) die Beteiligungsfähigkeit des 
Rechnungshofs im Verwaltungsprozess nicht aus dem geltenden Verfahrensrecht.  
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Rechtseinheit zusteht, ist ein gesamtstaatliches Interesse an einer bundesgesetzli-
chen Regelung notwendig (Art. 72 Abs. 2 GG). 
 
Objektive Rechtsschutzmöglichkeiten im Bereich der Finanzkontrolle sollten einheit-
lich in Bund und Ländern eingerichtet werden, nachdem hierfür erforderlich ist, neue 
Regelungen über das verwaltungsgerichtlichen Verfahrens zu schaffen. Da dieses 
gegenwärtig bundeseinheitlich geregelt ist, besteht das Bedürfnis, Änderungen im 
Bereich dieser Rechtsmaterie und damit in Zusammenhang stehender Regelungsge-
genstände durch Bundesgesetz zu treffen. 
 
Ungeachtet des Bezugs des Regelungsgegenstands zum verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren ist zudem eine große Nähe der Regelungsmaterie zum Haushaltsrecht 
festzustellen. Wie außerdem aus § 42 Abs. 2 VwGO zu folgern ist, sind verwaltungs-
prozessuale Regelungen nicht ausschließlich der Verwaltungsgerichtsordnung vor-
behalten. Als Regelungsort käme folglich auch der erste Teil des HGrG in Betracht. 
 
Das HGrG enthält „gemeinsam geltende Grundsätze des Haushaltsrechts“ nach 
Art. 109 Abs. 3 GG und verpflichtet in § 1 S. 2 HGrG Bund und Länder, deren Haus-
haltsrecht nach diesen Grundsätzen zu regeln. Für die Wahl des HGrG als Rege-
lungsort spricht, dass eine Grundsatznorm erlassen werden würde, die auf die Ge-
setzgebungsbefugnis der Länder zur Regelung der organisatorischen und rechtlichen 
Verhältnisse von Rechnungshof und prüfungsverpflichteter Verwaltung Rücksicht 
nimmt und die zugleich und die Einheitlichkeit des Prozessrechts sichert. 
 
Eine Vorschrift, die der Gesetzgeber zur Normierung eines verwaltungsgerichtlichen 
Organstreitverfahrens im Bereich der Finanzkontrolle in das HGrG einfügt, könnte 
folgenden Wortlaut haben:443 
 
§ 46 a Rechtsschutz. Der Rechnungshof und Dienststellen des Staats, dem der Rech-
nungshof angehört, können in Prüfungsangelegenheiten vor den Gerichten der allgemeinen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit klagen und verklagt werden. 
                                            
443 Es handelt sich dabei um eine Fassung, die nur die Grundzüge einer Vorschrift enthält, mit der die 
erörterten Rechtschutzmöglichkeiten begründet würden. Bei der konkreten Ausgestaltung wäre 
insbesondere zu überlegen, die Klagemöglichkeiten auf die obersten Dienststellen, Ministerien o-
der Organe - wie im Fall des Art. 232 EGV (siehe oben Seite 85) - einzugrenzen. Welche Eingren-
zungen im Einzelnen zu erwägen sind, richtet sich vor allem nach dem Verwaltungsaufbau des 
Staats, dem der Rechnungshof angehört. 
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Mit einer Rechtsnorm wie der vorstehenden kann der Gesetzgeber die verwaltungs-
prozessuale Rechtsstellung des Rechnungshofs vor Gericht im Wege der Zuweisung 
von (Teil-)Beteiligtenfähigkeit insbesondere444 für In-Sich-Prozesse zur Austragung 
von Kompetenzkonflikten im Bereich der Finanzkontrolle definieren. Die Einführung 
eines solchen Innenrechtsstreitverfahrens beantwortet allerdings nicht auch die Fra-
ge, ob in Hinblick auf die möglichen Verfahrensgegenstände geeignete Klagearten 
durch die Verwaltungsgerichtsordnung vorgegeben sind. Zudem ist zu erörtern, ob 
objektiver Rechtsschutz auch bei eigentlich beteiligtenfähigen Stellen, wie z. B. pri-
vatrechtlichen Trägern öffentlicher Aufgaben, in Betracht kommen könnte. Im nächs-
ten Abschnitt wird diesen und weiteren Fragen anhand der bislang noch nicht ange-





Im verwaltungsgerichtlichen Prozess bestimmt der Verfahrensgegenstand, welche 
Klageart die richtige Rechtsschutzform darstellt. Obwohl die Generalnorm des § 40 
VwGO den Verwaltungsrechtsweg durchweg für alle öffentlich-rechtlichen Streitig-
keiten eröffnet, wird Rechtsschutz nur im Rahmen bestimmter Klagearten gewährt, 
den außerdem jeweils bestimmte Urteils- und Beschlussformen zugeordnet sind.445 
 
Als geeignete Klageformen bei Rechtsstreitigkeiten um Finanzkontrollakte kommen 
die Anfechtungsklage446, die Verpflichtungsklage447, die allgemeine Leistungsklage448 
sowie die Feststellungsklage449 in Betracht. Von diesen Rechtsbehelfen beziehen sich 
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage auf Verwaltungsakte i. S. v. §/Art. 35 VwVfG/ 
LVwVfG. Da diese Klagearten zur Aufhebung eines Verwaltungsakts oder zu dessen 
Erwirkung erhoben werden könnten, setzen sie eine Befugnis des Rechnungshofs 
voraus, im Prüfungsverfahren Verwaltungsakte zu erlassen. Allgemeine Leistungs-
klage und Feststellungsklage erfordern hingegen kein Handeln des Rechnungshofs 
                                            
444 Zugleich würde Beteiligtenfähigkeit gem. § 61 Nr. 3 VwGO auch in Außenrechtsverfahren übertra-
gen werden. Siehe dazu oben (Seite 84).  
445 Carl Herrman Ule, Verwaltungsprozessrecht, S. 32; Klaus Obermayer, Grundzüge des Verwal-
tungsrechts und des Verwaltungsprozessrechts, S. 196; Walter Schmitt Glaeser, Hans-Detlef Horn, 
Verwaltungsprozessrecht, Rdnr 25; Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungs-
gerichtsordnung, Vorb. § 40, Rdnr 3. 
446  Regelungsort der Anfechtungsklage ist § 42 VwGO i. V. m. § 113 Abs. 1 VwGO. 
447  Die Verpflichtungsklage ist in folgenden Vorschriften normiert: § 42 VwGO, § 113 Abs. 4 VwGO. 
448 Erwähnt oder vorausgesetzt in den §§ 43 Abs. 2, 113 Abs. 3, 169 Abs. 2 und 191 Abs. 1 VwGO; 
Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, Vorb. § 40, Rdnr 4. 
449  Regelungen über die Feststellungsklage sind in § 43 VwGO enthalten. 
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durch Verwaltungsakt. Folglich hängt es von der Rechtsnatur des betreffenden Fi-
nanzkontrollaktes ab, welche von den genannten Klagearten den richtigen Rechts-
behelf darstellt. 
 
Bei der Frage nach der richtigen Klageart ist weiterhin der Kreis der möglichen Ad-
ressaten der Finanzkontrollakte des Rechnungshofs von Bedeutung. Der Rech-
nungshof prüft nicht nur Staatsbehörden sondern auch landes- oder bundesunmittel-
bare Rechtspersonen sowie bei Stellen außerhalb der Bundes- oder Landesverwal-
tung gem. §/Art. 91 BHO/LHO. Finanzkontrollakte können weiterhin bei der Betäti-
gungsprüfung gem. §/Art. 92 BHO/LHO private Unternehmen betreffen, an denen der 
Staat als Gesellschafter beteiligt ist. Obwohl sich die so genannte Betätigungsprü-
fung unmittelbar nur gegen die Beteiligungsverwaltung richtet, können nach § 54 
HGrG Erhebungsrechte auch gegenüber Privatrechtssubjekten wahrgenommen wer-
den. 
 
Im nächsten Abschnitt sollen die für Rechtsschutz im Bereich der Finanzkontrolle ge-
eigneten Klageformen bestimmt werden. Hierfür sind Wesensgehalt und Rechtsnatur 
der Handlungen des Rechnungshofs zur Erhebung und zur Weitergabe der im Prü-
fungsverfahren gewonnenen Informationen zu erörtern. 
 
1. Erhebung und Berichterstattung im Prüfverfahren 
 
Die Erhebung und Auswertung der prüfungsrelevanten Informationen sowie die Wei-
tergabe des durch den Rechnungshof ermittelten Sachverhalts nebst Schlussfol-
gerungen, Empfehlungen, Hinweisen stellen die wesentlichen Teilschritte des Prü-
fungsverfahrens dar. Auf eine interne Prüfungsvorbereitung folgt zunächst ein Ab-
schnitt im Prüfverfahren, in welchem die mit der Prüfung beauftragen Beamten die 
zur Ausführung des Prüfauftrags benötigten Informationen erheben. Die Prüfungsan-
ordnung (§§/Art. 94, 95 BHO/LHO) stellt die gesetzliche vorgesehene Handlungsform 
dar, mit der sich der Rechnungshof den Zugang zum prüfungsrelevanten Sachverhalt 
verschafft.450 Die Erwiderung der geprüften Stelle auf den Entwurf der Prüfungsmittei-
lung ist eine wichtige Mitwirkungshandlung, die zur Informationsbeschaffung gerech-
net werden kann. 
 
                                            
450 Seite 57. 
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Bei den Finanzkontrollakten, die der Erhebung des Prüfungsstoffes dienen, ist an die 
Anfechtungsklage als Rechtsbehelf zur Abwehr von Beeinträchtigungen durch die 
geprüfte Stelle zu denken. Den Maßnahmen zur Sachverhaltserhebung kann Au-
ßenwirkung zukommen, wenn sich diese auf Stellen außerhalb des Staats beziehen. 
Die richtige Klageform zur Erwirkung der angeforderten Handlungen durch den 
Rechnungshof dürfte die allgemeine Leistungsklage sein.  
 
Im Anschluss an die Erhebung werden die erlangten Informationen erfasst, zusam-
mengestellt und ausgewertet. Dieser Prozess schließt mit der Abfassung der Prü-
fungsniederschrift ab, die auch Schlussfolgerungen enthalten kann, mit denen nicht 
nur auf die festgestellten Missstände hingewiesen wird. Vielmehr teilt der Rech-
nungshof der geprüften Verwaltung auch Empfehlungen mit und rät beispielsweise 
zu bestimmten Maßnahmen, die zur Abhilfe bei nicht ordnungsgemäßem oder nicht 
wirtschaftlichem Verwaltungshandeln geeignet sind. 
 
Die Unterrichtung der geprüften Stelle über das Prüfergebnis, wie auch die Berichter-
stattung an die von der Verfassung bestimmten Berichtsempfänger Parlament und 
Regierung, stellen Handlungen dar, die auf die Weitergabe von Informationen ge-
richtet sind. Prüfungsmitteilungen, jährliche Berichte und Sonderberichte bedürfen im 
Unterschied zu den Prüfungshandlungen zur Sachverhaltsermittlung keiner Mitwir-
kung der geprüften Stelle. In einem Rechtsstreit würde es somit nicht um die Abwehr 
eines vom Rechnungshof im Rahmen des Prüfverfahrens konkret auferlegten Dul-
dungs- oder Mitwirkungsakts gehen. Das Rechtsschutzbegehren ist vielmehr natur-
gemäß darauf gerichtet, dass Feststellungen und sonstige Angaben in Mitteilungen 
und Berichten des Rechnungshofs anderen Stellen nicht zur Verfügung gestellt oder 
zurückgenommen werden. Als Rechtsmittel gegen Beeinträchtigungen im Zusam-
menhang mit der Weitergabe von Informationen kommen unter den Klagearten der 
VwGO hauptsächlich die allgemeine Leistungsklage aber auch die Feststellungs-
klage in Betracht. 
 
Im nächsten Abschnitt ist zunächst im Zusammenhang mit der zulässigen Klageart 
die Rechtsnatur die Prüfungsanordnung zu erörtern. Auf die gegen Weitergabe von 
Prüfergebnissen gerichteten Rechtsbehelfe wird weiter unten eingegangen. 
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2. Prüfungsanspruch und Mitwirkungshandlung 
 
Mit der Prüfungsanordnung (§§/Art. 94, 95 BHO/LHO) leitet der Rechnungshof in 
nach außen erkennbarer Art und Weise das Prüfverfahren ein. Die Prüfungsanord-
nung bestimmt einen Prüfungsverpflichteten aus dem Kreis der nach dem ausge-
wählten Prüfgegenstand dafür in Frage kommenden Stellen. 
 
Nicht selten kommt es im Prüfverfahren zu Weigerungen, angeforderte Unterlagen 
an die Beauftragten der Rechnungshöfe herauszugeben oder in anderer Form zur 
Prüfung beizutragen. So wurden dem Landesrechnungshof Nordrhein-Westfalen in 
folgendem von Belemann451 geschilderten Fall weder Auskünfte erteilt noch Akten 
ausgehändigt. 
 
Für die Modernisierung eines Wohngebietes erhielt ein Bauverein vom Land Nord-
rhein-Westfalen Zuwendungen aus Modernisierungs- und Städtebauförderungsmit-
teln. Der Bewilligungsbescheid war mit der Auflage und unter der Bedingung erlas-
sen worden, dass dem Landesrechnungshof auf Anfrage die erbetenen Informatio-
nen zugänglich zu machen sind. 
 
Nach Beginn der Prüfung stellten sich schon bald Schwierigkeiten ein, die den Ver-
lauf der vom Rechnungshof vorzunehmenden Erhebungen nicht unerheblich verzö-
gern. Der Geschäftsführer des Bauvereins konnte angeblich über Wochen keinen 
Termin für ein Auskunftsgespräch mit den Prüfungsbeamten des Landesrechnungs-
hofes freimachen. Außerdem wies er seine Mitarbeiter an, keinerlei Auskünfte zu ge-
ben und Unterlagen verschlossen zuhalten. 
 
In Fällen wie diesem ist von Bedeutung, ob der Rechnungshof bei der Ermittlung des 
zu prüfenden Sachverhaltes Verwaltungsaktbefugnis452 besitzt und ob er seine An-
ordnungen gem. §§/Art. 94,95 BHO/LHO gegenüber Stellen außerhalb und innerhalb 
des Staats selbst vollstrecken kann oder ob zur zwangsweisen Durchsetzung ein 
verwaltungsgerichtliches Urteil erwirkt werden muss. Für den Adressaten der Prü-
fungsanordnung stellt sich gleichermaßen die Frage, in welcher Form er Rechts-
schutz gegen einen ihn verpflichtenden Finanzkontrollakt erlangen kann. 
                                            
451 Gerd-Dieter Belemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich der Finanzkontrolle, DÖV 1990, S. 58 ff. 
(62). 
452  Dies ist umstritten; siehe Hans Blasius, Zu aktuellen Problemen der Finanzkontrolle, NWVBl. 2000, 
413 ff. (415). 
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Würde Anfechtungsklage gem. § 42 Abs. 1, 1. Alternative VwGO zulässig sein, 
kann der Prüfungsverpflichtete mit dieser, falls sie begründet ist, die Aufhebung der 
Prüfungsanordnung erreichen. Wie bereits dargelegt wurde,453 ist die Anfechtungs-
klage nur dann gegen den Rechnungshof als Verfahrensbeteiligten zu richten, wenn 
diesem durch sondergesetzliche Bestimmung verwaltungsprozessuale Parteifähig-
keit eingeräumt ist. Andernfalls ist stets der Staat, dem der Rechnungshof angehört, 
als Trägersubjekt zu verklagen. 
 
Rechtsschutz im Wege der Anfechtungsklage setzt zudem eine Beeinträchtigung 
durch einen Verwaltungsakt oder als Folge eines Verwaltungsakts voraus. Im Fol-
genden wird der Frage nachgegangen, ob die Prüfungsanordnung des Rechnungs-
hofs als Verwaltungsakt eingestuft werden kann.  
 
a. Rechtsnatur der Prüfungsanordnung 
 
Zur Rechtsnatur der Prüfungsanordnung und insbesondere zu deren Einstufung als 





Prüfungsanordnungen waren vor allem im so genannten „ersten VW-Stiftungspro-
zess“454 und im so genannten „Patientenaktenprozess“455 Gegenstand verwaltungsge-
richtlicher Entscheidungen. 
 
(1) Zum „ersten VW-Stiftungsprozess“ kam es, weil die prüfungsverpflichtete Stiftung 
Volkswagenwerk die gemeinsame Rechnungsprüfung durch den Bundesrechnungs-
hof und den Niedersächsischen Landesrechnungshof verhindern wollte. Die gemein-
same Prüfung durch diese Rechnungshöfe ist in § 10 Abs. 2 der Satzung der Stiftung 
Volkswagenwerk vorgesehen. Diese geht auf den zwischen dem Bund und dem 
Land Niedersachsen 1959 geschlossenen Vertrag über die Regelung der Rechtsver-
hältnisse bei der Volkswagenwerk GmbH und über die Errichtung einer „Stiftung 
                                            
453 Seite 156. 
454 OVG Lüneburg, Urteil vom 22.01.82 - OVG A 55/79 - OVGE 37, 212; siehe auch bei Dierk Fitt-
schen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe, VerwArch 83 (1992), S. 165 ff. 
(172). 
455 OVG Lüneburg, DVBl. 1984, 837 ff; BVerwGE 82, 56 ff. 
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Volkswagenwerk“ zurück. Die Stiftung wandte gegen das Prüfverlangen ein, es be-
stehe keine Prüfungsbefugnis der Rechnungshöfe aufgrund der Satzung i. V. m. 
§ 104 Abs. 1 Nr. 4 LHO, denn besagte haushaltsrechtliche Vorschrift sei verfas-
sungswidrig. Weiterhin verstoße der Prüfungsanspruch gegen das Grundrecht auf 
Wissenschaftsfreiheit aus Art. 5 Abs. 2 GG. Als Eingriffsermächtigung sei § 104 
Abs. 1 Nr. 4 LHO außerdem zu unbestimmt. 
 
Dem Streitgegenstand nach und da die Stiftung die Prüfungsbefugnis des Rech-
nungshofs ausdrücklich bestritten hat, hätte man Ausführungen der mit dem Rechts-
streit befassten Gerichte über die Rechtsqualität der gegenüber der Stiftung getroffe-
nen Prüfungsanordnung erwarten können. Ohne ausreichende Rechtsgrundlage wä-
re ein Verwaltungsakt dieses Inhalts rechtswidrig gewesen und hätte bei Verletzung 
der klägerischen Rechte durch das Gericht aufgehoben werden müssen (§ 113 
VwGO). 
 
Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat es in der Berufung ausdrücklich offenge-
lassen, ob die Prüfungsanordnung gegenüber der privatrechtlichen Stiftung Volks-
wagenwerk einen Verwaltungsakt i. S. v. §/Art. 35 VwVfG/LVwVfG darstellt. Das 
Bundesverwaltungsgericht456 ist in der Revision ungeachtet der Entscheidungserheb-
lichkeit nicht auf die Rechtsnatur des Streitgegenstandes eingegangen. Zwar hat es 
die Prüfungsanordnung als Eingriff bezeichnet, der durch § 104 BHO/LHO als eine 
hinreichend bestimmte und somit rechtsstaatlichen Anforderungen genügende Ein-
griffsnorm457 gedeckt sei. Ob dieser Eingriff aber als Verwaltungsakt zu qualifizieren 
war, was nach den Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts naheliegend ge-
wesen wäre, wurde im „ersten VW-Stiftungsprozess“ nicht weiter erörtert. 
 
(2) Das Bundesverwaltungsgericht ging auf die Rechtsnatur der Prüfungsanordnung 
auch im „Patientenaktenprozess“ nicht näher ein. In diesem Rechtsstreit war eben-
falls das Oberverwaltungsgericht Lüneburg Vorinstanz gewesen.458 
 
Die Streitigkeit war aus Anlass einer Prüfung des Landesrechnungshofs Niedersach-
sen entstanden. Diese betraf die Erhebung von Gebühren für ambulante psychiatri-
sche Behandlungen durch eine Universitätsklinik. Der Landesrechnungshof hatte ge-
genüber den Abteilungsleitern der betroffenen Einrichtung angeordnet, den Prü-
                                            
456 BVerwGE 74, 58 ff. = BVerwG, NJW 1986, 2843 ff. = BVerwG, DÖV 1986, 518 ff. 
457 BVerwG, DÖV 1986, 518 ff. (519). 
458 OVG Lüneburg, DVBl. 1984, 837 ff. 
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fungsbeamten Einsicht in Patientenakten zu gewähren. Aus Sicht der Abteilungsleiter 
war dieses Prüfverlangen mit der ärztlichen Schweigepflicht nicht vereinbar. Sie er-
hoben deshalb Klage gegen den Landesrechnungshof vor dem Verwaltungsgericht 
Braunschweig, das dieser in erster Instanz stattgegeben hat. 
 
Im Berufungsverfahren beantragte der beklagte Landesrechnungshof Niedersachsen 
hilfsweise, ihm das Recht zuzusprechen, die Zustimmung der Abteilungsleiter zur 
Einsichtnahme in die Patientenakten im Wege der Widerklage verlangen zu können. 
Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg stellte in der Berufung fest, es könne die Fra-
ge ohnehin offen lassen, ob „der Beklagte seinen Vorlageanspruch gem. § 95 Abs. 1 
LHO zwangsweise durchsetzen kann, d. h. ob er - wie er es hier getan hat - Verfü-
gungen, also Verwaltungsakte, erlassen durfte, die eine zwangsweise Durchsetzung 
dieses Anspruches vorbereitet und ermöglicht hätten".459 Denn die Anforderung sei 
jedenfalls schon deswegen rechtswidrig, da sie an den falschen Adressaten gerichtet 
gewesen sei. 
 
Keiner der berufungsbeklagten Abteilungsleiter sei im Hinblick auf den Vorlagean-
spruch passivlegitimiert, sondern allein die Klinik als die gem. den §§ 88 Abs. 1, 91 
Abs. 1 und 92 LHO zu prüfende Stelle. Gegen diese hätte die streitgegenständliche 
Prüfungsanordnung gerichtet werden müssen. Das Oberverwaltungsgericht Lüne-
burg gab folglich der Klage der Abteilungsleiter in der Hauptsache statt. 
 
Aufgrund des Hilfsantrags des widerklagenden Rechnungshofes wurden die Abtei-
lungsleiter aber verurteilt, der Einsichtnahme in die Patientenakten zuzustimmen. 
 
Das Bundesverwaltungsgericht460 stellte in der Revision fest, dass eine Zustimmung 
der Abteilungsleiter nicht ausreichend gewesen wäre, da ihnen keine Verfügungsge-
walt über die in den Akten enthaltenen Informationen zukomme. Aufgrund des Per-
sönlichkeitsschutzes sei vielmehr die Einwilligung der Patienten notwendig.  
 
                                            
459 OVG Lüneburg, DVBl. 1984, 837 (838). 
460 BVerwGE 82, 56 = NJW 1989, 2961 = NVwZ 1989, 1171. Eine Verfassungsbeschwerde der Chef-
ärzte wurde vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG NJW 1997, 1633) nicht zugelassen; Markus 
Heintzen, Hans Lilie, Patientenakten und Rechnungshofkontrolle, NJW 1997, S. 1601. 
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Davon abgesehen hat die Revisionsinstanz das Auskunftsrecht des Rechnungshofs 
gegenüber der Klinik bestätigt. In der Begründung führt das Bundesverwaltungsge-
richt aus, das Auskunftsverlangen gegenüber der Klinik gem. § 95 Abs. 1 LHO würde 
jedenfalls nicht hinter die aus Art. 12 Abs. 1 GG folgende ärztliche Schweigepflicht 
zurücktreten. 
 
Auch im „Patientenaktenprozess“ hat sich keines der angerufenen Gerichte zur 
Rechtsqualität der Prüfungsanordnung geäußert. Zwar hat das Oberverwaltungsge-
richt Lüneburg § 113 Abs. 1 S. 1 VwGO461 angewendet und die Voraussetzungen die-
ser Vorschrift als erfüllt angesehen, da die „Verfügungen“ des Rechnungshofs 
rechtswidrig wären und die Kläger in ihren Rechten verletzten. Im Urteil ist jedoch 
nicht ausgeführt, dass das Gericht die Prüfungsanordnungen für Verwaltungsakte 
gehalten hat und aus diesem Grund § 113 Abs. 1 S 1 VwGO anwendete. 
 
(3) Das Verwaltungsgericht München462 hat in einem nicht veröffentlichten Urteil die 
Anordnung des Bayerischen Obersten Rechnungshofs zur Prüfung der Haushalts- 
und Wirtschaftsführung der Handwerkskammer „als feststellenden Verwaltungsakt“ 
bezeichnet, „so dass die Voraussetzungen der Anfechtungsklage zu prüfen sind." 
 
Diese rechtliche Würdigung ist von der Berufungsinstanz bestätigt worden. Bei der 
streitgegenständlichen Prüfungsanordnung handelt es sich auch nach Auffassung 
des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs463 um einen feststellenden Verwaltungsakt: 
„Den angefochtenen Anordnungen (des Rechnungshofs, d. Verf.) kommt Rege-
lungsgehalt zu, weil für den Einzelfall verbindlich festgestellt wird, dass die Haus-
halts- und Wirtschaftsführung der Klägerin der Prüfung durch den Rechnungshof mit 
sich hieraus ergebenden weiteren Verpflichtungen unterworfen ist. Gegen die Prü-
fungsanordnung kann mit der Anfechtungsklage vorgegangen werden.“ 
 
In der Revision stuft schließlich auch das Bundesverwaltungsgericht die Prüfungsan-
ordnung als einen Verwaltungsakt ein, mit dem konkrete Duldungs- und Mitwirkungs-
pflichten aufgegeben werden. „Die Bezeichnung als Prüfungsanordnung, der Rege-
lungsgehalt, die Erwähnung ihrer Unanfechtbarkeit sowie die Rechtsmittelbelehrung 
                                            
461 OVG Lüneburg, DVBl. 1984, 837 ff. (837). 
462 VG München, Urteil vom 09.04.91, Az.: M 16 K 90.3105.  
463 BayVGH, DVBl. 1992, 1606. 
 165
lassen keinen Zweifel daran, dass der Beklagte einen Verwaltungsakt erlassen woll-
te.“464 
 
Aus den Urteilen des Verwaltungsgerichts München des Bayerischen Verwaltungs-
gerichtshofs und des Bundesverwaltungsgerichtes folgt, dass Prüfungsanordnungen 
gegenüber juristischen Personen Verwaltungsqualität besitzen. Über die Rechtsnatur 
von Prüfungsanordnungen gegenüber Staatsbehörden war von den Gerichten bis-
lang nicht zu befinden. Im Schrifttum schließen Überlegungen zur Rechtsnatur der 
Prüfungsanordnungen und insbesondere zu deren Einstufung als Verwaltungsakte 
auch die Handlungen des Rechnungshofs zur Erhebung des Prüfungsstoffes bei 




Die h. M. im Schrifttum verneint einhellig nur die Verwaltungsaktqualität der Prüfbe-
richte465, nicht von allen wird hingegen auch eine solche der Prüfungsanordnungen 
abgelehnt.466 Soweit die Verwaltungsaktbefugnis verneint wird, erfolgt dies meist un-
ter Hinweis auf die fehlende Durchsetzbarkeit der Entscheidungen des Rechnungs-
hofes. Häufig wird nicht bedacht, dass die Anordnungen zur Sachverhaltserhebung 
einen anderen Wesensgehalt haben als die Mitteilungen und Berichte, die nur der 
Weitergabe von Prüfergebnissen dienen. 
 
                                            
464  BVerwG NVwZ 1995, 889 = DVBl. 1995, 1091. Damit stellt die Verwaltungsaktqualität der Prüfan-
ordnung gegenüber Stellen außerhalb des Staats h. M. dar. Dem widerspricht nicht die zulässige 
Durchsetzung vermittels eines Antrags gem. § 123 VwGO oder einer Leistungsklage, denn es wird 
häufig aufgrund des vorprozessualen Verhaltens der betroffenen Stellen feststehen, dass ein 
Rechtsstreit unausweichlich ist. Siehe dazu Axel Nawrath, Michael Klostermann in: Heuer (Hrsg.), 
Kommentar zum Haushaltsrecht, § 95 BHO, RdNr. 23, mit Hinweis auf die Entscheidungen des 
OVG Nordrhein-Westfalen vom 24.06.1988 - 20 A 137/87 -, des OVG Mecklenburg-Vorpommern 
vom 29.09.1993 - M 71/93 -, des VG Köln vom 05.07.1996 - 19 [8] L 380/95 und des VG München 
vom 06.04.1998 - M 3 E 98.713. 
465 Ferdinand O. Kopp, Rechtsschutz der Bürger gegen die Verbreitung von Prüfungsberichten, JuS 
1981, S. 419 ff. (425); Görg Haverkate, Der Schutz subjektiver öffentlicher Rechte in der Rech-
nungsprüfung, AöR 107 1982, S. 539 ff. (552). 
466 Klaus Grupp, Die Stellung der Rechnungshöfe in der Bundesrepublik Deutschland, S. 119;  
Sieghardt von Köckritz, Günter Ermisch, Norbert Dittrich, Christel Lamm, Bundeshaushaltsrecht, 
§ 95, RdNr. 2, a. E.; Erwin Adolf Piduch, Bundeshaushaltsrecht, Kommentar, § 95, RdNr. 2 a. E. 
(grundsätzlich nur Abhilfe durch die zuständigen obersten Dienststellen des Ressorts); Hans Schä-
fer in: Menschenwürde und freiheitliche Rechtsordnung, Festschrift für Willi Geiger zum 65. Ge-
burtstag, Zum Schutz Dritter bei der Rechnungsprüfung und der Berichterstattung der Rechnungs-
höfe, S. 623 ff. (S. 630); Susanne Tiemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich öffentlicher Finanz-
kontrolle, DÖV 1975, S. 405 ff. (408). 
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(1) Nach Auffassung Hockenbrinks467 kommt Prüfungsanordnungen nicht die Rechts-
qualität von Verwaltungsakten zu. Denn eine Verwaltungsaktbefugnis der Rech-
nungshöfe passe nicht in das System der Finanzkontrolle. Belemann468 spricht dem 
Rechnungshof die Regelungskompetenz, im Prüfverfahren Verwaltungsakte zu er-
lassen, ab, denn im System der Rechnungsprüfung sei die Annahme von verfahrens-
leitenden Verwaltungsakten insgesamt ein Fremdkörper.  
 
(2) Heuer469 unterscheidet bei der Frage der Rechtsnatur von Prüfungsanordnungen, 
gegenüber wem der Auskunftsanspruch geltend gemacht wird. „Im Verhältnis zu pri-
vaten Stellen und Personen erscheint in entsprechender Anwendung des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes unter Berücksichtigung der Besonderheiten der Finanzkon-
trolle die Setzung von Einzelregelungen zur Konkretisierung der rechtlichen Betrof-
fenheit im Sinne der Rechtsklarheit und eines hierauf fußenden Rechtsschutzes sinn-
voll und möglich.“  
 
Für Aufgabenbereiche, die dem Bundesrechnungshof nach Art. 114 Abs. 2 S. 3 GG 
außerhalb des Rechtssubjektes Bund zugewiesen seien und für die keine verfas-
sungsrechtliche Pflichtenverletzung bei Rechtsstreitigkeiten in Betracht komme, sei 
es sinnvoll, die Konkretisierung der normierten Rechte des Rechnungshofs gegen-
über Außenstehenden (insbesondere nach §§ 91, 95 BHO/LHO) als Verwaltungsakte 
aufzufassen. In der Prüfungsankündigung manifestiere sich der Prüfungsanspruch, 
indem er gem. § 94 BHO zeitlich und artmäßig konkretisiert werde. 
 
Der Ansicht Heuers folgend meint auch Leisner470, dass „gegen Einzelanordnungen 
von Rechnungsprüfern im Rahmen einer (...) zulässigen Rechnungsprüfung Privater 
                                            
467 Ullrich Hockenbrink, Zur Befugnis der Rechnungshöfe, im Prüfungsverfahren Verwaltungsakte zu 
erlassen, DÖV 1991, S. 241 ff. (243). 
468 Gerd Dieter Belemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich der Finanzverwaltung, DÖV 1990, S. 58 
ff. (63). 
469 Ernst Heuer, Zur Prüfungsbefugnis der Rechnungshöfe gegenüber der Stiftung Volkswagenwerk, 
DÖV 1986, 516 ff. (517) siehe dazu noch Ernst Heuer in Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haus-
haltsrecht, 27. Ergänzungslieferung, § 95 BHO, RdNr. 1, a. E.; a. A. offenbar Axel Nawrath, Micha-
el Klostermann in: Heuer (Hrsg.) Kommentar zum Haushaltsrecht, § 95 BHO, RdNr. 22.: Vorlage- 
und Auskunftsverlangen stellen keine Verwaltungsakte dar, sondern sollen aus praktischen Erwä-
gungen heraus als schlichte öffentlich-rechtliche Willenserklärungen einzustufen sein. Dies mag 
insbesondere auf die Anforderungen der Prüfbeamten vor Ort zur Erläuterung des Informationsbe-
gehrens des Rechnungshofs zutreffen. Diese Einstufung von einzelnen Äußerungen im Prüfverfah-
ren als schlichte Willenserklärung schließt jedoch nicht aus, dass die Prüfungsanordnung insge-
samt als Verwaltungsakt einzustufen ist. So weisen die oben genannten Autoren selbst auf den 
Rechtscharakter der schriftlichen Prüfungsanordnung und deren Qualifizierung als Verwaltungsakt 
durch das Bundesverwaltungsgericht (DVBl. 1995, 1091 ff.) hin. 
470 Walter Leisner, Staatliche Rechnungsprüfung Privater, S. 162. 
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Anfechtungsklage nach §§ 40, 42 VwGO zulässig ist, da es sich insoweit um Einzel-
eingriffe durch Verwaltungsakte handelt.“ 
 
(3) Fittschen471 geht vom Vorliegen von Verwaltungsakten auch bei der Prüfung der 
Staatsverwaltung aus. Die Rechnungshöfe seien - wie bei der Prüfung juristischer 
Personen des privaten und öffentlichen Rechts - auch gegenüber Staatsbehörden in 
der Lage, zur Konkretisierung ihrer Prüfungsrechte nach Art einer Verwaltungsbe-
hörde im Einzelfall befehlende Verwaltungsakte zu erlassen. Diese Verfügungen 
könnten mit Sanktionen bewehrt und grundsätzlich auch vollstreckt werden. Damit 
bestehe bei der Erhebung des prüfungsrelevanten Sachverhalts eine Befugnis der 
Rechnungshöfe zum Erlass von verbindlichen Einzelregelungen ohne Ausnahme 
gegenüber allen denkbaren Prüfadressaten. 
 
(4) Nach den bisherigen Ausführungen ist festzuhalten, dass die Prüfungsanordnung 
gegenüber Stellen außerhalb des Staats, dem der Rechnungshof angehört, mit 
Schrifttum und Rechtsprechung übereinstimmend als Verwaltungsakt qualifiziert wird. 
Der von Heuer u. a. vorgenommenen Unterscheidung nach dem Standort des Adres-
saten, d. h. ob dieser innerhalb oder außerhalb des unmittelbaren staatlichen Be-
reichs residiert, deutet zugleich auf das sich bei der Einstufung der Prüfungsanord-
nung stellende Kernproblem hin. Nach den Grundsätzen der Verwaltungsrechtslehre 
beinhaltet ein Verwaltungsakt eine hoheitliche Regelung eines Einzelfalls durch eine 
Verwaltungsbehörde mit unmittelbarer Außenwirkung.472 Richtet sich die Prüfungsan-
ordnung nicht gegen einen selbständigen Rechtsträger sondern gegen ein anderes 
Organ desselben Staats, bezweckt diese grundsätzlich keine Rechtserheblichkeit 
nach außen. 
 
Ausnahmsweise sollen aber auch Maßnahmen im Innern des Staats rechtserheblich 
sein können. In bestimmten Fällen werden ähnlich den verwaltungsprozessualen 
auch verwaltungsverfahrensrechtliche In-Sich-Prozesse von Rechtsprechung und Li-
teratur für zulässig gehalten.473 Beantragt beispielsweise eine Gemeinde als Betreibe-
                                            
471 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte des Rechnungshofes, VerwArch 83 (1992), 
165 ff. (200). 
472 Hans-Joachim Driehaus, Rainer Pietzner, Einführung in das Verwaltungsrecht, § 10, RdNr. 23; 
Heiko Faber, Verwaltungsrecht, § 20 I. e); Elmar Giemulla, Nikolaus Jaworsky, Rolf Müller-Uri, 
Verwaltungsrecht, Kap. 5, F. I.; Volkmar Götz, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 13 I; Peter Michael 
Huber, Allgemeines Verwaltungsrecht, Vierter Teil, A. I. 5; Harald Hofmann, Jürgen Gerke; Allge-
meines Verwaltungsrecht, 5. Abschnitt, 5; Hartmut Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 9, 
RdNr. 5. 
473 BVerwGE 101, 47; Ferdinand O. Kopp, Ulrich Ramsauer, Verwaltungsverfahrensgesetz, § 13, 
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rin einer städtischen Müllverbrennungsanlage bei ihr selbst eine Genehmigung nach 
§§ 4 ff. BImSchG, soll der begehrte Bescheid wirksam von der Gemeinde erlassen 
werden können und sich als Verwaltungsakt an denselben Rechtsträger richten. 
 
Angesichts dessen ist im nächsten Abschnitt zu erörtern, ob im Bereich der Finanz-
kontrolle ebenfalls ausnahmsweise nicht außenwirksame Handlungen als Verwal-
tungsakte eingestuft werden können. Sollte dies zu bejahen sein, würde in einem 
vom Gesetzgeber für statthaft erklärten In-Sich-Verfahren vor dem Verwaltungsge-
richt i. d. R. die Anfechtungsklage gem. § 42 Abs. 1 VwGO richtige Klageart sein. 
 
b. Merkmale des Verwaltungsakts 
 
Bevor auf die besonderen Probleme im Zusammenhang mit dem so genannten In-
Sich-Verwaltungsakt näher eingegangen wird, sollen zunächst zwei Merkmale des 
Verwaltungsakts betrachtet werden, die auch hinsichtlich Prüfungsanordnungen ge-
genüber Stellen außerhalb des Staats problematisch sind. Handelt es sich bei Maß-
nahmen des Rechnungshofs im Prüfverfahren entsprechend der Auffassung von Tei-
len des Schrifttums und in der Rechtsprechung um Verwaltungsakte, muss der 
Rechnungshof trotz seiner verfassungsorganisatorischen Sonderstellung474 als Be-
hörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensrechts eingestuft werden können. 
 
aa. Behördeneigenschaft des Rechnungshofes 
 
§/Art. 35 VwVfG/LVwVfG geht vom funktionellen Behördenbegriff des §/Art. 1 
VwVfG/LVwVfG aus.475 Danach handelt es sich bei einer Organisationseinheit um ei-
ne Behörde, wenn diese durch Organisationsrecht gebildet wird, vom Wechsel des 
Amtsinhabers unabhängig und nach der Zuständigkeitsordnung berufen ist, Aufga-
ben der öffentlichen Verwaltung unter eigenem Namen wahrzunehmen.  
 
Für Behördeneigenschaft müssen die Maßnahmen des Aufgabenträgers nicht not-
wendigerweise nach außen wirken, denn das Verwaltungsverfahrensgesetz bezieht 
sich auf sämtliche öffentlich-rechtliche Tätigkeiten. Somit kann als Behörde auch ei-
                                                                                                                                        
RdNr. 56; Paul Stelkens, Ulrich Stelkens in: Stelkens, Bonk, Sachs (Hrsg.), Verwaltungsverfah-
rensgesetz, § 35, RdNr. 117. 
474 Seite 46. 
475 Paul Stelkens, Heribert Schmitz in: Stelkens, Bonk, Sachs (Hrsg.), Verwaltungsverfahrensgesetz, 
§ 1, Rdnrn. 126 ff. 
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ne Stelle anzusehen sein, die bei ihrer Aufgabenwahrnehmung in den Rechtskreis 
von Privatpersonen eingreift.476 Dies ist auch aus §/Art. 45 Abs. 1 Nr. 5 
VwVfG/LVwVfG zu schließen. Nach dieser Vorschrift können Behörden an dem nach 
außen wirkenden Verwaltungsverfahren einer anderen Behörde beteiligt sein, ohne 
selbst unmittelbar Außenwirkung zu erzeugen. 
 
Ein anderes Beispiel für eine verwaltungsrechtliche Handlungsform ohne Außenwir-
kung ist das Verwaltungsabkommen zwischen staatlichen Stellen. Da die Vorschrif-
ten des Verwaltungsverfahrensgesetzes aber auch auf den öffentlich-rechtlichen Ver-
trag anwendbar sind, muss es sich bei vertragsschließenden Parteien um Behörden 
handeln. 
 
Im Bereich der Finanzkontrolle würde es darüber hinaus widersprüchlich erscheinen, 
den Rechnungshof nur bei Prüfhandlungen gem. den §§/Art. 91, 104 BHO/LHO ge-
genüber Privaten im Hinblick auf Außenwirksamkeit seines Handelns in diesen Fäl-
len als Behörde anzusehen und ansonsten Behördeneigenschaft zu verneinen. 
 
(1) Die Einstufung des Rechnungshofs als Behörde steht weiterhin auch nicht in Wi-
derstreit zu dessen staatsorganisatorischem Status. Der Rechnungshof stellt zwar 
keinen Teil der gesetzesvollziehenden Gewalt dar, sondern nimmt im Staatsaufbau 
eine Sonderstellung477 ein, die Behördeneigenschaft des Rechnungshofs aber nur 
hinsichtlich des berichtenden und beratenden Teils des Finanzkontrollauftrags aus-
schließt. In den übrigen Bereichen kann dieser folglich - ungeachtet seines verfas-
sungsrechtlichen Sonderstatus - einer Behörde i. S. v. §/Art. 1 VwVfG/LVwVfG 
gleichstehen. Dafür spricht auch, dass die Finanzkontrollorgane bei der Erhebung 
des zu prüfenden Sachverhalts Aufgaben wahrnehmen, die dem Wesen nach mit 
Kompetenzen von Aufgabenträgern aus dem Bereich der Exekutive vergleichbar 
sind. 
                                            
476 Hans Meyer, Hermann Borgs-Maciejewski, Verwaltungsverfahrensgesetz, § 1, RdNr. 30; Hans J. 
Wolff, Otto Bachof, Rolf Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 1, § 4, RdNr. 21; Walter Klappstein in: 
Knack (Hrsg.), Verwaltungsverfahrensgesetz, § 1, RdNr. 8; Paul Stelkens, Heribert Schmitz in: 
Stelkens, Bonk, Sachs (Hrsg.), Verwaltungsverfahrensgesetz, § 1, RdNr. 219; a. M. Carl Hermann 
Ule, Hans Werner Laubinger, Verwaltungsverfahrensgesetz, § 9 II 2 b (S. 55); a. A. Ferdinand O. 
Kopp, Ulrich Ramsauer, Verwaltungsverfahrensgesetz, § 1, RdNr. 52. 
Die Befugnis zum Erlass von Verwaltungsakten bedingt die Einstufung als Behörde im funktionel-
len Sinne. Dabei erscheint gleichgültig zu sein, wenn es sich bei den Maßnahmen des Organs vor 
allem um In-Sich-Verwaltungsakte handelt, die naturgemäß aber den Innenbereich des Staats 
nicht verlassen; Hartmut Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 21, RdNr. 33. 
477 Finanzkontrolle dient als eigenständige Staatsfunktion in besonderer Weise mittelbar der Gewal-
tenteilung. Siehe zur Sonderstellung des Rechnungshofs oben (Seite 46). 
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Die Sonderstellung des Rechnungshofes ergibt sich in erster Linie aus der Ausrich-
tung auf eine Tätigkeit, die feststellender, berichtender und beratender Natur ist und 
die als Staatsfunktion in Gestalt der Finanzkontrolle von Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG ga-
rantiert wird. Außerdem ergibt sich aus der Geschichte der Rechnungshöfe wie auch 
aus der Fortentwicklung der Rechnungsprüfung im Zuge der Reform des Haushalts-
rechts des Jahres 1969, dass die Finanzkontrollorgane des Bundes und der Länder 
entsprechend dem Willen des Gesetzgebers die Stellung von Verwaltungsbehörden 
nach §/Art. 1 BRHG/LRHG nicht nur in innerorganisatorischen Angelegenheiten son-
dern auch in Hinblick auf den Prüfungsauftrag einnehmen sollten. 
 
(2) Bis vor nicht allzu langer Zeit wurden die Rechnungshöfe noch als Rechnungs-
prüfungsbehörden bezeichnet. Hinter dieser Bezeichnung stand ursprünglich die 
Vorstellung, der Rechnungshof müsse gegenüber nachgeordneten Behörden infor-
mations- und insofern auch weisungsberechtigt sein.478 Für den Gesetzgeber der 
Haushaltsrechtsreform bestand folglich kein Anlass, die Behördeneigenschaft des 
Rechnungshofs bei Wahrnehmung von Prüfkompetenzen besonders zu normieren.479 
Vor dem Hintergrund einer historisch geprägten Auffassung von einer Rechnungs-
prüfungsbehörde hat der Gesetzgeber zudem die Prüfungszuständigkeit des Rech-
nungshofs später durch §/Art. 111 BHO/LHO auf die mittelbare Staatsverwaltung 
- wie schon beginnend mit dem Gesetz zur Erhaltung und Hebung der Kaufkraft 
(Beiträgegesetz von 1934) - ausgedehnt. Der Rechnungshof sollte seinen Informa-
tionsanspruch dabei selbstverständlich gegenüber juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts mittels rechtlich verbindlicher Anordnungen durchsetzen können.480 
 
Im Bereich der Prüfung von Zuwendungsempfängern ist durch §/Art. 91 BHO/LHO 
ebenfalls eine Erweiterung der Zuständigkeit gegenüber der Rechtslage nach § 64 a 
RHO erfolgt. Diese Weiterentwicklung stellt sich ebenfalls nur unter der Vorausset-
zung einer Befugnis des Rechnungshofs zur Setzung verbindlicher Prüfungsanord-
nungen gegenüber Zuwendungsempfängern als sinnvoll dar. 
 
                                            
478 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe, VerwArch. 83 (1992), 
S. 165 ff. (166). 
479 Siehe dazu noch Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, 27. Ergänzungs-
lieferung, § 95 BHO, RdNr. 1 a. E. Nach der Neukommentierung von Axel Nawrath, Michael Klos-
termann in: Heuer, Kommentar zum Haushaltsrecht, § 95 BHO, RdNr. 22, sollen Vorlage- und 
Auskunftsverlangen gem. den §§ 94, 95 BHO demgegenüber keine Verwaltungsakte darstellen. 
480 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe, VerwArch. 83 (1992), 
S. 165 ff. (177). 
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Die Informationszuständigkeit gem. §/Art. 91 Abs. 1 Nr. 3 BHO/LHO im Bereich der 
Zuwendungsprüfung gegenüber Stellen außerhalb der Verwaltung ergab sich vor 
1969 nicht aus Gesetz, sondern hing von einer Nebenbestimmung im Zuwendungs-
bescheid ab, in der sich die Bewilligungsbehörde zugunsten des Rechnungshofs ei-
ne entsprechendes Prüfrecht ausbedang.481 Mit der Einführung des §/Art. 91 
BHO/LHO sollte sichergestellt werden, dass eine Kontrollbefugnis des Rechnungs-
hofs gegenüber dem Zuwendungsempfänger unabhängig von Versäumnissen der 
Bewilligungsbehörde und gegebenenfalls auch gegen ihren Willen besteht. Damit 
kam es dem Gesetzgeber darauf an, das Entstehen von Prüfungsfreiräumen zu ver-
hindern, was allerdings nur dann wirklich gewährleistet ist, wenn der Rechnungshof 
das Auskunftsverlangen wie eine „Rechnungsprüfungs-Behörde“ selbst festsetzen 
kann.482 
 
(3) Dieser Schlussfolgerung wurde zwar im Schrifttum entgegengehalten, allein aus 
der Schaffung neuer Zuständigkeiten in den §§/Art. 111, 91 BHO/LHO könne nicht 
schon auf die Übertragung der Befugnis, Verwaltungsakte im Prüfungsverfahren zu 
erlassen, geschlossen werden.483 Dem ist aber entgegenzuhalten, dass aus der Zu-
sammenschau mit §/Art. 1 BRHG/LRHG, der den Rechnungshof als oberste Staats-
behörde bezeichnet, die Absicht des Gesetzgebers ersichtlich wird, mit den 
§§/Art. 111, 91 BHO/LHO Befugnisnormen zu schaffen. Dem Gesetzgeber musste 
1985 beim Erlass des BRHG aufgrund der Herkunft der Rechnungshöfe, ihrer Ab-
stammung von „Rechnungsprüfungsbehörden“, bewusst sein, dass der Bundes-
rechnungshof gegenüber den Stellen, die der Informationspflicht unterworfen sind, 
wie eine Verwaltungsbehörde handelt. Hätte der Gesetzgeber bezweckt, mit den 
§§/Art. 111, 91 BHO/LHO anstatt von Befugnissen nur Zuständigkeiten zu be-
gründen, hätte spätestens beim Entstehen der Rechnungshofgesetze des Bundes 
und der Länder angesichts der darin vorgesehenen Zuweisung von Behördeneigen-
schaft eine Klarstellung erfolgen müssen. 
 
(4) Nach Auffassung im Schrifttum beziehe sich § 1 BRHG hingegen nicht auf die 
Prüfungstätigkeit sondern nur auf die innere Verwaltung des Rechnungshofs, da die-
ser bei der Wahrnehmung der ihm obliegenden Verwaltungsaufgaben, z. B. bei Per-
                                            
481 Vgl. § 64 a RHO i. V. m. Nr. 12 der Richtlinie der Bundesregierung vom 01.04.1953 (MinBlFin 
S. 369). 
482 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte des Rechnungshofes, VerwArch 83 (1992), 
S. 165 ff. (179). 
483 Ullrich Hockenbrink, Zur Befugnis der Rechnungshöfe, im Prüfungsverfahren Verwaltungsakte zu 
erlassen, DÖV 1991, S. 241 ff. 
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sonalmaßnahmen, beamtenrechtliche Befugnisse wie eine Verwaltungsbehörde be-
sitzen müsse.484 
 
Gegen diese Auffassung spricht, dass es ungewöhnlich ist, einen Aufgabenträger 
wie den Rechnungshof als Staatsbehörde zu bezeichnen, obwohl dieser angeblich 
nur im Innenbereich über Verwaltungsbefugnisse verfügt. Wie ein Vergleich mit der 
Bundesbank zeigt, verfährt der Gesetzgeber in anderen Bereichen nicht so, wenn er 
einer Verwaltungseinheit nur innenorganisatorische Befugnisse zuteilen will. Die 
Bundesbank nimmt innerhalb der Exekutive eine Sonderstellung ein und stellt wie 
der Bundesrechnungshof ein oberstes Staatsorgan dar.485 Gemäß § 29 Abs. 1 S. 1 
BBankG kommen dem Zentralbankrat und dem Direktorium der Deutschen Bundes-
bank die „Stellung von obersten Bundesbehörden“ zu. Dies wurde in das Bundes-
bankgesetz zur Herbeiführung bestimmter - nach innen gerichteter - verwaltungsor-
ganisatorischer Rechtsfolgen aufgenommen.486 
 
Im Bundesbankgesetz hat der Gesetzgeber die Verwaltungsbefugnisse anders als 
beim jüngeren Bundesrechnungshofgesetz bestimmten inneren Organen der Bun-
desbank und nicht der Institution als solcher, wie dies in § 1 BRHG der Fall ist, zuge-
ordnet. Zudem wurden in § 31 BBankG die einzelnen innerorganisatorischen Befug-
nisse geregelt und insbesondere die Rechtsverhältnisse der Beamten, Angestellten 
und Arbeiter der Deutschen Bundesbank, die Disziplinargewalt des Präsidenten und 
die Ermächtigung, ein Personalstatut zu erlassen, einer ausdrücklichen Normierung 
zugeführt. 
 
Die Bezeichnung als „Behörde“ ist zudem nicht nur bei der Bundesbank als einem 
der Exekutive angehörenden Aufgabenträger, sondern auch bei anderen Organen 
des Staates wie Parlament und Verfassungsgericht, denen bestimmte inneradminist-
rative Wahrnehmungsbefugnisse übertragen sind, keinesfalls üblich. Bei diesen Auf-
gabenträgern erfolgt keine besondere gesetzliche Kennzeichnung als Behörde, ob-
wohl auch sie intern Verwaltungsgeschäfte zu besorgen haben.487 
 
                                            
484 Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 1 BRHG, RdNr. 1; Peter Eicken-
boom, Ernst Heuer, Das neue Bundesrechnungshofgesetz, DÖV 1985, S. 997 ff. (1000). 
485 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 35 I 3 (S. 469). 
486 Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 35 I 3. 
487 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe, VerwArch. 83 (1992), 
S. 165 ff. (176). 
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(5) Daraus folgt, dass der Rechnungshof beim Erlassen von Prüfungsanordnungen 
zur Ermittlung des Sachverhaltes eine Behörde488 darstellt. Außerdem sind die vom 
Rechnungshof im Prüfverfahren zu treffenden Anordnungen dem öffentlichen Recht 
zuzuordnen und damit hoheitlich i. S. v. §/Art. 35 VwVfG/LVwVfG. 
 
Ein wichtiges Begriffsmerkmal des Verwaltungsakts ist weiter die „Rechtserheblich-
keit nach außen“. Prüfungsanordnungen sind als Verwaltungsakte einzustufen, wenn 





Wesentlich für den Verwaltungsakt ist dessen Ausrichtung auf eine unmittelbare, für 
den Bürger oder einen sonstigen Außenstehenden verbindliche Regelung von Rech-
ten und Pflichten.489 Ob Rechtserheblichkeit vorliegt, hängt vom objektiven Sinnge-
halt490 der behördlichen Äußerung ab. 
 
(1) Die Prüfungsanordnung konkretisiert den Informationsanspruch des Rechnungs-
hofes zum Zwecke der Sachverhaltserhebung im Rahmen des Rechnungsprüfungs-
verfahrens. Der Rechnungshof trifft im Einzelfall detaillierte Anordnungen gegenüber 
dem Prüfungsverpflichteten491, weshalb zumindest Regelungswirkung im Unterschied 
zu bloßen Ankündigungen, Auskünften, Hinweisen, Empfehlungen oder zu sonsti-
gem rein informellem Verwaltungshandeln gegeben ist. 
 
                                            
488 Gerd Dieter Belemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich der Finanzkontrolle, DÖV 1990, S. 58 ff. 
(62); Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 1 BRHG, RdNr. 1; Ullrich 
Hockenbrink, Zur Befugnis der Rechnungshöfe, im Prüfungsverfahren Verwaltungsakte zu erlas-
sen, DÖV 1991, S. 241 ff. (242); Ferdinand O. Kopp, Ulrich Ramsauer, Verwaltungsverfahrensge-
setz, § 1, RdNr. 57; Klaus Obermayer, Verwaltungsverfahrensgesetz, § 1, RdNr. 12; Paul Stelkens, 
Heribert Schmitz in: Stelkens, Bonk, Sachs (Hrsg.), Verwaltungsverfahrensgesetz, § 1 Rdnrn. 159; 
Konrad Redeker, Wissenschaftsfreiheit und Rechnungsprüfung, DÖV 1986, S. 946 ff. (947); Walter 
Leisner, Staatliche Rechnungsprüfung Privater, S. 162. 
489 Ferdinand O. Kopp, Ulrich Ramsauer, Verwaltungsverfahrensgesetz, § 35, RdNr. 47. 
490 BVerwGE 74, 126; BVerwG NVwZ 1987, 598. 
491 Seite 57. 
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Demgegenüber wird die Auffassung vertreten, der Prüfungsanordnung des Rech-
nungshofs komme keine Rechtserheblichkeit zu, da Rechnungsprüfung ihrem Wesen 
nach ein „Soll-ist-Vergleich“ sei. Den Verfügungen des Rechnungshofs fehle deshalb 
der für den Verwaltungsakt notwendige Regelungscharakter.492 
 
Während der berichtende und beratende Teil der Tätigkeit des Rechnungshofs si-
cherlich keine Regelungswirkung entfaltet, ist im Hinblick auf die verfahrensleitenden 
Entscheidungen zur Sachverhaltserhebung zu bedenken, dass mit diesen konkrete 
Mitwirkungshandlungen angeordnet werden. Damit tragen die der Sachverhaltserhe-
bung dienenden Handlungen des Rechnungshofs den Charakter von Maßnahmen 
mit Regelungswirkung. Die besondere staatsrechtliche Funktion des Rechnungshofs 
schließt zudem das Erwachsen in Rechtskraft nur für die Mitteilung und Berichte des-
selben aus. Die Prüfungsanordnungen können grundsätzlich ungeachtet des Sonder-
status des Rechnungshofs der Rechtskraft fähig sein.493 Hinzu kommt, dass der be-
richtende und beratende Teil der Tätigkeit des Rechnungshofs auf den im Erhe-
bungsverfahren ermittelten Sachverhalt aufbaut. Der Prüfungsanordnung kommt 
damit grundlegende Bedeutung für die Erfüllung des Prüfauftrages zu. Ein effektives 
Mittel zur Informationsgewinnung stellt diese aber nur dar, wenn ihr Regelungswir-
kung zukommt. 
 
(2) Weiterhin lässt sich auch anhand der Aufforderung zur Auskunftserteilung nach 
§ 15 Abs. 1 BStatG aufzeigen, dass es grundsätzlich nicht möglich ist, von der 
Rechtsnatur bestimmter Handlungen, die sich auf Weitergabe von Ergebnissen eines 
Erhebungsverfahrens beziehen, auf die Rechtsnatur der zur Informationsbeschaffung 
notwendigen Einzelschritte zu schließen. Die Aufforderung zur Auskunftserteilung 
gem. § 15 Abs. 1 BStatG stellt einen Regelungswirkung entfaltenden Verwaltungsakt 
dar. Dies ergibt sich aus § 15 Abs. 6 BStatG, der bestimmt, dass Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen die Aufforderung keine aufschiebende Wirkung haben. Die 
Bundesstatistik i. S. v. § 1 S. 1 BStatG als Endergebnis des Erhebungsverfahrens ist 
demgegenüber kein Verwaltungsakt und auch keine sonst rechtsverbindliche Rege-
lung. Sie dient vielmehr dem Zweck, laufend Daten über Massenerscheinungen zu 
erheben, zu sammeln, aufzubereiten, zu analysieren und darzustellen. 
                                            
492 Ullrich Hockenbrink, Zur Befugnis der Rechnungshöfe, im Prüfungsverfahren Verwaltungsakte zu 
erlassen, DÖV 1991, S. 241 ff. (242). 
493 Gunter Kisker, in: Isensee, Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. IV, § 89, RdNr. 113 („keine Gerichte“); Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundes-
republik Deutschland, Bd. II, § 34 III, (S. 441); Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der 
Finanzkontrolle des Bundes, S. 246. 
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Die Prüfungsanordnung des Rechnungshofs, die ihrem Wesen nach einen befehlen-
den Charakter aufweist, ist auf gleiche Art wie die Aufforderung zur Auskunftsertei-
lung nach dem Bundesstatistikgesetz rechtserheblich.494 Der Rechnungshof verfügt 
über die Kompetenz, vom Prüfungsverpflichteten ein bestimmtes Verhalten zu ver-
langen. Diese Befugnis zielt regelmäßig auf die Bestimmung der prüfungsverpflichte-
ten Stelle zur Vornahme notwendiger Mitwirkungshandlungen ab, die dem Rech-
nungshof Zugang zu den benötigten Informationen verschaffen und bezweckt damit 
einen konkreten, rechtlich definierten Erfolg. Die Prüfungsanordnungen (§§/Art. 94, 
95 BHO/LHO) sind somit von Regelungswirkung geprägt. Neben dem Bestehen von 
Regelungscharakter ist für die Einstufung der Prüfungsanordnung als Verwaltungsakt 




Verwaltungsakte sind nur solche Regelungen, die über den verwaltungsinternen Be-
reich hinausgreifen. Sie begründen Rechte und Pflichten anderer Rechtsträger und 
berühren dadurch deren Rechtskreis. Das Merkmal der „Rechtserheblichkeit nach 
außen“ dient der Abgrenzung gegenüber solchen Maßnahmen, die nur im Inneren 
der Verwaltung wirksam werden sollen und deshalb nach ihrem objektiven Sinnge-
halt keine Außenwirkung bezwecken. 
 
(1) Besitzt die zu prüfende Stelle im Verhältnis zum Staat, dem der Rechnungshof 
angehört, eigene Rechtspersönlichkeit, ist Außenwirkung gegeben, da der Rechts-
kreis dieses anderen Rechtsträgers dann berührt wird. Richtet der Rechnungshof ei-
ne Prüfungsanordnung gegen einen mit Rechtspersönlichkeit ausgestatteten Aufga-
benträger, erlässt er einen Verwaltungsakt als hoheitliche Maßnahme, die eine Be-
hörde zur Regelung des Einzelfalles auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft und 
die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist.495  
 
                                            
494 BayVGH, DVBl. 92, 1606; Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe, 
VerwArch. 83 (1992), S. 165 ff.; a. A. Gerd Dieter Belemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich 
der Finanzkontrolle, DÖV 1990, S. 58 ff. (62); Görg Haverkate, Der Schutz subjektiv-öffentlicher 
Rechte in der Rechnungsprüfung, AöR 107 (1982), S. 539 ff. (548); Ullrich Hockenbrink, Zur Be-
fugnis der Rechnungshöfe, im Prüfungsverfahren Verwaltungsakte zur erlassen, DÖV 1991, S. 241 
(242). 
495 Dementsprechend ist die Bestimmung des §/Art. 95 BHO/LHO auch im Außenverhältnis als Befug-
nisnorm abgefasst. Gehörsrechte sind jedenfalls vor nachteiliger Berichterstattung den eingriffsar-
tig Betroffenen zu gewähren; Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshö-
fe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (222, 
224). 
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Ist eine juristische Person des privaten Rechts in den Fällen des §/Art. 91 BHO/LHO 
oder in den Fällen des §/Art. 104 BHO/LHO Adressatin der Prüfungsanordnung oder 
unterrichtet sich der Rechnungshof durch die Prüfungsanordnung gem. § 54 HGrG 
i. V. m. §/Art. 92 BHO/LHO unmittelbar bei einem privatrechtlichen Unternehmen, an 
dem das Land oder der Bund beteiligt ist, so greift die Prüfhandlung in den Kreis ei-
nes anderen Rechtsträgers über. 
 
Verpflichtet die Prüfungsanordnung eine der staatlichen Aufsicht unterstehenden ju-
ristische Person des öffentlichen Rechts gem. §/Art. 91 BHO/LHO oder gem. 
§/Art. 111 BHO/LHO zur Auskunft, liegt ebenfalls eine hoheitliche Maßnahme des 
Rechnungshofs mit unmittelbarer Rechtswirkung nach außen vor, da der Rechtskreis 
des anderen öffentlichen Rechtsträgers berührt wird.496 Ebenso verhält es sich, wenn 
die Prüfungsanordnung gegenüber einer Stelle eines anderen Staats aufgrund des 
§/Art. 91 BHO/LHO ergeht. In diesem Falle stehen sich der Staat, dem der Rech-
nungshof angehört, und der Staat, dessen Behörde Adressatin der Prüfungsanord-
nung ist, als unterschiedliche Rechtsträger im Prüfverfahren gegenüber. 
 
Somit sind bei der Prüfung von Aufgabenträgern, die eigene Rechtspersönlichkeit 
besitzen, alle Voraussetzungen für einen befehlenden Verwaltungsakt i. d. R. gege-
ben. Ähnlich verhält es sich ggf. bei Prüfungsanordnungen, mit denen einzelne der 
Staatsverwaltung angehörende Personen verpflichtet werden. 
 
(2) Der Rechnungshof richtet Prüfungsanordnungen im Rahmen seiner Prüfungsauf-
gabe grundsätzlich an die zu prüfenden Stellen. Der Behörde obliegt es, alle erfor-
derlichen Vorkehrungen zu treffen, damit dem Informationsanspruch des Rechnungs-
hofs nachgekommen werden kann. Dazu gehört auch, Bedienstete anzuweisen, den 
Prüfbeamten für Befragungen zur Verfügung zu stehen. Von Bedeutung ist diese 
Form der Erhebung vor allem, wenn der Rechnungshof gem. §/Art. 90 Nr. 4 
                                            
496 BayVGH, DVBl. 1992, 1606 (1609). Im Urteil vom 23.07.1992 qualifiziert der Bayerische Verwal-
tungsgerichtshof die Prüfungsanordnungen gegenüber den Handwerkskammern in Bayern als 
feststellende Verwaltungsakte. Für den Einzelfall wurde verbindlich festgestellt, dass die Haushalts 
und Wirtschaftsführung der Klägerin der Prüfung durch den Rechnungshof unterliegt. Streitgegen-
ständlich war danach, ob überhaupt ein Prüfungsrecht gegenüber der landesunmittelbaren juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts besteht. Da der Rechnungshof das Bestehen des Prüfungs-
rechts in der Prüfungsanordnung dem Grunde nach gegenüber der allgemein prüfungsverpflichte-
ten Stelle festlegt, besitzt die Prüfungsanordnung insoweit feststellende Wirkung. Darüber hinaus 
werden mit der Prüfungsanordnung bestimmte Anweisungen erteilt, auf die auch der BayVGH im 
Urteil eingeht. Deshalb dürfte anzunehmen sein, dass Klagegegenstand auch nach der Ansicht des 
BayVGH kein feststellender sondern ein befehlender Verwaltungsakt gewesen wäre, falls glei-
chermaßen die Einzelanordnungen des Rechnungshofs bestritten worden wären. 
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BHO/LHO prüft, ob eine Aufgabe mit geringerem Personalaufwand erfüllt werden 
kann. Bei Prüfgegenständen wie diesem lassen sich die notwendigen Feststellungen 
in den meisten Fällen nur durch die Befragung der Bediensteten und anderer Wis-
sensträger treffen, falls der Behördenleitung nicht ohnehin bereits Untersuchungen 
über die Wirtschaftlichkeit der inneren Verwaltungs- und Personalstruktur vorliegen.497 
 
Obwohl sich das Auskunftsbegehren regelmäßig auf die prüfungsverpflichtete Stelle 
zu beziehen hat, kann es ausnahmsweise nach dem Prüfgegenstand erforderlich 
sein, die benötigte Information von einer innerhalb der Behördenorganisation be-
schäftigten Person selbst zu erlangen. Ein Beispiel für die unmittelbare Einbeziehung 
einzelner Bediensteter in die Ermittlung des zu prüfenden Sachverhalts stellt der dem 
„Patientenaktenprozess“ zugrunde liegende Sachverhalt dar.498 Der beklagte Rech-
nungshof hatte die steitgegenständliche Prüfungsanordnung angesichts der ärztli-
chen Schweigepflicht (auch) an die Chefärzte der geprüften Klinik gerichtet. 
 
Geht der Rechnungshof in einem Prüfverfahren auf solche Weise vor, ist von Bedeu-
tung, ob §/Art. 95 BHO/LHO als Rechtsgrundlage für Anordnungen gegenüber ein-
zelnen Bediensteten ausreichend ist.499 Erfolgt eine Prüfungshandlung in der be-
zeichneten Art und Weise (auch) gegenüber einem bestimmten Bediensteten, ist 
diese (zum Teil) an einen anderen Rechtsträger gerichtet. Die Prüfungsanordnung 
stellt nach ihrem objektiven Sinngehalt einen Verwaltungsakt gegenüber dem Be-
diensteten dar, der partiell rechtswidrig ist, soweit keine hinreichende Rechtsgrund-
lage für die Festsetzung der Auskunftsverpflichtung besteht. Der betroffene Amtsan-
gehörige kann in diesem Fall Anfechtungsklage erheben. Die hierfür erforderliche 
Klagebefugnis ist gegeben, wenn schlüssig behauptet wird, die rechtswidrige Prü-
fungsanordnung verletzt den Kläger in eigenen Rechten. 
 
                                            
497 Ernst Heuer, Befugnisse des Rechnungshofs bei der Feststellung des Sachverhaltes, DVBl. 1991, 
S. 982 ff. (984). 
498 Ein anderer Bereich, in dem eine Prüfungsanordnung gegenüber dem einzelnen Bediensteten von 
Bedeutung sein könnte, stellt die Prüfung geheimer Staatsausgaben dar. Siehe zum besonderen 
Prüfungsverfahren in diesem Bereich Uwe Hähnlein, Hanns-Lothar Endell, Edu. a.rd Hans Jahnz, 
Reptilienfonds und Finanzkontrolle: Wie öffentlich ist die Kontrolle geheimer Staatsausgaben; DÖV 
1998, S. 306. Zur Befugnis des Rechnungshofs, über  die Einsichtnahme in potentiell geheimhal-
tungsbedürftige Unterlagen Dritter zu entscheiden, siehe Christoph Degenhart, Kontrolle der Ver-
waltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechts-
lehrer, 55 (1996), 190 ff. (223).  
499 Nach einem Beschluss des 6. Senats des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG, ZBR 1990, 52) ist 
dies abzulehnen. Dem widersprechen Ernst Heuer, Befugnisse des Rechnungshofs bei der Fest-
stellung des Sachverhaltes, DVBl. 1991, S. 982 ff., und Nikolaus Stackmann, Finanzkontrolle und 
Mitbestimmung, Die Verwaltung 1991, S. 445 ff. (449). 
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(3) Das vorstehende Beispiel einer Prüfungsanordnung gegenüber einem Bedienste-
ten der geprüften Behörde zeigt, dass stets von Rechtserheblichkeit der Prüfungsan-
ordnung nach außen auszugehen ist, wenn vom Staat, dem der Rechnungshof an-
gehört, unterscheidbare Rechtsträger am Prüfverfahren beteiligt sind. Bei der Prü-
fung von Einzelpersonen oder juristischen Personen des privaten oder öffentlichen 
Rechts wird ein Rechtskreis berührt, der einem anderen Rechtssubjekt zugeordnet 
ist. 
 
Richtet sich das Auskunftsbegehren der Finanzkontrollbehörde gegen andere lan-
des- oder bundesunmittelbare Aufgabenträger, die keine eigenständige Rechtsper-
sönlichkeit besitzen, ergeht die Prüfungsanordnung gegenüber dem Staat, dem der 
Rechnungshof angehört. Sind die Adressaten der Prüfungsanordnung ausschließlich 
Behörden und sonstige nicht rechtsfähige Stellen des Staates, was bei der bei der 
Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung i. S. d. Art. 114 Abs. 2 S. l GG regel-
mäßig der Fall ist, kommt dieser keine Außenwirkung zu. Einer Maßnahme innerhalb 
derselben Gebietskörperschaft ist unmittelbare Außenwirkung nicht zueigen, da in 
keiner Weise ein Übergreifen in den Rechtskreis einer anderen Person denkbar ist. 
 
Dennoch wird z. T. von Außenwirkung staatsinterner Maßnahmen ausgegangen, 
wenn die Regelung gegenüber einer Stelle getroffen wird, die nicht in dasselbe hie-
rarchische System eingebettet ist, dem auch die anordnende Behörde angehört.500 In 
Fällen wie diesem soll ein Bedürfnis für die Anerkennung eines so genannten  
In-Sich-Verwaltungsaktes bestehen, damit die Gerichte durch Erhebung von Anfech-





Bei In-Sich-Verwaltungsakten handelt es sich um Rechtsakte einer Behörde ge-
genüber einem anderen Verwaltungsorgan, das derselben Körperschaft angehört wie 
die Ausgangsbehörde. 
 
                                            
500 Klaus Obermayer, Kommentar zum Verwaltungsverfahrensgesetz, § 35, RdNr. 115. 
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(1) Nach Auffassung im Schrifttum sollen öffentliche Aufgabenträger unter bestimm-
ten Umständen zum Erlass von In-Sich-Verwaltungsakten befugt sein.501 Innerhalb ei-
nes hierarchischen Systems sei zwar naturgemäß immer eine Spitzeneinrichtung mit 
der Kompetenz zur Konfliktlösung vorhanden. Fehle es aber im konkreten Fall an ei-
ner den streitbeteiligten Aufgabenträgern übergeordneten Organisationseinheit, die 
für verbindliche Entscheidungen bei Rechtsstreitigkeiten zuständig ist, ließe sich ei-
ner In-Sich-Regelung502 eine Rechtswirkung nach außen nicht absprechen. Komme 
einem der betreffenden Aufgabenträger insbesondere eine unabhängige Stellung zu, 
sei der Erlass eines Verwaltungsaktes ohne Begründung von Pflichten einer unter-
scheidbaren, außenstehenden Rechtsperson denkbar. Die in §/Art. 35 
VwVfG/LVwVfG geforderte Außenwirkung sei im Grunde das Korrelat der Rechtsbe-
troffenheit der Personen, deren Rechte der Verwaltungsakt berühre.503 Der In-Sich-
Verwaltungsakt verfüge demnach unabhängig vom Bestehen einer Außenrechtsbe-
ziehung über „Rechtserheblichkeit nach außen“, wenn ein von der Ausgangsbehörde 
unabhängiger Adressat ziel- und zweckgerichtet zu bestimmten Handlungen ver-
pflichtet wird.504 
 
(2) Auch von der Rechtsprechung werden „Verwaltungsakte gegen sich selbst“ 
grundsätzlich für möglich gehalten.505 Merkmale eines In-Sich-Verwaltungsakts sollen 
danach ebenso wie nach Auffassung im Schrifttum die Verfügung einer staatlichen 
Behörde gegen eine Stelle desselben Rechtsträgers und die unabhängige Rechts-
stellung des Regelungsbetroffenen gegenüber dem Regelnden darstellen. 
 
Da es somit auch nach Auffassung in der Rechtsprechung für die Einstufung einer 
innerstaatlichen Handlung als In-Sich-Verwaltungsakt entscheidend darauf ankommt, 
dass die Beteiligten nicht in dasselbe hierarchische System eingeschlossen sind und 
dies besonderer Weise auf das Rechnungsprüfungsverfahren zutrifft, ist zu erörtern, 
ob es sich bei den Prüfungsanordnungen des Rechnungshofs um solche In-Sich-
                                            
501 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe, VerwArch. 83 (1992), 
S. 165 ff. (184); BVerwGE 31, 263. 
502 Zum In-Sich-Verfahren siehe Hartmut Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 21, RdNr. 28. 
503 Ferdinand O. Kopp, Ulrich Ramsauer, Verwaltungsverfahrensgesetz, § 35, RdNr. 75. 
504 German Foerster, In-Sich-Verfahren vor Verwaltungsbehörden, NuR 1981, 47. Danach kann die 
Behörde des eigenen Verwaltungsträgers Adressat eines Verwaltungsakts sein, wenn mit rechts-
verbindlicher Wirkung eine bestandskräftige Entscheidung getroffen wird, die gegenüber der Be-
hörde bzw. ihrem Rechtsträger wie auch gegenüber Dritten Rechte und Pflichten begründen kann. 
Die Rechtsprechung hat keine Bedenken, die Möglichkeit eines "Verwaltungsakts gegen sich 
selbst" anzuerkennen; vgl. OVG Lüneburg, NuR 1979, 161, in Bezug auf eine Genehmigung der 
Gemeinde als Naturschutzbehörde gegenüber der eigenen Gebietskörperschaft. 
505 OVG Lüneburg, NuR 1979, 161; vgl. Fn. 203. 
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Verwaltungsakte handelt. Sollte dies bejaht werden können, würden Behörden des 
Staats, dem der Rechnungshof angehört, grundsätzlich befähigt sein, Rechtsschutz 
im Wege der Anfechtungsklage gem. § 42 Abs. 1 VwGO gegen die Prüfungsver-
pflichtung zu erwirken.506  
 
(3) Die nach Rechtsprechung und Schrifttum nötigen Grundvoraussetzungen für das 
Entstehen von In-Sich-Verwaltungsakten liegen bei den Prüfanordnungen des Rech-
nungshofs nur zum Teil vor. Die Rechtsverhältnisse unter den im Prüfverfahren Be-
teiligten verkörpern zwar kein „gemeinsames hierarchisch geordnetes System“507, für 
die Annahme einer In-Sich-Regelung reicht das aber nicht aus. Aus dem Fehlen ei-
ner dem Rechnungshof und der prüfungsverpflichteten Behörde gemeinsam überge-
ordneten Einrichtung auf die Verwaltungsaktqualität der Prüfungsanordnung zu 
schließen, ist nur konsequent, wenn die Zuerkennung von Verwaltungsaktbefugnis 
gegenüber Behörden dazu führen würde, dass der Rechnungshof die getroffenen 
Anordnungen auch zwangsweise durchsetzen kann. Dies ist jedoch nicht der Fall. 
 
Prüfungsanordnungen gegenüber öffentlich-rechtlichen Aufgabenträgern sind - auch 
wenn diese In-Sich-Verwaltungsakte darstellen sollten - nicht vollstreckbar. Nach 
§ 17 VwVG und gleichlautenden Vorschriften im Verwaltungsvollstreckungsrecht der 
Länder508 sind verwaltungsvollstreckungsrechtliche Maßnahmen zur zwangsweisen 
                                            
506 Bei Statthaftigkeit eines objektiven verwaltungsgerichtlichen In-Sich-Verfahrens im Bereich der 
Rechnungsprüfung wäre eine Anfechtungsklage auch ohne Klagebefugnis gem. § 42 Abs. 2 VwGO 
zulässig (siehe hierzu oben, Seite 156). 
507 Dies ergibt aus der unabhängigen Stellung des Rechnungshofes, der als oberste Staatsbehörde im 
Mittelpunkt des staatlichen Finanzkontrollsystems steht. Demzufolge besteht keine gemeinsame 
Spitzeneinrichtung über Finanzkontrollorgan und Prüfungsverpflichtetem, die für die Überprüfung 
und verbindliche Feststellung der Rechtmäßigkeit der einzelnen Anordnungen des Rechnungshofs 
zuständig ist. Zur institutionellen Unabhängigkeit des Rechnungshofs als Finanzkontrollorgan, 
Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (202). 
508 Baden-Württemberg: ..................................... § 22 LVwVG BW, 
 Bayern: .......................................................... Art. 29 Abs. 4 VwZVG, 
 Berlin:............................................................. § 5 Abs. 2 Satz 1 BlnVwVfG i. V. m. § 17 VwVfG 
 Brandenburg:................................................. § 36 VwVG BB, 
 Hessen: ......................................................... § 73 HessVwVG, 
 Mecklenburg-Vorpommern:........................... § 79 Abs. 3 i. V. m. § 85 SOG MV 
 Nordrhein-Westfalen:..................................... § 76 VwVG, 
 Rheinland-Pfalz: ............................................ § 7 VwVG, 
 Saarland: ....................................................... § 17 SaarlVwVG, 
 Schleswig-Holstein: ....................................... § 234 LVwVG SH 
 Thüringen: ..................................................... § 44 Abs. 3 ThürVwZVG. 
 Zum Vollstreckungsverbot als grundsätzlicher Ausschluss von Verwaltungszwang gegenüber der 
öffentlichen Hand Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe,  
VerwArch. 83 (1992), S. 165 ff. (192). 
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Erwirkung von Anordnungen gegenüber Behörden und juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts nicht zulässig. Gegen die Einstufung der Prüfungsanordnung als 
In-Sich-Verwaltungsakt spricht damit, dass für Zwangsmaßnahmen des Rechnungs-
hofs gegenüber einer Stelle des Staates, dem er angehört, keine Befugnis besteht. 
 
(4) Dem könnte entgegengehalten werden, es ist widersprüchlich, wenn der Rech-
nungshof zwar Verwaltungsakte gegenüber Prüfungsverpflichteten außerhalb des 
Staats setzen könnte, ihm bei der Prüfung staatlicher Stellen, also im Kernbereich 
der Finanzkontrolle, diese Befugnis aber nicht zusteht. Zudem ist zu beachten, dass 
es sich bei Prüfungsanordnungen gegenüber juristischen Person des öffentlichen 
Rechts, die der staatlichen Aufsicht unterliegen,509 um Verwaltungsakte handelt, ob-
wohl gegenüber diesen Prüfungsverpflichteten - wie auch gegenüber Staatsbehör-
den - Verwaltungsvollstreckung nicht zulässig ist. 
 
(5) Letztlich ist die Frage, ob fehlende Vollstreckbarkeit einer Anerkennung von In-
Sich-Regelungsgehalt entgegensteht, nicht von entscheidender Bedeutung, da die 
Grundannahme der Rechtsprechung für das Vorliegen von In-Sich-Verwaltungsakten 
bei der Prüfungsanordnung nicht gegeben ist. Die Rechtsprechung geht von einer 
Verwaltungsaktbefugnis einer Behörde im Verhältnis zu ihrem Rechtsträger aus, 
wenn die Behörde gegenüber diesem eine Maßnahme trifft, die in „vergleichbarer 
Weise“ auch gegenüber einem Privaten hätte ergehen können.510 
 
Einer „Vergleichbarkeit“ in diesem Sinne steht entgegen, dass die Prüfungsanord-
nungen gegenüber staatlichen Aufgabenträgern sich wesensgemäß in einer Gewal-
tenverschränkung äußern und unter besonderen Voraussetzungen einen Funktio- 
nenübergriff in eine der in Art. 20 Abs. 2 GG verankerten Staatsgewalten darstel-
len.511 Diese Wesensart prägt die Prüfungsanordnung und stuft sie als eine Handlung 
ein, bei der es sich um den Innbegriff eines Staatsinternums handelt. 
 
Da die Prüfungsanordnung in erster Linie eine staatsinterne Maßnahme ist, kann die 
Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung des Staats gem. Art. 114 Abs. 2 S. 1 
                                            
509 Zu Rundfunkanstalten und Hochschulen siehe allgemein Franz Knöpfle, Die Zuständigkeit der 
Rechnungshöfe für die Prüfung der Körperschaften des öffentlichen Rechts; ders., Information des 
Parlaments über das Finanzgebaren öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten. 
510 BVerwGE 101, 47; OVG Münster, NVwZ-RR 1992, 186; BVerwG NVwZ-RR 1993, 132 (143); OVG 
Lüneburg NuR 1979, 161; Paul Stelkens, Ulrich Stelkens in: Stelkens, Bonk, Sachs (Hrsg.), Ver-
waltungsverfahrensgesetz, Art. 35, RdNr. 117. 
511 Seiten 125 ff. 
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GG keine Vergleichbarkeit mit den außenwirksamen Hoheitsakten des Rechnungs-
hofs aufweisen. Die Natur der Finanzkontrolle kommt in deren Wirkungsumfeld, das 
vorrangig der Innenbereich des Staates ist, zum Ausdruck, nicht in Kontrollbefugnis-
sen gegenüber Dritten. 
 
Die Zuständigkeit zur Prüfung von Stellen außerhalb des Staats ist den Rechnungs-
höfen nur ergänzend durch einfaches Gesetz übertragen. Da es sich bei diesem 
Aufgabenbereich nicht um die Kernfunktion handelt, ist es nicht möglich, Folgerun-
gen für die Rechtsnatur der Handlungen im Verfahren der staatlichen Rechnungsprü-
fung aus der Befugnis zum Erlass von Verwaltungsakten gegenüber prüfungsver-
pflichteten juristischen und natürlichen Personen abzuleiten. 
 
(6) Vergleichbarkeit mit einer nach außen rechtserheblichen Maßnahme und damit 
Verwaltungsaktqualität einer innerstaatlichen Maßnahme soll weiterhin nach Auffas-
sung im Schrifttum512 angenommen werden können, wenn dieselben Grundvoraus-
setzungen gegeben sind wie für die Gewährung von gerichtlichem Rechtsschutz bei 
Innenrechtsstreitigkeiten. 
 
Wie bereits dargelegt513, kommt die gerichtliche Austragung von Innenrechtsstreitig-
keiten im Bereich der Finanzkontrolle de lege lata nicht in Betracht. Rechnungshöfe 
stellen insbesondere keine Kontrastorgane dar, denen nach Ansicht von Teilen im 
Schrifttum gerichtlich durchsetzbare Rechte zustehen sollen. Die Finanzkontrollorga-
ne von Bund und Ländern sind nicht mit der Befugnis zur Einflussnahme auf die 
staatlichen Entscheidungsprozesse ausgestattet. Rechnungshöfe nehmen einen ver-
fassungsorganisatorischen Sonderstatus ein, aufgrund dessen diese obersten 
Staatsorgane nicht das wechselseitig auszubalancierende Spiel der politischen Kräf-
te eingebunden sind und folglich nicht mit anderen am Verfassungsleben teilneh-
menden Aufgabenträgern „kontrastieren“. 
 
                                            
512 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte des Rechnungshofs, VerwArch 83 (1992), 
S. 165 ff. (185). Soweit Parallelen insbesondere in den verwaltungsgerichtlichen Fiskalstreitigkeiten 
gesehen werden [vgl. Ferdinand O. Kopp, Ulrich Ramsauer, Verwaltungsverfahrensgesetz, § 13 
RdNr. 56; Paul Stelkens, Ulrich Stelkens in: Stelkens, Bonk, Sachs (Hrsg.), Verwaltungsverfah-
rensgesetz, § 35, RdNr. 117], ist Verwaltungsaktqualität mit den oben genannten Gründen (Seite 
117) abzulehnen. 
513 Seite 118. 
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Damit ist es nicht möglich, die Einstufung der Prüfungsanordnungen als In-Sich-Ver-
waltungsakte mit der Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen im Bereich der Finanzkon-
trolle zu begründen.514 
 
Der Rechnungshof ist nicht berechtigt, die Verwaltungsgerichte anzurufen, um Kom-
petenzkonflikte mit anderen Behörden desselben Rechtsträgers auszufechten. Somit 
ist insgesamt kein Grund ersichtlich, weshalb den im Prüfverfahren gegenüber Be-
hörden desselben Staats erfolgenden Maßnahmen in irgendeiner Form „Außenwir-
kung“ beizumessen wäre.  
 
Außenwirksamkeit fehlt nicht nur den Prüfungsanordnungen des Rechnungshofs, 
sondern in der Regel auch den so genannten Organisationsakten. Damit ist denkbar, 





Organisationsakte und andere Organisationsmaßnahmen werden häufig als Bei-
spiele für Hoheitsakte genannt, die hauptsächlich im Staatsinneren wirken. Diese 
Wirkungsweise haben die Prüfungsanordnungen mit den Organisationsakten ge-
mein, weshalb es als nahe liegend erscheint, die Prüfungsanordnungen des Rech-
nungshofs den Organisationsakten zuzuordnen. 
 
Eine solche Einstufung ist jedoch nur möglich, wenn die nach den §§/Art. 97, 95 
BHO/LHO festzulegenden Duldungs- und Mitwirkungspflichten ihrem Zweck und In-
halt nach den Organisationsakten glichen, was jedoch nicht der Fall ist. Prüfungsan-
ordnungen unterscheiden sich grundlegend von Organisationsakten, denn sie sind 
zwar wie Prüfungsanordnungen verwaltungsinterne Akte, dem Begriff des Organisa-
tionsakts kommt aber im Gegensatz zu dem der Prüfungsanordnung keine eigen-
ständige juristische Bedeutung zu.515 
 
                                            
514 Seite 156 
Dies wäre übrigens ebenso zu beurteilen, wenn der objektives Beanstandungsverfahren für 
Rechtsstreitigkeiten bei Rechnungsprüfung implementieren würde, da es bei diesen nicht einer Fik-
tion von „subjektiven“ oder versubjektivierten“ Rechtspositionen zur Begründung von Klagebefug-
nis bedarf. 
515 Ferdinand O. Kopp, Ulrich Ramsauer, Verwaltungsverfahrensgesetz, § 35 RdNr. 94. 
 184 
Soweit Organisationsakte nicht durch Gesetz, sondern seitens der Exekutive erfol-
gen, werden diese als Realakte, wenn sie keinen Regelungscharakter besitzen, oder 
als verwaltungsinterne Regelungen hoheitlicher Art eingestuft. Zudem können sie, 
wenn Außenwirkung vorliegt, soweit zugleich individuell geschützte Rechtspositionen 
betroffen sind, in Form von Verwaltungsakten oder als Rechtsverordnungen erge-
hen.516 Bei einer konkreten Einzelfallregelung handelt es sich um einen Verwaltungs-
akt, bei einer abstrakt generellen Regelung um eine Rechtsverordnung. 
 
Unabhängig von der Rechtsnatur des einzelnen Organisationsakts muss stets Ver-
bandskompetenz, welche die handelnde Stelle zur konkreten Maßnahme ermächtigt, 
als Grundvoraussetzung vorliegen. Unter Organisationsgewalt oder Verbandskompe-
tenz versteht man die Befugnis zur Errichtung, Änderung und Aufhebung von Verwal-
tungsträgern und Verwaltungsorganen.517 Träger von Organisationsgewalt sind insbe-
sondere die obersten Staatsbehörden.518 
 
Bei Rechnungshöfen handelt es sich zwar um oberste Bundes- und Landesbehör-
den, in Prüfangelegenheiten verfügen diese Finanzkontrollorgane aber über keinerlei 
Organisationsgewalt. Anders als im Verhältnis zu nachgeordneten Rechnungsprü-
fungsämtern (vgl. § 20 a Abs. 1 BRHG), besitzt der Rechnungshof gegenüber prü-
fungsverpflichteten Stellen nicht die Kompetenz, auf deren Ablauf- und Aufbauorga-
nisation einzuwirken. Die Prüfungsanordnung verpflichtet zwar, dem Auskunftsver-
langen des Rechnungshofs Folge zu leisten, nimmt jedoch nicht unmittelbar Einfluss 
auf die Organisation geprüften Behörde. Prüfungsanordnungen stellen folglich unbe-
schadet bestimmter Ähnlichkeiten mit diesen keine Organisationsakte dar. Sie kön-





Handlungen, die der Rechnungshof in Wahrnehmung des Finanzkontrollauftrages 
oder zur Durchführung der weiteren dem ihm obliegenden Prüfaufgaben vornimmt, 
werden im Folgenden Finanzkontrollakte genannt. Die Rechtsnatur der mit diesem 
                                            
516 Hartmut Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 21, RdNr. 68. 
517 Walter Rudolf in: Erichsen (Hrsg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, § 52, RdNr. 1; Hartmut Maurer, 
Allgemeines Verwaltungsrecht, § 21, RdNr. 57; siehe auch Hans H. Wolf, Otto Bachof, Rolf Stober, 
Verwaltungsrecht, Bd. II, 5. Auflage, 1987, § 86, RdNr. 51 f.; 
518 Roman Loeser, System des Verwaltungsrechts, Bd. 2, § 10, RdNr. 22. 
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Begriff bezeichneten Prüfungshandlungen hängt - wie die der oben angesprochenen 
Organisationsakte - von Regelungscharakter und Außenwirkung ab. 
 
Zu den Finanzkontrollakten gehören die Prüfungsanordnungen, da diese den auf Ge-
setz oder anderweitiger Rechtsgrundlage beruhenden Prüfungsanspruch innen- oder 
außenrechtlicher Natur gegenüber einer prüfungsverpflichteten Stelle konkretisieren. 
Soweit in Prüfungsanordnungen Regelungen mit Außenwirkung getroffen werden, 
handelt es sich bei diesen um Finanzkontrollakte in Form von Verwaltungsakten 
gem. §/Art. 35 VwVfG/LVwVfG. 
 
Prüfhandlungen wie die Übersendung von Prüfungsmitteilung und die jährliche Be-
richterstattung, die der Unterrichtung von Regierung und Parlament dienen, stellen 
ebenfalls Finanzkontrollakte dar. Da der Begriff des Finanzkontrollaktes keine Festle-
gung auf eine bestimmte Rechtsform beinhaltet, umfasst er auch die Handlungen 
des Rechnungshofs in Gestalt der Weitergabe519 von Prüfergebnissen, insbesondere 
also die Unterrichtung von Parlament und Regierung. 
 
Nach vorstehenden Ausführungen, die der Klärung der Rechtsnatur der Prüfungsan-
ordnungen dienen, ist zu erörtern, welche Klageart als Rechtsbehelf gegen Finanz-
kontrollakte, die zur Erhebung des Sachverhalts erfolgen und die Duldungspflichten 





Die Anfechtungsklage stellt eine auf die Aufhebung oder Abänderung eines be-
lastenden Verwaltungsaktes durch richterliches Urteil gerichtete Gestaltungsklage 
besonderer Art dar.520 Gegen Prüfungsanordnungen des Rechnungshofs ist diese 
gem. § 42 Abs. 1, 1. Alternative VwGO zulässig, soweit es sich bei den Anordnungen 
der Rechnungshöfe gem. den §§/Art. 94, 95 BHO/LHO um Verwaltungsakte handelt. 
 
                                            
519 Deren Rechtsnatur ist oben erörtert (Seite 161). 
520 Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 42, RdNr. 2; Konrad 
Redeker, Hans Joachim von Oertzen, Martin Redeker, Verwaltungsgerichtsordnung, § 42, RdNr. 2; 
Michael Happ in: Eyermann (Hrsg.), Verwaltungsgerichtsordnung, § 42, RdNr. 2; Carl Hermann U-
le, Verwaltungsprozessrecht, § 32 II 1 (S. 152). 
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(1) Eingedenk der umstrittenen Auffassung im Schrifttum521, wonach Prüfungsanord-
nungen rechtswirksame In-Sich-Verwaltungsakte darstellen können, ist darauf hinzu-
weisen, dass die bloße Behauptung der betroffenen Stelle, es liege ein Verwaltungs-
akt vor, nicht genügt. Zulässigkeitsvoraussetzung der Anfechtungsklage ist, dass es 
sich im Fall des § 42 Abs. 1, 1. Alternative VwGO um einen Verwaltungsakt handelt, 
der aufgehoben werden soll. Deswegen ist nicht das Behaupten, sondern das tat-
sächliche Vorliegen eines Verwaltungsaktes entscheidend.522 
 
(2) Die Anfechtungsklage stellt folglich nur bei Prüfungsanordnungen gegenüber Pri-
vatrechtssubjekten oder öffentlichen Rechtsträgern, die vom Staat, dem der Rech-
nungshof angehört, personenverschieden sind, die richtige Klageart dar, denn in be-
sagten Fällen liegen Verwaltungsakte vor. Stellen, die nicht mit Rechtspersönlichkeit 
ausgestattet sind und die demselben Staat wie der Rechnungshof angehören, kön-
nen Anfechtungsklage hingegen nicht erheben, da es sich bei Prüfungshandlungen 
diesen gegenüber nicht um Hoheitsakte gem. §/Art. 35 VwVfG/LVwVfG handelt. Viel-
mehr ist die Leistungsklage zu erheben, wenn die Rücknahme einer Prüfungsanord-
nung im Ganzen oder von Teilen davon erwirkt werden soll. 
 
Die allgemeine Leistungsklage ist zudem auch bei der Durchsetzung der Prüfungs-
rechte seitens des Rechnungshofs von Bedeutung. Beabsichtigt der Rechnungshof 
bei Finanzkontrollakten gegenüber prüfungsverpflichteten Behörden desselben 
Rechtsträgers, einen vollstreckbaren Titel über den in der Prüfungsanordnung fest-
gelegten Auskunftsanspruch zu erwirken, ist ebenfalls Leistungsklage zu erheben.523  
 
(3) Eine Verpflichtungsklage gem. § 42 Abs. 1, 2. Alt. VwGO kann in Betracht kom-
men, wenn die in einer Prüfungsanordnung der prüfungsverpflichteten Stelle aufge-
gebene Handlung einen Verwaltungsakt darstellt. Die Verpflichtungsklage ist zudem 
trotz Vorliegen eines Innenrechtsstreits die richtige Klageart, falls die Prüfungsanord-
nung von der betroffenen Stelle des Staates nicht befolgt werden kann, ohne dass 
diese ihrerseits Verwaltungsakte neben erforderlichen innerdienstlichen Weisungen 
erlässt. 
 
                                            
521 Seite 178. 
522 BVerwGE 2, 273; 3, 237; 5, 325; 5, 101; 14, 323; Konrad Redeker, Hans Joachim von Oertzen, 
Martin Redeker, Verwaltungsgerichtsordnung, § 42, RdNr. 10. 
523 In Eilfällen ist an einen Antrag gem. § 123 VwGO zu denken. 
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Ein Finanzkontrollakt bestimmt die prüfungsverpflichtete Behörde zu einem Handeln 
in Form des Verwaltungsaktes, wenn beispielsweise die zum Zweck der Sachver-
haltsermittlung getroffene Anordnung nicht befolgt werden kann, ohne dass die Be-
hörde eine das beamtenrechtliche Grundverhältnis524 berührende Maßnahme gegen-
über einem Bediensteten durchführt.525 Denkbar ist auch, dass der Rechnungshof 
vom Prüfungsverpflichteten die Vornahme einer im Erhebungsverfahren notwendig 
werdenden aufsichtlichen Maßnahme verlangt. Stellt die aufsichtliche Weisung einen 
Verwaltungsakt dar, und erlässt die prüfungsverpflichtete Behörde diesen nicht, 
müsste der Rechnungshof seine Anordnung im Streitfall mit der Verpflichtungsklage 
durchsetzen. 
 
(4) Beim Rechtsstreit über die Duldungs- und Mitwirkungsverpflichtung einer der Fi-
nanzkontrolle unterliegenden Stelle kann auch die Feststellungsklage gem. § 43 
Abs. 1 VwGO ausreichend sein. Dies gilt insbesondere, wenn aus Sicht des Rech-
nungshofs davon auszugehen ist, dass keine Vollstreckungsmaßnahmen gegen die 
prüfungsverpflichtete Stelle notwendig werden. Dies kann insbesondere dann in Be-
tracht kommen, wenn diese erklärt hat, sich nach Klärung des strittigen Rechtsver-
hältnisses der Prüfungsverpflichtung nicht weiter zu widersetzen. 
 
(5) Nach den Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung stehen damit im Fall 
von sich auf die Prüfungsanordnung des Rechnungshofs beziehenden Rechtsstrei-
tigkeiten geeignete Klagearten zur Verfügung. Dies gilt sowohl für Innenrechtsstrei-
tigkeiten als auch für den Bereich des Individualrechtsschutzes. Im nächsten Ab-
schnitt ist zu erörtern, ob Rechtsschutz anhand der in der Verwaltungsgerichtsord-
nung vorgesehenen Klagearten wirksam auch bei aus Prüfungsmitteilungen, jährli-
chen Berichten und ggf. Sonderberichten resultierender rechtlicher Beschwer ge-
währt werden kann. 
 
                                            
524 In neuerer Zeit wird die Lehre vom "besonderen Gewaltverhältnis" abgelehnt und stattdessen da-
nach gefragt, ob sich die Maßnahme gegen den Beamten als selbständige Rechtsperson richtet; 
vgl. Hartmut Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 9 RdNr. 29. 
525 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe, VerwArch. 83 (1992), 165 
ff. (195). 
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3. Prüfungsmitteilung und jährlicher Bericht 
 
Ebenso wie die Prüfungsanordnungen können auch Prüfungsfeststellungen des 
Rechnungshofs Gegenstand eines verwaltungsgerichtlichen Streitverfahrens sein. 
Bei aufkommenden Außen- oder Innenrechtsstreitigkeiten um Inhalte von Prüfungs-
mitteilungen und Berichten des Rechnungshofs stellt sich somit die Frage, mit wel-
cher Klageart die prüfungsverpflichtete Stelle oder ein in sonstiger Weise betroffener 
Dritter eine Nachprüfung von Tatsachenfeststellungen oder Wertungen durch ein 




Bei den Prüfungsmitteilungen, beim jährlichen Bericht an gesetzgebende Körper-
schaft und Regierung und bei den beratenden Äußerungen des Rechnungshofs han-
delt es sich um Finanzkontrollakte526, die nur zur Weitergabe von Informationen be-
stimmt sind. Somit kommt diesen Handlungen weder im Verhältnis zur Stellen inner-
halb noch außerhalb des Staats Regelungswirkung zu.527 Insofern besteht angesichts 
der Frage nach der statthaften Klageart ein Unterschied zum Rechtsschutz gegen 
Prüfungsanordnungen, bei denen es sich um Verwaltungsakte handelt, wenn sie ge-




Da die Berichtstätigkeit des Rechnungshofes nicht in Verwaltungsakte i. S. v. 
§/Art. 35 VwVfG/LVwVfG mündet, kann gegen Prüfungsfeststellungen nicht im Wege 
der Anfechtungsklage oder der Verpflichtungsklage vorgegangen werden.528 Gibt der 
Rechnungshof Prüfergebnisse an Stellen außerhalb des Staats weiter, wie etwa bei 
der Information der Medien über den Inhalt des jährlichen Berichts, handelt es sich 
                                            
526 Seite 184. 
527 Der Rechnungshof kann nichts „entscheiden“. Er ist nicht befugt, Folgerungen aus seinen Feststellungen ver-
bindlich zu erklären und durchzusetzen; Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshö-
fe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (224). 
528 Gerd Dieter Belemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich der Finanzkontrolle, DÖV 1990, S. 60; Görg Haver-
kate, Der Schutz subjektiv-öffentlicher Rechte in der Rechnungsprüfung, AöR 107 (1982), S. 539 ff; Ferdinand 
O. Kopp, Rechtsschutz des Bürgers gegen den Inhalt und die Verbreitung von Prüfungsberichten eines Rech-
nungshofs, JuS 1981, S. 425; Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 40, 
RdNr. 28; Walter Krebs, Die rechtliche Stellung der Rechnungshöfe und der Vorbehalt des § 40 Abs. 1 VwGO 
zugunsten der verfassungsrechtlichen Streitigkeit, VerwArch 71 (1980), S. 77; Hans Schäfer, Zum Schutz Drit-
ter bei der Rechnungsprüfung und der Berichterstattung der Rechnungshöfe, in: Leibholz, Faller, Mikat, Reis 
(Hrsg.), Menschenwürde und freiheitliche Rechtsordnung, Festschrift für Willi Geiger zum 65. Geburtstag, 
S. 630; Susanne Tiemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich öffentlicher Finanzkontrolle, DÖV 1975, 410. 
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auch insoweit nicht um Regelungen. Die Übermittlung des Inhalts von Prüfberichten 
an die Presse stellt ein faktisches Handeln dar, mit dem keine Rechtswirkung be-
zweckt wird. 
 
Gegen das nicht auf Erlassen eines Verwaltungsakts gerichtete Handeln des Rech-
nungshofs bei der Berichterstattung kann Rechtsschutz folglich mit der allgemeinen 
Leistungsklage erlangt werden. Die Feststellungsklage tritt i. d. R. gem. § 43 Abs. 2 
VwGO hinter eine statthafte Leistungsklage zurück, da es dem Kläger stets darauf 
ankommen wird, ein bestimmtes Tun oder Unterlassen des Rechnungshofs zu erwir-
ken. 
 
Als Inhalt der Leistungsklage kommt neben dem an das Gericht herangetragene Be-
gehren, die Weitergabe von Prüferkenntnissen an Dritte zu untersagen, auch der An-
spruch auf Widerruf einer einzelnen Prüfungsfeststellung in Frage. Möglich ist auch, 
dass der Kläger verlangt, entsprechende Feststellungen in Zukunft zu unterlassen.529 
Soll die zukünftige Weiterverbreitung von Informationen im Rahmen der Berichter-
stattung verhindert werden, ist an eine vorbeugende Unterlassungsklage, die einen 
Unterfall der Leistungsklage darstellt, zu denken. Diese Klageform wird der Betroffe-
ne insbesondere dann in Erwägung ziehen, wenn ihm das Ergebnis der Prüfung im 
laufenden Rechnungsprüfungsverfahren gem. §/Art. 96 BHO/LHO bereits mitgeteilt 
wurde und er sich gegen die Aufnahme in den jährlichen Bericht gem. §/Art. 97 
BHO/LHO wenden möchte. 
 
In Fällen wie diesen ist Rechtsschutz in geeigneter Weise durch das gerichtliche Gel-
tendmachen eines vorbeugenden Unterlassungsbegehrens zu erlangen. Bei Abwar-
ten bis zu einer Entscheidung des Rechnungshofs über die Aufnahme des wesentli-
chen Inhalts der Prüfungsmitteilung in den jährlichen Bericht könnte zwar auf Rich-
tigstellung einer aus Sicht des Betroffenen unsachgemäßen Darstellung geklagt wer-
den. Die angeforderte Prüfbemerkung des Rechnungshofs wäre jedoch dann schon 
in der Öffentlichkeit bekannt.530 
 
Damit lässt sich feststellen, dass nach den Bestimmungen der Verwaltungsgerichts-
ordnung auch bei Rechtsstreitigkeiten mit dem Rechnungshof um die Weitergabe 
von Sachverhaltsfeststellungen und Prüfergebnissen geeignete Klagearten zur Ver-
                                            
529 Walter Leisner, Staatliche Rechnungsprüfung Privater, S. 162. 
530  Nds. OVG, NdsVBl. 1994, 14 („zweiter VW-Stiftungsprozess"). 
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fügung stehen. Bei Außenrechtsstreitigkeiten fordert die Verwaltungsgerichtsordnung 
weiterhin das Betroffensein in subjektiven Rechten. Besonders stark ausgeprägt ist 
dies bei der Anfechtungsklage, für die § 42 Abs. 2 VwGO Klagebefugnis verlangt. 
Daneben bestehen mit der allgemeinen Leistungsklage und der Feststellungsklage 
weitere verwaltungsgerichtliche Rechtsschutzformen, die ebenfalls grundsätzlich nur 
bei schlüssig behaupteter Beeinträchtigung subjektiver Rechte zulässig sind. Im 
nächsten Abschnitt wird erörtert, inwieweit Rechnungsprüfung subjektive Rechtsbe-




§ 42 Abs. 2 VwGO verlangt bei Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen die Geltend-
machung einer zumindest möglichen Verletzung eigener Rechte des Klägers durch 
den angefochtenen Verwaltungsakt oder durch die Ablehnung oder Unterlassung des 
begehrten Verwaltungsakts als Sachurteilsvoraussetzung der Klage (so genannte 
Klagebefugnis).531 Ebenso ist im Falle der allgemeinen Leistungsklage analog § 42 
VwGO erforderlich, dass es dem Kläger um die Verwirklichung eigener Rechte geht, 
und bei der Feststellungsklage muss gem. § 43 VwGO ein berechtigtes Interesse an 
der baldigen Feststellung bestehen. Nicht nur bei einer Anfechtungsklage gegen die 
Prüfungsanordnung ist somit die Frage von Bedeutung, welche Rechte des Prü-
fungsverpflichteten die Anordnung des Rechnungshofs gem. den §§/Art. 94, 95 
BHO/LHO verletzen kann. 532 
 
Zudem ist, sollte der Gesetzgeber eine Rechtsschutzmöglichkeit im Bereich der Fi-
nanzkontrolle einführen, die dem oben533 erörterten, objektiven verwaltungsgerichtli-
chen Beanstandungsverfahrens entspricht, mit Überschneidungen von Individual-
rechtsschutz und objektiver Rechtskontrolle zu rechnen. So muss insbesondere bei 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts und bestimmten, öffentliche Aufgaben-
träger darstellenden Privatrechtssubjekten bedacht werden, dass diese zwar Rechts- 
 
                                            
531 Ferdinand O. Kopp, Wolf-Rüdiger Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, § 42, RdNr. 59. 
532 BVerwGE 18, 157; 81, 330. Die Klagebefugnis bedeutet in materieller Hinsicht eine Verletzung klä-
gerischer Rechte durch den angefochtenen Verwaltungsakt, die "nicht offensichtlich und eindeutig 
nach jeder denkbaren Betrachtungsweise unmöglich erscheint". Die Klagebefugnis würde vom 
Verwaltungsgericht verneint werden, wenn die vom Kläger behaupteten Rechte offensichtlich und 
eindeutig nach keiner Betrachtungsweise bestehen oder ihm nicht zustehen können. 
533 Seite 156. 
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persönlichkeit besitzen, ihnen aber eigene Rechte i. S. v. § 42 Abs. 2 VwGO grund-
sätzlich534 nicht zustehen können. 
 
1. Verhältnis von subjektivem zu objektivem Rechtsschutz 
 
Bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts wie auch bei privatrechtlichen Ge-
sellschaften, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen, kommt wegen des Konfusions-
arguments in der Regel keine individuelle Rechtsverteidigung in Betracht. In Hinblick 
auf die fehlende Grundrechtsberechtigung ist somit erwägenswert, diesen Stellen 
- wie staatlichen Behörden - Rechtsschutz im Bereich der Finanzkontrolle im Zuge 
der Einführung eines objektiven verwaltungsgerichtlichen Kontrollverfahrens seitens 
des Gesetzgebers zu eröffnen. Im folgenden Abschnitt ist erläutert, in welchen Fällen 
bei der Prüfung von Rechtspersonen keine individuell geschützten Abwehrrechte be-
stehen. 
 
a. Finanzkontrolle von Rechtspersonen 
 
Die Finanzkontrolle durch den Rechnungshof kann sich grundsätzlich auch auf ande-
re, vom Staat als Verwaltungsträger personenverschiedene Rechtssubjekte bezie-
hen. Zu dem Personenkreis, auf den sich die Rechnungsprüfung erstrecken kann, 
zählen juristische Personen des öffentlichen und des privaten Rechts sowie natürli-
che Personen. Die Prüfungsbefugnisse535 des Rechnungshofs erfassen nicht nur die 
unmittelbare staatliche Verwaltung, sondern auch Bereiche außerhalb des Staats, 
dem der Rechnungshof angehört (§§ 53, 54 HGrG, § 55 HGrG, §§/Art. 91, 92 
BHO/LHO, §/Art. 111 BHO/LHO). Abgesehen von den genannten haushaltsrechtli-
chen Vorschriften ergeben sich Prüfungsbefugnisse gegenüber einzelnen Rechts-
subjekten mitunter auch aus Vereinbarung mit dem Rechnungshof, Satzung, Zuwen-
dungsbescheid sowie anderweitigen Rechtsquellen. 
 
Unter den Prüfungsadressaten, auf die sich die Finanzkontrolle erstreckt, befinden 
sich privatrechtliche Gesellschaften, an denen der Staat selbst unmittelbar und oder 
                                            
534 Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts „gelten die Grundrechte grund-
sätzlich nicht für juristische Personen des öffentlichen Rechts“ (BVerfGE 21, 362 (369); 68, 193 
(205 ff.), denn hinter einer solchen stehe nicht eine natürliche Person sondern stets der Staat. 
Nicht grundrechtsfähig sind demzufolge beispielsweise Sozialversicherungsträger und öffentlich-
rechtliche Sparkassen. 
535  Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (213). 
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mittelbar über zwischengeschaltete Unternehmen beteiligt ist. Insbesondere in den 
Fällen des § 91 Abs. 1 Nr. 4 i. V. m. § 91 Abs. 4 BHO, wie auch bei der Zuwen-
dungsprüfung (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 BHO) oder bei einer gem. § 104 Nr. 3 BHO mit dem 
Rechnungshof besonders vereinbarten Prüfung können sich Finanzkontrollakte ge-
gen juristische Personen des privaten Rechts richten, an denen der Staat Beteili-
gungsrechte hält. 
 
Treten Rechtsstreitigkeiten auf, die gerichtlich ausgefochten werden sollen, ist zu klä-
ren, ob die betreffenden juristischen Personen trotz der Beteiligung der öffentlichen 
Hand grundrechtsmündig sind. Soweit die Rechtsordnung Grundrechtsfähigkeit vor-
sieht, kann einer staatlichen Beteiligungsgesellschaft grundsätzlich Klagebefugnis 
zukommen. 
 
aa. Staatliche Beteiligungsgesellschaften 
 
Die Beteiligung des Staates an einem privatrechtlichen536 Unternehmen schließt un-
beschadet der sich aus diesem Umstand ergebenden Konfusion eine Grundrechts-
berechtigung gem. Art. 19 Abs. 3 GG nicht rundweg aus. Das Bundesverfassungs-
gericht unterscheidet wie bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts537, ob öf-
fentliche Aufgaben wahrgenommen werden oder nicht. Handelt es sich im Einzelfall 
um eine Gesellschaft, der keine Staatsaufgaben obliegen, sind nach Art. 19 Abs. 3 
GG die Grundrechte „ihrem Wesen nach“ anwendbar.538 
 
(1) Damit kommt einer juristischen Person des Privatrechts, deren alleiniger Ge-
sellschafter oder Aktionär der Staat ist, die Fähigkeit zu, Träger von Grundrechten zu 
sein. Rein erwerbswirtschaftliche Unternehmungen des Staats können folglich ver-
waltungsgerichtlichen Individualrechtsschutz erwirken. Werden Eingriffe in Grund-
rechte schlüssig behauptet, ist die Klagebefugnis gem. § 42 Abs. 2 VwGO jedenfalls 
nicht schlechterdings aufgrund der Beteiligung des Staats ausgeschlossen. 
 
                                            
536  Zu den Prüfungsrechten des Rechnungshofs gegenüber den Unternehmen des öffentlichen 
Rechts, zu denen insbesondere die Landesbanken zählen, siehe Hans Blasius, Zu aktuellen Prob-
lemen der Finanzkontrolle, NWVBl.  2000, S. 413 ff. (414). 
537 BVerfGE 45, 78; 61, 101; 75, 196. 
538 BVerfGE 70, 1 (15, 20); BVerfG NJW 1990, 1783. 
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(2) Demgegenüber ist die Grundrechtsfähigkeit einer juristischen Person des Privat-
rechts zu verneinen, falls ausschließlich öffentliche Aufgaben wahrgenommen wer-
den. Im Rechtsstreit wegen eines Finanzkontrollakts, der eine privatwirtschaftliche 
Gesellschaft beispielsweise durch geschäftsschädigende Äußerungen beeinträchtigt, 
ist das Unternehmen, wenn es eine öffentliche Funktion innehat, nicht klagebefugt. 
 
Nehmen juristische Personen des Privatrechts öffentliche Aufgaben wahr, sind die 
Grundrechte nicht anwendbar, da diese nicht die öffentliche Gewalt vor Eingriffen 
des Staats schützen sollen.539 Eine sich vollständig in öffentlicher Hand befindende 
Gesellschaft des Privatrechts kann, soweit sie öffentliche Aufgaben wahrnimmt, auf-
grund des so genannten Konfusionsarguments nicht zugleich grundrechtsberechtigt 
und -gebunden sein.540 
 
(3) Anders verhält es sich bei Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durch gemischt-
wirtschaftlichen Unternehmen. Von einem gemischt-wirtschaftlichen Unternehmen 
spricht man, wenn ein solches neben der Erfüllung öffentlicher Aufgaben auch ande-
ren, insbesondere privatrechtlichen Zwecken zu dienen bestimmt ist. Bei gemischt-
wirtschaftlichen Unternehmen kann es, wie auch bei den sonstigen Beteiligungen 
des Staates, vorkommen, dass besagte Gesellschaften sich teilweise in privater und 
öffentlicher Hand befinden. Obwohl die gemischt-wirtschaftlichen Unternehmen zum 
Zweck der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben gegründet werden, erwachsen deren 
Träger, die juristischen Personen, ab einem bestimmten Grad der Beteiligung priva-
ter Gesellschafter in Grundrechtsfähigkeit. 
 
Diese Auffassung entspricht der Haltung des Bundesverfassungsgerichts, das zwar 
die Grundrechtsmündigkeit einer zu 72 % in öffentlich-rechtlichem Anteilsbesitz be-
findlichen Aktiengesellschaft noch mit dem Hinweis auf den maßgeblichen Einfluss 
des Trägers öffentlicher Gewalt verneint.541 Aus dieser Entscheidung ist aber nicht zu 
schließen, dass Grundrechtsmündigkeit bei gemischt-wirtschaftlichen Unternehmen 
mit einem Beteiligungsverhältnis, das einen geringeren staatlichen Besitzanteil als 
72 % aufweist, vollständig außer Betracht bleiben muss. Aus der vom Bundesverfas-
sungsgericht angeführten Begründung für die Ablehnung der Grundrechtsmündigkeit 
folgt, dass bei Fehlen „maßgeblichen Einflusses“ der öffentlichen Hand die Grund-
rechte gelten können. 
                                            
539 BVerfGE 21, 362, (369); 61, 82 , (100); 68, 193 (206). 
540 BVerfGE 45, 63 (80); 68, 193 (213); 70, 1 (15, 20). 
541 BVerfG NJW 1990, 1783. 
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Damit besteht nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts bei den 
staatlichen Beteiligungsunternehmen, bei denen der Kapitalanteil des Staates gering 
ist, in Gestalt der Wahrnehmung staatlicher Aufgaben kein Ausschlussgrund für die 
Gewährung von Individualrechtsschutz. Ab welchem Beteiligungsgrad der Staat über 
keinen maßgeblichen Einfluss auf die Gesellschaft mehr verfügt, hat das Bundesver-
fassungsgericht noch nicht entschieden. 
 
(4) Abgesehen vom Sonderfall der Grundrechtsfähigkeit gemischt-wirtschaftlicher 
Unternehmen, auf die der Staat als Gesellschafter keinen maßgebenden Einfluss 
nimmt, kommt es nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts aber ansonsten 
nicht darauf an, ob eine öffentliche Funktion in öffentlich-rechtlicher oder sonst privat-
rechtlicher Form organisiert ist.542 Selbst die zu 100 % in Privatbesitz befindlichen 
Gesellschaften sind, wenn diese ausschließlich öffentliche Aufgaben wahrnehmen, 
nicht grundrechtsmündig. Individualrechtsschutz kann den an einem Rechtsstreit mit 
der Finanzkontrollbehörte beteiligten öffentlichen Aufgabenträgern unter den Privat-
rechtssubjekten folglich nicht gewährt werden, da diesen eigene Rechte i. S. v. § 42 
Abs. 2 VwGO zur Abwehr von Beeinträchtigungen durch Finanzkontrollakte nicht zu-
stehen. 
 
Auch ohne Grundrechtsberechtigung und Trägerschaft von sonstigen Abwehrrechten 
sind jedoch Rechtsschutzmöglichkeiten zugunsten vollständig oder teilweise sich in 
staatlicher Hand befindlicher Unternehmen denkbar. Der Gesetzgeber könnte bei der 
Einführung eines objektiven verwaltungsgerichtlichen Beanstandungsverfahrens543 
berücksichtigen, dass Rechtsstreitigkeiten, die bei der Finanzkontrolle der nicht 
grundrechtsmündigen juristischen Personen des Privatrechts entstehen, gegenwärtig 
nicht vor Gericht ausgetragen werden können. 
 
                                            
542 BVerfGE 45, 78 ff.; 68, 208 f.; 70, 15 ff. 
543 Seite 156. 
 195
Von besonderer Bedeutung scheint dies beim Bund zu sein.544 Die Prüfungsrechte 
des Bundesrechnungshofs wurden mit der Neufassung des § 91 Abs. 1 Nr. 4 BHO 
durch das vierte Gesetz zur Änderung der Bundeshaushaltsordnung vom 22.09.1994 
erweitert. Der Gesetzgeber hat mit dieser Erweiterung der Entwicklung, vermehrt 
Verwaltungsaufgaben des Bundes auf privatrechtlich organisierte Funktionseinheiten 
zu verlagern, Rechnung getragen. Bei der Nutzung von Formen privatrechtlich orga-
nisierter öffentlicher Aufgabenwahrnehmung soll anhand dieser besonderen Prüfbe-
fugnis lückenlose Finanzkontrolle trotz „Flucht aus dem Budget“545 gewährleistet blei-
ben. 
 
Nach § 91 Abs. 1 Nr. 4 BHO unterliegen alle aus der allgemeinen Staatsverwaltung 
des Bundes ausgegliederten Unternehmens- und Verwaltungsbereiche der Prüfung 
durch den Bundesrechnungshof. Bei der Ausgliederung muss es sich um eine juristi-
sche Person des privaten Rechts handeln, an welcher der Bund unmittelbar oder mit-
telbar mit Mehrheit beteiligt ist. Weiterhin muss das Unternehmen, das nicht im Wett-
bewerb stehen darf, bestimmungsgemäß oder ganz überwiegend öffentliche Aufga-
ben erfüllen oder diesem Zweck dienen und dafür Haushaltsmittel oder Gewährleis-
tungen erhalten. 
 
Unternehmen i. S. v. § 91 Abs. 1 Nr. 4 BHO werden im gleichen Umfang wie bundes-
unmittelbare Behörden geprüft. Die Prüfungsanordnung kann sich gem. § 91 Abs. 4 
S. 1 BHO auf die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsführung der juristischen Person 
des Privatrechts erstrecken.546 Nicht nur beim Bund aufgrund des § 91 Abs. 1 Nr. 4 
BHO, sondern auch in den Ländern können nach geltender Rechtslage öffentliche 
Aufgabenträger in privater Rechtsform z. B. durch eine Zuwendungsprüfung 
                                            
544 § 91 Abs. 1 Nr. 4 BHO stellt nach nunmehr übereinstimmender Auffassung im Schrifttum eine mit 
Art. 109 Abs. 3 GG und § 43 HGrG vereinbare Erweiterung der Prüfungsrechte des BRH dar. Rolf-
Dietrich Kammer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 91 RdNr. 4; siehe auch  
Erwin Adolf Piduch, Bundeshaushaltsrecht, Kommentar, § 91 BHO, RdNr. 7. § 91 Abs. 1 Nr. 4 
konnte im Wege einer „autonomen Änderung“ der BHO der Prüfungskompetenz des Bundesrech-
nungshofs gegenüber juristischen Personen, an denen der Bund beteiligt ist, den bestehenden Zu-
ständigkeitsregelungen für die Prüfung von Stellen außerhalb der Bundesverwaltung hinzugefügt 
werden. Die Prüfungs- und Erhebungsrechte des BRH reichen folglich über die nach § 43 HGrG 
geforderten hinaus. Zugleich verleiht § 91 BHO dem BRH weitergehende Befugnisse als §/Art. 91 
der Landeshaushaltsordnungen (Erwin Adolf Piduch, Bundeshaushaltsrecht, Kommentar, § 91 
BHO, RdNr. 7, und Anhang zu § 91 BHO). Es bleibt abzuwarten, ob die Länder ebenfalls „auto-
nom“ Vorschriften erlassen, mit denen die Prüfungskompetenzen der Landesrechnungshöfe im 
Sinne des § 91 Abs. 1 Nr. 4 BHO erweitert werden. Im Freistaat Sachsen ist eine dem § 91 Abs. 1 
Nr. 4 BHO gleichlautende Bestimmung am 01.01.2001 in Kraft getreten (§ 91 Abs. 1 Nr. 4 SäHO). 
545 Vgl. die Erläuterungen des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestags (BT-Drs. 12/402 
S. 9). 
546 Rolf-Dietrich Kammer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 91 BHO, RdNr. 21. 
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(§/Art. 91 Abs. 1 Nr. 2 LHO) oder durch eine Prüfung gem. §/Art. 104 LHO zu Adres-
saten von Finanzkontrollakten werden. Insbesondere angesichts der aus § 91 Abs. 1 
Nr. 4 BHO folgenden vollständigen Unterwerfung unter die Finanzkontrolle ist es 
möglich, besagten juristischen Personen des Privatrechts, ebenso wie Behörden, 
Klagemöglichkeiten in einem vom Gesetzgeber für die Ausfechtung von Kompetenz-
streitigkeiten aus den Bereichen der Finanzkontrolle eingerichteten objektiven ver-
waltungsgerichtlichen Kontrollverfahren zuzuweisen. 
 
Im Gegensatz zu den juristischen Personen des Privatrechts, bei denen Klagebe-
fugnis nur ausnahmsweise, vor allem bei Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben, aus-
geschlossen ist, stellen die Körperschaften, Anstalten und Stiftungen im Bereich der 
mittelbaren Staatsverwaltung von Bund und Ländern öffentlich-rechtliche Funktions-
träger dar, die regelmäßig von Individualrechtsschutz im Bereich der Finanzkontrolle 
ausgeschlossen sind. Damit steht für den Gesetzgeber die Frage an, ob er, wenn er 
die Einführung eines objektiven verwaltungsgerichtliches Beanstandungsverfahrens 
zur Eröffnung von Rechtsschutzmöglichkeiten im Bereich der Finanzkontrolle in Er-
wägung zieht, die juristischen Personen des öffentlichen Rechts berücksichtigen soll-
te. 
 
bb. Juristische Personen des öffentlichen Rechts 
 
Die Kompetenz des Rechnungshofs zur Prüfung von bundes- oder landesunmittel-
baren juristischen Personen des öffentlichen Rechts ergibt sich aus §/Art. 111 
BHO/LHO. Soweit der Rechnungshof zu Finanzkontrollakten gegenüber den mit ei-
gener Rechtspersönlichkeit ausgestatteten öffentlichen Verwaltungsträgern befugt 
ist, liegt eine Verletzung subjektiv-öffentlicher Rechte dieses öffentlichen Aufgaben-
trägers im Bereich des Möglichen, wenn die geprüfte Stelle ausnahmsweise Grund-
rechtsträger ist. 
 
Grundsätzlich sind juristische Personen des öffentlichen Rechts nicht grundrechts-
mündig.547 Bei bestimmten juristischen Personen des öffentlichen Rechts kommt nach 
Auffassung des Bundesverfassungsgerichts dennoch Grundrechtsschutz in Betracht. 
Dazu müssen die betreffenden Einrichtungen des Staats einem „unmittelbar durch 
                                            
547 Das Bundesverfassungsgericht lehnt Grundrechtsmündigkeit insbesondere für Sozialversiche-
rungsträger und die auf der Basis schmaler Kompetenzen geführten Hochschulen der Bundeswehr 
ab; Thomas Puhl, Budgetflucht und Haushaltsverfassung, S. 416. 
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die Grundrechte geschützten Lebensbereich zuzuordnen“ sein oder „Grundrechte in 
einem Bereich verteidigen, in dem sie vom Staat unabhängig“ sind.548 
 
Als „Sachwalter des einzelnen bei der Wahrnehmung der Grundrechte“549 und damit 
ausnahmsweise als Grundrechtsberechtigte oder Träger von grundrechtsgleichen 
Rechten sind vor allem Rundfunkanstalten550, Hochschulen551 sowie Gemeinden und 
Gemeindeverbände aufgrund der Selbstverwaltungsgarantie aus Art. 28 GG von Be-
deutung. Andere gesetzlich mit Selbstverwaltungsrecht ausgestattete Körperschaften 
wie Berufskammern und Sozialversicherungsträgern können dem Prüfungsrecht aus 
§/Art. 111 BHO/LHO ebenfalls grundsätzlich wehrfähige Positionen im Wege des In-
dividualrechtsschutzes entgegenhalten.552 
 
Folglich sind einzelne juristische Personen des öffentlichen Rechts zwar unter ge-
wissen Umständen nach § 42 Abs. 2 VwGO klagebefugt. Soweit diesen aber, wie im 
Regelfall, keine Abwehrrechte zustehen, würde Rechtsschutz gegen Finanzkontroll-
akte nur im Wege eines vom Gesetzgeber eingerichteten objektiven Kontrollverfah-
rens gewährt werden können. 
 
Bei der Einführung eines objektiven Beanstandungsverfahrens im Bereich der Fi-
nanzkontrolle könnte der Gesetzgeber dieses so ausgestalten, dass es sich auch auf 
juristische Personen des öffentlichen Rechts und juristische Personen des Privat-
rechts, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen, erstreckt.553 Ein künftiges objektives 
Beanstandungsverfahren, das auch von bestimmten juristischen Personen des öf-
fentlichen und privaten Rechts in Gang gesetzt werden kann, stellt allerdings inso-
weit keinen In-Sich-Prozess dar. Gleichwohl ist eine solche Rechtsschutzform als 
Ausnahme vom Individualrechtsschutz anzusehen, da die Verwaltungsgerichte mit 
Außenrechtsstreitigkeiten befasst wären, bei denen mit der Klage kein Verletztsein in 
von eigenen Rechten i. S. v. § 42 Abs. 2 VwGO, sondern nur kompetenzwidriges 
Handeln geltend gemacht werden würde. 
 
                                            
548 BVerfGE 31, 314 (322); 39, 302 (314). 
549 BVerfGE 61, 82 (103). 
550 BVerfGE 59, 231 (255). 
551 BVerfGE 15, 256 (262). 
552 Manfred Eibelshäuser, Bernhard Wallis in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, § 111 
BHO, RdNr. 4. 
553 Seite 156. 
 198 
Wie schon beim Innenrechtsstreit ist damit zu erläutern, in welchem Verhältnis die 
verfassungsrechtliche Gewährleistung von Individualrechtsschutz und eine objektive 
richterliche Kontrolle im Bereich der Prüfung juristischer Personen durch den Rech-
nungshof zueinander stehen. Bei Beeinträchtigung dieser Garantie durch besondere 
Klagemöglichkeiten nicht grundrechtsmündiger und auch sonst nicht mit eigenen 
Rechten ausgestatteter juristischer Personen steht ein objektives gerichtliches Kon-
trollverfahren mit Art. 19 Abs. 4 GG in Widerstreit. 
 
2. Vereinbarkeit mit der Rechtsschutzgarantie 
 
Für so genannte In-Sich-Verfahren im Bereich der Finanzkontrolle wurde bereits dar-
gelegt, dass sie Art. 19 Abs. 4 GG als Rechtsschutzform nicht widersprechen. Denn 
über die Garantiefunktion hinaus ist eine Ausschlussfunktion gegenüber objektivem 
Rechtsschutz von Art. 19 Abs. 4 GG nicht umfasst.554 
 
Sind juristische Personen am Rechtsstreit beteiligt, handelt es sich nicht um einen 
innerstaatlichen Kompetenzkonflikt, sondern der Rechtsstreit bezieht sich auf Vor-
schriften aus dem Bereich der Außenrechtsbeziehungen des Staates. Verwaltungs-
prozesse unter den besagten Streitparteien stellen also keine In-Sich-Verfahren dar. 
Durch objektiv-rechtlichen Rechtsschutz zugunsten bestimmter öffentlicher Aufga-
benträger mit eigener Rechtspersönlichkeit würde die Justizgewährungspflicht aus 
Art. 19 Abs. 4 GG ebenso wenig wie bei einem In-Sich-Verfahren im Bereich der Fi-
nanzkontrolle ausgehöhlt werden.555 Die Einbeziehung von juristischen Personen in 
eine objektive Rechtsschutzmöglichkeit scheitert damit ebenfalls nicht an einer aus 
Art. 19 Abs. 4 GG folgenden Ausschlusswirkung. 
 
Da die somit statthafte Einführung einer objektiv-rechtlichen Gerichtskontrolle die 
Gewährung von Individualrechtsschutz unberührt lassen muss, ist abzugrenzen, in-
wieweit der Vorrang des durch die Verwaltungsjustiz zu gewährenden Rechtsschut-
zes bei Verletztsein subjektiver Rechte beachtet werden muss. Für diese Abgren-
zung ist von Bedeutung, auf welche subjektiven Rechte die Finanzkontrolle bei der 
Prüfung von Rechtspersonen tritt. Die in Frage kommenden Abwehrrechte markieren 
den Verlauf der Trennlinie zwischen subjektivem und möglichem objektivem Rechts-
schutz.556 
                                            
554 Seite 123. 
555 Seite 124. 
556 Seite 201. 
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Wo sich diese Trennlinie befindet, ist in einem der nächsten Abschnitte zu erörtern. 
Zunächst gilt es jedoch, auf ein Problem einzugehen, das sich bei der Durchsetzung 
von Prüfungsbefugnissen gegenüber juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
stellt und das einen wichtigen, im Zusammenhang mit der Klagebefugnis (§ 42 
VWGO) zu beachtenden Gesichtspunkt darstellt. 
 
3. Durchsetzung von Prüfungsrechten bei der Finanzkontrolle juristischer 
Personen 
 
Der Rechnungshof verfügt im Verhältnis zu juristischen Personen des Privatrechts, 
auch wenn diese öffentliche Aufgaben wahrnehmen, über Verwaltungsaktbefugnis 
gem. §/Art. 35 VwVG/LVwVG i. V. m. §/Art. 94, 95 BHO/LHO.557 Eine Prüfungsanord-
nung, deren Adressat ein Privatrechtsträger ist, kann folglich diesem gegenüber auch 
mit den Mitteln des Verwaltungsvollstreckungsrechts zwangsweise durchgesetzt 
werden. Verwaltungsgerichtlicher Rechtsschutz ist damit bei der Prüfung der juristi-
schen Personen des Privatrechts nicht erforderlich. 
 
Bei der Prüfung der juristischen Personen des öffentlichen Rechts kann hingegen die 
Anrufung der Verwaltungsgerichte zur Durchsetzung von Anordnungen des Rech-
nungshofs in Frage kommen.558 Der Rechnungshof ist zwar befugt, auch in diesem 
Bereich Prüfungsanordnungen in Form von Verwaltungsakten i. S. v. §/Art. 35 
VwVfG/LVwVfG zu erlassen, administrativen Zwangsmitteln gegenüber juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts stehen aber Vollstreckungsverbote entgegen. 
 
Die Vollstreckung von Einzelweisungen in Prüfungsanordnungen richtet sich nach 
den entsprechenden Befugnisnormen559 in den Verwaltungsvollstreckungsgesetzen 
des Bundes und der Länder. Danach kann grundsätzlich ein Verwaltungsakt, der „auf 
die Herausgabe einer Sache oder auf die Vornahme einer Handlung oder auf Dul-
dung (...) gerichtet ist“, mit Hilfe der im Einzelnen gesetzlich vorgesehenen Zwangs-
mittel durchgesetzt werden, wenn „er unanfechtbar geworden ist oder wenn sein so-
fortiger Vollzug angeordnet (...) ist“.560 § 17 VwVG und gleichlautende Vorschriften im 
                                            
557 Seite 161. 
558 Hinzuweisen wäre auf den in Fn. 4 geschilderten Sachverhalt. Der BRH hat verwaltungsgerichtli-
che Entscheidungen erwirkt, um Prüfungsanordnungen gegenüber den prüfungsverpflichteten AOK 
und dem AOK-Bundsverband durchsetzen zu können. 
559 Hans J. Wolff, Otto Bachhof, Rolf Stober, Verwaltungsrecht, Bd. III, § 160, RdNr. 2. 
560 Vgl. § 6 VwVG und die entsprechenden Vorschriften in den Verwaltungsvollstreckungsgesetzen 
der Länder bei Hanns Engelhardt, Michael App, VwVG-VwZG, § 6 VwVG, Anm. 2. 
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Verwaltungsvollstreckungsrecht der Länder561, die Vollstreckungsmaßnahmen gegen 
juristische Personen des öffentlichen Rechts untersagen, enthalten jedoch Ausnah-
meregelungen, die diese Ermächtigung beschränken. 
 
Bei der Prüfung jener Aufgabenträger kann der Rechnungshof damit zwar Prüfungs-
anordnungen treffen, diese sind damit aber aus eigener Befugnis nicht durchsetzbar. 
Aus einem verwaltungsgerichtlichen Urteil kommen hingegen nach den §§ 167 ff. 
VwGO Vollstreckungsmaßnahmen auch gegen bundes- oder landesunmittelbare 
Personen des öffentlichen Rechts in Betracht.562 
 
Die Konsequenz ist, dass der Rechnungshof mit Hilfe einer verwaltungsgerichtlichen 
Leistungsklage ein Urteil erwirken muss, um Auskunftsverlangen gegenüber juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts zwangsweise durchsetzen zu können. Bei 
der Erhebung einer solchen hat der Rechnungshof in Ansehung der von ihm in der 
Prüfungsanordnung festgelegten Auskunfts- und Mitwirkungspflichten dann die Ver-
letzung eigener Rechte i. S. v. § 42 Abs. 2 VwGO, genauer gesagt von Rechten des 
Staats, dem der Rechnungshof angehört, schlüssig zu behaupten. 
 
Die Prüfungsrechte des Rechnungshofs gegenüber Dritten stellen subjektive „eige-
ne“ Rechte dar und genügen damit den Anforderungen der bei der Leistungsklage 
entsprechend anzuwendenden Vorschrift des § 42 Abs. 2 VwGO. Wie bereits dar- 
gelegt wurde563, ist der Rechtsstreit um eine Prüfungsanordnung gegenüber einer ju-
ristischen Person ein Außenrechtsstreit.564 Im Gegensatz zum Innenrecht565 (Rechts-
sätze, die Beziehungen zwischen staatlichen Funktionssubjekten betreffen) ist das 
Außenrecht in der Lage, seinen Adressaten subjektive Rechte i. S. d. § 42 Abs. 2 
                                            
561 Siehe a. a. O. (Fn. 508). 
562 Dierk Fittschen, Durchsetzung der Prüfungsrechte der Rechnungshöfe, VerwArch. 83 (1992), 
S. 165 ff. (194). 
563 Seite 161. 
564 In Hinblick auf den Adressatenkreis für Finanzkontrollakte ist offenbar die übliche Unterscheidung 
zwischen Innenrecht und Außenrecht für die Kompetenzvorschriften im Bereich der Finanzkontrolle 
durchbrochen. Grundsätzlich sind diese zwar dem Innenrecht zuzuordnen, soweit sie sich jedoch 
auch auf andere Rechtspersonen als den Staat beziehen, handelt es sich bei den Prüf- und Be-
richtsbefugnissen des Rechnungshofs um Rechtsnormen des Außenrechts. Ihrem Wesen nach 
können die haushaltsrechtlichen Befugnisse des Rechnungshofs somit dem Innen- wie auch dem 
Außenrecht zugeordnet werden. Eine Besonderheit stellt dies aber nicht dar, denn nach den 
Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts können auch in anderen Bereichen Innen- und 
Außenrecht teilweise ineinander fließen. Insbesondere kann das Innenrecht durch dieselben 
Rechtsquellen wie das Außenrecht bestimmt sein. Hartmut Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 
§ 3, RdNr. 5. 
565 Roman Loeser, System des Verwaltungsrechts, Bd. 2, § 10, RdNr. 35. 
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VwGO zu vermitteln. Dies trifft auch auf organschaftliche, funktionale Interessen zu, 
die von der Rechtsordnung in anerkannter Weise als schutzwürdiger Belang ange-
sehen werden. Damit sind dem Staat insbesondere in Gestalt der Leistungsansprü-
che subjektive Rechte gegenüber anderen Rechtsträgern zugeordnet.566 
 
Die Durchsetzung der in einer Prüfungsanordnung festgelegten Duldungs- und Un-
terwerfungspflichten erfolgt mithin im Wege einer verwaltungsgerichtlichen Klage ge-
genüber der juristischen Person des öffentlichen Rechts. Die Prozessordnung sieht 
zugunsten des Rechnungshofs also insoweit hinreichende Rechtsschutzmöglichkei-
ten vor. Zudem zeigt dies, dass es für die Zulässigkeit eines Rechtsmittels im System 
des Individualrechtsschutzes nicht nur auf die Rechtsstellung der Streitbeteiligten an-
kommt. Auch beim Außenrechtsstreit hängt vielmehr die Möglichkeit, Rechtsschutz 
zu erlangen, davon ab, ob die Rechnungsprüfung auf ein subjektives Recht trifft, das 
verletzt sein kann. 
 
Ebenso wie die vorstehend erörterte Klage des Rechnungshofs gegen eine juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts ist auch ein Rechtsmittel einer solchen gegen 
die Prüfungsanordnung nur zulässig, wenn dem öffentlichen Aufgabenträger aus-
nahmsweise ein Abwehrrecht zusteht. Die betroffene Rechtsperson kann dann, aber 
nur dann, die Gerichte anrufen, wenn sie die Verletzung „subjektiver Rechte“ geltend 
machen kann.567 Im nächsten Abschnitt wird erörtert, welche unter den in der Rechts-
ordnung vorgesehenen subjektiven Rechte von Prüfhandlungen des Rechnungshofs 
oder Mitteilungen und Berichten berührt werden können. 
 
4. Subjektive Rechte in der Finanzkontrolle 
 
Je nach Art und Rechtsstellung des Prüfungsadressaten können insbesondere das 
Recht auf Eigentum (Art. 14 Abs. 1 GG), die Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG), die 
Vereinsfreiheit (Art. 9 Abs. 1 GG), das Recht auf informationelle Selbstbestimmung, 
Selbstverwaltungsrechte (Art. 28 Abs. 1 GG u. a.), die Rundfunkfreiheit (Art. 5 Abs. 1 
S. 2 GG) und die Freiheit von Forschung und Lehre (Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG) Abwehr-
positionen568 gegenüber der Finanzkontrolle darstellen. Bei Verletztsein dieser 
                                            
566 Hartmut Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 8, RdNr. 2. 
567 BVerfGE 27, 305; 31, 39; 51, 185; Hartmut Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 8, RdNr. 5. 
568  Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung der 
Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (214). 
 202 
Rechtspositionen kommt eine Klage vor dem Verwaltungsgericht zur Erwirkung von 
Individualrechtsschutz gegen den beeinträchtigenden Finanzkontrollakt in Betracht. 
 
a. Recht auf Eigentum 
 
Die Prüfung durch den Rechnungshof kann ein Privatrechtssubjekt in dessen Recht 
beeinträchtigen, frei über eigentumsfähige Positionen zu verfügen. Werden dem Er-
werb von Wirtschaftsgütern dienende Dokumente, Datenträger oder sonstige betrieb-
liche Ausstattungsgegenstände eines Unternehmens für Prüfzwecke in Anspruch 
genommen, berührt dies nicht nur ggf. dessen Wettbewerbssituation (Art. 12 Abs. 1 
GG), sondern auch das durch Art. 14 GG geschützte Vermögen. Das Privat-
rechtssubjekt kann ihm rechtlich zugeordnete Eigentumsbestandteile im Wirtschafts-
prozess nicht nach Belieben einsetzen, soweit einzelne Gegenstände dem Rech-
nungshof für Prüfungszwecke zeitweilig zur Verfügung gestellt werden müssen. 
 
Da Finanzkontrollakte ihrem Wesen nach keinen Entzug einer eigentumsfähigen Po-
sition bezwecken, sondern nur auf die Freiheit des beliebigen Gebrauchs von Unter-
nehmensgegenständen einwirken, stellen die Prüf- und Berichtsbefugnisse des 
Rechnungshofs im Verhältnis zum Eigentumsrecht Inhalts- und Schrankenbestim-
mungen dar (Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG). Ein Entzug von durch Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG 
garantierten Rechtspositionen und damit eine Überschreitung der Prüfbefugnisse 
durch den Rechnungshof kann allerdings vorliegen, wenn die im Prüfungsverfahren 
getroffenen Anordnungen das Unternehmen für öffentliche Zwecke „in Dienst“ neh-
men.569 Es erfolgte dann eine „Umwidmung“ zugunsten eines durch die staatliche 
Rechnungsprüfung vorbestimmten Zwecks. 
 
Ansonsten bewirkt die Ausübung der dem Rechnungshof zugewiesenen Befugnisse 
gegenüber privaten Vermögensträgern i. d. R. keinen Grundrechtseingriff. Finanz-
kontrollakte, welche die Eigentumsfreiheit über eine Inhalts- und Schrankenbestim-
mung hinausgehend beeinträchtigen, sind jedoch geeignet, die Klagebefugnis des 
betroffenen Privatrechtssubjekts zu begründen (§ 42 Abs. 2 VwGO). Neben Eingrif-
fen in das Eigentumsrecht kommen solche in die Berufsausübungsfreiheit in Frage. 
 
                                            
569 Klaus Vogel, Verfassungsrechtliche Grenzen der öffentlichen Finanzkontrolle, DVBl. 1970, S. 193 ff. (199). 
Eine solche „Indienstnahme“ wäre aber ausgeschlossen, wenn das Unternehmen ohnehin öffentliche Aufga-




Ebenso wie Rechtsverletzungen in Gestalt von Eingriffen in eigentumsfähige Positio-
nen denkbar sind, können Prüfhandlungen des Rechnungshofs gegenüber juristi-
schen Personen des Privatrechts zu einer Beeinträchtigung einer unternehmerisch 
tätigen Gesellschaft oder mittelbar deren Gesellschafter in ihrem Recht aus Art. 12 
Abs. 1 GG führen570. Dieses Grundrecht ist gem. Art. 19 Abs. 3 GG seinem Wesen 
nach auch auf juristische Personen anwendbar,571 wenn sich eine Beeinträchtigung 
auf den Erwerbsvorgang anstatt nur schlechthin auf das Innehaben oder die Ver-
wendung einer eigentumsfähigen Position i. S. v. Art. 14 Abs. GG bezieht572.  
„Idealkonkurrenz“ beider Grundrechte soll durch diese Formel nicht ausgeschlossen 
sein.573 
 
Ein Teil im Schrifttum574 hält Informationspflichten stets für Eingriffe in die durch 
Art. 12 Abs. 1 GG gewährleistete Berufsfreiheit. Die Wettbewerbs- und Dispo-
sitionsfreiheit werde insbesondere durch eine Offenbarung von Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen beeinträchtigt. Die Verbreitung solcher Informationen setze das 
Unternehmen der Gefahr aus, seine erwirtschafteten und nutzbaren Marktvorteile 
gegenüber Mitbewerbern zu verlieren.  
 
Für die Ausübung der Finanzkontrolle durch den Rechnungshof bedeutete dies, dass 
jede Erhebung und jede Weitergabe von Prüfergebnissen, die sich auf privatrechtli-
che Unternehmen bezieht, Eingriffe in Art. 12 Abs. 1 GG darstellen, soweit nachteili-
ge Auswirkungen auf die Wettbewerbslage des Unternehmens zu befürchten wären. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts soll hingegen nicht jeder 
wettbewerbsrelevanten Maßnahme berufsregelnde Zielrichtung zukommen, sondern 
deren Auswirkung muss von einigem Gewicht sein und einen konkreten Kreis von 
Personen gerade in ihrer Berufsfreiheit betreffen oder in einem engen  
 
                                            
570 Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 117; Karl-
Heinz Hansmeyer, Herbert König, Thomas Oppermann, Öffentliche Finanzkontrolle bei externen 
Dienstleistungen, 1982, S. 70. 
571 BVerfGE 21, 261 ff, 266; 53, 1 ff, 13. 
572 BVerfGE 30, 292 ff, 334 f. 
573 Rüdiger Breuer in: Isensee, Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. VI, § 147, RdNr. 97. 
574 Rüdiger Breuer in: Isensee, Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. VI, § 148, RdNr. 26. 
 204 
Zusammenhang mit der Ausübung des Berufs stehen.575 Damit kann ein Finanzkon-
trollakt die Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG verletzen, soweit dieser eine „objektiv 
berufsregelnde Tendenz“ aufweist. 
 
In der Regel sind die Erhebung des Sachverhalts und die Berichterstattung keine 
Handlungen des Rechnungshofs, die zielgerichtet Einfluss auf die Ausübung des Be-
rufs nehmen. Denkbar ist ein Eingriff deshalb nur, falls die Prüf- und Berichtskompe-
tenzen in berufsregelnder Art und Weise überdehnt werden. Liegt eine solche Über-
dehnung vor, kann der Betroffene Klagebefugnis i. S. v. § 42 Abs. 2 VwGO schlüssig 
behaupten. Dabei reicht es aus, in der Klagebegründung die Möglichkeit einer Ver-
letzung des Art. 12 Abs. 1 GG darzulegen. Über die Berufsfreiheit hinaus kommen 
möglicherweise Eingriffe in die durch Art. 2 Abs. 1 GG geschützte allgemeine Hand-
lungsfreiheit des Unternehmers in Betracht, soweit das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung durch einen Finanzkontrollakt berührt wird.576 
 
c. Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
 
Ob die Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung juristischer Personen des Pri-
vatrechts eine Beeinträchtigung des Grundrechts auf „informationelle Selbstbestim-
mung“ darstellen kann, ist eher fraglich. Das Bundesverfassungsgericht hat das 
Recht auf „informationelle Selbstbestimmung“ aus Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 1 
Abs. 1 GG abgeleitet.577 Diese Verfassungsnormen schützen die Verfügungsgewalt 
einer natürlichen Person, indem sie ihr das Recht verbriefen, selbst über Preisgabe 
und Verwendung personenbezogener Angaben zu bestimmen. 
 
Einzelpersonen sind allerdings i. d. R. nicht Adressaten von Finanzkontrollakten des 
Rechnungshofs. In besonderen Fällen scheint das Vorliegen einer konkreten Beein-
trächtigung der individuell geschützten Persönlichkeit jedoch zumindest nicht aus-
geschlossen zu sein. So hat es sich insbesondere beim „Patientenaktenprozess“ ge-
zeigt, dass die Einsichtnahme in Unterlagen bei örtlichen Erhebungen in einer ge-
                                            
575 BVerfGE 13, 181, 186; 47, 1, 21; 52, 42, 54; 70, 191, 214; Hans D. Jarass in: Jarass, Pieroth 
(Hrsg.), Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 12, RdNr. 11; Rupert Scholz in: 
Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 12, RdNr. 115. 
576 Franz Knöpfle, Die Zuständigkeit der Rechnungshöfe für die Prüfung der Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts, 1988, S. 95. 
577 BVerfGE 65, 1 (41 ff.). 
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prüften Stelle eine Verletzung des „informationellen Selbstbestimmungsrechts“ dar-
stellen kann.578 
 
Da das individuell geschützte Recht auf „informationelle Selbstbestimmung“ (Art. 2 
Abs. 1 GG i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG) nur natürlichen Personen zusteht, bezieht es 
sich ausschließlich auf Daten mit personenbezogenen Inhalt. Die Anordnung zur Of-
fenbarung und die Weitergabe solcher Informationen, die ein betriebswirtschaftliches 
Substrat darstellen, berührt stattdessen den Schutzbereich der Eigentumsgarantie.579 
Damit kann der Schutzbereich des Art. 14 Abs. 1 GG bei Erhebungen durch den 
Rechnungshof nicht nur, wie oben dargestellt580, wegen Inanspruchnahme von Be-
triebsmitteln beispielsweise in Form technischer Informationsträger, sondern auch 
angesichts des Zugriffs auf die dem Geschäftsbetrieb dienenden Informationen 
selbst eröffnet sein. 
 
Zwar handelt es sich beim Schutz von Geschäfts- und Betriebsdaten anders als beim 
Schutz des Selbstbestimmungsrechts über individuelle Information um keine absolu-
te sondern nur um eine relative Gewährleistung. Mitunter wird der Kläger aber trotz-
dem in Klagebefugnis gem. § 42 Abs. 2 VwGO ausreichender Weise, eine Verlet-
zung des Art. 14 Abs. 1 GG behaupten können, da Finanzkontrollakte zumindest 
grundsätzlich derartige Beeinträchtigungen zur Folge haben können. Das gilt vor al-
lem für Prüfungsanordnungen, die auf Einsichtnahme in Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnisse gerichtet sind. Wegen höherer Schutzbedürftigkeit dieser unmittelbar 
wettbewerbsrelevanten Informationen ist bei deren Offenbarung noch am ehesten 
denkbar, dass Klagebefugnis gem. § 42 Abs. 2 VwGO schlüssig behauptet werden 
kann. 
 
Neben dem Recht auf informelle Selbstbestimmung können Finanzkontrollakte auf 
Abwehrpositionen in Form der durch Art. 9 GG geschützte Vereinsfreiheit treffen. 
 
                                            
578 BVerfG NJW 1997, 1633; Markus Heintzen, Hans Lilie, Patientenakten und Rechnungshof-
kontrolle, NJW 1997, S. 1601 (1602); Michael Sachs, Patientenakten und Rechnungshofkontrolle; 
JuS 1997, S. 1040. 
579 Rüdiger Breuer, in: Isensee, Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. VI, § 148, RdNr. 26. 




Das Grundrecht der Vereinsfreiheit ist in Art. 9 GG als Individualgrundrecht ausges-
taltet, das die vereinsmäßige Betätigung des Einzelnen schützt. Zudem stellt es ein 
kollektives Freiheitsrecht dar, das die freie Vereinsbetätigung gewährleistet. Das kol-
lektive Abwehrrecht steht dem Verein zu, der damit selbst Grundrechtsträger ist.581 
 
Ein Verein kann insbesondere im Wege der Zuwendungsprüfung gem. §/Art. 91 
Abs. 1 Nr. 3 BHO/LHO zum Adressat einer Prüfungsanordnung des Rechnungshofs 
werden. Da der Finanzkontrollakt i. d. R. gegen den Verein und nicht gegen dessen 
Mitglieder gerichtet ist, stehen in erster Linie Beeinträchtigungen des Vereins als eine 
i. S. v. Art. 19 Abs. 3 GG grundrechtsmündige juristische Person in Frage. Die Be-
wertung dieser Beeinträchtigungen unterscheidet sich dabei nicht wesentlich von der 
Beurteilung der Eingriffe in das aus Art. 14 GG geschützte Eigentum von prüfungs-
verpflichtenden erwerbswirtschaftlichen Unternehmen. Die Prüfungshandlung wird 
also den Verein regelmäßig nicht für staatliche Zwecke „in Dienst“ nehmen und somit 
nicht den Wesensgehalt des Grundrechts berühren. 
 
Sollte hingegen eine Beeinträchtigung im Einzelfall so schwer wiegen, dass diese 
den Vereinszweck in seinem Kern antastet, ist eine Verletzung von Art. 9 Abs. 1 GG 
vorstellbar. Wenn ein Finanzkontrollakt einen Verein unverhältnismäßig in die Pflicht 
nimmt und dadurch den Vereinszweck fremdbestimmt, kann also Klagebefugnis des 
Vereins gegeben sein. 
 
Für die individuelle Vereinsfreiheit gem. Art. 9 Abs. 1 GG gilt in Hinsicht auf mögliche 
Grundrechtsreingriffe nichts anderes, da kollektiver Schutz der vereinsmäßigen Betä-
tigung nicht weiter reichen kann als die Gewährleistung der individuellen Betäti-
gungsfreiheit. Auf das Recht zum vereinsmäßigen Zusammenschluss der einzelnen 
Mitglieder, das mit Gründung, Beitritt, Verbleib den Kern des Schutzbereichs des 
Art. 9 Abs. 1 GG bildet, wirkt sich die Finanzkontrolle nur bei „Indienstnahme“ des 
Vereins aus. 
 
Abgesehen von den Zusammenschlüssen, die als Vereine hinsichtlich ihres Be-
stands und ihrer Aufgaben von Art. 9 Abs. 1 GG geschützt werden, verfügen auch 
                                            
581 BVerfGE 10, 102; 13, 174 (175), 30, 227 (241), 50, 290 (353); Bodo Pieroth, Bernhard Schlink, 
Grundrechte, Staatsrecht II, RdNr. 731. 
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stimmte andere Rechtsträger über Selbstverwaltungsrechte. Diese Rechte können, 





Gemeinden und Gemeindeverbänden kommt aufgrund von Art. 28 Abs. 1 GG das 
Recht zur Selbstverwaltung582 zu. Unter den juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts sind daneben weitere Aufgabenträger ebenfalls aufgrund besonderer ein-
fachgesetzlicher Bestimmungen zur Selbstverwaltung befugt. 
 
Ein solches Selbstverwaltungsrecht war bei der Klage der Bayerischen Handwerks-
kammer gegen eine Prüfungsanordnung des Bayerischen Obersten Rechnungshofs 
von Bedeutung. Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat die Klagebefugnis der 
Handwerkskammer bejaht, denn es sei nicht ausgeschlossen, dass die Prüfungsan-
ordnung das in der Handwerksordnung zugunsten dieser Körperschaft normierte 
Selbstverwaltungsrecht verletze.583 
 
Kommunen stellen wie Handwerkskammern ebenfalls Selbstverwaltungskörperschaf-
ten dar und können sich somit in ähnlicher Art und Weise auf die Rechtswidrigkeit 
eines Eingriffs in das durch die Verfassung garantierte Recht berufen, alle Angele-
genheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwor-
tung zu regeln. Eine nach dem Klägervorbringen mögliche Verletzung des Art. 28 
Abs. 2 GG ist dabei grundsätzlich für die Klagebefugnis gem. § 42 Abs. 2 VwGO 
ausreichend. 
 
Nach Auffassung im Schrifttum habe hingegen Rechnungsprüfung nicht zwangsläu-
fig Eingriffe in das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden zur Konsequenz.584 Dies 
                                            
582  Zu den Prüfbefugnissen gegenüber Trägern von Selbstverwaltung siehe Christoph Degenhart, 
Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deut-
schen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (215). Die Finanzkontrolle stellt in diesem Bereich ein 
eigenständiges Rechtsinstitut dar, das nicht in den Kategorien der Rechts- und Fachaufsicht er-
fasst werden kann; Franz Knöpfle, Kontrolle autonomer Einrichtungen, in: v. Arnim (Hrsg.), Finanz-
kontrolle im Wandel, Schriftenreihe der Hochschule Speyer, Bd. 105, S. 267. In Bezug auf die ü-
berörtliche Finanzkontrolle der Gemeinden und die Übertragung dieser Aufgabe auf den Rech-
nungshof siehe Udo Müller, Zur Frage der Notwendigkeit der überörtlichen Finanzkontrolle in Hes-
sen, NVwZ 1993, 334 ff. 
583 BayVGH DVBl. 1992, 1606. 
584 Hans J. Wolff, Otto Bachof, Rolf Stober, Verwaltungsrecht, Bd. III, § 164, RdNr. 37. 
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ergebe sich aus der Schranke in Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG, wonach die Selbstverwal-
tungsgarantie nur im „Rahmen der Gesetze“ gewährt werde.585 
 
Bei der in manchen Ländern dem Rechnungshof durch Gesetz zugewiesene Befug-
nis, Gemeinden als landesunmittelbare juristische Personen (vgl. §/Art. 111 LHO) zu 
prüfen, handelt es sich um eine verfassungsgemäße Begrenzung des Selbstverwal-
tungsrechts. Dies bedeutet aber nicht, dass Rechtsverletzungen durch Finanzkon-
trollakte in Bezug auf Gemeinden ausgeschlossen sind. Wie auch im Verhältnis zu 
Staatsbehörden ist denkbar, dass eine Prüfungshandlung des Rechnungshofs in ei-
nen Funktioneneingriff586 in den gemeindlichen Aufgabenbereich „umschlägt“. Trägt 
die Gemeinde also vor, mit einem Finanzkontrollakt werde die kommunale Aufga-
benwahrnehmung grob unsachgemäß beeinträchtigt, und der Rechnungshof über-
dehne insoweit dessen Prüfbefugnisse, kann Klagebefugnis gem. § 42 Abs. 2 VwGO 
gegeben sein. 
 
Neben den Gemeinden sind aus dem öffentlichen Bereich bestimmte weitere Aufga-
benträger mit Abwehrpositionen ausgestattet, auf welche die Finanzkontrolle bei der 




Bei den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten handelt es sich nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts um Institutionen, die sich auf das Grund-
recht der Rundfunkfreiheit gem. Art. 5 Abs. 1 S. 2, 2. Alt. GG berufen können.587 Das 
Bundesverfassungsgericht verneint zwar grundsätzlich die Grundrechtsberechtigung 
der juristischen Personen des öffentlichen Rechts. Es lässt davon aber Ausnahmen 
zu, wenn eine juristische Person des öffentlichen Rechts unmittelbar dem durch die 
Grundrechte geschützten Lebensbereich zugeordnet ist.588 
 
                                            
585 H. Eichelhardt, Kommunale Rechnungsprüfung heute und morgen, KKZ 1991, S. 1 ff. (2). 
586 Seite 133  
587  Zur Verfassungsbeschwerde des Süddeutschen Rundfunks gegen § 111 LHO Baden-Württem-
berg, der Grundlage der Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung dieser Rundfunkanstalt 
durch den Landesrechnungshof Baden-Württemberg ist, siehe BVerfGE 74, 69 ff. Der Verfas-
sungsbeschwerde ging ein Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Stuttgart voraus, in dem die 
Rundfunkanstalt unterlegen war (VG Stuttgart, 3 K 2780/87, vom 12.08.1992). Zu Klagen des Hes-
sischen Rundfunks gegen den Hessischen Rechnungshof siehe HessVGH; NVwZ-RR 1994, 511 u. 
515; VG Darmstadt, NVwZ-RR 1999, 552; zur Rechnungsprüfung beim Zweiten Deutschen Fern-
sehen, OVG Rheinland-Pfalz, 2 A 12088/94 OVG, vom 15.05.1995. 
588 BVerfGE 31, 314, 322. 
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Da Rundfunkanstalten zu den ausnahmsweise grundrechtsmündigen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts gehören, ist somit denkbar, dass sich eine solche 
beispielsweise gegen eine Prüfungsfeststellung mit der Begründung wendet, die Dar-
legungen des Rechnungshofs missachteten das Recht auf Freiheit der Rundfunkbe-
richterstattung.589 Ein solches Vorbringen genügt jedoch nur dann den Anforderungen 
aus § 42 Abs. 2 VwGO, wenn schlüssig behauptet wird, der streitgegenständliche Fi-
nanzkontrollakt greife in den von Art. 5 Abs. 1 S. 2, 2 Alt., GG geschützten Lebens-
bereich ein, der bei den Rundfunkanstalten insbesondere nur die Programmgestal-
tung umfasst.590 Außerhalb dieses Bereichs besteht grundsätzlich kein subjektives 
Recht, mit welchem Klagebefugnis begründet werden könnte. 
 
Neben den Rundfunkanstalten zählen die Universitäten zu den Grundrechtsträgern 
unter den juristischen Personen des öffentlichen Rechts. Die von Art. 5 Abs. 3 GG 
gestützte Wissenschaftsfreiheit kommt folglich als „Vorbehaltsbereich“, der die Reich-
weite der Finanzkontrolle beschränkt, in Frage. 
 
g. Freiheit von Forschung und Lehre 
 
Wie die Rundfunkanstalten stellen die staatlichen Hochschulen mit ihren Fakultäten 
als landesunmittelbare juristische Personen des öffentlichen Rechts grundrechtsbe-
rechtigte öffentliche Aufgabenträger dar. Diese Körperschaften sind Träger des durch 
Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG geschützten Grundrechts der Freiheit von Wissenschaft, For-
schung und Lehre591. Eine Klage gegen den Rechnungshof ist folglich zulässig, wenn 
die Universität oder Fakultät glaubhaft machen kann, eine Prüfungshandlung beein-
trächtige die Wahrnehmung des Lehr- und Forschungsauftrags. In diesem Fall ist In-
dividualrechtsschutz durch die Verwaltungsgerichte wegen einer möglichen Verlet-
zung subjektiver Rechte zu gewähren (Art. 19 Abs. 4 GG). 
 
                                            
589  Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (218). 
590 Zum Verhältnis von Rundfunkfreiheit und Rechnungsprüfung Franz Knöpfle, Die Zuständigkeit der 
Rechnungshöfe für die Prüfung der Körperschaften des öffentlichen Rechts, S. 90 ff; siehe auch 
Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (221). 




Im Ergebnis ist insbesondere bei den vorstehend aufgeführten Grundrechtsträgern 
die Anrufung der Gerichte im Rahmen des Individualrechtsschutzes grundsätzlich 
möglich. Die Abwehrrechte aus Art. 14 Abs. 1 GG und 12 Abs. 1 GG, das Recht auf 
„informationelle Selbstbestimmung“, die Vereinsfreiheit gem. Art. 9 Abs. 1 GG, 
Selbstverwaltungsrechte sowie Rundfunk- (Art. 5 Abs. 1 S. 2, 2. Alt. G) und Wissen-
schaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG) kommen zur Begründung der Klagebefugnis 
gem. § 42 Abs. 2 VwGO in Betracht, soweit Eingriffe in besagte Vorbehaltsbereiche 
zumindest nicht von der Hand zu weisen sind.592 
 
Ungeachtet der Abwehrfunktion bestimmter Rechtspositionen, auf die Finanzkontrol-
le treffen kann, ergibt sich allerdings die notwendige Klagebefugnis nicht schlüssig 
i. S. v. § 42 Abs. 2 VwGO aus dem klägerischen Vorbringen, wenn insbesondere auf-
grund fehlender Rechtswirkung der Mitteilungen und Berichte des Rechnungshofs 
eine Verletzung jener Abwehrrechte als ausgeschlossen angesehen werden muss. 
Im nächsten Abschnitt ist dargestellt, unter welchen Gesichtspunkten eine sich auf 
den Inhalt einer Prüfungsmitteilung oder eines Rechnungshofberichts beziehende 





Die Möglichkeit einer von Finanzkontrolle ausgehenden Rechtsverletzung ist nicht 
nur abhängig von der Rechtssubjektivität der prüfungsverpflichteten Stelle. Vielmehr 
scheint eine solche vornherein für den berichtenden Teil der Tätigkeit des Rechungs-
hofs ausgeschlossen zu sein, da Mitteilungen und Berichten keinerlei Rechtswirkung 
gegenüber den geprüften und anderen Rechtssubjekten zukommt. Gleichwohl waren 
die Gerichte in einer nicht geringen Zahl von Fällen mit Rechtsstreitigkeiten befasst, 
die Rechnungshofberichte zum Gegenstand hatten. 
 
                                            
592 Bei Erhebungen des Rechnungshofs gegenüber Dritten ist damit stets eine verhältnismäßige Ein-
griffsbegrenzung gefordert. Die Inanspruchnahme staatlicher Mittel begrenzt jedoch das Recht auf 
Privatheit; Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichun-
gen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (223). 
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a. Rechtswirkung von Prüfungsmitteilungen und Berichten 
 
In den nachstehend dargestellten Entscheidungen der Verwaltungsgerichte stand 
fehlende Rechtswirkung von Prüfungsmitteilungen und Berichten der wirksamen Kla-
geerhebung nicht entgegen. Die Gerichte halten Rechtsverletzungen auch durch Fi-
nanzkontrollakte, die zum berichtenden und beratenden Teil der Prüfaufgaben des 




Aus der Rechtsprechung zu §/Art. 96 BHO/LHO ist zunächst auf die Entscheidung 
des Oberverwaltungsgerichts Münster vom 09.05.1978593 sowie auf das Urteil des 
Verwaltungsgerichts Düsseldorf vom 03.10.1980594 hinzuweisen. Bedeutsam dürfte 
auch der so genannte „zweite VW-Stiftungsprozess“ sein, in welchem das Nieder-
sächsische Oberverwaltungsgericht Berufungsinstanz war. Auf dessen am 
15.12.1993595 verkündetes Urteil folgte am 19.12.1996596 eine Revisionsentscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts, mit der dieser Rechtsstreit sein Ende nahm. 
 
(1) In den beiden erstgenannten Urteilen entschieden die Gerichte nur, ob für die 
Klage gegen Prüfungsfeststellungen des Rechnungshofs im Jahresbericht oder in 
einem Sonderbericht der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten gem. § 40 Abs. 1 
S. 1 VwGO eröffnet ist.597  
 
In eingangs erwähntem Verfahren aus dem Jahr 1978 hat sich der Kläger vor dem 
Oberverwaltungsgericht Münster gegen den Inhalt und die Verbreitung eines Teiles 
des gem. Art. 86 Abs. 2 S. 2 VerfNW zu erstattenden Jahresberichts des beklagten 
Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen gewandt. Die Klage blieb jedoch aus be-
sagten Gründen ohne Erfolg. 
 
Das Urteil des Verwaltungsgerichts Düsseldorf vom 03.10.1980 hatte die Bericht-
erstattung des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen, die sich auf Prüfung ei-
ner Landesbürgschaft bezog, zum Gegenstand. Das Land Nordrhein-Westfalen hatte 
                                            
593 OVG Münster, DÖV 1979, 683 ff. = DVBl. 1979, 431 ff. [mit Anmerkung von Gerd Dieter Belemann, 
a. a. O. (DÖV 1979, 684)] = NJW 1980, 137. 
594 VG Düsseldorf, NJW 1981, 1396 ff. = JuS 1981, 455 f. 
595 Nds. OVG, NdsVBl. 1994, 14 ff. 
596 BVerwG, DÖV 1997, 684 = NVwZ 1998, 950 ff.  
597 Seite 67. 
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sich für die Klägerin, das sich in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befindende Unter-
nehmen Beton- und Monierbau AG, verbürgt. Auf diese Weise sicherte das Land ei-
nen Konsortialkredit, den die Klägerin als Konsortialführerin aufgenommen hatte. 
Das Darlehen belief sich auf 100 Millionen DM, für die das Land die Einstandpflicht 
anteilig zu 70 % übernahm. 
 
Nach einem Jahr meldete die Gesellschaft Konkurs an. Der Finanzminister bat dar-
aufhin den Landesrechnungshof um Prüfung des „Bürgschaftsfalles Beton- und Mo-
nierbau AG“. Der Landesrechnungshof erstellte den gewünschten Bericht und über-
sandte ihn als „vertraulich“ gekennzeichnet dem Finanzminister sowie dem Präsiden-
ten des Landtags zur Unterrichtung der Mitglieder des Haushalts- und Finanzaus-
schusses. 
 
Der Prüfbericht, in dem der Rechnungshof das Verhalten der Klägerin anlässlich der 
Erteilung der Landesbürgschaft beanstandete, wurde alsbald in der Öffentlichkeit be-
kannt. Die Klägerin begehrte u. a. die Rücknahme des Prüfungsberichts. Das VG 
Düsseldorf hat die Klage durch Prozessurteil abgewiesen. Die Beziehung zwischen 
Parlament und Rechnungshof sowie die Unterrichtung der Regierung durch den 
Rechnungshof sei dem verfassungsrechtlichen Bereich zuzuordnen. Da das Gericht 
bereits die Eröffnung der Verwaltungsgerichtswegs abgelehnt hat (§ 40 Abs. 1 
VwGO), brauchte es sich nicht mit der Frage zu befassen, ob dem streitgegen-
ständlichen Prüfbericht des Rechnungshofs überhaupt Rechtswirkungen zukommen. 
 
(2) Nach Auffassung des Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts und des Bun-
desverwaltungsgerichts war - anders als im vorgenannten Fall - der Verwaltungs-
rechtsweg im so genannten „zweiten VW-Stiftungsprozess“, der sich ebenfalls auf 
den Inhalt eines Rechnungshofsberichts bezog, eröffnet.  
 
Die Parteien hatten in einem, dem „zweiten VW-Stiftungsprozess“ vorangegangenen 
Rechtsstreit598 um die Erhebungsrechte des Niedersächsischen Landesrechnungsho-
fes bei der Prüfung der privatrechtlichen Stiftung Volkswagenwerk gestritten. Auf-
grund einer weiteren Klage der Stiftung sollten die Gerichte nun auch darüber befin-
den, ob und wenn ja, an welche Stellen der Landesrechnungshof die Prüfergebnisse 
weiterleiten darf. 
 
                                            
598 BVerwGE 74, 58 ff; OVGE 37, 212 ff; Seite 161. 
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Die Stiftung vertrat die Auffassung, Berichte, Stellungnahmen sowie sonstige Äuße-
rungen im Rahmen der Rechnungsprüfung sind nur den Stiftungsorganen, den Stif-
tungsaufsichtsbehörden und dem Bundesrechnungshof bekanntzugeben. Eine Be-
richterstattung an die Niedersächsischen Landesregierung und den Niedersächsi-
schen Landtag sei nicht statthaft. 
 
Die Klage war folglich auf Unterlassen der Berichterstattung an diese Stellen durch 
den Landesrechnungshof gerichtet. Das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht 
hat dem Rechnungshof die Befugnis abgesprochen, die Ergebnisse der Prüfungen 
bei der VW-Stiftung über den Stiftungsbereich hinaus andern Organen des Bundes 
oder des Landes mitzuteilen. 
 
(3) In der Revision gegen das Urteil des Oberverwaltungsgerichts Niedersachsen hat 
das Bundesverwaltungsgericht die Klage der VW-Stiftung gegen den Niedersächsi-
schen Landesrechnungshof abgewiesen. Nachdem die Klägerin der Prüfung durch 
den Rechnungshof unterliege, sei eine Einschränkung der Befugnis, das Ergebnis 
der Prüfung den gesetzgebenden Körperschaften und der Regierung mitzuteilen, mit 
§ 46 Abs. 3 HGrG nicht vereinbar. Nach dieser Vorschrift kann der Rechnungshof 
das Parlament und die Regierung „jederzeit“ unterrichten. 
 
Das Bundesverwaltungsgericht ging im „zweiten VW-Stiftungsprozess“ allerdings 
nicht auf die Frage ein, inwiefern Finanzkontrollakten, die zum berichtenden und be-
ratenden Teil der Kontrollaufgaben des Rechnungshofs zählen, überhaupt geeignet 
sind, rechtsverletztende Wirkungen gegenüber dem Geprüften oder Dritten zu entfal-
ten. Ausführungen des Gerichts zu diesem Punkt hätten aber auf der Hand gelegen, 
da die Mitteilungen und Berichte im Gegensatz zu den Prüfhandlungen zur Erhebung 
des zu untersuchenden Sachverhalts weder im Innen- noch im Außenverhältnis auf 
Rechtserheblichkeit gerichtet sind. 
 
(4) Der Verwaltungsgerichtshof Kassel hat Dritten, die von Verlautbarungen in Prüf-
berichten des Hessischen Rechnungshofs betroffen waren, in zwei Entscheidungen 
einen öffentlich-rechtlichen Abwehranspruch (Folgenbeseitigungs- und Unterlas-
sungsanspruch) zuerkannt.599 Dieser folge aus wahrheitswidrigen Vorwürfen im Prüf-
                                            
599 VGH Kassel, NVwZ-RR 1994, 511 und 515; die Drittbetroffenen waren in Prüfmitteilungen des 
Landesrechnungshofs im Zusammenhang mit kritischen Feststellungen aus der Prüfung des Hes-
sischen Rundfunks genannt worden, ohne ihnen vor Veröffentlichung rechtliches Gehör zu gewäh-
ren. 
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bericht des Rechnungshofs. Der Inhalt des Prüfberichts stelle insoweit eine Rechts-
verletzung dar, die grundsätzlich auch von Feststellungen einer Prüfungsmitteilung 
ausgehen könne, da es sich dabei nicht um so genannte justizfreie Hoheitsakte han-
dele.600 Zu diesem Ergebnis gelangt auch der Verwaltungsgerichtshof München601, 
dem Klagebefugnis grundsätzlich denkbar erscheint, wenn angesichts des Inhalts ei-
ner Prüfungsbemerkung von Drittbetroffenheit auszugehen ist. Dem Drittbetroffenen 
könne im Einzelfall in engen Grenzen ein öffentlich-rechtlicher Unterlassenanspruch 
analog § 1004 BGB zustehen, falls der Bericht denselben ungerechtfertigt in seiner 
Ehre verletzte oder in geschäftlichen Interessen rechtswidrig schädige. 
 
Somit hält die Rechtsprechung es durchaus für möglich, dass von Rechnungshofbe-
richten Rechtsverletzungen ausgehen können. Anders als in der Rechtsprechung 
sind die Auffassungen im Schrifttum zur Frage, ob bei der Weitergabe von Feststel-
lungen, Wertungen und Schlussfolgerungen faktische Rechtsbeeinträchtigungen auf-
treten können (Faktizität der Berichterstattung), geteilt. Die unterschiedlichen Ansich-
ten zu diesem für die Gewährung subjektiven Rechtsschutzes gegen Prüfungsmittei-




Den in Berichten und Mitteilungen des Rechnungshofs aufgenommenen Prüfungser-
gebnissen kommt keinerlei Regelungswirkung zu. Die Weitergabe der Berichtsinhalte 
an das Parlament und andere Berichtsempfänger dient nur zu deren Information. Im 
Schrifttum wird z. T. die Auffassung vertreten, eine unmittelbare Betroffenheit eines 
Dritten durch die Prüfungsfeststellungen eines Rechnungshofs sei deshalb ausge-
schlossen. Die Berichte des Rechnungshofs stellten keine ziel- und zweckgerichteten 
Eingriffe dar, denn es würden keine rechtsverbindlichen Feststellungen getroffen, die 
den Rechtskreis eines Dritten berührten oder unmittelbar Außenwirkung begründe-
ten.602 
 
Nach der Gegenansicht können einzelne Feststellungen oder Wertungen die recht-
lich geschützte Sphäre des Prüfungsverpflichteten oder eines Dritten sehr wohl be-
                                            
600  Wie der VHG Kassel (NVwZ-RR 1994, 515) im Eilverfahren so auch in der Hauptsache das VG 
Darmstadt, NVwZ-RR 1999, 552. 
601  VGH München, NVwZ-RR 1999, 549. 
602 Gerd Dieter Belemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich der Finanzkontrolle, DÖV 1990, S. 60; 
Ernst Heuer, Zur Prüfungsbefugnis der Rechnungshöfe gegenüber der Stiftung Volkswagenwerk, 
DÖV 1986, S. 946. 
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einträchtigen. Bei den Rechtsverletzungen handele es sich um eine Form der tat-
sächlichen, faktischen Beschwer. Diese sei wie eine unmittelbare zielgerichtete 
Rechtsverletzung für die Anerkennung von Klagebefugnis ausreichend. 
 
Eine Handlung des Rechnungshofs braucht ihrer Art nach nicht auf einen Übergriff in 
einen anderen Rechtskreis gerichtet sein, um Rechtsbeeinträchtigungen zu erzeu-
gen. Eine Rechtsverletzung i. S. v. § 42 Abs. 2 VwGO liegt auch vor, wenn der Inhalt 
eines Rechnungshofsberichtes in sonstiger Weise eine unmittelbare Beeinträchti-
gung subjektiv-öffentlicher Rechte bewirkt. Dies steht insbesondere bei ehrverletzen-
den oder kreditschädigenden Äußerungen in Frage.603 
 
In diesem Fall kommt den Berichten und Mitteilungen punktuelle Außenwirkung zu, 
d. h. es schlägt ein Teil des Finanzkontrollakts in eine Handlung mit Außenwirkung 
um. Die Rechtsnatur des Berichts und der Mitteilung ändert sich dadurch im Ganzen 
nicht, denn die Beeinträchtigung beruht nur auf der faktisch rechtsverletzenden Wir-
kung einer einzelnen Äußerung des Rechnungshofs. 
 
Eingriffe durch faktisch unmittelbar rechtsverletzende Inhalte von Prüfmitteilungen 
und Berichten sind dem Rechnungshof aber nur zurechenbar, wenn die Beeinträchti-
gung vom Rechnungshof selbst ausgeht. Dies trifft vor allem auf die Veröffentlichung 
des Jahresberichts zu, der den Vertretern der Medien in einer Pressekonferenz des 
Rechnungshofs vorgestellt wird. Zurechenbar ist auch die Weitergabe von Informati-
onen an andere Stellen, insbesondere das Parlament, im Rahmen der Berichtspflich-
ten. Gelangt hingegen der Inhalt des Prüfungsberichts durch eine Handlung des Par-
laments oder der Regierung an die Öffentlichkeit, so haben diese Organe die Veröf-
fentlichung zu vertreten, nicht der Rechnungshof. 604 
 
Die Frage, wer im Einzelfall die Weitergabe von Prüfergebnissen zu vertreten hat, 
kann bei der Klageerhebung von Bedeutung sein, falls den als Klagegegner in Be-
tracht kommenden Behörden nach § 61 Nr. 3 VwGO Beteiligtenfähigkeit verliehen 
ist. Hat sie der Rechnungshof zu verantworten, ist dann dieser der „richtige“ Beklag-
te. Ist die Veröffentlichung einer anderen Einrichtung zuzurechnen, ist jene Behörde 
zu verklagen. 
                                            
603 Görg Haverkate, Der Schutz subjektiv-öffentlicher Rechte in der Rechnungsprüfung, AöR 107 
(1982), S. 553. 
604 Görg Haverkate, Der Schutz subjektiv-öffentlicher Rechte in der Rechnungsprüfung, AöR 107 
(1982), S. 554. 
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Unabhängig von der Zurechnung einer Veröffentlichung von Prüfberichtsinhalten ist 
jedenfalls festzuhalten, dass eine Handlung der besagten Art unbeschadet ihrer Ein-
stufung als Realakt unter besonderen Umständen geeignet ist, subjektive Rechte 
prüfungsverpflichteter oder drittbetroffener Rechtspersonen zu verletzen. Wie nach-
stehend aufgezeigt ist, schließt auch die in Rechnungshofberichten übliche Anony-
misierung personen- und unternehmensbezogener Angaben diese faktische Rechts-




Erscheint eine in einem Rechtungshofbericht enthaltene Feststellung, Wertung oder 
Schlussfolgerung ihrer Art nach geeignet zu sein, punktuell Außenwirkung zu entfal-
ten, kann dennoch aus einem anderen Grund in Frage stehen, ob durch den Be-
richtsinhalt auch tatsächlich eine Rechtsverletzung hervorgerufen wird. Die Rech-
nungshöfe stellen in Mitteilungen und vor allem in den Berichten die ermittelten 
Sachverhalte so dar, dass für einen Außenstehenden nicht ersichtlich ist, welche 
Personen oder Unternehmen darin angesprochen sind, soweit diese dem Staat nicht 
angehören (Anonymisierung). 
 
Die Anonymisierung erfolgt i. d. R. ausnahmslos bei der Prüfung von Privatrechts-
subjekten. Bei der Prüfung der staatlichen Haushalts- und Wirtschaftsführung 
(Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG) werden hingegen die Feststellungen vom Rechnungshof in 
Prüfberichten und Mitteilungen nicht anonymisiert.605 Der Bericht des Rechnungshofs 
muss seinem Zweck, Grundlage für die Entlastung der Regierung durch das Parla-
ment zu sein, gerecht werden können. Dazu ist das Parlament über finanzrelevantes 
Fehlverhalten von Staatsbehörden uneingeschränkt zu informieren, jedoch werden 
außerhalb stehende und oder nur mittelbar prüfungsbetroffene Stellen oder Perso-
nen dabei grundsätzlich nicht benannt.606 
 
Bei vom Rechnungshof erhobenen persönlichen oder unternehmensbezogenen An-
gaben ist trotz unbefugter Weitergabe die Behauptung einer Beschwer i. S. v. § 42 
Abs. 2 VwGO wegen einer Verletzung des Rechts auf informelle Selbstbestimmung 
                                            
605 Hans Schäfer, Zum Schutz Dritter bei der Rechnungsprüfung und der Berichterstattung der Rech-
nungshöfe, in: Leibholz, Faller, Mikat, Reis (Hrsg.), Menschenwürde und freiheitliche Rechtsord-
nung, Festschrift für Willi Geiger zum 65. Geburtstag, S. 555; Görg Haverkate, Der Schutz subjek-
tiv-öffentlicher Rechte in der Rechnungsprüfung, AöR 107 (1982), S. 555 
606 Albert von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, Art. 114 GG, 
RdNr. 40. 
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nicht schlüssig vorgebracht, wenn für das Gericht anhand des Rechnungshofberichts 
wegen der Anonymisierung nicht feststellbar ist, dass dieser sich auf den Kläger be-
zieht. Selbst bei ansonsten kreditschädigenden oder etwa ehrverletzenden Äuße-
rungen scheint damit die Anonymisierung der Rechnungshofberichte jede ansonsten 
mögliche faktische Rechtsverletzung auszuschließen .607 
 
Häufig werden aber Öffentlichkeit und Parlament starkes Interesse daran haben, 
dass der Rechnungshof zu einem von ihm geschilderten Sachverhalt auch „Ross und 
Reiter“ benennt. Schutzwürdige Belange Einzelner dürfen trotzdem nicht hintan ge-
stellt werden, da verfassungsrechtlich zulässige Vertraulichkeitsgebote bei der Be-
richterstattung zu beachten sind.608 Ist dies bei der Abfassung von Rechnungshofbe-
richten im Einzelfall nicht gewährleistet, kann der Betroffene grundsätzlich schlüssig 
behaupten, klagebefugt zu sein (§ 42 Abs. 2 VwGO). 
 
Anonymisierung stellt zudem ein nur mit Einschränkungen wirksames Mittel zur Ge-
währleistung der informationellen Selbstbestimmung dar. Mit Rücksicht auf den In-
formationsgehalt des Berichts ist es oftmals nicht möglich, den festgestellten Sach-
verhalt so darzulegen, dass der Leser nicht auf geprüfte oder sonst im Zusammen-
hang mit dem Prüfgegenstand stehende Personen oder Unternehmen schließen 
kann. Die Betroffenen sind nicht selten aufgrund von Medienberichterstattung ohne-
hin öffentlich bekannt, womit bereits die Weitergabe der näheren Umstände des  
anonymisierten Sachverhaltes im Rechnungshofbericht eine Zuordnung der Angaben 
im Prüfbericht zu einzelnen Personen oder Institutionen zulässt. 
 
Damit können Rechnungshofberichte trotz Anonymisierung faktisch Beeinträchtigun-
gen von Grundrechten und anderen Rechtspositionen zur Folge haben. Individual-
rechtsschutz gegen Finanzkontrollakte greift also, soweit dem Betroffenen subjektive 
Rechte i. S. v. § 42 Abs. 2 VwGO zustehen, die verletzt sein können. 
 
                                            
607 Von Belang ist bei der Weitergabe von Prüfergebnissen nur die Veröffentlichung durch den Rech-
nungshof selbst. Sollte beispielsweise eine Fraktion der gesetzgebenden Körperschaft die Einsicht 
in Prüfungsakten des Rechnungshofs erlangen (vgl. VfG Bbg, DÖV 1998, 200) und deren Inhalt 
verbreiten, wäre die Preisgabe dieser Informationen der Fraktion, nicht aber dem Rechnungshof 
zuzurechnen. Zum originären Recht des Rechnungshof zur Abhaltung von Pressekonferenzen und 
zur Herausgabe von Pressemitteilungen als Befugnis des Rechnungshofs, den Feststellungen Öf-
fentlichkeitswirkung zu verleihen, siehe Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch 
Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 
190 ff. (224 f.). 
608 Klaus Vogel, Paul Kirchhof in: Dolzer, Vogel (Hrsg.) Bonner Kommentar zum Grundgesetz, 
Art. 114 GG, RdNr. 143. 
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Die schlüssige Behauptung von rechtlicher Beschwer durch einen Finanzkontrollakt 
erscheint weiterhin aufgrund des für die Finanzkontrolle geltenden Prüfmaßstabs der 
„Wirtschaftlichkeit“ als fraglich, da im Schrifttum609 die Justiziabilität und darüber hin-
aus sogar die Eignung des Postulats der Wirtschaftlichkeit als Gesetzesbegriff be-
zweifelt werden. Im nächsten Abschnitt ist erörtert, ob Finanzkontrollakte unbescha-
det „diffuser“ Weite des Wirtschaftlichkeitsbegriffs justiziabel sind sowie ob trotz des 
großen Beurteilungsspielsraums bei Anwendung des Prüfmaßstabs der Wirtschaft-
lichkeit eine Beschwer i. S. v. § 42 Abs. 2 VwGO gegeben sein kann.610 
 
dd. Wirtschaftlichkeit als Prüfmaßstab 
 
Der in Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG als Prüfungsmaßstab für die Kontrolle der staatlichen 
Finanzwirtschaft verankerte Wirtschaftlichkeitsgrundsatz soll nach Auffassung im 
Schrifttum verfassungsrechtlich bedenklich sein.611 Zum Teil wird sogar vertreten, 
Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG sei verfassungswidrig, und es wird vorgeschlagen, das Wirt-
schaftlichkeitsgebot durch den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu ersetzen.612 
 
(1) Den im Schrifttum613 vertretenen Auffassungen ist sicherlich insoweit beizupflich-
ten, dass der Inhalt des Begriffs „Wirtschaftlichkeit“ mit juristischen Mitteln nicht leicht 
zu ergründen ist. Die Verwendung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes an Stelle 
des Wirtschaftlichkeitsprinzips widerspricht jedoch der oben614 dargelegten Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts. 
                                            
609 Hans Herbert von Arnim, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, S. 55. 
610 Die Frage, ob eine vom Rechnungshof anhand des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes getroffene Wer-
tung „unverhältnismäßig“ sein kann und damit den Kläger in beachtlicher Weise in eigenen Rech-
ten verletzt, ist nur bei den zum Individualrechtsschutz zu zählenden Außenrechtsstreitigkeiten von 
Bedeutung. Beim Innenrechtsstreit in Form des oben dargestellten objektiven Beanstandungsver-
fahrens (siehe Seite 156) würde es die Begründetheit der Klage betreffen, wenn Finanzkontrollakte 
aufgrund des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes nicht überprüfbar wären. 
611 Klaus Vogel, Verfassungsmäßigkeit der öffentlichen Finanzkontrolle, DÖV 1970, S. 193 (198);  
Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 114; Theodor 
Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 114, RdNr. 8. 
612 Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatlichen Handelns, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit als Prü-
fungsmaßstäbe, S. 403. 
613 Siehe dazu Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, 27. Ergänzungsliefe-
rung, Art. 114 GG, RdNr. 66, und zur Unbestimmtheit des Rechtsbegriffs „Wirtschaftlichkeit“: Albert 
von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, Art. 114 GG, 
RdNr. 27. 
614 BVerfGE 81, 310 (339); Stefan Tholund, Die gerichtliche Kontrolle der Haushaltsgrundsätze „Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit“, S. 29; zu den Parallelen in den Begriffen „Wirtschaftlichkeit“ und 
„Verhältnismäßigkeit“ siehe auch Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rech-
nungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 
ff. (208). 
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Das Bundesverfassungsgericht hat sich von der Auffassung, die den Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz schon seit längerer Zeit als allgemeingültigen Abwägungsgrund-
satz und somit Maßstab für jedwedes staatliche Handeln angesehen hat, gelöst. Das 
Übermaßverbot als eine aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitete Schranke ist auf 
den Schutz des Einzelnen zugeschnitten, weshalb der Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit seinem Wesen nach ausschließlich die individuelle Freiheits- und Rechts-
sphäre gegenüber staatlichen Beeinträchtigungen verteidigt. Das damit verbundene 
Denken in den Kategorien von Freiraum und Eingriff kann allgemein nicht auf staatli-
che Kompetenzabgrenzungen übertragen werden. 
 
Ersetzte der Gesetzgeber den Wirtschaftlichkeitsgrundsatz, wie im Schrifttum vorge-
schlagen, durch das Übermaßverbot, wäre der Prüfmaßstab und damit der Inhalt der 
Prüfbefugnisse des Rechnungshofs gegenüber der Verwaltung durch den Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz bestimmt. Die Möglichkeit einer solchen Übertragung des Über-
maßverbots auf den Innbereich des Staats hat das Bundesverfassungsgericht aber 
gerade ausgeschlossen. 
 
(2) Davon abgesehen ist fraglich, ob der Auffassung im Schrifttum zugestimmt wer-
den kann, wonach der Wirtschaftlichkeitsbegriff verfassungsrechtlich bedenklich sei, 
da er einen inhaltlich unbestimmten Prüfungsmaßstab darstelle. 
 
Bei dem mit Verfassungsrang ausgestatteten Grundsatz der Wirtschaftlichkeit, der 
als Erreichung eines optimalen Verhältnisses von Aufwand an finanziellen Mitteln 
zum angestrebten Erfolg im Sinne des „ökonomischen Prinzips“615 bezeichnet werden 
kann616, handelt es sich zwar im Gegensatz zum Prüfungsmaßstab der Ordnungsmä-
ßigkeit617 um ein rechtlich schwer fassbares „offenes Prinzip“618. Daraus folgt aber 
noch keine solche Unschärfe, dass der Wirtschaftlichkeitsbegriff für eine verfas-
sungskonforme Normierung der Prüfbefugnisse des Rechnungshofs nicht geeignet 
wäre. 
                                            
615 Hariolf M. Wenzler in: Albers, Krause-Junk, Littmann, Oberhauser, Schmidt (Hrsg.), Institutenöko-
nomik und öffentliche Finanzkontrolle, Finanzwirtschaftliche Schriften, Bd. 80, S. 53. 
616 Franz Knöpfle, Die Zuständigkeit der Rechnungshöfe für die Prüfung der Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts, S. 80; Albert von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haus-
haltsrecht, Art. 114 GG, RdNr. 27. 
617  Siehe zu diesem Bewertungsmaßstab der Finanzkontrolle, Christoph Degenhart, Kontrolle der 
Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staats-
rechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (207). 
618 Weite und Wertungsoffenheit der Maßstabnorm belassen der Finanzkontrolle somit auch erheb-
liche Spielräume; Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffent-
lichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (209). 
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Den Rechnungshöfen kommt in Gestalt der Prüf- und Beratungsfunktion eine unab-
hängige Staatsaufgabe zu, die mit keinerlei Befugnis verbunden ist, auf die Umset-
zung der Schlussfolgerungen und Empfehlungen hinzuwirken.619 Die Feststellungen 
und Wertungen in Mitteilungen und Berichten haben nur appellativen Charakter. Im 
Bereich der Finanzkontrolle verfügen die Rechnungshöfe also anders als Organe des 
Staats, die verbindliche Anordnungen erteilen könnten, nicht über aufsichtliche Kom-
petenz620 in Hinsicht auf die geprüften Sachverhalte. Eine das „Ermessen“ des Rech-
nungshofs detaillierter ausformende verfassungsrechtliche Verankerung der Prüfbe-
fugnisse des Rechnungshofs erscheint angesichts des Grundsatzes der Gewaltentei-
lung und des Rechtsstaatsgebots somit als entbehrlich. 
 
(3) Davon abgesehen ist die sich aus der „Offenheit“ des Wirtschaftlichkeitsbegriffs 
ergebende Weite des Prüfungsmaßstabs von entscheidender Bedeutung für die wirk-
same Wahrnehmung der Prüfauftrags und damit die dem Rechnungshof in Gestalt 
der Finanzkontrolle zugewiesenen staatsorganisatorischen Funktion. Die Prüfung 
durch den Rechnungshof soll der umfassenden haushalts- und finanzwirtschaftlichen 
Beratung von Parlament und Regierung dienen. Der Verfassungsgeber musste dem-
nach bei der Ausgestaltung der Prüfkompetenz in Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG berück-
sichtigen, dass das finanzwirksame staatliche Handeln äußerst vielgestaltig ist. Nur 
mit einem umfassenden, allgemeinen Prüfmaßstab wie dem der Wirtschaftlichkeit 
kann der Rechnungshof in die Lage versetzt werden, alle erdenklichen finanzwirt-
schaftlichen Vorgänge zu prüfen, ohne durch zu enge Wertungsgrundsätze einge-
schränkt zu werden. 
 
(4) Da die Finanzkontrolle mithin notwendigerweise über einen weiträumigen Prü-
fungsstab verfügt, ist der Wirtschaftlichkeitsbegriff verfassungskonform. Angesichts 
der eingangs dargestellten Bedenken im Schrifttum621, das die Auffassung vertritt, die 
Prüfung der Wirtschaftlichkeit unterliege wegen der „Offenheit“ des ökonomischen 
Prinzips weitgehend nicht der gerichtlichen Kontrolle, muss ausgelotet werden, wie 
groß der eröffnete „Spielraum“ ist. Ermöglicht der Wirtschaftlichkeitsbegriff nicht ge-
richtlich überprüfbare Wertungen, folgt daraus, dass die Rechtsschutzbegehren von 
Betroffenen „ins Leere“ laufen können.  
                                            
619 H. Eichelhardt, Kommunale Rechnungsprüfung heute und morgen, KKZ 1991, 1 (3). 
620 Franz Knöpfle, Die Zuständigkeit der Rechnungshöfe für die Prüfung der Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts, S. 84 f. 
621 Susanne Tiemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich der öffentlichen Finanzkontrolle, DÖV 1975, 
S. 411; Theodor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 114 GG, 
RdNr. 62. 
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(5) Die gerichtliche Kontrolle von Prüfergebnissen ist jedenfalls hinsichtlich der Sach-
verhaltsermittlung und -wiedergabe bei der Prüfung der Wirtschaftlichkeit in gleicher 
Weise wie bei der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit (vgl. Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG) 
möglich. Soweit Schätzungen und Prognosen im Rahmen der Sachverhaltsermittlung 
durch den Rechnungshof erforderlich waren, können Prüfergebnisse hinsichtlich der 
zugrunde liegenden objektiven Schätzungs- und Prognosegrößen und der ange-
wandten statistischen und finanzmathematischen Methoden überprüft werden. Soll-
ten die für eine Einschätzung erforderlichen Tatsachengrundlagen nicht zutreffend 
ermittelt oder die Berechnungen fehlerhaft vorgenommen worden sein, ist dies im 
Wege einer gerichtlichen Beweiserhebung feststellbar. 
 
(6) Weiterhin erscheint im Bereich der erwerbswirtschaftlichen Betätigung durch die 
öffentlichen Verwaltungen kaum Bewertungsspielraum bei der Prüfung der Wirt-
schaftlichkeit für den Rechnungshof zu bestehen. Aufwendung und Ertrag sind - nicht 
nur nach Auffassung im Schrifttum622 - objektiv messbar, soweit die öffentliche Hand 
Güter und Dienstleitungen produziert, die in ähnlicher Art und Weise auch vom Markt 
bereitgestellt werden. 
 
Auch außerhalb der erwerbswirtschaftlichen Betätigung der Verwaltung sollen nach 
Auffassung eines Teils im Schrifttum623 Bewertungen, die anhand des Maßstabs der 
Wirtschaftlichkeit gewonnen worden sind, einer gerichtlichen Entscheidungsfindung 
zumindest nicht grundsätzlich entzogen sein. Das ökonomische Prinzip gründe sich 
denkgesetzlich auf Proportionalität,624 die auch wichtigen juristischen Grundsätzen in-
newohne. Allgemein werde beim Ermitteln der wirtschaftlichen unter mehreren alter-
nativ möglichen Handlungen danach gefragt, in welchem Verhältnis Aufwand und Er-
trag jeweils zueinander stehen. Eine staatliche Maßnahme sei danach wirtschaftlich, 
wenn der Einsatz von Haushaltsmitteln zur Erreichung des Zwecks nicht unange-
messen sei.625 Aufgabe des Rechnungshofs bei der Prüfung der Wirtschaftlichkeit sei 
somit festzustellen, ob die eingesetzten Mittel zu dem erstrebten Zweck oder die vor-
                                            
622 Bernd Becker, Öffentliche Verwaltung, Lehrbuch für Wissenschaft und Praxis, S. 702; Johannes 
Hengstschläger, Der Rechnungshof, Organisation und Funktion der obersten Finanzkontrolle in 
Österreich, Schriften zum öffentlichen Recht, Bd. 426, S. 316; Walter Krebs, Kontrolle in staatli-
chen Entscheidungsprozessen, S. 187. 
623 Klaus Grupp, Die Wirtschaftlichkeitskontrolle, S. 11 ff. 
624 Paul Kirchhof, Die Steuerung des Verwaltungshandelns durch Haushaltsrecht und Haushaltskon-
trolle, NVwZ 1983, 505 (514). 
625 Hans Blasius, Recht und Finanzkontrolle in den Gestaltungsräumen von Politik und Verwaltung, 
DÖV 1988, 819 (822). 
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gegebenen Zwecke mit den eingesetzten Mitteln im ökonomischen Sinne nicht außer 
Verhältnis stehen.626 
 
Nach anderer Auffassung soll bei Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben das Wirt-
schaftlichkeitsprinzip zumeist nicht oder nur mit Einschränkungen hinreichend be-
lastbare Ergebnisse ermöglichen. Um aus dem Wirtschaftlichkeitsgebot konkrete 
Handlungsweisen ableiten zu können, sei Voraussetzung, dass sich Aufwendungen 
und Erträge messen lassen. Die öffentliche Hand produziere aber überwiegend Gü-
ter und Dienstleistungen, die nicht über den Markt bereitgestellt werden. Für die öf-
fentlichen oder „meritorischen“ Güter gäbe es demzufolge auch keinen Marktpreis, 
der zur Leistungsbemessung herangezogen werden könne. Werden Vorleistungen 
nichtmarktlich erworben und Erzeugnisse, wie im Bereich der hoheitlichen Eingriffs- 
und Fürsorgeverwaltung, nichtmarktlich abgesetzt, könne Aufwand und Ertrag nicht 
in Geld bewertet werden. Eine Gegenüberstellung zum Zweck der Feststellung, ob 
ökonomische Proportionalität gewahrt ist, komme nicht in Frage.627 
 
Dem ist allerdings nur insoweit zuzustimmen, wie das Problem besteht, dass der „Er-
trag“ bei Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben in vielen Fällen gesamtstaatlich zu 
bestimmen ist. Die gesellschaftlichen Prozesse, auf die sich staatliches Wirken be-
zieht, sind aber oftmals stark vernetzt. Deshalb kann die gesamtstaatliche Dimension 
öffentlicher Aufgabenwahrnehmung häufig nur mit beträchtlichem Aufwand ermittelt 
werden. Ist hingegen der „gesellschaftliche Ertrag“ im Einzelfall in geeigneter Weise 
feststellbar und bewertbar, ermöglicht dies eine Aussage zur Wirtschaftlichkeit der 
Maßnahme anhand des Denkgesetzes der ökonomischen Proportionalität. Dabei ist 
in Hinsicht auf die Bemessung des Ertrags zu bedenken, dass der „gesellschaftliche 
Ertrag“ nicht einen in Geld messbaren Ertrag im betriebswirtschaftlichen Sinne dar-
stellen muss. Die Verwendung eines begrifflichen Substrats des Wirtschaftlichkeits-
gebots im öffentlichen Bereich erlaubt es, auch andere Größen wie Kennziffern oder 
Ergebnisse statistischer Erhebungen zur Quantifizierung des „Ertrags“ zu verwen-
den. 
 
                                            
626 Hans Herbert von Arnim, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, S. 55. 
627 Hariolf M. Wenzler, Institutionenökonomie und öffentliche Finanzkontrolle, Finanzwirtschaftliche 
Schriften, Bd. 80, S. 59. 
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Davon abgesehen wird es häufig nicht notwendig sein, den „gesellschaftlichen Er-
trag“ des Verwaltungshandelns zu ermitteln, denn die staatlichen Ziele und Zwecke 
sind von Parlament628 und Regierung vorgegeben. Es erscheint deshalb in Hinblick 
auf die Anforderung, die das Wirtschaftlichkeitsgebot aus Art. 114 Abs. 2 GG an die 
Verwaltung stellt, als ausreichend, wenn die Proportionalität in dem Sinne gewahrt 
ist, dass die der Verwaltung vorgegebenen staatlichen Ziele und die zu deren Errei-
chung eingesetzten variablen Mittel nicht außer Verhältnis zueinander stehen.629 
 
Bei Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben sind - im Gegensatz zum ggf. gesamtwirt-
schaftlich oder sonst anhand gesellschaftlicher Indikatoren zu bestimmenden „Er-
trag“ - die von der Verwaltung zur Erfüllung der vorgegebenen Aufgaben eingesetz-
ten Mittel im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsprüfung i. d. R. in Geldwertgrößen aus-
weisbar. Die verbrauchten Ressourcen besitzen in Gestalt der eingesetzten staatli-
chen Haushaltsmittel einen in Geld ausdrückbaren Wert. Im Bereich nicht erwerbs-
wirtschaftlich orientierter Verwaltung läuft die Wirtschaftlichkeitsprüfung folglich auf 
die Frage hinaus, ob die der Verwaltung vorgegebenen Aufgaben in gleicher Art und  
 
                                            
628 Im Zusammenhang erscheint von Bedeutung, ob die Finanzkontrolle sich auch auf die Prüfung der 
Vorgaben selbst erstreckt. Im Schrifttum wird die Zuständigkeit der Rechnungshöfe zur Kontrolle 
„politischer“ Entscheidungen der gesetzgebenden Körperschaft oder der Regierung im „Kernbe-
reich exekutiver Eigenverantwortung“ überwiegend verneint; Albert von Mutius, Axel Nawrath in: 
Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, Art. 114 GG, RdNr. 32; Erwin Adolf Piduch, Bun-
deshaushaltsordnung, Kommentar, Art. 114, RdNr. 37; Theodor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), 
Grundgesetz, Kommentar, Art. 114, RdNr. 19; Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der 
Finanzkontrolle des Bundes, S. 111; Wolfgang Böning in: Böning, von Mutius (Hrsg.), Finanzkon-
trolle im repräsentativ-demokratischen System, S. 44; Ulrich Battis, Rechnungshof und Politik - Zur 
Kontrolle der Planung und Finanzierung von Verwaltungsbauten durch Dritte, DÖV 1976, S. 721; 
Hans Herbert von Arnim, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, S. 107 ff.; Herbert Sauer, Hans Bla-
sius, Politik und Finanzkontrolle durch Rechnungshöfe, DVBl. 1985, S. 548; dieselben, Universali-
tät der Finanzkontrolle? DÖV 1986, S. 554 (555). Ob aber die nach dem eigenen Kompetenzver-
ständnis der Rechnungshöfe bestehende Bereitschaft zur Hinnahme politischer Vorgaben mit der 
Kompetenzordnung des Grundgesetzes übereinstimmt, ist fraglich. Wird im Rahmen der Finanz-
kontrolle untersucht, ob der Mitteleinsatz durch die erzielten oder erzielbaren Resultate überhaupt 
gerechtfertigt ist, so ist hierin eine Bewertung der Ziele staatlichen Handelns angelegt; Christoph 
Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Vereinigung 
der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996); 190 ff. (195, 209). Zur Befugnis des Rechnungshofs, 
politische Entscheidungen im Rahmen der Finanzkontrolle zu prüfen, und zu den Folgerungen dar-
aus für die Beteiligungsfähigkeit im verfassungsprozessualen Organstreitverfahren siehe im Ein-
zelnen unten (Seite 242). 
629 Paul Kirchhof, Die Steuerung des Verwaltungshandelns durch Haushaltsrecht und Haushaltskon-
trolle, NVwZ 1983, 505 (514); Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, 
§ 90 BHO, RdNr. 11. 
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Weise mit Maßnahmen erfüllt werden können, die einen geringeren betriebswirt-
schaftlichen Aufwand bedeuten würden.630 
 
(7) Der so zu verstehende Wirtschaftlichkeitsbegriff soll nach Auffassung im Schrift-
tum631 bei Anwendung im öffentlichen Sektor aber ein größeres Maß an Unbestimmt-
heit als herkömmlich aufweisen. Das ökonomische Prinzip fordere ein „optimales“ 
Verhältnis von Aufwand und Ertrag und sei damit unerreichbar. Im öffentlichen Be-
reich sei es nicht möglich, sämtliche Zusammenhänge und Gegebenheiten zu ermit-
teln und zu bewerten, sondern die Verwaltung müsse häufig auf Schätzungen und 
zusätzliche Wertungen zurückgreifen. Die daraus sich ergebenden Ungenauigkeiten 
würden der Bestimmung einer einzig richtigen Entscheidung entgegenstehen, wes-
halb die Verwaltung mit Hilfe von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen stets nur die of-
fenbar „unbrauchbaren“ Alternativen auszuscheiden vermag, um so die „relativ 
brauchbarste“ Entscheidung bestimmen zu können. 
 
Zu diesem „Brauchbarkeitsmodell“ ist anzumerken, dass es dem Wirtschaftlichkeits-
prinzip wesenseigen sein dürfte, dass das optimale Verhältnis von Aufwand und Er-
trag meist nur näherungsweise erreicht wird. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind 
häufig mit Schätzunsicherheiten verbunden. So muss zum Beispiel auch in der  
Privatwirtschaft bei Wahl des Zeitpunkts für die Durchführung einer kreditfinanzierten 
Investition eine Annahme hinsichtlich der Entwicklung der am Kreditmarkt verlangten 
                                            
630 Im Zuge der Fortentwicklung des Haushaltsrechts (vgl. § 6 a HGrG) hat der Gesetzgeber die 
Grundlagen geschaffen, zu einer leistungsbezogenen Planaufstellung und -bewirtschaftung über-
zugehen und gezielt betriebswirtschaftliche Methoden wie die Kosten- und Leistungsrechnung in 
der öffentlichen Verwaltung einzusetzen. Der Übergang zu der mit § 6a HGrG ermöglichten dezen-
tralen Finanzverantwortung setzt die verbindliche Festlegung von Verwaltungsleistung, von „Pro-
dukten“ und quantifizierten Größen voraus, die das Ergebnis der Verwaltungstätigkeit abbilden. Ei-
ne solche Festlegung von Art und Umfang der Leistung i. S. v. § 6 a Abs. 1 S. 4 HGrG stellt den zu 
erwirtschaftenden „Ertrag“ dar und ermöglicht, die Proportionalität des Mitteleinsatzes im Sinne des 
Wirtschaftlichkeitsgebots zu ermitteln. Ferdinand Kirchhof, Das Haushaltsrecht als Steuerungsres-
source - Neue Steuerungstechniken im Staatshaushalt zum Abbau seines strukturellen Defizits, 
DÖV 1997, S. 749 ff. (752); Jens Harms, Von der Haushaltskontrolle zur Wirtschaftsprüfung, VM 
1999, S. 21 ff. (23); Dieter Specht, Jürgen Heina, Prozessanalyse der Kosten- und Leistungsstruk-
tur, VOP 1998, S. 28 ff. (29); Thilo Sarrazin, Finanzpolitik als schöpferische Zerstörung, Gestal-
tungschancen der Budgetierung im Zeichen der Finanzkrise, VM 1996, S. 260 ff. (262); Ralf Ger-
hards, Entwicklungslinien, Beurteilung und Gestaltungsaspekte einer Kosten- und Leistungsrech-
nung in der öffentlichen Verwaltung, Finanzwirtschaft 1998, S. 265 ff. (266). 
631 Hans Herbert von Arnim, Staatslehre der Bundesrepublik Deutschland, S. 220; ders., Wirtschaft-
lichkeit als Rechtsprinzip, S. 45 f.; Johannes Hengstschläger, Der Rechnungshof, Organisation und 
Funktion der obersten Finanzkontrolle in Österreich, Schriften zum öffentlichen Recht, Bd. 426, 
S. 318; Klaus Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I., § 20 IV 7 (S. 865); 
Hans Blasius, Recht und Finanzkontrolle in den Gestaltungsräumen von Politik und Verwaltung, 
DÖV 1988; S. 819 ff. (822); ders., Die Bedeutung der Finanzkontrolle und die Stellung der Rech-
nungshöfe, VOP 1991, S. 87 ff., 158 ff. (160). 
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Darlehenszinsen getroffen werden. Steigen diese nicht wie erwartet, sondern fallen 
sie, erweist sich mithin erst nach der Aufnahme des Kredits, dass es wirtschaftlich 
gewesen wäre, die Investition noch aufzuschieben. Insofern könnte man Wirtschaft-
lichkeit als „ideal-typisches Leitbild“632 bezeichnen, das in Wirklichkeit - auch für priva-
te Wirtschaftssubjekte - nicht erreichbar ist. 
 
(8) Für die Justiziabilität des Wirtschaftlichkeitsgebots bedeutet dies jedoch keinen 
Abbruch, da der Rechnungshof bei seinen Wertungen zu berücksichtigen hat, dass 
der geprüften Stelle - in Anbetracht der für sie erreichbaren Entscheidungsgrundla-
gen - derselbe „Spielraum“ wie der Finanzkontrolle zugestanden werden muss. Der 
Rechnungshof überschritte also seinen Beurteilungsspielraum, wenn er der Verwal-
tung angesichts des geprüften Sachverhaltes nicht auch einen solchen zugestehen 
würde. Prüft beispielsweise der Rechnungshof die Wirtschaftlichkeit einer längerfris-
tigen Maßnahme nach deren Durchführung, ist von erheblicher Bedeutung, welche 
Informationen für die Verwaltung vor Beginn der Maßnahme erlangbar waren und mit 
welcher Sicherheit Einschätzungen im Zeitpunkt der Entscheidung vorgenommen 
werden konnten.  
 
Beachtet eine Finanzkontrollbehörde dies im Einzelfall bei der Bewertung zu prüfen-
den Sachverhaltes und bei der Aufnahme der Prüfergebnisse in deren Mitteilungen 
und Berichten nicht, würden sich, wie im Schrifttum zutreffend angemerkt wird, der-
gestalt in der Sache unvertretbare Prüfbemerkungen zwar selbst entwerten.633 Den-
noch bestünde ab Veröffentlichung des Rechnungshofberichts der Schein einer be-
rechtigten Kritik am Handeln der geprüften Stelle. Ihr ist daher grundsätzlich das Inte-
resse zuzubilligen, mit Hilfe einer Klage ein gerichtliches Urteil zu erwirken, um die-
sen Anschein zu beseitigen. Handelt es sich bei dem Betroffenen um eine mit eige-
nen Rechten ausgestattete Einrichtung oder Person und bezieht sich die unter Über-
schreitung des Bewertungsspielraums zustande gekommene Beanstandung des 
Rechnungshof auf ein wehrfähiges Recht,634 ist Klagebefugnis gem. § 42 Abs. 2 
VwGO gegeben. 
 
                                            
632 Wolfgang Sigg, Die Stellung der Rechnungshöfe im politischen System, S. 47. 
633 Siehe dazu noch Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, 27. Ergänzungs-
lieferung, Art. 114 GG, RdNr. 32. 
634 Als solche dürften vor allem Eigentum, Berufsfreiheit und das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung in Frage kommen, s. oben (Seiten 202 ff.). 
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Finanzkontrollakte sind unbeschadet des Prüfmaßstabs der Wirtschaftlichkeit im Er-
gebnis folglich „justiziabel“, denn die in Mitteilungen und Berichten dargestellten Prüf-
ergebnisse beruhen ihrem Wesen nach auf einer grundsätzlich anhand des Gedan-
kens der ökonomischen Proportionalität nachvollziehbaren Ableitung aus den festge-
stellten Sachverhalten. Soweit Bewertungsspielräume bestehen, schließen diese ei-
ne gerichtliche Überprüfung jedenfalls nicht rundweg aus. 
 
Rechtssubjekte sind damit also grundsätzlich in der Lage, Individualrechtsschutz ge-
gen Finanzkontrollakte vor den Verwaltungsgerichten zu erwirken. Dies begrenzt die 
Rechtweite möglicher objektiver Rechtskontrollverfahren. 
 
6. Reichweite objektiver Rechtskontrolle 
 
Bei Rechtsstreitigkeiten im Bereich der Finanzkontrolle, an denen vom Staat unter-
scheidbare Rechtspersonen beteiligt sind, stehen einer schlüssigen Behauptung von 
Klagebefugnis gem. § 42 Abs. 2 VwGO weder die fehlende Rechtsverbindlichkeit der 
Mitteilungen und Berichte und deren übliche Anonymisierung noch der Prüfmaßstab 
der Wirtschaftlichkeit entgegen. 
 
Zu den grundsätzlichen für subjektiven Rechtsschutz in Frage kommenden Adressa-
ten von Finanzkontrollakten zählen aber bestimmte juristische Personen, denen kei-
ne subjektiven Rechte zustehen können. Diese Rechtspersonen sind, wie oben635 
dargestellt wurde, trotz des Gegebenseins einer Außenrechtsstreitigkeit nicht gem. 
§ 42 Abs. 2 VwGO klagebefugt. Trägern öffentlicher Aufgaben stehen, auch wenn sie 
die Rechtsform einer juristischen Person des öffentlichen oder privaten Rechts auf-
weisen, grundsätzlich keine „eigenen Rechte“ sondern nur Kompetenzen zu. 
 
Sollte der Gesetzgeber erwägen, im Bereich der Finanzkontrolle ein objektiv-recht-
liches verwaltungsgerichtliches Verfahren zu implementieren, könnte er diese be-
sondere Rechtschutzmöglichkeit insoweit auch Teilen von mittelbarer Staatsverwal-
tung und die Ebene der Organisationsprivatisierung verschaffen.636 Ein zu diesem 
Zweck in das HGrG einzufügender § 46 a HGrG könnte folgendermaßen abgefasst 
werden: 
                                            
635 Seite 192 und Seite 196. 
636 Seite 156. Wie beim dort erörterten In-Sich-Verfahren ist auch hier zu überlegen, ob Eingrenzun-
gen erforderlich sind. Solche Eingrenzungen können sich aus dem Verwaltungsaufbau des Staats, 
dem der Rechnungshof angehört, und der Struktur der mittelbaren Verwaltung ergeben. 
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§ 46 a Rechtsschutz. Der Rechnungshof und Dienststellen des Staats, dem der Rech-
nungshof angehört, können in Prüfungsangelegenheiten vor den Gerichten der allgemei-
nen Verwaltungsgerichtsbarkeit klagen und verklagt werden. Die öffentliche Aufgaben 
wahrnehmenden juristischen Personen können klagen und verklagt werden, soweit ihnen 
keine eigenen Rechte zustehen. 
 
Mit der Einführung einer solchen objektiven Rechtskontrolle würden die öffentlichen 
Aufgabenträger im Bereich der mittelbaren Staatsverwaltung und die juristischen 
Personen des Privatrechts bei Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben den Staats-
behörden in besagten Rechtsschutzverfahren gleichstehen. Der Rechnungshof wäre 
vor den Verwaltungsgerichten auch im Hinblick auf Rechtsstreitigkeiten mit juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts, die nicht ausnahmsweise durch das Grund-
gesetz oder andere gesetzliche Bestimmungen mit eigenen Rechten ausgestattet 
sind, und öffentliche Aufgaben wahrnehmenden juristischen Personen des Privat-
rechts parteifähig. 
 
Mit der vorstehend erörterten gesetzlichen Einbeziehung bestimmter juristischer Per-
sonen in eine objektive Gerichtskontrolle schließen die Ausführungen zur Rechtsstel-
lung des Rechnungshofs im verwaltungsgerichtlichen Verfahren. Im Bereich der Fi-
nanzkontrolle können allerdings neben den Rechtsstreitigkeiten, die vor den Verwal-
tungsgerichten auszufechten sind, auch Streitigkeiten verfassungsrechtlicher Natur 
entstehen, für die der Verwaltungsrechtsweg nicht eröffnet ist. Zu denken ist dabei, 
wie bereits dargelegt wurde,637 vor allem an Kompetenzkonflikte zwischen Rech-
nungshof und einem der obersten Organe des Staates. In Hinsicht auf solche vom 
Verfassungsrecht geprägten Rechtsstreitigkeiten ist im nächsten Abschnitt der Frage 
nachzugehen, ob der Rechnungshof im verfassungsprozessualen Organstreitverfah-
ren beteiligtenfähig ist. 
 
 
                                            
637 Seite 20. 
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E. Der Rechnungshof in Verfahren vor den Verfassungsgerichten 
 
Gegenstand dieses Teils der Darlegungen zu Rechtsschutzmöglichkeiten im Bereich 
der Finanzkontrolle ist die Parteifähigkeit des Rechnungshofs in Verfahren vor den 
Verfassungsgerichten. Im Mittelpunkt des Interesses steht dabei die Frage, ob für 
den Rechnungshof das verfassungsprozessuale Organstreitverfahren eröffnet ist. In 
den zu diesem Thema aus dem Schrifttum638 zu nennenden Beiträgen wird Beteilig-
tenfähigkeit des Rechnungshöfe in Verfahren vor dem Verfassungsgerichten ganz 
überwiegend nur unter dem Gesichtspunkt der Zulässigkeit eines verfassungsrechtli-
chen Organstreits um die Prüf- und Berichtskompetenzen der Rechnungshöfe be-
trachtet. 
 
Hinter dieser Schwerpunktsetzung steht offenbar die Überlegung, dass der Rech-
nungshof aufgrund der funktionellen und institutionellen Verfassungsgarantien in 
Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG eine wehrfähige Position bei Übergriffen von Verfassungsor-
ganen einnehmen können muss. Zudem soll der verfassungsrechtliche Organstreit 
die Durchsetzung von Prüfungsrechten gegenüber solchen Aufgabenträgern ermög-
lichen, die ihrerseits eine durch die Verfassung geschützte Rechtsposition inneha-
ben. 
 
Abgesehen vom nachstehend zu erörternden Verfassungsorganstreit können Fi-
nanzkontrollakte aber auch Gegenstand von verfassungsgerichtlichen Verfahren an-
derer Art sein. Dabei ist vor allem an die Verfassungsbeschwerde zu denken. 
                                            
638 Siehe a. a. O. (Fn. 2) 
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I. Verfassungsprozessuale Verfahrensarten 
 
Gegen Finanzkontrollakte kann grundsätzlich Verfassungsbeschwerde zum Bun-
desverfassungsgericht erhoben werden. So wurde beispielsweise nach Erschöpfung 
des Rechtswegs im „Patientenaktenprozess“ eine solche eingelegt.639 Das Schrifttum 
hält die Anrufung des Bundesverfassungsgericht gem. den §§ 13 Nr. 8 a, 90 ff. 
BVerfGG gleichfalls für zulässig.640  
 
Eingedenk der in diesem Abschnitt zu erörternden verfassungsprozessualen Stellung 
des Rechnungshofs ist aber zu berücksichtigen, dass bei der Verfassungsbeschwer-
de keine förmlichen Beschwerdegegner als Beteiligte vorgesehen sind. „Beklagte“ im 
Sinne des Verwaltungsprozessrechts sind diesem Verfahren unbekannt.641 Demzufol-
ge hat das Organ des Staates, dessen Handlung beanstandet wird, im Verfahren 
gem. Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG nur das Recht zum Beitritt gem. § 94 Abs. 5 S. 1 
BVerfGG. Für den Rechnungshof kommt ein solcher Beitritt nicht in Betracht, da 
hierzu nach § 94 Abs. 1 BVerfGG nur Verfassungsorgane, zu denen der Rech-
nungshof als oberste Staatsbehörde nicht zählt, befugt sind. 
 
Auf die Verfassungsbeschwerde ist damit im Folgenden nicht weiter einzugehen. 
Dies gilt jedoch fraglos nicht für den verfassungsrechtlichen Organstreit, bei dem es 
sich anders als bei der Verfassungsbeschwerde um ein kontradiktorisches Verfahren 
handelt. Im Organstreitverfahren treten Parteien auf, von denen die eine das von der 
anderen behauptete Recht bestreitet.642 Sollte der Rechnungshof insbesondere nach 
den verfassungsrechtlichen und verfassungsprozessualen Bestimmungen über das 
Organstreitverfahren parteifähig sein, könnte er - je nach Lage der Dinge - als mögli-
cher Antragsteller oder Antragsgegner die ihm zur Erfüllung seines Auftrages aus 
Art. 114 Abs. 2 GG übertragenen Prüfbefugnisse vor dem Verfassungsgericht vertei-
digen oder durchsetzen.  
 
                                            
639 BVerfG NJW 1997, 1633. 
640 Ferdinand O. Kopp, Rechtsschutz des Bürgers gegen die Verbreitung von Prüfungsberichten, JuS 
1981, S. 424; Susanne Tiemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich der öffentlichen Finanzkontrol-
le, DÖV 1975, S. 411. Handlungen des Rechnungshofs können Gegenstand einer Verfassungsbe-
schwerde sein, da der Begriff des Aktes der öffentlichen Gewalt in § 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG durch 
den Gesetzgeber bewusst weitgefasst wurde. Werden also durch eine Handlung des Rechnungs-
hofes die dem Betroffenen nach dem Grundgesetz zustehenden Grundrechte verletzt, so ist Ver-
fassungsbeschwerde gem. § 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG i. V. m. den §§ 90 ff. BVerfGG zulässig. Vgl. zu 
dieser Frage auch BayVerfGH, BayVBl. 1968, 314. 
641 Christian Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, § 12, RdNr. 17.  
642 Ernst Benda, Eckart Klein, Lehrbuch des Verfassungsprozessrechts, § 25, RdNr. 905. 
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Bevor nachstehend auf die einzelnen Verfahrensvoraussetzungen der Bundesorgan-
streitigkeit643 einzugehen ist, stellt sich die Frage, ob ggf. auch Landesorganstreitig-
keiten, welche die Kompetenzen oder die instituionelle Garantie des Rechnungshofs 
zu Gegenstand haben, vor dem Bundesverfassungsgericht ausgetragen werden 
können. 
 
II. Landesorganstreitigkeiten vor dem Bundesverfassungsgericht 
 
Soweit das Landesverfassungsgericht nach den Bestimmungen der Landesver-
fassung nicht für Organstreitigkeiten mit dem Landesrechnungshof zuständig ist, 
kann grundsätzlich das Bundesverfassungsgericht angerufen werden. 
 
Nach Art. 99 GG bedarf es hierfür einer ausdrücklichen Zuweisung durch förmliches 
Landesgesetz.644 Die Austragung eines mit dem Rechnungshof als Beteiligtem auszu-
fechtenden Organstreits, der landesrechtlich dem Bundesverfassungsgericht zuge-
wiesen ist, wird durch Verfassungsprozessrecht des Bundes nicht ausgeschlossen, 
obwohl in den §§ 13 Nr. 10, 73 Abs. 1 BVerfGG nur Landesparlament und Landesre-
gierung oder deren Organteile als mögliche Beteiligte vorgesehen sind.645 
 
§ 73 Abs. 1 BVerfGG stellt, wie im Übrigen auch der unten eingehend zu erörternde 
§ 63 BVerfGG646, eine Eingrenzung der möglichen Verfahrensbeteiligten dar. Die Be-
grenzungen in besagten §§ 73 Abs. 1 und 63 BVerfGG sind ihrem Wortlaut nach al-
lerdings enger als die jeweilige verfassungsrechtliche Kompetenzzuweisung an das 
                                            
643 Die folgende Darstellung bezieht sich in Einzelheiten nur auf die Beteiligungsfähigkeit des Bundes-
rechnungshofs am Verfahren des Bundesverfassungsgerichts in Bundesorganstreitigkeiten. Ob es 
einem Landesrechnungshof möglich ist, einen Organstreit vor einem Landesverfassungsgericht an-
zustrengen, hängt von der jeweiligen Landesverfassung ab. Ist das angerufene Landesverfas-
sungsgericht ausschließlich für Streitigkeiten von Verfassungsorganen zuständig, scheidet eine 
Beteiligung des Rechnungshofs in Landesorganstreitverfahren aus, da der Rechnungshof kein Ver-
fassungsorgan ist.  
Nach dem Vorbild des Grundgesetzes ist in manchen Ländern wie Baden-Württemberg (Art. 68 
Nr. 1 LVerf), Niedersachsen (Art. 42 Abs. 1 Nr. 1 LV), Nordrhein-Westfalen (Art. 75 Nr. 2 LV) und 
dem Saarland (Art. 97 Nr. 1 SVerf) eine dem Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG entsprechende Regelung in 
den Landesverfassungen normiert. Die Organstreitverfahren in Bayern (Art. 64 BV) und Hessen 
(Art. 131 HV) sind durch von der Bundesorganstreitigkeit abweichende Eingrenzungen möglicher 
Beteiligter gekennzeichnet. In Bremen, Hamburg und Rheinland-Pfalz ist der Streit der Verfas-
sungsorgane im eigentlichen Sinne nicht als Verfahren vorgesehen; in den betreffenden Landes-
verfassungen steht die Norminterpretation als Aufgabe des Verfassungsgerichts im Vordergrund, 
weshalb nicht zwischen Organstreit und Normenkontrolle unterschieden wird; vgl. Christian Pesta-
lozza, Verfassungsprozessrecht, § 21, RdNr. 1. 
644 Eine solche Zuweisung enthält beispielsweise Art. 44 Nr. 1 LVerf Schleswig-Holstein. 
645 Christian Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, § 11, RdNr. 8. 
646 Seite 234. 
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Bundesverfassungsgericht. Art. 99 GG und Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG schränken an-
ders als §§ 73 und 63 BVerfGG die Beteiligtenfähigkeit nicht auf Verfassungsorgane 
ein. 
 
Folglich ist § 73 BVerfGG in gleicher Weise wie § 63 BVerfGG auszulegen, was be-
deutet, dass neben den Verfassungsorganen auch „mit eigenen Rechten ausgestat-
tete andere Beteiligte“ als parteifähig anzusehen sind. Ob es sich bei Rechnungshö-
fen um solche „anderen Beteiligten“ handelt und welche der einzelnen Verfahrens-
voraussetzungen der Bundesorganstreitigkeit nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG für die 
verfassungsprozessuale Wehrfähigkeit der obersten Finanzkontrollbehörden noch 




Das Bundesverfassungsgericht ist für Bundesorganstreitigkeiten648 gem. Art. 93 
Abs. 1 Nr. 1 GG i. V. m. § 13 Nr. 5 BVerfGG zuständig. Es entscheidet in diesem 
Verfahren über die Auslegung des Grundgesetzes aus Anlass von Streitigkeiten über 
den Umfang der Rechte und Pflichten eines obersten Bundesorgans oder anderer 
Beteiligter, die durch das Grundgesetz oder in der Geschäftsordnung eines obersten 




Das Verfahren des Bundesverfassungsgerichts in einer Bundesorganstreitsache 
gem. § 13 Nr. 5 BVerfGG ist in den §§ 63 ff. BVerfGG geregelt. Für einen zulässigen 
Antrag auf Entscheidung in einem Organstreitverfahren müssen nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts649 die folgenden Verfahrensvoraussetzun-
gen erfüllt sein: 
 
                                            
647 Im Zusammenhang ist auch auf die „Restzuständigkeit" des Bundesverfassungsgerichts gem. 
Art. 93 Abs. 1 Nr. 4, 3. Alternative GG für Streitigkeiten innerhalb des Landes hinzuweisen. Die 
Parteifähigkeit im Verfahren in den Fällen des § 13 Nr. 8 BVerfGG folgt gem. § 71 Abs. 1 Nr. 3 
BVerfGG weitgehend den Grundsätzen des in Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG geregelten Bundesorgan-
streits. Christian Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, § 12, RdNr. 21. 
648 Das Gesetz gibt keinen feststehenden Begriff vor. Eingebürgert haben sich "Organstreit", "Organ-
streitigkeiten", "Organstreit innerhalb des Bundes", "Bundesorganstreit" u. a. Siehe hierzu näher 
Christian Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, § 7, RdNr. 1. 
649 BVerfGE 1, 231; 2, 155; 6, 328; 44, 137; 60, 61; 74, 48. 
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- Eröffnung des Rechtswegs zum Bundesverfassungsgericht, 
- Parteifähigkeit des Antragstellers und des Antragsgegners, 
- Prozessfähigkeit des Antragstellers und des Antragsgegners, 
- Tauglichkeit des Angriffsgegenstands, 
- Prozessführungsbefugnis, insbesondere Antragsbefugnis, 
- Rechtsschutzbedürfnis und Klarstellungsinteresse, 
- Antragsfrist, 
- Ordnungsmäßigkeit des Antrags. 
 
Unter den genannten Voraussetzungen des Organstreitverfahrens wirft vor allem die 
Parteifähigkeit des Rechnungshofs Fragen auf. Die Tragweite der angesprochenen 
Problematik zeigt sich insbesondere an der im Schrifttum seit der Reform des Haus-
haltsrechts des Jahres 1969 geführten Diskussion über die verfassungsorganisa-
torische Stellung des Bundesrechnungshofs gem. Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG und des-
sen „Wehrfähigkeit“ im Bundesorganstreit.650 
 
Zu dieser Kontroverse ist zunächst zu sagen, dass der Bundesrechnungshof nur 
dann als Partei vor dem Bundesverfassungsgericht auftreten kann, wenn er im Or-
ganstreitverfahren beteiligtenfähig ist. Da es sich beim Bundesrechnungshof um ein 
oberstes Staatsorgan, nicht aber um eines der ausnahmslos nach Verfahrensrecht 
parteifähigen Verfassungsorgane des Bundes handelt,651 ist von Bedeutung, ob der 
Rechnungshof als ein „anderer Beteiligter“ einzustufen und insoweit nach Art. 93 
Abs. 1 Nr. 1 GG organstreitfähig ist. 
 
Auf besagte Verfahrensvoraussetzung der Parteifähigkeit eines möglichen Beteilig-
ten kommt es aber nur an, wenn im betreffenden Fall der Rechtsweg zum Bundes-
verfassungsgericht eröffnet ist. 652 Vielfach sind Streitigkeiten von Rechnungshof und 
prüfungsverpflichteter Stelle aber nicht ausschließlich dem Verfassungsrecht zuzu-
rechnen, weshalb häufig der Verwaltungsrechtsweg anstelle des Rechtswegs zum 
Verfassungsgericht gegeben ist. 
 
                                            
650 Siehe dazu noch Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.) Kommentar zum Haushaltsrecht, 27. Ergänzungs-
lieferung, Art. 114 GG, Rdnrn. 23 ff. Demgegenüber halten Albert von Mutius, Axel Nawrath in: 
Heuer (Hrsg.) Kommentar zum Haushaltsrecht, Art. 114 GG, Rdnrn. 13 den BRH für organstreitfä-
hig: Er muss das Bundesverfassungsgericht für erforderliche Klärungen im Spannungsfeld zwi-
schen Legislative und Exekutive anrufen können. 
651 Seite 47. 
652 Seite 67. 
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a. Rechtsweg zum Bundesverfassungsgericht 
 
Bevor das Bundesverfassungsgericht sich mit der Frage befasst, ob eine Bundesbe-
hörde im Organstreitverfahren beteiligtenfähig ist, prüft es die Eröffnung des Rechts-
wegs gem. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG i. V. m. § 13 Nr. 5 BVerfGG.653 Bei einem Organ-
streit um die Befugnisse des Bundesrechnungshofes bei der Rechnungsprüfung lässt 
sich das streitige Rechtsverhältnis jedenfalls dann als verfassungsrechtlich qualifizie-
ren, wenn der Kompetenzkonflikt einen Eingriff eines Verfassungsorgans in den Auf-
gabenbereich des Bundesrechnungshofs darstellt und dabei eine Beeinträchtigung 
der in Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG gewährleisteten Finanzkontrolle erfolgt. 
 
Die Zuständigkeit des Verfassungsgerichts ist aber - selbst bei Streitigkeiten unter 
Verfassungsorganen - nicht stets schon dann gegeben, wenn oberste Staatsorgane 
am Rechtsstreit beteiligt sind. Vielmehr können Konflikte, wie insbesondere Rechts-
streitigkeiten des Rechnungshofs mit obersten Staatsorganen, die von Finanzkon-
trollakten ausgelöst werden, auch nicht verfassungsrechtlicher Art sein. Wie oben654 
dargestellt wurde, ist beispielsweise der von einer Prüfungsanordnung ausgelöste 
Kompetenzkonflikt seiner Natur nach kein Streitgegenstand, für den eine Zuordnung 
zum Verfassungsrecht in Frage kommen würde. Bei Streitigkeiten um Prüfergebnis-
se, soweit diese im Jahresbericht des Rechnungshofs mitgeteilt werden, ist in der 
Regel ebenfalls der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten gegeben. Nur in be-
sonderen Ausnahmefällen, vor allem bei Meinungsverschiedenheiten bezüglich der 
zur Verfassungskontrolle655 zählenden Prüfergebnisse im Rechnungshofbericht, han-
delt es sich um verfassungsrechtliche Streitigkeiten. 
 
Der Anwendungsbereich für das verfassungsrechtliche Organstreitverfahren ist damit 
im Wesentlichen auf Maßnahmen beschränkt, die von parteifähigen Staatsorganen 
ausgehen und die eine der verfassungsmäßigen Garantien gem. Art. 114 Abs. 2 S. 1 
GG antasten. Gegenstand des Verfahrens gem. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG kann also 
nur die Bestandsgarantie des Rechnungshofs als Kontrollorgan oder die Gewährleis-
tung des Prüfungsgegenstands und des Prüfungsmaßstabs sein. 
 
                                            
653 Zur "Eröffnung des Rechtswegs zum Bundesverfassungsgericht" siehe auch BVerfGE 73, 1 (27); 
73, 40 (65); Christian Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, § 7, RdNr. 9. 
654 Seite 68. 
655 BVerfGE 20, 96. Siehe auch Seite 73. 
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Sollte ein Rechtsstreit danach als verfassungsrechtlich einzustufen sein, ist der Ver-
waltungsrechtsweg wegen des Vorbehalts in § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO ausgeschlos-
sen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass bei Vorliegen einer verfassungsrechtlichen 
Streitigkeit auch stets ein Verfahren vor dem Verfassungsgericht zulässig wäre. Der 
Vorbehalt der verfassungsrechtlichen Streitigkeit gem. § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO 
schließt den Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten aus, ohne Rücksicht auf ver-
fassungsprozessuale Zuständigkeit und Verfahrensvoraussetzungen nach den dafür 
maßgeblichen Regelungen des Bundes- oder Landesrechts zu nehmen.656 
 
Die Rechtsschutzmöglichkeiten des Bundesrechnungshofs vor dem Bundesverfas-
sungsgericht hängen folglich insbesondere von dessen Parteifähigkeit ab. Der Bun-
desrechnungshof kann Beeinträchtigungen seiner Kompetenzen aus Art. 114 Abs. 2 
S. 1 GG durch einen Antrag zum Bundesverfassungsgericht nur abwehren, wenn er 
im Verfahren gem. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG beteiligtenfähig ist. 
 
b. Parteifähigkeit des Bundesrechnungshofs 
 
Die Parteifähigkeit im Bundesorganstreitverfahren ist in Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG und 
in § 63 BVerfGG geregelt. Organstreitfähig sind danach neben den obersten Bun-
desorganen bestimmte „andere Beteiligte“, 
 
- die durch das Grundgesetz mit eigenen Rechten ausgestattet sind oder 
- die durch die Geschäftsordnung eines obersten Bundesorgans mit eigenen Rech-
ten ausgestattet sind. 
 
Zu den obersten Bundesorganen zählen nur die in § 63, 1. Alternative BVerfGG ge-
nannten Verfassungsorgane. Beteiligtenfähig im Organstreitverfahren sind somit der 
Bundespräsident, der Bundestag, der Bundesrat und die Bundesregierung. Der Bun-
desrechnungshof gehört hingegen nicht zum Kreis der organstreitfähigen obersten 
Bundesbehörden, da dieser Institution im Grundgesetz nicht der Rang eines Verfas-
sungsorgans zukommt.657 Parteifähigkeit ergibt sich für ihn auch nicht aus § 63, 2. Al-
ternative BVerfGG. Hierfür müsste der Bundesrechnungshof als Teil des Bundestags 
oder des Bundesrats angesehen werden können. Dies ist aber nicht möglich, da er 
                                            
656 BVerfGE 36, 228; 51, 71; BVerwGE 24, 272. 
657 Seite 48. 
 235
gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften eine unabhängige Stellung ein-
nimmt. 
 
Insoweit ist festzustellen, dass sich die Parteifähigkeit des Bundesrechnungshofs je-
denfalls nicht aus § 63 BVerfGG ergibt. Richtete sich diese ausschließlich nach § 63 
BVerfGG, verfügte der Bundesrechnungshof über keinerlei Klagemöglichkeiten vor 
dem Bundesverfassungsgericht. Neben der verfassungsprozessualen Vorschrift des 
§ 63 BVerfGG trifft allerdings die verfassungsrechtliche Kompetenzzuweisung des 
Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG selbst eine Regelung über den Kreis der in Frage kommen-
den Verfahrensbeteiligten. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG bezieht anders als § 63 BVerfGG 
neben Verfassungsorganen und Teilen von diesen in den Kreis der Parteifähigen 
auch „andere Beteiligte“ mit ein. „Andere Beteiligte“ sind staatliche Institutionen, de-
nen die Verfassung eigene Rechte und Pflichten verleiht. 658 
 
Zur Gruppe möglicher Beteiligter gehören nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG über die in 
§ 63 Abs. 1 BVerfGG genannten Staatsorgane hinaus insbesondere die Bundesver-
sammlung, der Bundeskanzler und diejenigen Bundesminister, denen das Grundge-
setz gegenüber den anderen Regierungsmitgliedern herausgehobene Funktion zu-
weist.659 Der Bundesrechnungshof kann, soweit die Finanzkontrolle ebenfalls eine 
„herausgehobene Funktion“ darstellen sollte, mit den o. g. Institutionen gleichstehen 




Eine Reihe von Verfassern660 sprechen sich für Beteiligungsfähigkeit des Bundes-
rechnungshof nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG aus. Der Rechnungshof erfülle die ihm 
zugewiesenen, durch Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG gewährleisteten Aufgaben in eigener 
                                            
658 Ernst Benda, Eckart Klein, Lehrbuch des Verfassungsprozessrechts, § 25, RdNr. 914. 
659 Christian Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, § 7, RdNr. 11; Klaus Stern in: Dolzer, Vogel 
(Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 93, Rdnrn. 89 - 105. 
660 Albert von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, Art. 114 GG, 
RdNr. 13; Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes, S. 164 
f., dies., Rechtsschutzprobleme im Bereich öffentlicher Finanzkontrolle, DÖV 1975, S. 405 ff.  
(408); Walter Krebs, Die rechtliche Stellung der Rechnungshöfe und der Vorbehalt des § 40 Abs. 1 
S. 1 VwGO zugunsten der verfassungsrechtlichen Streitigkeit, VerwArch 71 (1980), S. 77; Klaus 
Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. II, § 34, 5. b) α); ders. in: Dolzer,  
Vogel (Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 93, RdNr. 98; Gunter Kisker in: Isensee, 
Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts für die Bundesrepublik Deutschland, Bd. IV, § 89, 
RdNr. 129; Herbert Fischer-Menshausen in: von Münch, Kunig (Hrsg.), Grundgesetz Kommentar, 
zu Art. 114 RdNr. 11. 
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Verantwortung. Eine qualifizierte Finanzkontrolle arbeite zwangsläufig in der Nähe 
mächtiger politischer Interessen. Damit die Verantwortung im Rahmen der Finanz-
kontrolle wirksam wahrgenommen werden könne, müsse bei Reibungen mit der Re-
gierung oder der gesetzgebenden Körperschaft sichergestellt sein, dass die verfas-
sungsmäßige Garantie auch in einem rechtsförmigen Verfahren von einem Gericht 
verteidigt werden kann. 
 
Nach der Gegenauffassung soll der Bundesrechnungshof nicht nach Art. 93 Abs. 1 
Nr. 1 GG organstreitfähig sein.661 Zur Begründung wurde früher z. T. auf die Rechts-
lage vor der Haushaltsrechtsreform des Jahres 1969 hingewiesen, wonach der ver-
fassungsorganisatorische Status des Rechnungshofs der eines Hilfsorgans der Le-
gislative und Exekutive gewesen sein soll. Die Ansicht, der BRH sei nicht gem. 
Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG parteifähig, findet aber auch gegenwärtig noch Halt im 
Schrifttum. Einerseits wird der Rechnungshof dabei aber - in Widerspruch zur oben 
getroffenen Standtortbestimmung662 - nicht als oberste Staats-, sondern als einfache 
Verwaltungsbehörde eingestuft. Andererseits lehnt das Schrifttum die Parteifähigkeit 
des Rechnungshofs im verfassungsrechtlichen Organstreitverfahren unbeschadet 
der Frage, ob diesem der verfassungsorganisatorische Rang eines obersten Staats-
organes zuerkannt werden kann, ab. Die Finanzkontrollbehörden bedürften keines 
verfassungsprozessualen Abwehrrechts, da sich der Rechnungshof bei Konflikten 
mit obersten Staatsorganen an die verfassungsrechtliche Institution wenden könne,  
deren Interessen durch eine Maßnahme, welche die Finanzkontrolle in ihrer Wirk-
samkeit beschränkt, mitbetroffen werde. 
 
Folgt man dieser Auffassung, verfügte der Rechnungshof verfassungsprozessual  
über keinerlei Rechtsschutzmöglichkeiten und wäre somit in bedenklicher Art und 
Weise bei Rechtsstreitigkeiten auf verfassungsrechtlicher Ebene auf die Hilfe insbe-
sondere der Regierungsmehrheit oder sogar der Opposition mit den entsprechenden 
politischen Auswirkungen angewiesen. Dies bedeutete, dass die Unabhängigkeit des 
Rechnungshofs sowie die von Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG garantierten Kompetenzen 
nur um den Preis der Neutralität des Rechnungshofs zu verteidigen wären. 
                                            
661 Theodor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz Kommentar, Art. 93, RdNr. 26; Bruno 
Schmidt-Bleibtreu, Franz Klein, Kommentar zum Grundgesetz, Art. 93, RdNr. 5; Usamer in Maunz, 
Schmidt-Bleibtreu (Hrsg.), Bundesverfassungsgerichtsgesetz, Kommentar, § 63, RdNr. 5; Hans 
Lechner, Rüdiger Zuck, Bundesverfassungsgerichtsgesetz Kommentar, zu § 63 BVerfGG, RdNr. 6, 
Ernst Benda, Eckart Klein, Lehrbuch des Verfassungsprozessrechts, § 25, RdNr. 922; Manfred 
Goessl, Organstreitverfahren innerhalb des Bundes, S. 121; Roland Fleury, Verfassungsprozess-
recht, § 2, RdNr. 52. 
662 Seite 48. 
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Gegenüber den in diesem Abschnitt dargestellten unterschiedlichen Auffassungen im 
Schrifttum ist darauf hinzuweisen, dass bislang in der verfassungsrichterlichen Praxis 
noch nicht entschieden worden ist, ob die Beteiligungsfähigkeit des Rechnungshofs 
im Organstreitverfahren vor dem Verfassungsgericht aus dessen Einstufung als un-




Die Rechtsprechung hat die Frage nach der Organstreitfähigkeit des Rechnungshofs 
bisher offen gelassen. So hat das Bundesverfassungsgericht in einem bei ihm an-
hängig gewordenen Verfahren nicht entschieden, ob der Landesrechnungshof Thü-
ringen beteiligtenfähig ist, da dies nach Lage der Dinge nicht von Bedeutung war.663 
 
In einem anderen Fall war das Landesverfassungsgericht Brandenburg mit einem 
Organstreitverfahren befasst, das ein Mitglied des Landtags angestrengt hatte. Der 
Antragsteller begehrte, über die Frage zu entscheiden, ob der Landesrechnungshof 
ihm gem. Art. 56 Abs. 3 LVerf. Bbg. Einsichtnahme in Prüfungsakten gewähren müs-
se.664 In diesem Verfahren war über die Frage, ob der Landesrechnungshof aufgrund 
seiner Rechtsstellung als Finanzkontrollorgan ein „anderer Beteiligter“ in einem Or-
ganstreitverfahren ist, nicht zu befinden. Bei Rechtsstreitigkeiten dieser Art ist der 
Landesrechnungshof nicht etwa aufgrund der ihm zukommenden funktionellen Ga-
rantie oder dessen staatsorganisatorischen Ranges als oberstes Organ der Finanz-
kontrolle, sondern aufgrund des Art. 56 Abs. 3 LV beteiligungsfähig. Diese Verfas-
sungsnorm erklärt den Landesrechnungshof ungeachtet der ihm zugewiesenen Auf-
gaben und den Rechtsbeziehungen zu Parlament und Regierung zum Adressaten 
von Auskunftsansprüchen einzelner Abgeordneter. 
 
Das Urteil des Landesverfassungsgerichts Brandenburg bezieht sich folglich nicht 
auf den Bereich der Finanzkontrolle. Das Gericht war vielmehr mit einem Konflikt be-
fasst, der in einem nicht zur Garantie aus Art. 144 LV (Art. 114 Abs. 2 GG) zurechen-
baren verfassungsmäßigen Rechtsverhältnis seinen Ausgangspunkt nahm. Somit 
lassen sich aus dem Urteil des Landesverfassungsgerichts Brandenburg keine 
Schlüsse auf die Organstreitfähigkeit des Rechnungshofs angesichts dessen Rechts-
stellung als oberstes Finanzkontrollorgan ziehen. 
                                            
663 BVerfGE 92, 130 (133). 
664 VfG Bbg DÖV 1998, 200. 
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In einem Organstreitverfahren des Landesrechnungshofs Hessen gegen den Land-
tag665 war nicht von Belang, ob der Landesrechnungshof als ein „anderer Beteiligter“ 
i. S. v. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG in einem verfassungsrechtlichen Organstreit parteifä-
hig sein kann. Dem Landesrechnungshof Hessen ist ausdrücklich durch ein Gesetz 
Antragsbefugnis im Organstreitverfahren verliehen.666 
 
In besagtem Organstreitverfahren hat das angerufene Landesverfassungsgericht die 
Anträge des Landesrechnungshofs für das konkret verfolgte Begehren als unzulässig 
abgewiesen, da es dem Rechnungshof dafür an der nötigen Antragsbefugnis fehlte. 
An mangelnder Parteifähigkeit scheiterte die Klage hingegen nicht. Der Beklagte hat 
die Vereinbarkeit der landesgesetzlich eingeräumten Antragsberechtigung mit Ver-
fassungsrecht zwar bestritten, das Verfassungsgericht entschied über den Rechts-
streit in diesem Punkt aber nicht mehr, nachdem es die Zulässigkeit der Anträge be-
reits aus anderem Grund verneint hatte. 
 
Im Ergebnis gibt damit die Rechtsprechung der Verfassungsgerichte jedenfalls bis-
lang keinen Aufschluss über die verfassungsprozessuale Wehrfähigkeit des Rech-
nungshofs als „anderer Beteiligter“ i. S. v. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG. Für die Zuerken-
nung einer solchen Rechtsschutzmöglichkeit sprechen aber eine Reihe von Ge-
sichtspunkten, die in den folgenden Abschnitten dargestellt werden. 
 
cc. Verfassungsprozessuale Wehrfähigkeit des Bundesrechnungshofs 
 
Für die Organstreitfähigkeit des Bundesrechnungshofs als „anderer Beteiligter“ 
i. S. v. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG in einer Bundesorganstreitigkeit ist als Argument vor 
allem die verfassungsrechtliche Ausformung dessen staatsorganisatorischer Rechts-
stellung zu nennen. Die Unabhängigkeit des Bundesrechnungshofs ist im Rahmen 
der verfassungsmäßigen Ordnung nicht wirksam gewährleistet, wenn die in Art. 114 
Abs. 2 GG verankerten Verfassungsgarantien nicht auch verfassungsgerichtlich ver-
teidigt werden können. Sollte dem Rechnungshof ein Anrufen des Verfassungsge-
richts zur Ausfechtung verfassungsrechtlicher Streitigkeiten im Organstreitverfahren 
versagt sein, bestünden Verfassungsgarantien im rechtsschutzlosen Raum. 
 
                                            
665 Seite 20. 
666 Hess. GVOBl. 1994, S. 684 (688). 
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Zu bedenken ist auch, dass der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten, wie bereits 
dargestellt667 wurde, für verfassungsrechtliche Streitigkeiten um Finanzkontrollakte 
und natürlich auch bei Angriffen auf die institutionelle Garantie des Rechnungshofs 
wegen des Vorbehalts gem. § 40 Abs. 1 VwGO nicht gegeben ist. Die oben668 erörter-
te Einrichtung eines objektiven Kontrollverfahrens zur gerichtlichen Überprüfung von 
Finanzkontrollakten und zur Durchsetzung der Prüfungs- und Berichtsrechte würde 
also bei Kompetenzkonflikten verfassungsrechtlicher Prägung keine Abhilfe bieten. 
 
Die Gewährung von Rechtsschutz zur Sicherung der verfassungsrechtlichen Garan-
tien der Finanzkontrolle hängt folglich von der Zulässigkeit des Antrags an das Bun-
desverfassungsgericht zur Ausfechtung des Rechtsstreits in einem Organstreitver-
fahren ab. Stehen dem Bundesrechnungshof i. S. v. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG „eigene 
Rechte“ in Gestalt der verfassungsrechtlichen Gewährleistungen gem. Art. 114 
Abs. 2 S. 1 GG zu, ist dieser organstreitfähig und kann von Verfassungsorganen 
ausgehende Beeinträchtigungen der Finanzkontrolle abwehren. 
 
(1) Der in Art. 114 Abs. 2 GG enthaltene Verfassungsauftrag verleiht dem Bundes-
rechnungshofs das Recht und die Pflicht zur Prüfung der gesamten Haushalts- und 
Wirtschaftsführung des Bundes. Außerdem regelt er das Verkehrsrecht mit der Bun-
desregierung, dem Bundestag und dem Bundesrat.669 Die dem obersten Organ der 
Finanzkontrolle zu Teil gewordene institutionelle und funktionelle Verfassungsgaran-
tie sowie die Gewährleistung der Unabhängigkeit seiner Mitglieder genügen zwar für 
die Einstufung des Bundesrechnungshofs als Verfassungsrechtssubjekt. Das bedeu-
tet aber nicht auch, dass der Bundesrechnungshof durch das Grundgesetz mit sol-
chen „eigenen Rechten“ ausgestattet ist, die Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG für wehrfähig er-
klärt. 
 
Für die Frage nach der Wehrfähigkeit scheint vielmehr der besondere verfassungs-
organisatorische Status des Bundesrechnungshofs von Bedeutung zu sein. Die Son-
derstellung des Rechnungshofs prägt die Finanzkontrolle als Staatsfunktion. Die 
Kompetenzen, welche der obersten Rechnungsprüfungsbehörde zugewiesen sind, 
unterscheiden diese von den Aufgaben und Befugnissen der Verfassungsorgane des 
Grundgesetzes. 
                                            
667 Seite 233. 
668 Seite 156. 
669 Vgl. Susanne Tiemann, Rechtsschutzprobleme im Bereich öffentlicher Finanzkontrolle, DÖV 75, 
405 ff. (408). 
 240 
(2) Angesichts der damit angesprochenen staatsorganisatorischen Sonderstellung 
des Rechungshofs kommt der oben670 erörterten Zulässigkeit von so genannten In-
Sich-Prozessen vor den Verwaltungsgerichten entscheidende Bedeutung zu. Besag-
te Darlegungen zum verwaltungsprozessualen Innenrechtsstreitverfahren sind für die 
Parteifähigkeit des Rechnungshofs im Organstreitverfahren vor dem Verfassungsge-
richt von Bedeutung, da die Gründe für die Verneinung der Statthaftigkeit bei In-Sich-
Verfahren im Bereich der Finanzkontrolle Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG entlehnt wurden. 
Folglich kann die Wehrfähigkeit des Rechnungshofs auf verfassungsprozessualer 
Ebene nur bejaht werden, wenn schon die verwaltungsprozessuale Organstreitfähig-
keit anzuerkennen gewesen wäre. 
 
Aus dem geltenden Verwaltungsprozessrecht und insbesondere aus den aus Art. 93 
Abs. 1 Nr. 1 GG abgeleiteten Grundsätzen ergab sich jedoch für den Rechnungshof 
nach keiner der im Schrifttum vertretenen Auffassungen die fragliche Organstreit-
fähigkeit. Aus dem verfassungsorganisatorischen Sonderstatus des Rechnungshofs 
war vielmehr zu folgern, dass dieser kein „Kontrastorgan“ darstellt. Eine solche Ein-
stufung wäre nur möglich, wenn den obersten Finanzkontrollorganen Kompetenzen 
gleichsam als „subjektive Rechte“ zugeordnet wären. Das ist jedoch nicht der Fall. 
Aufgrund der dem Rechnungshof zugewiesenen Sonderstellung sind die am Ver-
fahren der Rechnungsprüfung beteiligten Behörden nicht als Einrichtungen anzuse-
hen, die in ein auszubalancierendes Kräftespiel hineingestellt sind. 
 
(3) Dem könnte entgegengehalten werden, der ständige „Kontakt“ des Rechnungs-
hofs mit Verfassungsorganen wie Parlament und Regierung gebiete, unterschiedli-
che Maßstäbe für die Beurteilung der verfassungsprozessualen und der verwaltungs-
prozessualen Parteifähigkeit anzulegen. 
 
Dazu ist zu sagen, dass die Rechtsbeziehungen zwischen Rechnungshof und den 
genannten Verfassungsorganen unbeschadet der erheblichen Bedeutung insbeson-
dere der unmittelbaren Berichterstattung gegenüber der gesetzgebenden Körper-
schaft nicht der Machtbegrenzung dienen. Der Rechnungshof steht naturgemäß nicht 
in einem staatsorganisationsrechtlichen Spannungsfeld zu Parlament und Regierung. 
Bei der Rechnungsprüfung sind die Verfahrensbeteiligten kein Teil eines Systems 
von „checks and balances of power“, das zur gegenseitigen Hemmung oder Be-
schränkung der Ausübung von Staatsmacht eingerichtet ist. 
                                            
670 Seite 97. 
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Die Zuerkennung von Beteiligtenfähigkeit im Organstreitverfahren ist aber nur dann 
erforderlich, wenn das fragliche Organ die Möglichkeit besitzt, staatliche Prozesse 
auf oberster Ebene zu gestalten und auf den politischen Willensbildungsprozess Ein-
fluss zu nehmen. Der „andere Beteiligte“ i. S. d. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG muss einen 
„Faktor des Verfassungslebens“671 darstellen, der in Rang und Funktion den obersten 
Bundesorganen gleichsteht.672 Eine Einrichtung verfügt nur dann als ein „anderer Be-
teiligter“ über „eigene Rechte“ und ist damit nur dann vor dem Bundesverfassungs-
gericht wehrfähig, wenn die der Institution zugewiesenen Kompetenzen mit denen 
der Verfassungsorgane vergleichbar sind. 
 
Dieser Zusammenhang ergibt sich unter anderem auch aus der Entstehungsge-
schichte des Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG. Mit dem Gebot673 zur Rückhaltung des Bundes-
verfassungsgerichtes bei der Zulassung weiterer denkbarer Verfahrensbeteiligter 
wollte der Verfassungsgeber klarstellen, dass der Organstreit nicht für eine Vielzahl 
anderer Institutionen eröffnet sein sollte. 
 
(4) Der Bundesrechnungshof ist zwar mit Prüfungs- und Berichtskompetenzen und 
einer verfassungsrechtlich unabhängigen Rechtsstellung ausgestattet, ihm kommt 
aber nicht die Befugnis zu, wie Verfassungsorgane oder diesen gleichgestellte obers-
te Bundesbehörden gestaltend und steuernd in die politischen Abläufe einzugreifen. 
Soweit er im Rahmen seines Prüfauftrags selbständig Entscheidungen trifft, münden 
diese nicht in Weisungen, mit denen Maßnahmen zur Umsetzung der Empfehlungen 
und Schlussfolgerungen angeordnet werden, weshalb die Beschlüsse des Kollegial-
organs des Rechnungshofs nicht zur obersten staatlichen Willensbildung gerechnet 
werden können. 
 
Die verfassungsprozessuale Wehrfähigkeit des Rechnungshofs kann jedoch trotz 
des Fehlens imperativer Befugnisse ein notwendiges Element der Finanzkontrolle 
darstellen, wenn dieser im Rahmen seines Finanzkontrollauftrags auch für die Prü-
fung „politischer“ Entscheidungen zuständig wäre. Sollten die Prüfungsrechte des 
Rechnungshofs in den „politischen Raum“ hineinreichen und dadurch Berührungs-
punkte zur obersten staatlichen Willensbildung unvermeidbar sein, kann dies dafür 
                                            
671 BVerfGE 13, 54 (96). 
672 Ernst Benda, Eckart Klein, Lehrbuch des Verfassungsprozessrechts, § 25, RdNr. 926; Klaus 
Schlaich, Das Bundesverfassungsgericht, RdNr. 84. 
673 Thomas Clemens in Umbach, Clemens (Hrsg.), Bundesverfassungsgerichtsgesetz, §§ 63, 64, 
RdNr. 126. 
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sprechen, die obersten Finanzkontrollorgane den mit eigenen Rechten i. S. v. Art. 93 
Abs. 1 Nr. 1 GG ausgestatteten Institutionen gleichzustellen. 
 
dd. Befugnis zur Prüfung der Politik 
 
Zur Frage, wie es sich mit der Befugnis des Rechnungshofs zur Prüfung der Politik 
verhält, werden unterschiedliche Auffassungen vertreten. Einige Autoren vertreten 
dazu die Ansicht, dass sich die Prüfbefugnisse nicht auf die politische Ebene erstre-
cken.674 Im Schrifttum wird zudem auf eine in der Praxis seitens der Rechnungshöfe 
geübte Zurückhaltung gegenüber einer die Staatspolitik erfassenden Finanzkontrolle 
hingewiesen.  
 
Nach Auffassung der Autoren, die dem Rechnungshof die Befugnis zur Prüfung der 
Politik absprechen, ergebe sich zwar ein prüfungsfreier Raum, soweit sich die Fi-
nanzkotrolle nicht auf politische Entscheidungen erstrecke. Dieser Freiraum wider-
spreche aber nicht Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG, sondern sei mit der apolitischen Funktio-
nenzuordnung zu begründen, welche die Stellung des Rechnungshofs im Staatsauf-
bau kennzeichne. So werde der Rechnungshof im Schrifttum auch als Neutrum oder 
als eine Einrichtung „eigener Art“ bezeichnet, da er ein zwischen den Gewalten ste-
hendes, neutrales Element darstelle.675 Diese staatsrechtliche Neutralität vertrage 
sich nicht mit einer Finanzkontrolle, die sich auf politische Inhalte beziehe. 
 
                                            
674
 Siehe dazu oben (Fn. 628). und zudem Albert von Mutius, Axel Nawrath in: Heuer (Hrsg.), Kom-
mentar zum Haushaltsrecht, Art. 114 GG, RdNr. 32; Erwin Adolf Piduch, Bundeshaushaltsordnung, 
Kommentar, Art. 114, RdNr. 37; Theodor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.), Grundgesetz, Kommen-
tar, Art. 114, RdNr. 19; Susanne Tiemann, Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des 
Bundes, S. 111; Wolfgang Böning in: Böning, von Mutius (Hrsg.), Finanzkontrolle im repräsentativ-
demokratischen System, S. 44; Ulrich Battis, Rechnungshof und Politik - Zur Kontrolle der Planung 
und Finanzierung von Verwaltungsbauten durch Dritte, DÖV 1976, S. 721; Hans Herbert von Ar-
nim, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, S. 107 ff.; Herbert Sauer, Hans Blasius, Politik und Fi-
nanzkontrolle durch Rechnungshöfe, DVBl. 1985, S. 548; dieselben, Universalität der Finanzkon-
trolle? DÖV 1986, S. 554 (555). 
675 Karl Wittrock, Auf dem Weg zu einem neuen Bundesrechnungshofgesetz, DÖV 1984, S. 649; 
Bernhard Bank, Die Stellung und Aufgabe der Rechnungshöfe im neuen deutschen Staatswesen, 
ZgesStW 111 (1955), S.´512 ff. (514); ders., Über Umfang und Grenzen der Finanzkontrolle, AöR 
80 (1955/56), S. 261; ders., Über die Eigenständigkeit des Rechnungshofes zwischen Parlament 
und Regierung, DÖV 1962, S. 526 ff. (528). 
 Zur Einordnung des Rechnungshofs als „Institution sui generis“ siehe oben (Seite 34) und Haaser, 
Die Rechnungshöfe und ihre Beziehungen zu Exekutive und Legislative, DÖH 1, S. 115 ff.; Härtig, 
Entwicklung und Grundfragen der Haushaltskontrolle, DVBl. 1951, S. 393 ff. (395); Helmut Karehn-
ke, Zur Neufassung des Art. 114 des Grundgesetzes, DÖV 1972, S. 145 ff. (149); Walter Krebs, 
Kontrolle in staatlichen Entscheidungsprozessen, S. 181; Gerhard Pfennig, Beziehung zwischen 
Parlament und Rechnungshof, DVBl. 1968, S. 197 ff. (198); Weichmann, Die Stellung der Rech-
nungshöfe im organisatorischen Aufbau der Staatsgewalt, DVBl. 1953, S. 745 ff.(746). 
 243
Ungeachtet der Probleme, die mit der Einstufung des Rechungshofs als „Neutrum“ 
verbunden sind676, erklärt sich die von den Rechnungshöfen gepflegte politische 
Neutralität möglicherweise damit, dass der Rechnungshof das Parlament im Rahmen 
der Finanzkontrolle zu beraten hat und durch die Berichterstattung Prüfergebnisse 
Regierungs- wie auch Oppositionsparteien zugänglich werden. Äußerungen des 
Rechnungshofs zur Haushalts- und Finanzpolitik der Regierung können von der Op-
position für deren parteipolitische Zwecke genutzt werden. Eine solche Indienstnah-
me der Finanzkontrolle für die Ziele der Parteipolitik würde dem auf Fachkompetenz 
gründenden Ansehen des Rechnungshofs abträglich sein können. 
 
Dazu ist zu sagen, dass die Überprüfung politischer Entscheidungen, wie z. B. Zu-
wendungen für ein bestimmtes Programm in den Haushaltsplan einzustellen, zwar 
als eine Kontrolle der staatlichen Förderpraxis verstanden werden kann, aber nicht 
parteipolitisch definierte Ziele auf den Prüfstand stellt. Stellt der Rechnungshof bei 
der Prüfung fest, dass das vorgesehene Förderziel verfehlt wurde, und beanstandet 
er deshalb die Veranschlagung eines weiteren Bewilligungsrahmens für das Förder-
programm, so erfolgt diese Äußerung angesichts der zu geringen Wirksamkeit des 
Mitteleinsatzes677 und somit aus haushaltswirtschaftlichen Gründen. Die Finanzkon-
trolle stellt keine parteipolitisch geprägte Kritik der Regierungsparteien und der Re-
gierungsarbeit, sondern eine Ordnungsmäßigkeits- und Wirtschaftlichkeitskontrolle 
dar. Die Prüfung durch den Rechnungshof bezieht sich ausschließlich auf die Eig-
nung des zur Erreichung des Ziels eingesetzten Instrumentariums und geht dabei der 
Frage nach, ob die von Seiten der Förderpolitik festgelegte Zweckbestimmung mit 
dem Einsatz der Haushaltsmittel erreichbar ist. 
 
In den vorstehenden Ausführungen wird bereits anhand der voneinander zu trennen-
den Ebenen der Partei- und der Förderpolitik deutlich, dass der Begriff „Politik“ in 
seinem Bedeutungsgehalt äußerst vielschichtig ist. Sollte anhand einer Inhaltsbe-
stimmung dieses Begriffs abgrenzbar sein, welche finanzrelevanten Handlungen als 
„politische Entscheidungen“ einzustufen sind, wäre es möglich, diese einem verfas-
sungsrechtlichen Vorbehaltsbereich zuzuordnen. Ein solcher Vorbehaltsbereich wür-
de der Finanzkontrolle ungeachtet ihrer Unabhängigkeit gegenüber staatspolitischer 
Gewalt Grenzen setzen können. 
 
                                            
676 Seite 41. 
677  Zur Bedeutung des Prüfmaßstabs der Wirtschaftlichkeit siehe in diesem Zusammenhang auch  
oben (Seite 218). 
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ee. Unabhängigkeit gegenüber staatspolitischer Gewalt 
 
Vor dem Hintergrund der Unabhängigkeit des Rechnungshofs gegenüber staatspoli-
tischer Gewalt und der Frage nach der Eignung des Begriffs „politische Entschei-
dung“ als Grundlage für die kompetenzielle Abgrenzung der Prüfaufgaben des 
Rechnungshofs gegenüber den Funktionsbereichen anderer verfassungsorganisato-
rischer Aufgabenträger ist zunächst auf den Ursprung des als „Politik“ bezeichneten 
Vorbehaltsbereiches einzugehen.678 
 
Die Vorstellung, wonach der „politische Bereich“ gegenüber anderen Staatsfunktio-
nen ein besonderes „Reservat“ darstellt, entstammt der verfassungsrechtlich veran-
kerten gerichtlichen Kontrolle der Dritten Gewalt über die Zweite. Eine Übertragung 
dieser für die justizielle Kontrolle gezogenen Grenze auf die Finanzkontrolle ist nicht 
möglich. Die Beschränkung der Kontrolle von der Rechtsprechung auszuübenden 
Kontrolle fußt auf der Trennung von rechtlicher Bindung und politischer Gestaltung, 
die in dieser Form für die Finanzkontrolle nicht maßgeblich ist.679 Die Rechnungsprü-
fung ist zudem auch deshalb mit der Rechtsprechung nicht vergleichbar, da die Fi-
nanzkontrolle nicht auf die Exekutive beschränkt ist, sondern das gesamte finanzre-
levante staatliche Handeln erfasst. Die Prüfungsbefugnis umschließt auch jene Be-
reiche der staatlichen Haushaltswirtschaft, die der Justiz und der Gesetzgebung zu-
geordnet sind.680 Die für die Finanzkontrolle geltenden Bewertungsgrundsätze stim-
men nicht mit den Maßstäben der Verwaltungskontrolle durch die Gerichte überein. 
Die Finanzkontrolle verfügt mit der Wirtschaftlichkeit über einen der richterlichen Ent-
scheidungsfindung fremden Prüfmaßstab.681 
 
Die Herkunft des Begriffs „Politik“ deutet somit nicht auf das Bestehen eines die Fi-
nanzkontrolle beschränkenden Vorbehaltsbereiches hin. Das gleiche gilt für dessen 
besagte „Unschärfe“. Auch wenn letztlich der Begriff „Politik“ von diffusem Bedeu-
                                            
678 Siehe zu den Schwierigkeiten einer Bestimmung des Begriffs „Politik“ Hans Blasius, Recht und Fi-
nanzkontrolle in den Gestaltungsräumen von Politik und Verwaltung, DÖV 1988, 819 ff. (824, 825), 
und Ernst Heuer in: Heuer (Hrsg.), Kommentar zum Haushaltsrecht, 27. Ergänzungslieferung, 
Art. 114 GG, RdNr. 79 ff. 
679 Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff., (203). 
680 Zum Verhältnis der Finanzkontrolle als eigenständige Staatsfunktion zur Ausübung der staatsorga-
nisatorischen Hauptfunktionen durch die Staatsgewalten i. S. v. Art. 20 Abs. 2 GG siehe oben  
(Seite 28). 
681 Der Prüfungsmaßstab der Wirtschaftlichkeit ist nicht, wie Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatli-
chen Handelns, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit als Püfungsmaßstäbe, S. 403, meint, durch den 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu ersetzen. Siehe dazu oben (Seite 218). 
 245
tungsgehalt ist, scheint er dennoch keine Ungewissheiten über die Reichweite der 
Prüfungsrechte des Rechnungshofs hervorzurufen. Kompetenzielle Unschärfe ist 
nicht zu befürchten, da die „politischen Entscheidungen“ von anderem Staatshandeln 
abgrenzbar sind. Sie gehen entweder von Parlament oder Regierung aus und unter-
liegen der Rechnungsprüfung, wenn sie haushaltswirtschafter Natur sind. Soweit es 
sich bei Handlungen besagter Staatsorgane um finanzrelevante Entscheidungen 
handelt, sind diese am Wirtschaftlichkeitsgebot zu messen.  
 
Der Gesetzgeber hat dem Rechnungshof mit institutioneller Autonomie gegenüber 
Legislative und Exekutive ausgestattet, damit das Wirtschaftlichkeitsgebot nicht vor 
dem politischen Raum Halt machen muss, sondern sich auch in diesem Bereich ent-
falten kann.682 Der in Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG und den entsprechenden Bestimmun-
gen der Landesverwaltungen verankerte Sonderstatus verleiht dem Rechungshof 
gegenüber Trägern politisch geprägter Staatsgewalt funktionelle Unabhängigkeit un-
ter Ausgliederung aus dem unmittelbaren parlamentarisch-demokratischen Legitima-
tionsstrang. Aus dieser Sonderstellung folgt, dass der Rechnungshof Prüfkompeten-
zen sogar gegenüber parlamentarischen Entscheidungen besitzt. Ein Beispiel hierfür 
ist die oben dargestellte Prüfung eines im Staatshaushaltplan veranschlagten För-
derprogramms hinsichtlich dessen Eignung zur Erreichung des festgelegten Zuwen-
dungszwecks. In Fällen wie diesem steht ein Zurückweichen vor dem „politischen Be-
reich“, den die Entscheidung zur Etatisierung von Haushaltsmitteln für einen be-
stimmten Förderzweck verkörpert, in Widerspruch zum Postulat einer umfassenden, 
institutionell und funktionell unabhängigen Finanzkontrolle.683 
 
Als Zwischenergebnis ist somit festzuhalten, dass die Prüfkompetenzen des Rech-
nungshofs grundsätzlich in den politischen Raum hineinreichen. Schranken für diese 
Kontrollrechte sind höchstens in Form von im Grundgesetz oder in den Landesver-
fassungen enthaltener verfassungsorganisatorischer Vorbehaltsbereiche vorstellbar, 
soweit solche zugunsten politischer Funktionsträger des Staats wirken und der 
Reichweite der Finanzkontrolle dadurch Grenzen setzen.  
 
                                            
682  Theodor Maunz in: Maunz, Dürig (Hrsg.) Grundgesetz, Kommentar, Art. 114 GG, RdNr. 17, 18; 
Günter Mann, Unabhängige Kontrolleure beim Haushaltsvollzug, ZParl 1982, S.353 ff (357); Karl 
Wittrock, Warum muss Finanzkontrolle unabhängig sein?, DVBl. 1984, S. 823 ff. (824); ders., 
Nachdenkenswertes über den Bundesrechnungshof, ZParl 1985, S. 261 ff. (263).  
683  Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichung der Verei-
nigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996), 190 ff. (202). 
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ff. Verfassungsorganisatorische Vorbehaltsbereiche 
 
Rechnungshöfe weichen zwar angeblich684 nach deren eigenen Kompetenzverständ-
nis vor der Einbeziehung der politischen Vorgaben in die Finanzkontrolle zurück. Ob 
dies aber von der Kompetenzordnung des Grundgesetzes gewollt ist, hängt von der 
Frage ab, inwieweit den Verfassungsorganen Vorbehaltsbereiche bei Ausübung poli-
tischer Entscheidungsgewalt zugewiesen sind. 
 
Vorbehaltsbereiche exekutiver, insbesondere gubernativer Letztverantwortung sind 
im Grundgesetz zwar angelegt, bestehen aber allenfalls in sehr engem Rahmen.685 
Entscheidungsbefugnis und Übernahme von Verantwortung auf politischer Ebene 
schließen Rechenschaftspflicht nicht aus, sondern setzen sie vielmehr voraus. Zu-
dem wurde mit der institutionellen Gewährleistung der Rechnungshofkontrolle im 
Grundgesetz und der Landesverfassung nicht gleichzeitig ein traditionell „unpoliti-
sches“ Selbstverständnis der Rechnungshöfe festgeschrieben.686 Entscheidend ist 
vielmehr, dass die in Betracht kommenden Vorbehaltsbereiche nur im Verhältnis zwi-
schen Regierung und Parlament wirken. Sie beschränken den imperativen Zugriff 
des Gesetzgebers und dessen Einflussnahme auf die Regierungsgeschäfte, nicht 
aber die Finanzkontrolle, die nur eine prüfende Bewertung politischer Entscheidun-
gen zum Inhalt hat. Der Rechnungshof stellt bei der Wahrnehmung eines Prüfungs-
auftrages kein Organ dar, das zu imperativen Eingriffen gegenüber den verfassungs-
organisatorischen Hauptorganen ermächtigt ist. Den Finanzkontrollbehörden sind nur 
Prüf- und Berichtskompetenzen zugewiesen. Sie sind nicht berechtigt, Maßnahmen 
zur Umsetzung ihrer Empfehlungen gegenüber Regierung und Parlament zu ergrei-
fen. 
 
Die Folge dieses Fehlens imperativer Kompetenzen ist, dass der Rechnungshof als 
Institution nicht in einer Art und Weise am Verfassungsleben teilnimmt, die ihn in eine 
mit einem Staatsorgan vergleichbare Stellung einweist. Finanzkontrolle ist prinzipiell 
                                            
684 Seite 242. 
685  Zum Vorbehalt exekutivischer Selbstverantwortung siehe BVerfGE 67, 100, 68, 87; 90, 286; Hart-
mut Maurer, Der Verwaltungsvorbehalt, Veröffentlichung der Vereinigung der Deutschen Staats-
rechtslehrer, 43 (1985), S. 135 ff.; Friedrich E. Schnapp, Der Verwaltungsvorbehalt, Veröffentli-
chungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 43 ( 1985), S. 172 ff.; Matthias Pech-
stein, Die Begründung von rechtsverbindlichen Ausgabeverpflichtungen der Exekutive durch den 
gesetzlich festgestellten Haushaltsplan als verfassungsrechtliches Problem, VerwArch 86 (1995), 
359 (369); zum Vorbehaltsbereich der Gubernative: Konrad Hesse, Grundzüge des Verfassungs-
rechts der Bundesrepublik Deutschland, RdNr. 530 ff.  
686  Christoph Degenhart, Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, Veröffentlichungen der Ver-
einigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, 55 (1996); 190 ff. (207). 
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nicht darauf ausgerichtet, die ohnehin nur in engem Rahmen existierenden687 verfas-
sungsorganisatorischen Letztverantwortungsbereiche der Staatsorgane anzutasten. 
Die Prüfkompetenzen des Rechnungshofs gleichen den „eigenen Rechten“ i. S. v. 
Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG also nicht, weshalb den Finanzkontrollbehörden Beteili-




Der Bundesrechnungshof ist bei Rechtsstreitigkeiten aus Anlass der Auslegungen 
seiner Prüfungs- und Berichtsrechte gem. Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG nicht nach Art. 93 
Abs. 1 Nr. 1 GG organstreitfähig. Wird durch ein Verfassungsorgan die im Grundge-
setz verankerte institutionelle Garantie beeinträchtigt oder unmittelbar gefährdet, be-
steht für den Bundesrechnungshof keine Möglichkeit, Rechtsschutz zu erlangen. Wie 
auch beim verwaltungsprozessualen Innenrechtsstreit steht somit in Frage, ob der 
Gesetzgeber den Bundesrechnungshof für organstreitfähig erklären kann.688 
 
Die Vereinbarkeit eines solchen Rechtsschutzes mit Verfassungsgrundsätzen wird in 
einem der nachstehenden Abschnitte erörtert. Zunächst ist zu klären, ob ggf. noch 
weitere Verfahrensvoraussetzungen des Bundesorganstreits bei verfassungsrechtli-
chen Streitigkeiten aus dem Bereich der Finanzkontrolle problematisch sind. 
 
Zu diesen weiteren Zulässigkeitsvoraussetzungen gehört Prozessfähigkeit. Sie ist im 
Bundesverfassungsgerichtsgesetz nicht geregelt ist, sondern richtet sich nach den 
für den jeweiligen Beteiligten geltenden Bestimmungen.689 Für den Bundesrech-
nungshof ergibt sich die Prozessfähigkeit aus § 6 Abs. 1 S. 1 BRHG. Diese Vorschrift 
weist dem Präsidenten des Bundesrechnungshofs das Vertretungsrecht in allen den 
Bundesrechnungshof betreffenden Angelegenheiten nach außen zu. 
 
Abgesehen von der Befähigung zur Prozessführung muss der Bundesrechnungshof, 
um Rechtsschutz vor dem Bundesverfassungsgericht im Wege des Organstreitver-
fahrens erlangen zu können, antragsbefugt sein. 
                                            
687  Christoph Degenhart, Der Verwaltungsvorbehalt, NJW 1984, 2184 ff. 
688 Otto Häußer, Zur Antragsbefugnis der Rechnungshöfe im verfassungsrechtlichen Organstreit, DÖV 
1998, S. 544 ff. (550) geht - im Gegensatz zur hier vertretenen Auffassung - von einer materiell-
rechtlichen Befugnis zur Geltendmachung der Prüfungsrechte im Organstreit als „anderer Beteilig-
ter“ i. S. v. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG aus. Es spreche jedoch nichts dagegen, die Antragsbefugnis 
deklaratorisch besonders zu regeln.(S. 549). 




Ein im Organstreitverfahren möglicher Beteiligter ist gem. § 64 Abs. 1 BVerfGG an-
tragsbefugt, wenn er geltend machen kann, in vom Grundgesetz übertragenen Rech-
ten oder Pflichten verletzt oder unmittelbar gefährdet zu sein.690 Für die Zulässigkeit 
des Antrags genügt die Möglichkeit einer Rechtsverletzung oder Gefährdung. Der 
Antragsteller ist nach seinem Vorbringen antragsbefugt, wenn nicht ausgeschlossen 
werden kann, dass es sich so verhält, wie er es vorträgt.691 Die beeinträchtigten 
Rechtspositionen müssen dabei Kompetenzen, Antragsrechte, Statusrechte oder or-
ganschaftliche Pflichten sein, die im Grundgesetz normiert sind und dem Antragstel-
ler selbst zustehen. Antragsbefugnis des Bundesrechnungshofs bei Rechtsstreitig-
keiten mit anderen Verfassungsorganen wird i. d. R. aus Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG fol-
gen, da die Statusrechte sowie die Prüf- und Berichtskompetenzen für die Zuerken-
nung von Antragsbefugnis taugliche verfassungsmäßige Rechtsverhältnisse darstel-
len. 
 
Der Bundesrechnungshof ist folglich im Organstreitverfahren antragsbefugt, wenn 
Parlament oder Regierung die Kompetenzen des Rechnungshofes grundsätzlich 
bestreiten oder in anderer Weise die institutionelle und funktionelle Garantie des 
Rechnungshofs beeinträchtigen sollten. Ein Antrag des Bundesrechnungshofs schei-
tert in Fällen wie diesen zumindest nicht an § 64 Abs. 1 BVerfGG. Bei anderen Fall-
gestaltungen, in denen nicht der Rechnungshof sondern ein anderer Streitbeteiligter 
das Verfassungsgericht anruft, ist nicht die Antrags- sondern Prozessführungsbefug-




Sollte der Bundesrechnungshof nach Lage des Rechtsstreits nicht aktiv Abwehrrech-
te geltend machen, sondern etwa wegen einer von ihm ausgelösten Kompetenz-
konfliks Antragsgegner sein, ist ein Verfahren gegen diesen nur statthaft, wenn ihm 
Prozessführungsbefugnis zukommt. 
                                            
690 Gerd Sturm in: Michael Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, Art. 93, RdNr. 31. 
691 Christian Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, § 7, RdNr. 35. 
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Ob diese Verfahrensvoraussetzung vorliegt, richtet sich - nicht anders als das Vorlie-
gen von Antragsbefugnis - nach Art. 114 Abs. 2 GG. Bei verfassungsrechtlichen 
Streitigkeiten, die sich auf diese Vorschrift beziehen, ist der Rechnungshof stets als 
der „richtige“ Antragsgegner anzusehen. Das streitige Rechtsverhältnis ergibt sich 
aus Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG, wenn beispielsweise ein Sachverhalt vom Rechnungs-
hof geprüft wird, auf den sich die Rechnungsprüfung wegen fehlender finanzwirt-
schaftlicher Relevanz nicht erstreckt, sondern der vielmehr von Kontrollkompetenzen 
anderer Institutionen mit Verfassungsrang erfasst wird. Die Berichtspflicht692 des 
Rechnungshofs gegenüber Regierung und Parlament stellt nach Art 114 Abs. 2 S. 2 
GG ebenfalls ein Verfassungsrechtsverhältnis dar, das dem Rechnungshof Prozess-
führungsbefugnis vermittelt, wenn gegen diesen ein Organstreitverfahren ange-
strengt wird.693 
 
Damit kann unter den für das Organstreitverfahren geltenden Verfahrenvorausset-
zungen grundsätzlich auch Prozessführungsbefugnis bei einem Rechtsstreit im Be-
reich der Finanzkontrolle gegeben sein. Wie jedoch oben694 festgestellt wurde, folgt 
wirksamer Verfassungsrechtsschutz mangels Parteifähigkeit des Rechnungshofs 
nicht aus Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG i. V. m. den §§ 63 ff. BVerfGG, sondern der Ge-
setzgeber müsste mit einer besonderen gesetzlichen Regelung dem Rechnungshof 
Organstreitfähigkeit zuweisen. 
 
                                            
692 Von jährlichen Berichten und Sonderberichten abgesehen, sind einfachgesetzlich auch noch weite-
re Berichtsformen vorgesehen. Zu diesen gehört insbesondere die Erstattung von Gutachten auf 
Anforderung des Parlaments oder eines Ausschusses (siehe dazu § 88 Abs. 3 SäHO). Sollte ein 
Auftrag zur Erstattung eines Gutachtens in eine Rechtsstreitigkeit münden, ist fraglich, ob dieser 
verfassungsrechtliche Natur zukommen würde. Bei den weiteren Aufgaben i. S. v. Art. 114 Abs. 2 
S. 3 GG handelt sich grundsätzlich nicht um verfassungsrechtliche Kompetenzen des Bundesrech-
nungshofs. Denkbar wäre aber eine Beeinträchtigung der Prüfaufgaben des Rechnungshofs durch 
ein intensives Gebrauchmachen von der Möglichkeit zur Anforderung von Gutachten. In diesem 
Fall kann sich bei Klagebefugnis des Rechnungshofs aus Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG ergeben. 
693 Im Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass im Organstreitverfahren sich die Beeinträchtigung 
eines Antragstellers auch aus einem regelwidrigen Unterlassen ergeben kann. Siehe außerdem 
Christian Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, § 7, Rdnrn. 19 ff., zur Zulässigkeitsvoraussetzung 
der Tauglichkeit des Angriffsgegenstands und dem notwendigen Vortrag hierzu. 
694 Seite 247. 
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IV. Begründung der Organstreitfähigkeit 
 
Der Gesetzgeber kann die Beteiligungsfähigkeit des Bundesrechnungshofs in Or-
ganstreitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht durch einfaches Gesetz wirk-
sam begründen. Insofern ist auf die Ausführungen oben695 zur Verfassungsmäßigkeit 
der verwaltungsgerichtlichen objektiven Rechtskontrolle durch Verwaltungsgerichte 
im Bereich der Finanzkontrolle zu verweisen. Die Vereinbarkeit einer durch Gesetz 
auf der Ebene des Verfassungsprozessrechts zu verankernden Organstreitfähigkeit 
mit der Verfassung ist im Grunde nicht anders zu beurteilen als die Verfassungskon-
formität eines besonderen verwaltungsprozessualen In-Sich-Verfahrens. 
 
Mit der Ermöglichung von Rechtsschutz vor dem Bundesverfassungsgericht zur 
Streitentscheidung von Kompetenzkonflikten bei der Rechnungsprüfung wird in ers-
ter Linie den Grundsätzen der Gewaltenteilung und der Rechtsstaatlichkeit Rech-
nung getragen. Weiterhin stünde ein solches Organstreitverfahren auch nicht in Wi-
derstreit zu sonst maßgeblichen Verfassungsbestimmungen oder Rechtsgrundsätzen 
mit Verfassungsrang. Die mit der Zuweisung von Organstreitfähigkeit an den Rech-
nungshof verbundene Erweiterung des Kreises der organstreitfähigen Institutionen 
über die gem. § 63 BVerfGG Parteifähigen hinaus ist folglich mit dem Grundgesetz 
vereinbar.  
 
Die verfassungsprozessuale Wehrfähigkeit des Rechnungshofs ergänzte zudem 
sinnvoll das in den Darlegungen zur verwaltungsprozessualen Wehrfähigkeit erörter-
te objektive Beanstandungsverfahren. Die Klagemöglichkeit vor dem Verfassungsge-
richt böte Rechtsschutz in Fällen, in denen der Rechtsweg zu den Verwaltungsge-
richten gem. § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO verschlossen ist, da wegen Gefährdung der un-
abhängigen Stellung des Rechnungshofs oder der ihm als Finanzkontrolle obliegen-
den Staatsfunktion eine verfassungsrechtliche Streitigkeit vorliegt. 
 
Für eine Vorschrift mit welcher der Gesetzgeber den Rechnungshof für organstreitfä-
hig erklärt, kommen als Regelungsorte die Verfahrensordnung und das Haushalts-
recht gleichermaßen in Frage. Da manches dafür spricht, den verwaltungsgerichtli-
chen Organstreit durch Einfügung einer Vorschrift in den V. Abschnitt des HGrG für 
 
                                            
695 Seite 119. 
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statthaft zu erklären696, könnte der Gesetzgeber dort in einem weiteren § 46 b HGrG 
die verfassungsprozessuale Organstreitfähigkeit des Rechnungshofs verankern.697 
 
§ 46 b Organstreitfähigkeit. Der Rechnungshof kann Antragsteller oder Antragsgegner 
in Verfahren sein, in denen das Verfassungsgericht über die Auslegung der Verfassung 
aus Anlass von Streitigkeiten über den Umfang der Rechte und Pflichten eines obersten 
Staatsorgans oder anderer Beteiligter entscheidet, die durch die Verfassung oder in der 
Geschäftsordnung eines obersten Staatsorgans mit eigenen Rechten ausgestattet sind. 
 
Mit einer Regelung wie der vorstehenden würden im Zusammenwirken mit einer 
durch Gesetz begründeten verwaltungsprozessualen Beteiligungsfähigkeit des Rech-
nungshofs vielfältige Rechtsschutzmöglichkeiten im Bereich der Finanzkontrolle ent-
stehen. Ebenso wie die schon bislang nicht selten in gerichtlichen Verfahren ausge-
fochtenen Streitigkeiten zur Abwehr subjektiver Rechtsbeeinträchtigungen könnten 
dann auch die meist nur latenten Innenrechtsstreitigkeiten und sonstigen Kompe-
tenzkonflikte mit dem Rechnungshof vor Gericht ausgetragen werden. Finanzkon-
trollakte wären einer gerichtlichen Nachprüfung zugänglich sowie mit Hilfe der Ge-
richte durchsetzbar, und damit wandelte sich die in der Verfassung verankerte Unab-
hängigkeit des Rechnungshofs in eine wehrfähige Rechtsposition. Sollte der Gesetz-
geber den Rechnungshöfen die Fähigkeit verleihen, deren funktionelle und institutio-
nelle Garantie wenn nötig vor Gericht zu verteidigen, bräuchten die obersten Organe 
der Finanzkontrolle nicht länger als „Stiefkinder des Rechtsstaats“ zu gelten. 
 
                                            
696 Seite 156. 
697 Die Vorschrift würde im Teil I. des HGrG enthalten sein. Aufgrund der Verpflichtung aus § 1 HGrG 
hätte der Bund dem Bundesrechnungshof die Stellung eines Beteiligten vor dem Bundesver-
fassungsgericht einzuräumen. Gleichermaßen waren die Länder verpflichtet, im jeweiligen Landes-
haushaltsrecht Parteifähigkeit für den Landesrechnungshof vorzusehen. Soweit Organstreitfähig-
keit, wie in Hessen (siehe oben Seite 20), bereits aufgrund einer Vorschrift des Landesrechts ge-
geben sein sollte, hätte die Regelung nur deklaratorischen Charakter. 
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F. Zusammenfassung der Ergebnisse 
 
In diesem Abschnitt sind in zusammengefasster Form die verwaltungs- und verfas-
sungsprozessualen Rechtsprobleme dargestellt, die bei der Ausfechtung von Rechts-
streitigkeiten mit dem Rechnungshof vor Gericht in Erscheinung treten können. 
 
(A) Standort der Finanzkontrolle im demokratischen Staat 
 
Fragen des Rechtsschutzes im Bereich der Finanzkontrolle sind eng mit der staats-
organisatorischen Rechtsstellung des Rechnungshofs und damit dessen Bedeutung 
als oberste staatliche Finanzkontrollbehörde verknüpft. Gleiches gilt angesichts des 
Organstreitverfahrens (Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG) für die den Rechnungshöfen im Ver-
fassungsgefüge zukommende Rangstufe. 
 
(1) Sonderstellung zum System der Gewaltenteilung 
 
Die den Rechnungshöfen in Bund und Ländern von der Verfassung als Aufgabe zu-
gewiesene Finanzkontrolle beinhaltet zwar Elemente, die auch Exekutive, Legislative 
und Judikative kennzeichnen, lässt sich aber keiner der drei in Art. 20 Abs. 2 GG ge-
nannten Staatsgewalten zuordnen. 
 
Rechnungshöfe nehmen als Träger einer Staatsfunktion in Gestalt von Prüf- und Be-
richtskompetenzen eine Sonderstellung im Staatsaufbau ein. Finanzkontrolle stellt 
auf die ihr wesenseigene Weise einen Teil staatsorganisatorischer Integration dar, 
die in der gegenseitigen Hemmung und Kontrolle der in der Verfassung verankerten 
Gewalten zum Ausdruck kommt. 
 
Die Ergebnisse der Prüftätigkeit können zwar vom Rechnungshof nicht selbst in fi-
nanzrelevante Maßnahmen umgesetzt werden, weshalb er nicht Teil des Systems 
der Gewaltenteilung ist. Finanzkontrolle verstärkt aber im Wege der Information von 
Parlament und Regierung mittelbar den Wirkungsgrad der Gewaltenteilung. Die Fi-
nanzkontrollbehörden werden auf diese Weise indirekt in den Dienst der „checks and 
balances of power“ gestellt mit dem Ziel, expansiven, mittelverschleißenden Kräften 
Einhalt zu gebieten. In dieser Indienststellung für die Gewaltenteilung bildet sich die 
Sonderstellung des Rechnungshofs im Staatsaufbau ab. 
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(2) Einstufung als oberstes Staatsorgan 
 
Die Finanzkontrollorgane des Bundes und der Länder stellen angesichts ihres Son-
derstatus zwar keine Verfassungsorgane ersten Grades dar. Die Rechnungshöfe 
sind im Staatsaufbau aber gewiss oberhalb der Ebene der einfachen Verwaltungs-
behörden ohne Verfassungsrang einzustufen. Die im Mittelpunkt des staatlichen Fi-
nanzkontrollsystems stehenden Rechnungshöfe stellen „oberste Staatsorgane“ dar, 
deren Bestand und Aufgabe durch die Verfassung gewährleistet wird. 
 
Der Sonderstatus des Rechnungshofs im Staatsaufbau und seine Einstufung als  
oberstes Staatsorgan spiegelt sich in dessen Rechtsstellung im Verwaltungsprozess 
wie auch im verfassungsprozessualen Verfahren wider. 
 
(B) Stellung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
 
Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren regeln Prozessvoraussetzungen die Zulässig-
keit von Rechtsbehelfen. Sie sind damit für die Frage von Bedeutung, ob Rechtsstrei-
tigkeiten im Bereich der Finanzkontrolle vor Gericht ausgefochten werden können. 
 
(1) Reichweite der Prozessordnung 
 
Die Reichweite der Prozessordnung, d. h. insbesondere die Zulässigkeit von verwal-
tungsgerichtlichen Klagen gegen Handlungen des Rechnungshofs im Prüfverfahren, 
bemisst sich in erster Linie nach den Bestimmungen über die Eröffnung des Verwal-
tungsrechtswegs (§ 40 Abs. 1 S. 1 VwGO) und über die Beteiligtenfähigkeit (§ 61 
VwGO) 
 
(2) Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 
 
Die Verwaltungsgerichte sind i. d. R. gem. § 40 Abs. 1 Nr. 1 VwGO für Rechtsschutz 
gegen Prüfhandlungen des Rechnungshofs zuständig, soweit nicht ausnahmsweise 
Streitgegenstände verfassungsrechtlicher Natur vorliegen.  
 
Bezieht sich die angegriffene Verfahrenshandlung auf eine Prüfaufgabe, die dem 
Rechnungshof nicht durch die Verfassung, sondern durch einfaches Gesetz zuge-
wiesen ist, liegt keine verfassungsrechtliche Streitigkeit vor. Ebenso verhält es sich 
bei den in der Haushaltsordnung verankerten Erhebungsbefugnissen. Diese konkre-
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tisieren die von der Verfassung in funktioneller Hinsicht gewährleistete Prüfaufgabe. 
Die einzelnen Rechte des Rechnungshofs bei der Ermittlung des prüfrelevanten 
Sachverhaltes sind aber nicht als verfassungsrechtliche Kompetenzen ausgestaltet.  
 
Grundsätzlich ist auch bei Rechtsschutzbegehren, die sich gegen die Weitergabe 
von Prüfergebnissen durch den Rechnungshof wenden, der Rechtsweg zu den Ver-
waltungsgerichten eröffnet. Wird wegen einer im Rechnungshofbericht enthaltenen 
Prüfungsfeststellung geklagt, die der Rechnungshof aufgrund seiner verfassungs-
rechtlich zugewiesenen und durch die Haushaltsordnung konkretisierten Aufgaben 
getroffen hat, berührt dies das Verhältnis zwischen Rechnungshof und Parlament. 
Der Vorbehalt der verfassungsrechtlichen Streitigkeit griffe, wenn durch die Klage der 
verfassungsrechtliche Kerngehalt der Berichtspflicht des Rechnungshofs gegenüber 
der gesetzgebenden Körperschaft angetastet werden würde. Der funktionale Bedeu-
tungsgehalt der Berichterstattung wird für gewöhnlich nur in Frage stehen, wenn sich 
der Rechtsstreit auf Prüfergebnisse aus dem Bereich der dem Rechnungshof auf-
grund des Prüfauftrags obliegenden „Verfassungskontrolle“ (Prüfung der Haushalts-
rechnung) bezieht. Dieser Prüfungsgegenstand ist ohne Einschränkung für die Ent-
lastung der Regierung durch das Parlament, die auf der Grundlage des jährlichen 
Berichts des Rechnungshofs erfolgt, von Bedeutung. 
 
Mit einem Klagebegehren könnte weiterhin in die Befugnis des Rechnungshofs ein-
gegriffen werden, überhaupt Prüfungsergebnisse in den Jahresbericht oder den Be-
richt in Angelegenheiten von besonderer Bedeutung aufzunehmen und weiterzulei-
ten. In diesem Fall wäre die Kompetenz zur Berichterstattung gegenüber den Haupt-
organen des Staates dem Grunde nach betroffen, und es würde eine den Verwal-
tungsrechtsweg ausschließende verfassungsrechtliche Streitigkeit vorliegen. 
 
(3) Beteiligungsfähigkeit  
 
Im Verwaltungsprozess folgt die Beteiligungsfähigkeit der obersten Finanzkontrollor-
gane des Bundes und der Länder weder aus § 61 Nr. 1 VwGO noch aus § 61 Nr. 2 
VwGO. Die Parteifähigkeit ergibt sich nicht aus § 61 Nr. 1 VwGO, da die Rech-
nungshöfe zwar institutionell verselbständigt sind, aber keine juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts verkörpern. Die Rechnungshöfe stellen auch keine teilbetei-
ligtenfähigen Personenvereinigungen i. S. v. § 61 Nr. 2 VwGO dar. Die in den Rech-
nungshofgesetzen verankerten Kollegialorgane sind nicht die Normadressaten der 
Funk- 
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tionszuweisung aus Art. 114 Abs. 2 GG sowie den entsprechenden Bestimmungen in 
den Landesverfassungen. Die in der Verfassung enthaltenen Befugnis- und Kompe-
tenznormen sind vielmehr den Rechnungshöfen als Institutionen zugeordnet. 
 
Damit bestehen für Beteiligte an Rechtsstreitigkeiten im Bereich der Finanzkontrolle 
grundsätzlich keine Rechtsschutzmöglichkeiten gegenüber dem Rechnungshof als 
Aufgabenträger, sondern stattdessen gegenüber dem Staat, dem der Rechnungshof 
angehört, als Rechtsträger. Sollte sich beispielsweise eine juristische Person des öf-
fentlichen oder privaten Rechts von einer Handlung des Rechnungshofs im Prüfver-
fahren beeinträchtigt sehen, könnte diese sich i. d. R. nicht mit einem Rechtsbehelf, 
der gegen den Rechnungshof gerichtet ist, an die Gerichte wenden. Im Gegensatz 
dazu kann ein Prozessrechtsverhältnis auch zwischen prüfungsverpflichteter Stelle 
und Rechnungshof entstehen, wenn dieser für Verfahren vor den allgemeinen Ge-
richten der Verwaltungsgerichtsbarkeit aufgrund einer landesrechtlichen Bestimmung 
gem. § 61 Nr. 3 VwGO für beteiligtenfähig erklärt ist. 
 
Liegt eine solche Erklärung wie in den meisten Ländern nicht vor, fehlt dem Rech-
nungshof die für das Entstehen eines Prozessrechtsverhältnisses notwendige Betei-
ligtenfähigkeit. Jedoch erscheint fraglich, ob die Einbindung des Staates anstelle des 
Rechnungshofs in das Prozessrechtsverhältnis dem Rechtschutzbegehren eines 
Klägers, der sich gegen eine ihm belastende Prüfanordnung des Rechnungshofs zur 
Wehr setzt, genügt. Erwirkt der Kläger ein Leistungsurteil, verfügt er zwar über einen 
titulierten Anspruch gegenüber dem Staat. Der Staat könnte aber seinerseits nichts 
unternehmen, den Rechnungshof zur Befolgung des Urteilsspruchs zu veranlassen. 
Dafür wäre Weisungsbefugnis erforderlich, die keinem Organ des Staates gegenüber 
dem mit Unabhängigkeit ausgestatteten Rechnungshof zukommt. Ist hingegen der 
Rechnungshof selbst Prozessgegner, ergeht das Urteil diesem gegenüber als Ver-
fahrensbeteiligtem. Es entfaltet damit seine Rechtswirkungen in gerader Linie ge-
genüber der Institution, gegen die sich der Kläger mit seinem Rechtsschutzbegehren 
wendet. 
 
Abgesehen davon, dass der Rechnungshof nach § 61 Nr. 3 VwGO im Außenrechts-
streit nur parteifähig ist, wenn das Landesrecht dies bestimmt, ergibt sich aus § 61 
VwGO nicht, was gilt, falls sich der Rechnungshof und eine Staatsbehörde wegen 
einer streitigen Prüfungshandlung gegenüberstehen. Über die Zulässigkeit von In-
Sich-Prozessen geben die Regelungen in § 61 VwGO keinen Aufschluss. 
 
 256 
(4) Zulässigkeit von In-Sich-Prozessen 
 
Zu den Erscheinungsformen des verwaltungsgerichtlichen In-Sich-Verfahrens gehö-
ren in erster Linie der Organstreit und der so genannte In-Sich-Prozess. 
 
Die von der Rechtsprechung weitergehend als beim In-Sich-Prozess anerkannten 
Grundlagen des Organstreitverfahrens können auf Rechtsstreitigkeiten aus dem Be-
reich der Finanzkontrolle nicht übertragen werden. Organstreitverfahren in Gestalt 
des Kommunalverfassungsstreits oder des Hochschulverfassungsstreits sind durch 
Auseinandersetzungen von Funktionsträgern gekennzeichnet, die gemeinschaftlich 
den Willen eines Verwaltungsträgers in einer körperschaftlich verfassten Funktionen- 
ordnung zu bilden haben. Diese vom Gesetzgeber bezweckte gemeinschaftliche Auf-
gabenbewältigung, die gleichzeitig im Interesse und zum Schutz der verfassten Mit-
glieder eingerichtet wurde, hat zur richterlichen Anerkennung des Kommunalverfas-
sungsstreits als Verfahren körperschaftsinterner Organstreitigkeiten unterhalb der 
Ebene des Verfassungsrechts (vgl. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG) geführt. 
 
Gegenstand des Verfahrens sind hingegen bei Rechtsstreitigkeiten mit dem Rech-
nungshof die dieser Institution zustehenden Prüfungs- und Berichtskompetenzen, die 
in einem Prüfverfahren wahrgenommen werden, das auf einseitig vom Rechnungs-
hof zu treffende Entscheidungen ausgerichtet ist. Dem in der Finanzverfassung und 
den Haushaltsordnungen des Bundes und der Länder enthaltenen System der Fi-
nanzkontrolle ist ein Zusammenwirken von Rechnungshof und prüfungsverpflichten-
der Behörde bei den verfahrensleitenden Anordnungen zur Bestimmung des Prü-
fungsgeschehens und der Berichterstattung nicht vorgesehen. Da dem Prüfungs-
verfahren kein gemeinsamer Willensbildungsprozess zwischen Prüfer und Geprüftem 
zu Grunde liegt, unterscheiden sich Rechtsstreitigkeiten unter staatlichen Aufgaben-
trägern im Bereich der Finanzkontrolle somit deutlich von den Organstreitigkeiten, die 
zur Verteidigung organschaftlicher Rechte vor den Verwaltungsgerichten ausgetra-
gen werden können. 
 
Von den Organstreitigkeiten in Form der Kommunal- und Hochschulverfassungs-
streitigkeiten abgesehen, sind auch die im Schrifttum und in der Rechtsprechung zur 
Zulässigkeit von sonstigen Formen verwaltungsprozessualer In-Sich-Prozesse ver-
tretenen Auffassungen nicht auf Rechtsstreitigkeiten aus dem Bereich der Finanz-
kontrolle übertragbar. Zwar ist zum Teil im Schrifttum anerkannt, dass In-Sich-
Prozesse zumindest ausnahmsweise für zulässig erachtet werden können, wenn 
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staatlichen Funktionseinheiten, Organen und sonstigen Stellen wehrfähige Rechts-
positionen durch die Rechtsordnung zugewiesen sind. Dies ist jedoch nur bei Orga-
nen der Fall, die in einem Spannungsverhältnis zu anderen öffentlichen Aufgaben-
trägern stehen. Die Innenrechtsbeziehungen unter den an einem Rechtsstreit betei-
ligten Behörden haben hierfür einem System von „checks an balances of power“ zu 
gleichen. Einer solchen Ausbalancierung der Kräfte muss dabei die Aufgabe zu-
kommen, die gegenseitige Kontrolle und Machtbegrenzung zu gewährleisten. Stellen 
die streitbeteiligten staatlichen Funktionseinheiten angesichts eines derartigen Kräf-
tespiels folglich „Kontrastorgane“ dar, können wechselseitig „versubjektivierte“ 
Rechtspositionen angenommen werden. 
 
Den Rechnungshöfen kommt im Verhältnis zur jeweiligen bundes- und landes-
unmittelbaren Veraltung nicht die Bedeutung von Kontrastorganen zu. Sie nehmen 
Prüfaufgaben wahr, ohne zu Maßnahmen gegenüber den geprüften Behörden in Hin-
blick auf festgestellte Mängel befugt zu sein. Finanzkontrolle umfasst als Staats-
aufgabe nicht die Kompetenz, auf die Abläufe in der geprüften Stelle zur Umsetzung 
der Entscheidungen des Rechnungshofs einzuwirken. 
 
Rechnungshöfe verfügen bei Ausübung der Finanzkontrolle damit nicht über die Zu-
ständigkeit für imperative Eingriffe und nehmen im Staatswesen zudem einen abge-
sonderten Standort gegenüber den der Prüfung gem. Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG unter-
worfenen Verwaltungsorganen ein. Die verfassungsrechtlich untrennbar mit der Son-
derstellung verknüpften Aufgaben und Kompetenzen des Rechnungshofs erzeugen 
unmittelbar keine Auswirkungen innerhalb des staatlichen Machtausübungsgefüges. 
Der Rechnungshof ist im Verhältnis zu anderen Behörden durch Art. 114 Abs. 2 GG 
nicht in die Stellung eines „Kontrastorgans“ eingewiesen. Kompetenzkonflikte sind 
mangels gesetzlich zugewiesener Abwehrpositionen somit vor Gericht nicht aus-
fechtbar. 
 
Eine weitere Fallgruppe der Innenrechtsstreitverfahren stellen die so genannten Fis-
kalstreitigkeiten dar, bei denen Staat als „Fiskus“ gegen den Staat als Hoheitsträger 
wegen des Entzugs oder der Belastung des Finanz- oder Verwaltungsvermögens 
durch Leistungspflichten klagt. Eine solche Belastung tritt, wenn auch vielfach nur 
geringfügig, so doch regelmäßig in Prüfverfahren auf, da der Rechnungshof die 
sächliche und die personelle Ausstattung der geprüften Stellen bei der Durchführung 
seiner Erhebungen in Anspruch nimmt. Die prüfungsverpflichteten Behörden müssen 
den Prüfbeamten zeitweilig Räumlichkeiten und Gerätschaften überlassen. Aus-
 258 
kunftsbereite Angehörige der Dienststelle haben den Prüfern des Rechnungshofs für 
Befragungen zur Verfügung stehen. 
 
Obwohl damit denkbar erscheint, dass eine Prüfungsanordnung auch in mehr als nur 
zu vernachlässigender Weise Belastungen für die staatliche Vermögenslage erzeugt, 
ist eine Klage der betroffenen Behörde dennoch nicht zulässig, da eine für die Aner-
kennung von Klagebefugnis ausreichende Begründung auf der besagten Fiskustheo-
rie nicht aufgebaut werden kann. Die Fiskustheorie beruht auf einer Fiktion, die von 
der Staatsrechtslehre aufgegeben wurde. Im modernen Rechtsstaat besitzt die Fis-
kustheorie angesichts der Garantie des Rechtswegs bei Rechtsverletzung durch die 
öffentliche Gewalt gem. Art. 19 Abs. 4 GG keine Bedeutung mehr.  
 
Neben der Fiskustheorie scheint die Rechtsprechung die Ausfechtung von Kompe-
tenzkonflikten wegen einer Prüfhandlung des Rechnungshofs vor Gericht in erster 
Linie aus anderen Gesichtspunkten heraus für statthaft anzusehen. Bedeutsam ist 
insoweit eine Entscheidung des Bundessozialgerichtes (BSGE 52, 295), das In-Sich-
Verfahren im Bereich der Finanzkontrolle wegen der weisungsunabhängigen Stel-
lung des Rechnungshofs für zulässig hält. 
 
Der Auffassung des Bundessozialgerichts kann jedoch nur zum Teil gefolgt werden. 
Ein verwaltungsprozessuales In-Sich-Verfahren ist nicht schon bei Fehlen einer  
übergeordneten Instanz mit der Kompetenz zur Entscheidung in Konfliktfällen erfor-
derlich. Vielmehr muss es sich bei den streitbeteiligten Behörden um „Kontrastorga-
ne“ handeln, die in einem Spannungsverhältnis zueinander stehen. Dies ist bei der 
Rechnungsprüfung aber nicht der Fall. 
 
Damit ist in Anbetracht des auf Individualrechtsschutz ausgerichteten Verwaltungs-
prozesses nicht ersichtlich, dass In-Sich-Prozesse im Bereich der Finanzkontrolle 
statthaft wären. Kompetenzkonflikte im Zusammenhang mit Prüfhandlungen des 
Rechnungshofs können nicht vor Gericht ausgetragen werden. Dies bedeutet jedoch 
nicht, dass der Gesetzgeber gehindert ist, diese Rechtsstreitigkeiten zu tauglichen 
Gegenständen einer objektiven Rechtskontrolle in Form eines gerichtlichen Innen-
rechtsstreitverfahrens zu erklären. 
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(5) Verfassungskonformität eines durch Gesetz eingeführten objektiven Beanstan-
dungsverfahrens  
 
Ein Innenrechtsstreitverfahren zur Beilegung von Auseinandersetzungen um Prü-
fungs- und Berichtsrechte des Rechnungshofs ist mit grundlegenden Verfassungsbe-
stimmungen wie der Rechtsschutzgarantie gem. Art. 19 Abs. 4 GG vereinbar und 
dient der Gewährleistung von Rechtsstaatlichkeit gem. Art. 20 Abs. 3 GG und Gewal-
tenteilung gem. Art. 20 Abs. 2 GG. 
 
Von Art. 19 Abs. 4 GG ist über die Garantie des individuellen Rechtsschutzes hinaus 
eine Art von Ausschlussfunktion gegenüber objektiven verwaltungsgerichtlichen Kon-
trollverfahren grundsätzlich nicht umfasst. Die in Art. 19 Abs. 4 GG enthaltene 
Rechtsweggarantie stellt als staatliche Pflicht und als individuelles Recht die Kehrsei-
te des staatlichen Gewaltmonopols, der bürgerlichen Friedenspflicht und des Selbst-
hilfeverbots dar. Dem Wesen des modernen Staats entspricht es, sämtliche Akte öf-
fentlicher Gewalt gegenüber dem Bürger in einem bisher nicht erreichten Maß dem 
Gerichtsschutz zu unterwerfen. Justizgewährung stellt damit im Grundgesetz ein 
Komplementär zu den anderen Elementen der Rechtsstaatlichkeit dar. Solange diese 
Bedeutung des Art. 19 Abs. 4 GG nicht in Frage gestellt wird, steht die Justizgewäh-
rungspflicht anderen als individualrechtlichen Schutzaufträgen nicht entgegen. 
 
Die Wirksamkeit der Rechtsschutzgarantie würde durch ein einzelnes, auf Kompe-
tenzkonflikte aus dem Bereich der Rechnungsprüfung beschränktes und damit den 
möglichen Verfahrensgegenständen nach eng umgrenztes objektiv-rechtliches Kon-
trollverfahren nicht beeinträchtigt werden. Aus Art. 19 Abs. 4 GG ergibt sich folglich 
keine Schranke für die Einführung des besagten Innenrechtsstreitverfahrens. Zudem 
diente die Einführung eines objektives Beanstandungsverfahrens dem Rechtsstaats-
gebot, da mit der Eröffnung von Rechtsschutzmöglichkeiten ein Weg gefunden wür-
de, der Gerichtsbarkeit latente Konflikte aus dem Bereich der Finanzkontrolle zur 
Streitentscheidung zuzuweisen.  
 
Das Rechtsstaatsgebot stellt eine an vielen Stellen im Grundgesetz zum Ausdruck 
kommende „Leitidee“ der Verfassung dar. Sein Aufscheinen in Art. 20 Abs. 3 GG be-
zweckt die Bindung der drei Hauptgewalten an Recht und Gesetz. Diese Bindung er-
streckt sich unbeschadet der Sonderstellung der Finanzkontrolle auch auf die Prüf- 
und Berichtskompetenzen des Rechnungshofs. Handlungen der Finanzkontrollbe-
hörden unterliegen grundsätzlich - in ähnlicher Weise wie etwa die Maßnahmen der 
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vollziehenden Gewalt - dem Vorbehalt des Gesetzes und können somit „rechtswidrig“ 
sein. 
 
Mit „vollziehender Gewalt“ im Sinne der Bindung an Recht und Gesetz (Art. 20 Abs. 3 
GG) sind alle staatlichen Aktivitäten gemeint, die nicht Gesetzgebung darstellen. Die 
Sonderstellung des Rechnungshofs führt wegen seiner Einbindung in den Verfas-
sungsorganismus, der vom Rechtsstaatsprinzip durchdrungen ist, nicht zur Freistel-
lung von der Bindung an Recht und Gesetz.  
 
Die Unabhängigkeit des Rechnungshofs vermag auch deswegen an der Bindung an 
Recht und Gesetz nichts zu ändern, da üblicherweise auch atypische Funktionenzu-
schnitte und Gewaltenverschränkungen nicht von dieser Bindung ausgenommen 
sind. Zwar ist bei der Finanzkontrolle eine vom Regelfall des Art. 20 Abs. 2 GG ab-
weichende Aufgabenzuordnung getroffen, diese ist aber durch Wesenselemente an-
derer Funktionsbereiche gekennzeichnet. Da auch den drei in Art. 20 Abs. 2 GG ver-
ankerten Hauptgewalten Kontrollaufgaben obliegen, besteht kein Grund zur Annah-
me, dass mit der Sonderstellung der Rechnungshöfe die Bindung an Recht und Ge-
setz überwunden werden sollte. Der Vorrang des Gesetzes aus Art. 20 Abs. 3 GG 
gilt stets auch für Finanzkontrollakte des Rechnungshofs, die an andere staatliche 
Aufgabenträger gerichtet sind. 
 
Sollten von Finanzkontrollakten ausgehende Beeinträchtigungen des Rechtsstaats-
gebots durch den Gesetzgeber einer gerichtlichen Überprüfung unterworfen werden, 
würden die Gerichte weiterhin zur Gewährleistung der im Grundgesetz in erster Linie 
durch den Grundsatz der Gewaltenteilung (Art. 20 Abs. 2 GG) geprägten Funktionen-
ordnung in Dienst genommen werden. Das Prinzip der Gewaltenteilung will staatliche 
Funktionen und Kompetenzen institutionell verfestigt und rational geformt in rechtlich 
verstetigter Form zuweisen. Der staatliche Aufbau soll gegliedert, durchsichtig und 
nach Verantwortlichkeiten geordnet, die Organisation „funktionsklar“ und „funktions-
gerecht“ sein. Die Wirksamkeit der staatlichen Organe wird durch die Zuweisung von 
Kompetenzen - die immer begrenzt sind - und durch feste, klare und verbindliche 
Verfahrensregeln in Form gebracht. 
 
Handlungen des Rechnungshofs, die nicht mit den haushaltsrechtlichen Kompetenz-
normen in Einklang stehen, widersprechen dem durch die Gewaltentrennung vorge-
zeichneten Bild eines rechtlich wohlgeordneten Funktionenablaufs innerhalb des 
Staats. Ebenso wirkt ein Verhalten, das den Rechnungshof bei der Wahrnehmung 
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seiner Prüfaufgaben behindert, dem Ziel entgegen, das organisatorische Gefüge des 
Staats auf bestmögliche Erfüllung aller Staatsfunktionen auszurichten. 
 
Mit der Einführung eines objektiven verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes kann 
der Gesetzgeber dafür Sorge tragen, dass ein Gericht über angeblich kompetenzwid-
rige Finanzkontrollakte sowie verweigerte Mitwirkungshandlungen der geprüften Stel-
le befindet. Eine solche gerichtliche Kontrolle dient damit der Gewährleistung der in 
der Verfassung angelegten Funktionenordnung. Das gilt umso mehr, soweit kompe-
tenzwidrige Finanzkontrollakte als Funktionenübergriffe einzustufen sind und somit 
das Gewaltenteilungsprinzip in seinem Wesengehalt antasten können. Dies steht vor 
allem für die Prüfungsanordnung in Frage, da der Rechnungshof die geprüfte Stelle 
mit dieser zu Mitwirkungshandlungen verpflichtet. Eine Handlung des Rechnungs-
hofs im Prüfverfahren, die von der Reichweite der Kontrollkompetenzen nicht um-
fasst ist, würde die zur Gewaltausübung nach der verfassungsmäßigen Ordnung 
hierzu eingesetzten Organe ohne ausreichenden Grund in Anspruch nehmen. Sie 
würden dadurch nicht mehr uneingeschränkt in den Dienst der Gewaltenteilung, der 
wechselseitigen Hemmung und Kontrolle der Staatsgewalten, gestellt sein. Aus den 
im Grundgesetz vorgesehenen Gewaltenverschränkungen ergibt sich jedoch, dass 
Funktionenübergriffe jedenfalls bis zu einem gewissen Ausmaß mit der Verfassung 
vereinbar sind. 
 
Wann eine Überschreitung des Grades hinzunehmender Beeinträchtigung vorliegt, 
bemisst sich nicht nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Der Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
nur begrenzt auf Eingriffe des Staats gegenüber dem Bürger anwendbar und kann 
somit nicht als Abwägungsmaßstab bei Funktionenübergriffen herangezogen wer-
den. Vielmehr handelt es sich nach der Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 
bei einer kompetenzwidrigen innerstaatlichen Maßnahme - wie etwa bei einer unzu-
lässigen Prüfhandlungen des Rechnungshofs oder der Verweigerung von Aktenein-
sicht durch die geprüfte Stelle - um einen in Hinsicht auf das Prinzip der Gewaltentei-
lung beachtlichen Funktionenübergriff, wenn dieser eine grob unsachgemäße Kom-
petenzverletzung darstellt. 
 
Soweit Handlungen des Rechnungshofs derartige Funktionsübergriffe darstellen, er-
scheint eine gerichtliche Überprüfung des streitgegenständlichen Firmenkontrollakts 
als geboten und geeignet, das effektive und kompetenzmäßige Wirken der Organe 
im Staatsgefüge zu gewährleisten. Gleiches gilt natürlich auch im Falle von grob un-
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sachgemäßen Behinderungen des Rechnungshofs bei der Wahrnehmung seiner 
Prüfbefugnisse. 
 
Da die Ermöglichung von verwaltungsprozessualen In-Sich-Verfahren im Bereich der 
Rechnungsprüfung der Wahrung des staatlichen Kompetenzgefüges dienen würde, 
bestehen auch aus Sicht des Demokratiegebots und des aus ihm abgeleiteten Sub-
sidiaritätsprinzips, sofern man diesem überhaupt den Rang eines Verfassungsgrund-
satzes zuerkennen will, keine Einwände. Davon abgesehen würde mit einem solchen 
objektiven Beanstandungsverfahren weder die Rechtsstellung der Organe der 
Rechtsprechung noch die der Finanzkontrolle in verfassungsrechtlich bedenklicher 
Art und Weise beeinträchtigt werden. Innenrechtsstreitigkeiten, die beschränkt auf 
den Bereich der Finanzkontrolle vor Gericht ausgetragen werden können, bedeute-
ten keinen allgemeinen „Behördenkrieg“ vor den Verwaltungsgerichten. Eine Klage-
möglichkeit des Rechnungshofs zur Durchsetzung der Prüfungs- und Erhebungs-
rechte würde die Finanzkontrolle und damit eine bedeutsame finanzwirtschaftliche 
Funktion im Rahmen des Haushaltskreislaufs stärken. 
 
Schließlich stehen, sollte der Gesetzgeber die Einrichtung eines solchen objektiven 
Beanstandungsverfahrens erwägen, diesem Vorhaben weder eine Impermeabilität 
des Staates noch das Prinzip der Einheit der Verwaltung entgegen. Die früher vor-
herrschende Auffassung, der Staat sei für Rechtssätze undurchdringbar oder „im-
permeabel“, ist mit dem im Grundgesetz niedergelegten Rechtsstaatsgedanken nicht 
vereinbar. Einheit der Verwaltung stellt keinen Rechtsgrundsatz sondern nur ein ver-
waltungsorganisatorisches Leitbild dar, von dem stets aus Gründen der Zweckmä-
ßigkeit abgewichen werden kann. 
 
Da In-Sich-Verfahren zur Austragung von Kompetenzkonflikten im Bereich der Fi-
nanzkontrolle somit verfassungskonform sind, ist der Gesetzgeber nicht gehindert, 
derartige Rechtsschutzmöglichkeiten für statthaft zu erklären. Als mögliche Verfah-
rensgegenstände solcher In-Sich-Prozesse kommen dabei - nicht anders als beim 
gewöhnlichen Außenrechtsschutz - die zur Erhebung des Sachverhalts erfolgenden 
Prüfungsanordnungen wie auch die zur Weitergabe von im Prüfverfahren erlangten 
Informationen dienenden Prüfungsmitteilungen und Berichte in Frage. 
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(6) Zulässige Klageart  
 
Von der Rechtsnatur der angegriffenen Handlung hängt ab, in welcher Form verwal-
tungsprozessualer Rechtsschutz begehrt werden muss. Soweit der Rechnungshof im 
Prüfverfahren Verwaltungsakte erlässt, kommt Anfechtungsklage in Betracht. 
 
Handlungen des Rechnungshofs, die nur in der Weitergabe von Informationen be-
stehen, ist keinerlei Regelungswirkung zueigen. Gegen das nicht auf Erlassen eines 
Verwaltungsakts gerichtete Handeln des Rechnungshofs bei der Berichterstattung 
kann Rechtsschutz mit der allgemeinen Leistungsklage erlangt werden. Die Feststel-
lungsklage tritt hinter eine statthafte, dem Klageziel besser entsprechende Leistungs-
klage zurück. 
 
Die Rechtsnatur der von den Finanzkontrollbehörden zur Sachverhaltserhebung 
festzulegenden Auskunftsersuchen richtet sich danach, ob eine Stelle innerhalb oder 
außerhalb des Staats, dem der Rechnungshof angehört, geprüft wird. Wendet sich 
der Rechnungshof mit einer Prüfungsanordnung an eine andere Rechtsperson, eine 
prüfungsverpflichtete natürliche oder juristische Person des öffentlichen oder privaten 
Rechts, liegt eine rechtserhebliche behördliche Handlung mit Außenwirkung vor. Ge-
gen den Verwaltungsakt des Rechnungshofs ist somit Anfechtungsklage i. S. v. § 42 
Abs. 1, 1. Alternative VwGO statthaft. 
 
Keine Rechtswirkungen nach außen entfalten hingegen Prüfungsanordnungen ge-
genüber Stellen, die dem demselben Rechtsträger angehören wie der Rechnungs-
hof. Beziehen sich die Erhebungen des Rechnungshofs bei der Prüfung der Haus-
halts- und Wirtschaftsführung gem. Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG auf Behörden und sons-
tige nicht rechtsfähige staatliche Organisationseinheiten, kommt dessen Festlegun-
gen und Anordnungen keine Verwaltungsaktqualität zu. 
 
Solche Prüfungsanordnungen, die der Rechnungshof gegenüber Einrichtungen des-
selben Rechtsträgers trifft, stellen keine In-Sich-Verwaltungsakte dar. Eine solche 
Einstufung wäre nur möglich, wenn die Prüfungsanordnung eine Maßnahme wäre, 
die in vergleichbarer Weise auch gegenüber einem privaten Rechtssubjekt ergehen 
kann. Die Prüfungsanordnung müsste also im Regelfall ein außenwirksamer Akt 
sein, den die Behörde ausnahmsweise auch gegen ein Organ derselben Körper-
schaft richtet, dem aber dennoch aufgrund besonderer Umstände Außenwirkung zu-
gesprochen wird. 
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Die Kompetenz der Rechnungshöfe zur umfassenden Prüfung der Haushalts- und 
Wirtschaftsführung gem. Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG bezieht sich hingegen ihrem Wesen 
nach auf den Staat und seine Organe und damit eben nicht in erster Linie auf 
Rechtssubjekte, die außerhalb des staatlichen Bereichs stehen. Die Prüfungsanord-
nung stellt damit den Inbegriff einer innerstaatlichen Maßnahme dar.  
 
Bei Prüfungsanordnungen, die der Rechnungshof im Prüfverfahren gegenüber Be-
hörden des Staates, dem er angehört, trifft, handelt es sich aber auch nicht um Or-
ganisationsakte. Dem Rechnungshof kommt als Finanzkontrollorgan in Prüfange-
legenheiten keine Verbandskompetenz (Organisationsgewalt) zu. Er ist insbesondere 
auch nicht befugt, Anordnungen zur verwaltungsorganisatorischen Umsetzung der in 
Prüfungsmitteilungen und Berichten enthaltenen Schlussfolgerungen, Empfehlungen 
und Hinweise zu erteilen. 
 
Handlungen des Rechnungshofs bei der Wahrnehmung des Finanzkontrollauftrags 
können vielmehr als Finanzkontrollakte bezeichnet werden, deren Rechtsnatur - wie 
die der Organisationsakte - davon abhängt, ob mit diesen Rechtserheblichkeit nach 
außen bezweckt ist. Soweit Außenwirksamkeit nicht gegeben ist, liegt Verwaltungs-
aktsqualität nicht vor. In diesem Fall ist bei Klagen gegen die Prüfungsanordnung 
nicht Anfechtungsklage, sondern allgemeine Leistungsklage richtige Rechtsschutz-
form. Dies gilt stets auch für die Klage des Rechnungshofs zur Durchsetzung seiner 
Anordnungen zur Sachverhaltserhebung. 
 
Neben der Wahl der richtigen Klageart hängt die Gewährung von verwaltungsgericht-
lichem Individualrechtsschutz gegen Handlungen des Rechnungshofs davon ab, 
dass der Kläger schlüssig ein von der Rechnungsprüfung ausgehendes Verletztsein 




Die Klagebefugnis stellt eine Zulässigkeitsvoraussetzung des verwaltungsgerichtli-
chen Verfahrens dar. Sie liegt vor, wenn nach dem klägerischen Vorbringen eine in-
dividuelle Rechtsverletzung zumindest als möglich erscheint. Klagebefugnis würde 
damit verwaltungsprozessual nicht erforderlich sein, wenn der Gesetzgeber erwöge, 
ein objektives Beanstandungsverfahren im Bereich der Finanzkontrolle gesetzlich 
einzuführen. Ein solches In-Sich-Verfahren würde gerade dazu dienen, auch nicht 
 265
rechtsfähigen Prüfungsverpflichteten, die ein Verletztsein in eigenen Rechten (Klage-
befugnis) nicht schlüssig behaupten können, Rechtsschutzmöglichkeiten zu eröffnen. 
 
Neben Staatsbehörden und anderen nicht rechtsfähigen Einrichtungen können juris-
tische Personen des öffentlichen oder privaten Rechts, die Träger öffentlicher Aufga-
ben sind, zum Kreis der Prüfungsverpflichteten gehören. Individualrechtsschutz gem. 
Art. 19 Abs. 4 GG steht diesen Aufgabenträgern wegen des Konfusionsarguments 
nicht zu, ihnen kann aber der Zugang zu einer objektiven gerichtlichen Rechtskon-
trolle gewährt werden. Die in Art. 19 Abs. 4 GG verankerte Rechtsweggarantie steht 
dieser Form von Rechtsschutz gegenüber Prüf- und Berichtshandlungen des Rech-
nungshofs eben so wenig entgegen, wie dies bei einem vom Gesetzgeber für statt-
haft erklärten In-Sich-Prozess zur Ausfechtung von Kompetenzkonflikten aus dem 
Bereich der Finanzkontrolle der Fall wäre.  
 
Sind einer prüfungsverpflichteten Stelle allerdings durch die Rechtsordnung subjekti-
ve Rechte zugewiesen, benötigt diese keine Rechtsschutzmöglichkeit im Rahmen 
eines objektiven Beanstandungsverfahrens. Dies gilt insbesondere für juristische 
Personen des öffentlichen Rechts, soweit diese ausnahmsweise grundrechtsmündig 
sind. Unter den subjektiven Rechten, die als Abwehrpositionen gegenüber der Fi-
nanzkontrolle in Betracht kommen, sind je nach Rechtsstellung des Prüfungsadres-
saten das Recht auf Eigentum (Art. 14 Abs. 1 GG), die Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 
GG), die Vereinsfreiheit (Art. 9 Abs. 1 GG), das Recht auf informelle Selbstbestim-
mung, Selbstverwaltungsrechte (insbesondere gem. Art. 28 Abs. 1 GG), die Rund-
funkfreiheit (Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG) und die Freiheit von Forschung und Lehre (Art. 5 
Abs. 3 S. 1 GG) als subjektive Rechte von Bedeutung. Diese Rechtspositionen sind 
grundsätzlich zur Begründung von Klagebefugnis geeignet, sodass in herkömmlicher 
Weise individueller Rechtsschutz zugänglich ist. 
 
Das Bestehen einer geschützten Rechtsposition reicht für sich aber nicht aus, um die 
Klagebefugnis schlüssig zu begründen, sondern der mit der Klage angegriffene Ho-
heitsakt muss auch seiner Art nach dafür in Frage kommen, eine Rechtsverletzung 
zu bewirken. Ein Finanzkontrollakt kann eine Rechtsverletzung trotz der fehlenden 
Rechtswirkung der Rechnungshofberichte und ungeachtet der üblichen Anonymisie-
rung der Feststellungen hervorrufen. Eine von der Berichterstattung durch den 
Rechnungshof ausgehende faktische Beschwer ist ebenso wie die unmittelbare ziel-
gerichtete Rechtsverletzung für eine Klagebefugnis ausreichend. Die in Berichten 
des Rechnungshofs gebräuchliche Anonymisierung des festgestellten Sachverhaltes 
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stellt einen vielfach nur bedingt wirksamen Schutz individueller, wirtschaftlich be-
deutsamer oder sonst vertraulicher Informationen dar. 
 
Und schließlich sind Finanzkontrollakte unbeachtet des in Art. 114 Abs. 2 GG veran-
kerten Prüfmaßstabs der Wirtschaftlichkeit „justiziabel“. Die in Mitteilungen und Be-
richten dargestellten Prüfergebnisse beruhen ihrem Wesen nach auf einer grundsätz-
lich nachvollziehbaren Ableitung aus den festgestellten Sachverhalten. Als Maßstab 
dient der Finanzkontrolle bei der Wirtschaftlichkeitsprüfung eine Bemessungsgrund-
lage, die auf einer Übertragung des betriebswirtschaftlichen Maßstabs für Wirtschaft-
lichkeit (Verhältnis von Aufwand und Ertrag) auf den öffentlichen Bereich beruht. 
Dieser auch als Verhältnismäßigkeit im ökonomischen Sinne bezeichneter Prüfmaß-
stab räumt den Rechnungshöfen zwar einen weiten Beurteilungsspielraum ein, der 
aber rationale, überprüfbare Grenzen aufweist. Dies ermöglicht den Gerichten, will-
kürliche Entscheidungen zu erkennen. Da die Wertungen des Rechnungshofs somit 
richterlicher Entscheidungsfindung zugänglich sind, ist wirksamer Rechtsschutz ge-
gen dessen im Prüfverfahren erfolgenden Handlungen möglich. 
 
Neben dem Schutz subjektiver Rechte gegenüber Finanzkontrollakten im verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren und der Möglichkeit, ein Innenrechtsstreitverfahren zur 
Austragung von bei Rechnungsprüfung auftretenden Kompetenzkonflikten durch Ge-
setz für statthaft zu erklären, ist als weitere wichtige Form des Rechtsschutzes im 
Bereich der Finanzkontrolle das Organstreitverfahren vor dem Verfassungsgericht zu 
nennen. 
 
(C) Beteiligungsfähigkeit des Bundesrechnungshofs im Organstreitverfahren 
vor dem Bundesverfassungsgericht 
 
Der Bundesrechnungshof stellt keine nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG im Organstreitver-
fahren parteifähige Institution dar, da es sich bei diesem um kein Verfassungsorgan 
und auch nicht um einen den Verfassungsorganen gleichgestellten Aufgabenträger 
handelt. 
 
Für die Organstreitfähigkeit des Bundesrechnungshofs als „anderer Beteiligter“ 
i. S. v. Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG spricht zwar, dass dessen institutionelle Garantie oh-
ne verfassungsprozessuale Wehrfähigkeit nicht wirksam gewährleistet ist. Die Aner-
kennung von „eigenen Rechten“ im Verhältnis zu anderen Organen des Staates ist 
aber nur bei Institutionen gerechtfertigt, denen im Verhältnis zu den Verfassungsor-
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ganen die Kompetenz zur Einflussnahme auf den gesamtstaatlichen Prozess zu-
kommt. 
 
Bei den Rechnungshöfen handelt es sich verfassungsorganisatorisch nicht um sol-
che zur Einflussnahme auf staatsleitende Entscheidungen berufene Kontrastorgane, 
die bei der Ausübung der Finanzkontrolle in ein System von „checks and balances of 
powers“ hineingestellt sind. Die obersten Finanzkontrollorgane sind befugt, auch poli-
tische Entscheidungen von Regierung und Parlament zu prüfen, denn für diese kann 
es aus Sicht des umfassende Geltung beanspruchenden Wirtschaftlichkeitsgebots 
keine Freiräume oder Vorbehaltsbereiche geben. Die Prüf- und Berichtskompeten-
zen der Rechnungshöfe stellen jedoch keine imperativen Befugnisse dar. Die Rech-
nungshöfe nehmen also nicht die Rolle von Bestimmungsfaktoren im politischen Pro-
zess ein. 
 
Da der Bundesrechnungshof damit in verfassungsorganisatorischer Hinsicht nicht die 
Rechtsqualität eines Kontrastorgans aufweist, stellt er keinen „anderen Beteiligten“ 
dar, die Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG neben den Verfassungsorganen für organstreitfähig 
erklärt. Jedes andere Ergebnis würde den Grundsätzen widersprechen, nach denen 
die Statthaftigkeit von Innenrechtsstreitverfahren im Bereich der Finanzkontrolle zu 
beurteilen ist und die auf der Ebene des Verwaltungsprozessrechts die gleichen wie 
die auf der des Verfassungsprozessrechts sind.  
 
Die für verwaltungsgerichtliches In-Sich-Verfahren und Verfassungsorganstreit über-
einstimmenden Grundlagen erleichtern damit auch die Beantwortung der Frage, ob 
der Gesetzgeber das verfassungsprozessuale Organstreitverfahren für Rechtsstrei-
tigkeiten aus dem Bereich der Finanzkontrolle für zugänglich machen könnte. Eine 
Vorschrift, die zur Einführung einer solchen Rechtsschutzmöglichkeit beispielsweise 
im HGrG eingefügt werden würde, wäre ausgehend von den zum verwaltungsge-
richtlichen In-Sich-Verfahren aufgezeigten Grundlagen mit der Verfassung vereinbar. 
 
Der Gesetzgeber hat es somit in der Hand, Rechtsschutzmöglichkeiten neben dem 
Außen- auch für den Innenbereich des Staats vorzusehen. Die Einbeziehung des 
Rechnungshofs in das System des justiziellen Rechtsschutzes ermöglichte diesem, 
die Gerichte bei Rechtsstreitigkeiten anzurufen, die sich auf dessen Prüf- und Be-
richtskompetenzen beziehen. Bei Eingriffen in die Verfassungsrechtlich verankerte 
institutionelle Garantie würde der Gang zum Verfassungsgericht in Betracht kom-
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men. Rechnungshöfe, die in dieser Form mit Wehrfähigkeit ausgestattet wären, 
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